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Nach 24. Februar 2022 wurde das deutsch-polnische Verhältnis auch von polnischer 

Seite vor allem im Kontext von Putins Angriffskrieg auf die Ukraine betrachtet. Vor dem 

Hintergrund des Überfalls Russlands auf die Ukraine benutzte die polnische Regierung eine 

betont historische Argumentation und betonte Deutschlands moralische Pflicht, endgültig auf 

„die gute Seite der Geschichte“ zu stehen und die Ukraine entschlossen zu fördern (Gregosz – 

Lemmen 2022; Loew – Łada-Konefał 2022). 
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4.4.3. Die bedeutendsten versöhnungspolitischen Entwicklungen (2015-2022) 

 

Am Anfang November 2015 meinte der PiS-Abgeordnete und zukünftige Außenminister 

Witold Waszczykowski in einem Zeitungsinterview, dass die Politik seines Vorgängers 

Radosław Sikorski, Polen mit einer engen Zusammenarbeit mit Deutschland ins 

Entscheidungszentrum der EU zu führen, ein Irrtum gewesen sei. Polen sei kein wichtiger 

Partner, sondern ein Vasall Deutschlands geworden und sei an den Entscheidungen über für 

Polen sehr wichtige Fragen, wie den russisch-ukrainischen Konflikt, die Gaspipeline Nord 

Stream 2 oder die Lösung der Flüchtlingskrise gar nicht beteiligt (Fuksiewicz 2015: 7-8; 

Chronik der Polen-Analysen 2015). 

 Bundespräsident Joachim Gauck und Staatspräsident Andrzej Duda gaben am 22. 

November 2015 eine gemeinsame Mitteilung anlässlich des 50. Jahrestages des Briefwechsels 

der polnischen und der deutschen Bischöfe aus. Die bekannte Formulierung „[Wir] gewähren 

Vergebung und bitten um Vergebung“ am Ende des Briefes der polnischen Bischöfe sei 

symbolhaft für den Weg zur deutsch-polnischen Verständigung besonders wichtig gewesen. 

Heute seien die beiden Nachbarländer miteinander verbundene Partner im vereinigten Europa 

und die weitere Stärkung der Beziehungen sei auch in Zukunft eine wichtige Aufgabe (Chronik 

der Polen-Analysen 2015). 

 Am 26. November 2015 erfolgte der Berliner Antrittsbesuch von Außenminister 

Waszczykowski. Mit Amtskollege Steinmeier wurden die bilateralen Beziehungen insgesamt 

als gut beurteilt, es musste aber auch festgestellt werden, dass die Standpunkte der beiden 

Länder in der Flüchtlingskrise markant unterschiedlich seien. Am 21. Januar 2016 reiste 

Bundesaußenminister Steinmeier nach Warschau, wo er Gespräche mit Amtskollege 

Waszczykowski sowie mit Ministerpräsidentin Szydło führte und auch an einer 

Diskussionsveranstaltung mit deutschen und polnischen Schülern in der Zentrale der Stiftung 

für deutsch-polnische Zusammenarbeit teilnahm. Während des Besuchs betonte er, dass die 

deutsch-polnischen bilateralen Beziehungen zu wertvoll seien, um zur „Spielmasse von 

Tagespolitik“ zu werden (Ulatowski 2016: 55; Chronik der Polen-Analysen 2015-2016). 

 Am 29. Januar 2016 war Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel beim polnischen 

Amtskollegen Mateusz Morawiecki in Warschau zu Gast. Beide betonten die Absicht, die 

wirtschaftlichen Kontakte trotz der politischen Meinungsunterschiede weiterhin zu 

intensivieren. Am 12. Februar 2016, also nach der Einladung vergleichsweise spät, fand der 

Antrittsbesuch von Ministerpräsidentin Szydło bei Bundeskanzlerin Merkel in Berlin statt, 

wobei praktische Fragen im Mittelpunkt standen. Beide Regierungschefinnen betonten, dass sie 
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den Verbleib Großbritanniens in der EU unterstützen. Bezüglich der Flüchtlingskrise 

bekräftigte Szydło die Ablehnung von festen Quoten, Polen sei aber bereit, sich an der 

Sicherung der EU-Außengrenzen verstärkt zu beteiligen (Chronik der Polen-Analysen 2016). 

 Zur gemeinsamen Eröffnung des 18. Deutsch-Polnischen Forums unter dem Titel „25 

Jahre gute Nachbarschaft – deutsch-polnische Verantwortungsgemeinschaft“ reiste 

Bundesaußenminister Steinmeier am 19. April 2016 zu Amtskollege Waszczykowski nach 

Warschau. Während des Aufenthalts lag er einen Kranz vor dem Denkmal der Ghettohelden 

nieder. Zur aktuellen Aussage von Jarosław Kaczyński in einem Zeitungsinterview, dass die 

Demokratie in Deutschland gerade liquidiert werde, bemerkte Steinmeier, dass er keinen Grund 

für diese Meinung sehe. Außenminister Waszczykowski bestätigte, dass im Falle dieser 

persönlichen Meinung um keinen offiziellen Standpunkt der polnischen Regierung gehe 

(Chronik der Polen-Analysen 2016; DW.com 2016b). 

 Aus Anlass des 25. Jahrestages der Unterzeichnung des deutsch-polnischen 

Nachbarschaftsvertrages eröffneten am 31. Mai 2016 Bundestagspräsident Norbert Lammert 

und Sejm-Marschall Marek Kuchciński die Ausstellung „Polen und Deutsche - Geschichten 

eines Dialogs“ im Paul-Löbe-Haus des Bundestages. Die Konzeption basierte auf die im 

Vorjahr im Gebäude des Sejm gezeigte Ausstellung „Mut und Versöhnung”. Bundespräsident 

Lammert betonte, dass obwohl auch die vergangenen 25 Jahren „nicht frei von Problemen und 

Schwierigkeiten“ gewesen sei, sei das deutsch-polnische Verhältnis im historischen Rückblick 

noch nie besser gewesen als in diesem Zeitraum (Bundestag.de 2016). 

 Anlässlich des runden 25. Jahrestages des Nachbarschaftsvertrags besuchten einander 

die beiden Staatsoberhäupter. Am 16. Juni 2016 wurde Staatspräsident Duda im Berliner 

Schloss Bellevue, am 17. Juni 2016 Bundespräsident Gauck im Warschauer Präsidentenpalast 

mit militärischen Ehren empfangen. Beide führten Gespräche auch mit der Regierungschefin 

des Gastlandes. Nach den offiziellen Empfängen nahmen die beiden Präsidenten in Berlin an 

einer Podiumsdiskussion und Lesung „Nachbarn im Gespräch“, in Warschau an der Konferenz 

„Worauf die Zukunft Europas bauen?“ teil. Beide Staatsoberhäupter betonten während des 

ganzen Programms, dass die Entwicklung der bilateralen Beziehungen in den letzten 25 Jahren 

vorbildlich gewesen sei und die enge deutsch-polnische Zusammenarbeit im Interesse der 

gesamten Europäischen Union stehe (Bundespraesident.de 2016; Chronik der Polen-Analysen 

2016). 

 Am 22. Juni 2016 fanden im Zeichen des Jahrestages die XIV. Deutsch-Polnischen 

Regierungskonsultationen in Berlin statt, wobei zahlreiche aktuelle Fragen, allen voran das 

Brexit-Referendum und die Auswirkungen der Flüchtlingskrise thematisiert wurden. Am 
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Rande der Regierungskonsultationen wurde der neulich erschienene erste Band des deutsch-

polnischen Geschichtsbuchs „Europa – Unsere Geschichte / Europa – Nasza historia“ durch die 

beiden Außenminister Steinmeier und Waszczykowski sowie Dietmar Woidke, 

Ministerpräsident Brandenburgs (des für die Federführung des Projekts auf deutscher Seite 

verantwortlichen Landes) in der Berliner Robert-Jungk-Oberschule gemeinsam präsentiert. Der 

erste Band, der als Ergebnis einer vierjährigen intensiven Zusammenarbeit von deutschen und 

polnischen Experten und Institutionen ausgegeben wurde, behandelt die europäische 

Geschichte von der Urzeit bis zum Mittelalter und wurde als ein reguläres Schulbuch zur 

Geschichte Europas konzipiert, die in unterschiedlichen Sprachfassungen sowohl im deutschen 

als auch im polnischen Geschichtsunterricht eingesetzt werden kann (Chronik der Polen-

Analysen 2016; KMK.org 2016). 

 Am 26. August 2016 reiste Bundeskanzlerin Merkel nach Warschau, wo sie ein Treffen 

mit den vier Ministerpräsidenten der Visegrád-Länder hatte. Besprochen wurde die Situation 

der EU nach dem Brexit-Referendum sowie andere aktuelle Fragen. Beiderseits wurde betont, 

dass die EU-Länder nun vor allem auf diejenigen Initiativen konzentrieren sollen, die sie 

verbinden und nicht trennen (Bundeskanzler.de 2016; Chronik der Polen-Analysen 2016). 

 Bundespräsident Gauck und Staatspräsident Duda besuchten am 28. November 2016 

gemeinsam den in Stettin ansässigen Multinationalen Korps Nordost der NATO und 

unterstrichen somit das weitere gemeinsame Engagement gegenüber der militärischen Allianz 

(Chronik der Polen-Analysen 2016). 

 Am 7. Februar 2017 reiste Bundeskanzlerin Merkel nach Warschau und führte 

Gespräche mit Ministerpräsidentin Szydło, dem Parteivorsitzenden von PiS Jarosław 

Kaczyński sowie Staatspräsident Duda. Während der gemeinsamen Pressekonferenz mit 

Ministerpräsidentin Szydło riefen einander mit Vornamen, würdigten die Bedeutung der guten 

Nachbarschaft sowie der Wirtschaftsbeziehungen und betonten, dass deutsche Firmen in Polen 

bzw. polnische Firmen in Deutschland weiterhin sehr gerne gesehen werden. Merkel unterstrich 

als das jährliche Höhepunkt im bilateralen Verhältnis, dass Polen im April 2017 das Gastland 

bei der Hannover Messe, der größten Industriemesse der Welt sein wird. Zum Thema 

Rechtsstaatlichkeit verwies die Bundeskanzlerin auf die Solidarność-Bewegung, die auch ihr 

persönliches Leben stark geprägt hatte, und bemerkte, dass gerade die Zeit der Solidarność 

gezeigt hatte, wie wichtig die pluralen Gesellschaften und die Unabhängigkeit der Justiz und 

Medien seien. Vor diesem Hintergrund hoffe sie auf konstruktive Konsultationen zwischen 

Polen und den europäischen Institutionen. Am 23. April 2017 eröffneten die beiden 

Regierungschefinnen gemeinsam die 70. Hannover-Messe, auf der Polen mit etwa 200 Firmen 
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vertreten war. Beide würdigten erneut die deutsch-polnischen Wirtschaftsbeziehungen und 

betonten, dass die Kooperation der EU-27 nach dem Brexit verbessert werden sollte (Szydło – 

Merkel 2017; Buras 2017; Chronik der Polen-Analysen 2017). 

 Der seit 19. März 2017 als neuer Bundespräsident tätiger vorheriger 

Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier reiste erst am 19. Mai 2017 nach Warschau. Als 

dieser Antrittsbesuch relativ spät erfolgte und Polen nicht unter den ersten fünf Reisezielen des 

neuen Bundespräsidenten war, wurde eine Abkühlung der Beziehungen signalisiert. Offizieller 

Anlass des Besuchs war die Eröffnung des Standes Deutschlands, des Gastlands des Jahres auf 

der Warschauer Buchmesse mit Staatspräsident Duda. In seiner Ansprache würdigte der 

Bundespräsident nicht nur die bedeutende kulturelle Mittlerrolle der Literatur, sondern auch 

den tragisch verstorbenen Staatspräsidenten Lech Kaczyński, der in der Solidarność-Bewegung 

gegen den Kommunismus kämpfte, und dessen Lieblingsroman nach eigener Aussage Der 

Zauberberg von Thomas Mann war. Außer dem Besuch auf der Buchmesse führte der 

Bundespräsident Gespräche mit Amtskollege Duda und mit Ministerpräsidentin Szydło. 

Meinungsunterschiede bezüglich der polnischen Justizreform und der wünschenswerten 

europäischen Flüchtlingspolitik wurden vor der Presse offen angesprochen. Als Teil des 

weiteren Programms legte Steinmeier einen Kranz am Grab des unbekannten Soldaten nieder 

und nahm an einem Gespräch mit Studierenden bei der Stiftung für deutsch-polnischen 

Zusammenarbeit teil (Bundespraesident.de 2017; Steinmeier 2017; Kellermann 2017; Chronik 

der Polen-Analysen 2017). 

 Am 21. Juni 2017 besuchte Ministerpräsidentin Szydło die Deutsche Botschaft in 

Warschau und trug sich aus Anlass des Todes von Altbundeskanzler Helmut Kohl ins 

Kondolenzbuch ein. Sie würdigte aus polnischer Sicht besonders die Versöhnungsgeste Kohls 

im Jahre 1989 in Kreisau sowie sein Engagement für Polens Integration in die NATO und die 

EU (Chronik der Polen-Analysen 2017). 

 Seit Anfang August 2017 wurde das Thema Reparationen wieder auf die politische 

Tagesordnung gesetzt. Am 2. August 2017 teilte Arkadiusz Mularczyk, Abgeordneter der PiS 

mit, dass der wissenschaftliche Dienst des Sejm prüfen solle, ob es möglich ist, von 

Deutschland Entschädigungen für die Verluste im Zweiten Weltkrieg zu fordern. Das 

diesbezügliche, die polnischen Forderungen stützende Gutachten des „Biuro Analiz 

Sejmowych“ wurde am 6. September 2017 veröffentlicht und am folgenden Tag bestätigte 

Außenminister Waszczykowski, dass auch sein Ministerium sich mit der Frage beschäftigt. Am 

18. September 2017 betonte Jarosław Kaczyński, dass die Reparationszahlungen an Polen ein 

Akt der Gerechtigkeit seien und er diesbezüglich nach einem langen Kampf mit einem Sieg 
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rechne. Am 29. September 2017 wurde ein Parlamentsausschuss „zur Schätzung der 

Entschädigungen für Polen vonseiten Deutschlands im Zusammenhang mit den von Polen 

erlittenen Verluste infolge des Zweiten Weltkriegs“ mit Arkadiusz Mularczyk als Vorsitzenden 

eingerichtet. Er meinte in einem Fernsehinterview vom 5. Oktober 2017, dass es von polnischer 

Seite betont werden müsse, dass die Polen „eine Aussöhnung mit den Deutschen wollen, diese 

aber Rechenschaft über ihre Geschichte ablegen müssten“ (Chronik der Polen-Analysen 2017; 

Garsztecki 2018). 

 Nach dieser Vorgeschichte veröffentlichte eine Gruppe einflussreicher deutscher 

Intellektuellen um Florian Mausbach, den ehemaligen Leiter des Bundesamtes für Bauwesen 

und Raumordnung, u. a. Rita Süssmuth und Wolfgang Thierse, ehemalige 

Bundestagspräsidenten und Dieter Bingen, der damalige Direktor des Deutschen Polen-Instituts 

am 15. November 2017 einen Aufruf an den Deutschen Bundestag und die deutsche 

Öffentlichkeit, in dem sie die Errichtung eines Denkmals für die polnischen Opfer der 

deutschen Besatzung 1939-1945 am Berliner Askanischer Platz befürworten. Mit einem 

würdigen „Polen-Denkmal“ in der Nähe der Kriegsruine des Anhalter Bahnhofs, wo im 

November 1940 der sowjetische Außenminister Molotow von Amtskollege Ribbentrop in 

Berlin begrüßt wurde, und auch gegenüber dem Berliner Deutschlandhaus, in dem gerade das 

Dokumentationszentrum der Bundesstiftung Flucht, Vertreibung und Versöhnung eingerichtet 

wird, „würde ein deutsch-polnisches Zeichen gesetzt, das Krieg, Vernichtung, Flucht, 

Vertreibung und Versöhnung in den untrennbaren Zusammenhang von Ursache und Wirkung 

stellt. (…) Das Ziel einer deutsch-polnischen Aussöhnung vergleichbar der gelungenen 

deutsch-französischen Freundschaft bleibt bisher unerreicht. Frankreich wurde selbst von der 

NS-Diktatur noch als Nation respektiert. Polen sollte als Nation vernichtet werden. Nur wenn 

das nicht vergessen und unser zweiter großer Nachbar Polen heute als Nation in seiner ganzen 

Würde und Freiheit geachtet wird, kann aus Nachbarschaft Freundschaft werden. Dem gilt ein 

Zeichen zu setzen“, heißt im Dokument (Aufruf 2017).131 

 Am 20. November 2017 stellten Bildungsministerin von Brandenburg Britta Ernst und 

die Bildungsministerin der Republik Polen Anna Zalewska den zweiten Band des deutsch-

polnischen Schulbuchs „Europa – Unsere Geschichte”, der den Zeitraum von der Renaissance 

 
131 Der originale Aufruf und die Dokumentation der wichtigsten diesbezüglichen Beiträge (bis Juni 2019) aus der 

deutschen und polnischen Presse wurden als Teil des von Dieter Bingen und Simon Lengemann herausgegebenen 

Bandes „Deutsche Besatzungspolitik in Polen 1939-1945. Eine Leerstelle deutscher Erinnerung? gesammelt 

veröffentlicht. Die Mehrheit der Autoren unterstützte das Projekt, manche hatten aber Bedenken wegen einer 

künftigen „Nationalisierung des Gedenkens“. 
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bis zum Wiener Kongress umfasst, in der Stiftung Kreisau für Europäische Verständigung im 

oberschlesischen Kreisau der Öffentlichkeit vor (Europa-Unsere-Geschichte.org 2017). 

 Polens neuer Außenminister Jacek Czaputowicz reiste am 17. Januar 2018 nach Berlin, 

wo er von Bundesaußenminister Sigmar Gabriel empfangen wurde. Beide betonten die 

Bedeutung der engen bilateralen Zusammenarbeit, die auch für die EU sehr wichtig sei. Zum 

Thema der polnischen Reparationsforderungen, das nach Czaputowicz auf Expertenebene 

gelöst werden sollte, bestätigte Gabriel den bekannten Standpunkt der Bundesregierung, dass 

diese Frage schon abschließend geregelt sei (Chronik der Polen-Analysen 2018). 

 Am 16. Februar 2018 stattete Polens neuer Ministerpräsident Mateusz Morawiecki 

seinen Antrittsbesuch bei Bundeskanzlerin Merkel in Berlin ab. Beide betonten, die bilateralen 

Beziehungen seien eng und intensiv und würdigten die Entwicklung der 

Wirtschaftsbeziehungen. Eine Ausweitung des Jugendaustausches sei erwünscht. 

Meinungsunterschiede bezüglich des Nord Stream 2-Projektes und der europäischen 

Flüchtlingspolitik seien weiterhin vorhanden (Bundesregierung.de 2018; Chronik der Polen-

Analysen 2018). 

 Am 12. März 2018 wurde der Koalitionsvertrag der CDU, der CSU und SPD 

unterzeichnet. Darin fand Polen eine betonte Erwähnung. Gleich nach dem Abschnitt über die 

deutsch-französische Zusammenarbeit steht Folgendes: „Von besonderer Bedeutung ist für uns 

ebenfalls die deutsch-polnische Partnerschaft. Ihr Fundament bilden die Versöhnung zwischen 

Deutschen und Polen und die gemeinsame Verantwortung für Europa. Dabei werden wir nicht 

vergessen, dass Polen und Ungarn den Grundstein für Europas und Deutschlands 

Wiedervereinigung in Freiheit gelegt haben. Auf dieser Basis wollen wir die Zusammenarbeit 

mit unserem Nachbarland Polen ausbauen.“ Die Arbeit der am deutsch-polnischen 

zivilgesellschaftlichen Dialog beteiligten Akteuren132 werden verstärkt gefördert 

(Koalitionsvertrag 2018: 9). Aus polnischer Sicht war auch der Punkt im späteren Teil des 

Dokuments wichtig, in dessen Sinne „Bisher weniger beachtete Opfergruppen des 

Nationalsozialismus wollen wir anerkennen und ihre Geschichte aufarbeiten. Wir stärken in 

der Hauptstadt das Gedenken an die Opfer des deutschen Vernichtungskrieges im Osten im 

Dialog mit den osteuropäischen Nachbarn“ (Koalitionsvertrag 2018: 168; Ukielski 2019: 160). 

 Für den neuen Bundesaußenminister Heiko Maas war am 16. März 2018 Warschau das 

Ziel seines zweiten Auslandsbesuchs. Als Teil seines Programms legte er einen Kranz am Grab 

des unbekannten Soldaten nieder und wurde von Staatspräsident Duda, Ministerpräsident 

 
132 Als Beispiele sind das Deutsch-Polnische Jugendwerk, die Deutsch-Polnische Gesellschaft Bundesverband, das 

Deutsche Polen-Institut und die Jugendbegegnungsstätten in Kreisau und Auschwitz genannt. 
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Morawiecki sowie Amtskollege Czaputowicz empfangen. Es wurde nach den Gesprächen 

betont, dass die beiden Länder trotz aller Meinungsunterschieden unersetzliche Nachbarn seien. 

Mit den Worten von Maas „Europa ist ohne die Versöhnung und Freundschaft zwischen 

Deutschen und Polen nicht vorstellbar“ (Auswaertiges-Amt.de 2018; Chronik der Polen-

Analysen 2018). 

 Am 19. März 2018 reiste Bundeskanzlerin Merkel nach Warschau, in dieser 

Legislaturperiode war die polnische Hauptstadt auch für sie das zweite Reiseziel. Während der 

Gespräche mit Staatspräsident Duda und Ministerpräsident Morawiecki wurden mehrere 

aktuellen Themen angesprochen. Ministerpräsident Morawiecki war zufrieden, dass das 

bilaterale Verhältnis auch im Berliner Koalitionsvertrag erwähnt wurde. „Wir werden den 

Worten Taten folgen lassen“ und obwohl die Gespräche manchmal „nicht einfach“ seien, 

„wollen wir die Beziehungen gut pflegen“, versprach die Bundeskanzlerin. Hervorgehoben 

wurde auch die rapide Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen mit neuen Rekorden 

(Bundeskanzler.de 2018; Chronik der Polen-Analysen 2018). Am folgenden Tag sprach Sejm-

Abgeordneter Arkadiusz Mularczyk in einem Interview darüber, dass die Regelung der 

deutschen Reparationszahlungen an Polen auch im Interesse Deutschlands stehe, denn sonst 

wäre die moralische Legitimität des Landes, „andere in Fragen der Rechtsstaatlichkeit zu 

belehren und Spielregeln festzulegen“, untergraben (Chronik der Polen-Analysen 2018). 

 Bundespräsident Steinmeier reiste am 5. Juni 2018 zu einem zweitägigen Besuch nach 

Warschau. Nachdem er von Staatspräsident Duda empfangen wurde, legte er einen Kranz am 

Denkmal des Warschauer Aufstands nieder. Im Warschauer Königsschloss eröffneten die 

beiden Präsidenten die Tagung „Polen und Deutschland in Europa: Konferenz anlässlich des 

100. Jahrestages der Wiedererlangung der Unabhängigkeit Polens“. In seiner Ansprache 

bedankte sich der Bundespräsident für die aktive Versöhnungsbereitschaft der Polen nach dem 

von Deutschen gebrachten Leid in der Geschichte und freute sich, dass die beiden Länder heute 

in der EU enger verbunden seien als jemals zuvor. Bezüglich der Demokratie und 

Rechtsstaatlichkeit bemerkte er im Allgemeinen, dass diese wichtigen europäischen 

Grundregeln seien. Sie in Frage zu stellen, würde keinen in Europa stärker machen. Am 

folgenden Tag legte der Bundespräsident einen Kranz auch am Denkmal der Helden des 

Warschauer Ghettos und besichtigte das Museum der Geschichte der Polnischen Juden. 

Anschließend pflanzte er einen Baum in den sog. „deutsch-polnischen Gärten“ im beliebten 

Warschauer Stadtpark Skaryszewski133 (Bundespraesident.de 2018; Steinmeier 2018a). 

 
133 Ein Teil dieses Parks wurde seit 2017 im Rahmen eines gemeinsamen Projekts der Deutschen Botschaft und 

der Stadt Warschau revitalisiert. Es wurde angestrebt, durch die räumliche Verbindung der deutschen und 
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 Am 20. August 2018 fand ein Treffen der beiden Außenminister Maas und Czaputowicz 

im Franziskanerkloster Harmęże, auf dem Gebiet des ehemaligen KZ-Außenlagers Harmense 

statt. Vor dem Treffen besuchte die deutsche Delegation das benachbarte nationalsozialistische 

Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau. Nach dem Gespräch über aktuelle Angelegenheiten 

und der gemeinsamen Besichtigung der Ausstellung über die Geschichte des KZ-Lagers 

Harmense wurde beiderseits betont, dass die Zusammenarbeit bezüglich des Gedenkens der 

Opfer des Nationalsozialismus fortgesetzt und das historische Wissen verstärkt werden sollte 

(Chronik der Polen-Analysen 2018; Wieliński 2018). 

 Staatspräsident Duda reiste am 22. Oktober 2018 zu einem zweitägigen Besuch nach 

Berlin. Mit Gastgeber Bundespräsident Steinmeier wurden zahlreiche Themen besprochen, 

auch die konfliktbeladenen. Bundespräsident Steinmeier betonte vor der Presse: „Uns verbindet 

viel mehr, als uns trennt“. Die beiden Staatsoberhäupter nahmen am 23. Oktober 2018 am 19. 

Deutsch-Polnischen Forum unter dem Motto „Europa 1918-2018: Geschichte mit Zukunft“ teil. 

Im Weltsaal des Auswärtigen Amtes beantworteten sie die Fragen von zwei Moderatoren und 

einem gemischten deutsch-polnischen Publikum. Am Abend besuchten die beiden Präsidenten 

ein Konzert anlässlich des kommenden 100. Jahrestages der Wiedererlangung der polnischen 

Unabhängigkeit im Berliner Konzerthaus. Als einige Fragen an Staatspräsident Duda während 

der öffentlichen Diskussionsrunde ganz direkt die Lage der Rechtsstaatlichkeit betrafen, und 

seine Antworten im Publikum mit hörbarer Ablehnung empfangen wurden, wurde das Berliner 

Programm im regierungsnahen Teil der polnischen Medien sehr heftig kritisiert, und 

berichteten über eine gezielte Provokation bzw. Bloßstellung seitens der deutschen Gastgeber 

(Chronik der Polen-Analysen 2018; Szymański 2018; Steinmeier 2018b). 

 Am 2. November 2018 fanden die 15. Deutsch-Polnischen Regierungskonsultationen in 

Warschau statt. Die Atmosphäre war betont freundlich. Auf der gemeinsamen Pressekonferenz 

betonten beide Regierungschefs, die deutsch-polnische Zusammenarbeit sei intensiv und die 

beiden Länder füreinander im Handel „Schlüsselpartner“. Bundeskanzlerin Merkel, die den 

Gastgeber als „lieber Mateusz“ anredete, freute sich auch darüber, dass das deutsche Kabinett 

gerade in der Zeit des 100-jährigen Jubiläums der Wiedererlangung Polens Unabhängigkeit in 

Warschau kommen konnte. Sie unterstrich, dass sie nach der Pressekonferenz mit 

Ministerpräsident Morawiecki einen Kranz am Grabmal des unbekannten Soldaten niederlegen: 

„Das ist auch etwas, das an unsere oft schwerste Geschichte erinnert. Wir sind gewillt, für die 

 
polnischen Gärtenkulturen ein Symbol der Freundschaft zu stellen. Das Warschauer Projekt ist der dritte 

„Freundschaftsgarten” mit deutscher Beteiligung nach ähnlichen deutsch-französischen und deutsch-

amerikanischen Gärten in Saarbrücken und Washington (SdpZ.org 2023). 

10.15772/ANDRASSY.2024.001



201 
 

Zukunft die Entwicklung friedlich und freundschaftlich zu gestalten“ (Morawiecki – Merkel 

2018; Chronik der Polen-Analysen 2018). 

 Am 13. Dezember 2018 reiste Außenminister Czaputowicz nach Berlin. Nach den 

Verhandlungen mit Amtskollege Maas wurde festgestellt, der Standpunkt der beiden 

Regierungen über die Kriegsreparationen sei weiterhin unterschiedlich. Einig waren sich die 

beiden Außenminister, dass die Kenntnisse über die deutschen Kriegsverbrechen anlässlich des 

kommenden 80. Jahrestags des Kriegsausbruchs bzw. des 75. Jahrestags des Warschauer 

Aufstandes verstärkt werden sollten. Die deutsche Teilnahme an den Gedenkfeierlichkeiten 

sowie die Errichtung eines „Polen-Denkmals“ in Berlin seien beiderseits erwünscht (Lepiarz 

2018; Chronik der Polen-Analysen 2018). 

 Am 9. Februar 2019 nahm auch Bundeskanzlerin Merkel am Gipfel der 

Ministerpräsidenten der Visegrád-4 in Bratislava teil. Ministerpräsident Morawiecki betonte, 

die Visegrád-Gruppe sei Deutschlands größter Handelspartner. Die wirtschaftliche 

Zusammenarbeit sei für beide Parteien vorteilhaft. Das Gaspipeline-Projekt Nord Stream 2 

blieb weiterhin ein wichtiger Streitpunkt zwischen Deutschland und Polen (Chronik der Polen-

Analysen 2019). 

 Anlässlich des 75. Jahrestags des Warschauer Aufstandes reiste Bundesaußenminister 

Maas auf Einladung von Außenminister Czaputowicz am 31. Juli 2019 nach Warschau. Er 

nahm am Nachmittag an der staatlichen Gedenkveranstaltung mit Staatspräsident Duda, 

Ministerpräsident Morawiecki und Amtskollege Czaputowicz vor dem Denkmal des 

Warschauer Aufstandes teil. Gemeinsam mit Botschafter Rolf Nikel legten sie als Vertreter 

Deutschlands am Denkmal einen Kranz nieder. Die beiden Außenminister hielten an diesem 

Tag auch eine gemeinsame Pressekonferenz. Beide würdigten die guten Beziehungen innerhalb 

der EU und das Symbolwert des Besuchs von dem Bundesaußenminister anlässlich des runden 

Jahrestages des Warschauer Aufstandes. Czaputowicz betonte, dass Polen und Deutschland, 

nachdem der sich mit diesem Thema beschäftigende Ausschuss im Sejm seinen Bericht 

anfertigt, über die Regelung der Kriegsentschädigungen verhandeln sollen. Maas unterstrich 

die moralische Verantwortung Deutschlands, bestätigte jedoch, dass die Bundesregierung die 

Frage der Kriegsreparationen als geschlossen betrachtet. Am Folgetag erfolgte eine 

gemeinsame Kranzniederlegung beider Außenminister beim Denkmal für die Opfer des 

Massakers von Wola, wo sie beide niederknieten.134 Im Museum des Warschauer Aufstandes 

 
134 Im Warschauer Bezirk Wola wurden während des Aufstandes zehntausende Personen in wenigen Tagen 

ermordet. Der Einsatzleiter des Massakers SS-Gruppenführer und Generalleutnant Heinz Reinefarth wurde in der 
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trafen sie sich mit polnischen und deutschen Jugendlichen und hielten Gedenkreden. 

Bundesaußenminister Maas nannte es „keinesfalls selbstverständlich“, dass er hier sein dürfe 

und bedankte sich bei „lieben Jacek“ für die Einladung als „eine ganz besondere Geste der 

Freundschaft“. Zum Ziel seines Besuchs betonte er: „Ich bin hierhergekommen, weil ich die 

Toten ehren und die Familien der Toten und Verletzten, weil ich das polnische Volk um 

Vergebung bitten möchte. Ich schäme mich für das, was Ihrem Land von Deutschen und in 

deutschem Namen angetan wurde. Und ich schäme mich auch dafür, dass diese Schuld nach 

dem Krieg viel zu lange verschwiegen worden ist“. Er unterstrich die Absicht, das Wissen um 

die polnischen Opfer des Krieges und der Besatzung in Deutschland zu verstärken und auch 

den Warschauer Aufstand mehr zu thematisieren. Einen Berliner Gedenkort für polnische Opfer 

nannte er „lange überfällig“. „Eine solche Gedenkstätte wäre nicht nur eine Versöhnungsgeste 

an Polen. Sie wäre bedeutend auch für uns Deutsche selbst“. Bezüglich der Aufarbeitung und 

Bewahrung der Lebensgeschichten der Opfer betonte er die Rolle der neuen Generationen und 

des in diesem Sinne mit Außenminister Czaputowicz gemeinsam initiierten deutsch-polnischen 

Schülerprojektes „menschen gedenken“, in dessen Rahmen deutsche und polnische Schüler das 

Schicksal der Opfer von deutschen Kriegsverbrechen und des Holocaust gemeinsam 

nachzeichnen und dokumentieren können (Maas 2019; Auswaertiges-Amt.de 2019; 

Euronews.com 2019; Romaniec 2019). 

 Vor dem 80. Jahrestag des Kriegsbeginns am 1. September 2019, gaben sowohl 

Ministerpräsident Morawiecki (am 21. August 2019) als auch Staatspräsident Duda (am 31. 

August 2019) Interviews deutschen Zeitungen, und betonten, dass Polen die Fragen der 

Kriegsreparationen als noch offen betrachte, denn Polen habe bisher keine angemessenen 

Entschädigungen für die enormen Kriegsschäden erhalten und der 1953 erfolgte Verzicht sei 

nicht gültig. Duda war sich sicher, dass eine Lösung gefunden werde und meinte, das bilaterale 

Verhältnis sei vorbildhaft: „Deutschland und Polen haben sich ausgesöhnt, ganz und gar“ 

(DW.com 2019; Chronik der Polen-Analysen 2019). 

Am 1. September 2019 fingen die Gedenkfeierlichkeiten in Anwesenheit von 

Staatspräsident Duda und Bundespräsident Steinmeier in der Kleinstadt Wieluń an, die in den 

ersten Minuten des Krieges, gerade vor 80 Jahren als erstes Ziel der Luftwaffe bombardiert und 

weitgehend vernichtet wurde. In seiner Ansprache betonte Bundespräsident Steinmeier, dass 

Wieluń und die anderen „dem Erdboden gleichgemachten Städte und Dörfer Polens“ in 

Deutschland viel bekannter sein sollen, wie etwa solche Erinnerungsorte deutscher Verbrechen 

 
Bundesrepublik nie verurteilt. Nach dem Krieg war er für lange Zeit Bürgermeister des Kurorts Westerland auf 

Sylt und Landtagsabgeordneter in Schleswig-Holstein (Żurek 2015: 57). 
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wie Guernica, Lidice und Oradour. Er verneigte sich vor den Opfern des Überfalls auf Wieluń 

sowie den polnischen Opfern der deutschen Gewaltherrschaft und bat um Vergebung. Diese 

Sätze wiederholte er auch auf Polnisch und betonte die tiefe deutsche Dankbarkeit für „die 

Bereitschaft Polens, den Weg der Versöhnung gemeinsam zu gehen“. Dieser Weg habe die 

beiden Länder in „ein gemeinsames, vereintes Europa geführt“ und „Diesen Weg der 

Versöhnung wollen wir bewahren“ (Steinmeier 2019a). Um 12 Uhr erfolgte die zentrale 

Gedenkfeier mit Delegationen aus 40 Ländern auf dem Warschauer Piłsudski Platz. Neben 

Staatspräsident Duda und USA-Vizepräsident Mike Pence hielt auch hier Bundespräsident 

Steinmeier eine Rede. Er bedankte sich für die Einladung von Staatspräsident Duda und 

versicherte das Publikum auch im Namen der ebenfalls anwesenden Bundeskanzlerin Merkel, 

dass das Leiden der polnischen Opfer im von Deutschen entfesselten Zweiten Weltkrieg 

niemals vergessen werden. „Nigdy nie zapomnimy!“  - wiederholte er auch auf Polnisch. Er 

würdigte den Geist Polens, der auch den Eisernen Vorhang zerrissen hat. Dass er als ein 

deutscher Präsident hier sprechen darf, zeige „das lebendige Wunder der Versöhnung“, die 

eine Gnade sei, „die wir Deutsche nicht erlangen konnten, aber der wir gerecht werden 

wollen“. Aus seiner Geschichte habe Deutschland eine besondere und bleibende 

Verantwortung für Europa und auch für die transatlantische Partnerschaft. Am Ende der 

Ansprache bat er ausdrücklich um Vergebung für „Deutschlands historische Schuld“ 

(Steinmeier 2019b; IPN.gov.pl 2019; Chronik der Polen-Analysen 2019). 

Am 1. September 2019 fand eine bescheidenere Gedenkveranstaltung auch in Berlin 

statt, mit der Teilnahme von Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble und Sejmmarschallin  

Elżbieta Witek. Das Programm fing mit einem ökumenischen Gedenkgottesdienst im Berliner 

Dom an.  Anschließend erfolgte eine deutsch-polnische Gedenkfeier auf dem Askanischen 

Platz, dem geplanten Ort des zukünftigen „Polen-Denkmals“ als Bestätigung der Unterstützung 

für diese Initiative (Bundestag.de 2019; Deutsches-Polen-Institut.de 2019). 

Zum 30-jährigen Jubiläum des Mauerfalls wurden die Präsidenten der Visegrád-Länder 

am 9. November 2019 nach Berlin eingeladen. Mit Bundespräsident Steinmeier und 

Bundeskanzlerin Merkel, Bundestagspräsident Schäuble sowie Jugendlichen aus zahlreichen 

europäischen Ländern nahmen sie an der zentralen Gedenkveranstaltung an der Bernauer Straße 

teil und steckten Rosen in die Mauer. Danach besuchten die fünf Präsidenten auch das nahe 

liegende Denkmal, das den Beitrag dieser Länder zum Mauerfall würdigt. Anschließend folgte 

ein gemeinsames Mittagessen in Schloss Bellevue. Am Nachmittag besuchte Staatspräsident 

Duda das ehemalige Konzentrationslager Sachsenhausen und gedachte der Opfer der gerade 

vor 80 Jahren erfolgten „Sonderaktion Krakau“, in deren Rahmen zahlreiche Krakauer 
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Hochschullehrer deportiert wurden (Bundespraesident.de 2019; Kinkartz 2019; Chronik der 

Polen-Analysen 2019). 

Am 18. November 2019 präsentierten Britta Ernst, Bildungsministerin Brandenburgs 

und Iwona Michałek, Staatsekretärin im polnischen Ministerium für Nationale Bildung den 

dritten Band des deutsch-polnischen Geschichtsbuchs „Europa- Unsere Geschichte“ im Karl-

Liebknecht-Gymnasium Frankfurt (Oder). In diesem Band wurde der Zeitraum vom Wiener 

Kongress bis zum Ersten Weltkrieg dargestellt (Europa-Unsere-Geschichte.org 2019).135 

Anlässlich des 10-jährigen Bestehens der Stiftung Auschwitz-Birkenau besuchten 

Bundeskanzlerin Merkel und Ministerpräsident Morawiecki am 6. Dezember 2019 

„Auschwitz-Birkenau – deutsches nationalsozialistisches Konzentrations- und 

Vernichtungslager (1940-1945)“. In seiner Ansprache betonte die Bundeskanzlerin, dass es 

wichtig sei, den obigen offiziellen Namen des Ortes, der zum UNESCO-Welterbe gehört, 

korrekt zu benutzen. Die Täter zu nennen und der Opfer würdig zu gedenken sei eine ewige 

Verantwortung für Deutschland. In diesem Sinne wurde von deutscher Seite eine weitere 

Unterstützung von 60 Millionen Euro für die von Władysław Bartoszewski und andere 

ehemaligen Auschwitz-Häftlinge gegründete Stiftung, die sich mit dem Erhalt und der 

Restaurierung der Gedenkstätten des ehemaligen Konzentrations- und Vernichtungslagers 

beschäftigt und aus mehreren Ländern gefördert wird, angekündigt (Merkel 2019; Chronik der 

Polen-Analysen 2019). 

Am 16. Juni 2020 fand ein Treffen der beiden Außenminister Maas und Czaputowicz 

in Warschau statt. Hauptthema war die gemeinsame Beseitigung der wirtschaftlichen Folgen 

der Corona-Pandemie. Es wurde beiderseits gewürdigt, dass nach etwa drei Monaten die 

gemeinsame Grenze vor einigen Tagen erneut eröffnet wurde. Dass es für die Bürger in der 

Grenzregion sehr wichtig sei, bewies die spontane Feier auf der Oderbrücke in Frankfurt 

(Oder). Bezüglich der schon gewohnten Streitthemen wurde bestätigt, dass es weiterhin 

Meinungsunterschiede geben (Auswaertiges-Amt.de 2020; Chronik der Polen-Analysen 2020). 

Kurz vor der Stichwahl der polnischen Präsidentenwahlen am 11. Juli 2020, kritisierte 

der Amtsinhaber Andrzej Duda die zugunsten des Kandidaten der Opposition Rafał 

Trzaskowski voreingenommene Berichterstattung der deutschen bzw. von deutschen 

Eigentümern besessenen Medien und sprach über einen „deutschen Angriff in diesen Wahlen“. 

 
135 Der vierte Band erschien im Juli 2020, wurde jedoch nicht gemeinsam vorgestellt und in Polen nicht als im 

Unterricht offiziell empfohlenes Schulbuch anerkannt. Die polnische Ausgabe des den politisch äußerst sensitiven 

Zeitraum des 20. Jahrhunderts mit betonter Multiperspektivität behandelnden vierten Bandes darf also nur als 

Hilfsmittel in polnischen Schulen benutzt werden (Lepiarz 2022). 

10.15772/ANDRASSY.2024.001



205 
 

Der Charge d’affaires der Deutschen Botschaft wurde diesbezüglich offiziell zu einem 

Gespräch im Außenministerium eingeladen. Zwischen Ende Juni und 15. September 2020 gab 

es gerade keinen deutschen Botschafter in Warschau, da der designierte Nachfolger von 

Botschafter Rolf Nikel, Arndt Freytag von Loringhoven die beantragte Akkreditierung 

monatelang nicht erhielt. Seine Kandidatur, mit Rücksicht auf seines Vaters Dienst als 

Wehrmachtsoffizier von 1944 bis zum April 1945 im Führerbunker, wurde im polnischen 

Regierungslager als bewusste Provokation wahrgenommen und in den regierungsnahen Medien 

stark kritisiert (Sieradzka 2020a; Sieradzka 2020b; Chronik der Polen-Analysen 2020). 

Nachdem die EU-Parlamentsvizepräsidentin Katarina Barley in einem Interview vom 

30. September 2020 in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeitsprobleme in Ungarn und Polen die 

Möglichkeit eines „finanziellen Aushungern“ des ungarischen Ministerpräsidenten seitens der 

EU erwähnt hatte, wurde sie in beiden Ländern von mehreren Spitzenpolitikern und den 

regierungsnahen Medien vehement kritisiert. Am 3. Oktober 2020 reagierte auch 

Ministerpräsident Morawiecki stark empört: „Deutschland sollte sich des Hungers, des 

Völkermords und der Tragödien erinnern, für die es verantwortlich ist. Ich habe keine Worte, 

um eine solche Erklärung zu verurteilen. Ich betone: Ungarn oder Polen haben in der 

Europäischen Union die gleichen Rechte wie Deutschland oder Frankreich“ (Sieradzka 2020c; 

Deutschlandfunk.de 2020). 

Im Oktober 2020 wurden im Deutschen Bundestag zwei Beschlüsse angenommen, die 

dem im Koalitionsvertrag von 2018 vorgeschriebenen verstärkten Gedenken an die weniger 

beachteten Opfer des deutschen Vernichtungskrieges und der Besatzung dienten. Am 9. 

Oktober 2020 wurde beschlossen, eine Dokumentations-, Bildungs- und Erinnerungsstätte zu 

errichten, die „fokussiert der Geschichte und Aufarbeitung des Zweiten Weltkrieges und der 

nationalsozialistischen Besatzungsherrschaft gewidmet ist“ (Deutscher Bundestag 2020a: 5). 

Am 30. Oktober 2020 erfolgte der Beschluss über die Errichtung des seit Ende 2017 öffentlich 

diskutierten „Polen-Denkmals“. Die Bundesregierung wurde aufgefordert, „an prominenter 

Stelle in Berlin einen Ort zu schaffen, der im Kontext des besonderen deutsch-polnischen 

Verhältnisses den polnischen Opfern des Zweiten Weltkrieges und der nationalsozialistischen 

Besatzung Polens gewidmet ist und ein Ort der Begegnung und Auseinandersetzung mit der 

Geschichte ist. Er soll Deutsche und Polen zusammenbringen und damit zur Vertiefung unserer 

Beziehungen, zur Verständigung und Freundschaft sowie zum Abbau von Vorurteilen 

beitragen“. Das geeignete Konzept sollte in deutsch-polnischer Kooperation erarbeitet werden 

(Deutscher Bundestag 2020b: 3). 
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Am 28. Oktober 2020 schickte Bundespräsident Steinmeier einen Brief an 

Staatspräsident Duda, der gerade an COVID19 erkrankt war. Du schreibend wünschte ihm 

Steinmeier eine rasche und vollständige Genesung, betonte seine Anteilnahme bezüglich der 

dramatischen Entwicklung der Pandemie auch in Polen, und im Allgemeinen erwähnte die 

Möglichkeit der gegenseitigen Hilfe in der aktuellen Lage. In seiner Antwort betonte Duda, 

dass, falls nötig, Polen auch bereit sei, Deutschland im Kampf gegen Corona zu helfen. Als die 

Lage in Polen gerade viel schlechter war als in Deutschland, kritisierten Oppositionspolitiker 

die Regierung stark dafür, im Gegensatz zu Frankreich, der Niederlande und Tschechien keine 

Hilfe aus Deutschland zu bitten bzw. zu erhalten und verurteilten diese Haltung als 

übertriebenen Nationalstolz (Bundespraesident.de 2020; Grozdz-Pallokat 2020; Kellermann 

2020). 

Zwischen Anfang November 2020 und dem Brüsseler EU-Gipfel am 10.-11. Dezember 

2020 kam es zu besonders heftigen Auseinandersetzungen im deutsch-polnischen Verhältnis. 

Als es bekannt wurde, dass die von gerade Deutschland ausgeübte EU-Ratspräsidentschaft und 

das Europäische Parlament einverstanden waren, die Auszahlungen von EU-Mitteln an die 

Einhaltung der Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit zu knüpfen, kam es zu einer entschlossenen 

Bedrohung seitens der ungarischen und polnischen Regierungen, in diesem Fall gegen den 

gesamten mehrjährigen EU-Finanzrahmen (2021-2027) und den Corona-Hilfsfonds ihr Veto 

einzulegen. In diesem Zeitraum wurde die Bundesregierung sowie persönlich die 

Bundeskanzlerin von ungarischen und polnischen Spitzenpolitikern mit kolonisierenden 

Absichten und einer radikalen Beschränkung der nationalen Souveränität beschuldigt. Am 

Brüsseler Gipfel wurde endlich ein Kompromiss erreicht, in dessen Sinne der 

Rechtsstaatlichkeitsmechanismus erst nach der Überprüfung des Europäischen Gerichtshofes 

eingesetzt werden kann (Eu2020.de 2020; Riegert 2020; Chronik der Polen-Analysen 2020). 

Anlässlich des 50. Jahrestages von Willy Brandts Warschauer Kniefall fand unter den 

Umständen der Pandemie eine bescheidene Gedenkveranstaltung in Warschau statt. 

Stellvertretend für die beiden Staatsoberhäupter legten Krzysztof Szczerski, Chef des Kabinetts 

des Präsidenten und Stephan Steinlein, Chef des Bundespräsidialamtes sowie Botschafter Arndt 

Freytag von Loringhoven Kränze am Denkmal der Helden des Warschauer Ghettos, am nahen, 

im Jahre 2000 enthüllten Denkmal des Kniefalls und auch am Denkmal des Warschauer 

Aufstandes. Bundespräsident Steinmeier bereitete für den Jahrestag eine Videobotschaft aus 

Berliner Schloss Bellevue vor (Steinmeier 2020; Euronews.com 2020; Chronik der Polen-

Analysen 2020). 
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Am 6. Februar 2021 erschien ein Interview mit Bundespräsident Steinmeier in der 

Tageszeitung Rheinische Post, in dem er sich auch zum Thema Nord Stream 2 äußerte. Er 

meinte, die Energiebeziehungen seien „fast die letzte Brücke zwischen Russland und Europa“, 

und Brücken abzubrechen „kein Zeichen von Stärke“ wäre. Außerdem komme für Deutsche 

noch „eine ganz andere Dimension“ hinzu: die wechselvolle deutsch-russische Geschichte. Es 

werde am 22. Juni 2021 zum 80. Jahrestag des deutschen Überfalls auf die Sowjetunion 

kommen und im Zweiten Weltkrieg seien mehr als 20 Millionen Menschen in der Sowjetunion 

zum Opfer gefallen. „Das rechtfertigt kein Fehlverhalten in der russischen Politik heute, aber 

das größere Bild dürfen wir nicht aus dem Blick verlieren“ (Steinmeier 2021a). Am 12. Februar 

2021 kritisierte Ministerpräsident Morawiecki diese Äußerungen auf seiner Facebook-Seite. Er 

schrieb, er sei froh, dass der Bundespräsident anerkannt habe, dass die Folgen des Zweiten 

Weltkriegs heutige politischen und ökonomischen Entscheidungen beeinflussen können. 

Diesbezüglich erinnerte er daran, dass Polen immer noch keine Kriegsentschädigungen erhielt. 

Das Projekt Nord Stream 2 sei die schlechteste mögliche Form der Reparation gegenüber 

Russland, das die europäische Solidarität schädige und eine Bedrohung der Sicherheit Europas 

und der Ukraine sei. Es sei ein Zeichen von Schwäche der europäischen Politik. Zum Eintrag 

wurde ein Foto aus der 1944 zerstörten polnischen Hauptstadt beigelegt (TVN24.pl 2021). 

Aus Anlass des 30. Jahrestags der Unterzeichnung des deutsch-polnischen 

Nachbarschaftsvertrags reiste Bundespräsident Steinmeier am 17. Juni 2021 nach Warschau, 

wo er von Staatspräsident Duda empfangen wurde. Nach einem Gespräch und gemeinsamer 

Pressebegegnung erfolgte eine Kranzniederlegung am Grabmal des unbekannten Soldaten und 

eine Diskussionsveranstaltung zum nachbarschaftlichen Verhältnis mit Vertretern der 

Zivilgesellschaft aus beiden Ländern im Warschauer Königsschloss. Bundespräsident 

Steinmeier würdigte die Entwicklung der deutsch-polnischen Beziehungen in den letzten 30 

Jahren als eine große europäische Erfolgsgeschichte. Ohne eine enge deutsch-polnische 

Zusammenarbeit sei ein starkes Europa nicht vorstellbar. Die Geschichte wiege schwer in den 

bilateralen Beziehungen und diesbezüglich sei der Berliner Gedenkort der polnischen Opfer des 

Nationalsozialismus wichtig, der aufgrund der Entschließung des Bundestages gerade 

vorbereitet wird. Staatspräsident Duda sprach auch kritische Punkte der Beziehungen offen an, 

indem er mehr staatliche Förderung für den polnischen Sprachunterricht in Deutschland 

verlangte und die enormen Kriegsschäden Polens betonte. Diesbezüglich unterstrich er: „Wir 

warten auf weitere Taten, so dass wir den Versöhnungsprozess abschließen können“ 

(Steinmeier 2021b; Bundespraesident.de 2021; DW.com 2021a; Chronik der Polen-Analysen 

2021). 
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Am 21. Juni 2021 wurde das Berliner Dokumentationszentrum Flucht, Vertreibung, 

Versöhnung nach langjähriger Vorbereitung in Anwesenheit von Kulturstaatsministerin 

Monika Grütters, Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble sowie den Botschaftern Polens, 

Tschechiens und Ungarns feierlich eröffnet. Bundeskanzlerin Merkel begrüßte die Teilnehmer 

via Livestream. Sie unterstrich die Bedeutung des Zentrums als ein „Ort des Lernens und der 

Erinnerung, mit einer Dauerausstellung und Bibliothek, mit einem Zeitzeugenarchiv und einem 

Raum der Stille“. Mit der Eröffnung dieses Ortes sei „eine Lücke in unserer 

Geschichtsaufarbeitung“ geschlossen. Hierbei sei wichtig, „die Vertreibungsgeschichte der 

Deutschen in ihrem historischen Kontext von Ursache und Folgen eingebettet und nicht 

isoliert“ darzustellen. Verständigung und Versöhnung mit den östlichen Nachbarn und Partnern 

seien wichtige Leitlinien des neuen Zentrums, das sich auch mit den neuen internationalen 

Fallen von Zwangsmigration, Flucht und Vertreibung beschäftigt. Das Thema sei leider 

besonders aktuell, denn „heute sind weltweit so viele Menschen auf der Flucht wie nie zuvor“ 

(Merkel 2021; Bundesregierung.de 2021a).136 

Am 1. Juli 2021 erfolgte ein Treffen der Außenminister Heiko Maas und Zbigniew Rau 

in Warschau. In Bezug auf die Lage in Belarus wurde die Bedeutung des gemeinsamen 

Handelns betont. Bezüglich des Nord Stream 2 Projektes und der polnischen 

Reparationsforderungen wurde festgestellt, dass sie weiterhin anders beurteilt werden, die 

Vorbereitung eines Gedenkortes der polnischen Opfer des Krieges und der Besatzung sei aber 

ein Projekt, das auch seitens der polnischen Regierung begrüßt wird. Am 27. Juli 2021 führte 

Außenminister Zbigniew Rau Verhandlungen mit Bundeskanzlerkandidat der SPD Olaf Scholz 

und Bundeskanzlerkandidatin der Grünen Annalena Baerbock sowie mit dem zur CDU 

gehörenden Bundestagspräsidenten Wolfgang Schäuble über die aktuellen Probleme der 

bilateralen Beziehungen in Berlin. In Bezug auf den geplanten Gedenkort in Berlin unterstrich 

er, dass er von den vorgeschlagenen beiden Alternativen das Gelände der ehemaligen Kroll-

Oper im Tiergarten südlich des Kanzleramtes besser finde als das, in der Initiative von 2017 

ursprünglich empfohlene Grundstück neben der Ruine des Anhalter Bahnhofs am Askanischer 

Platz. Am 1. August 2021 reiste der Bundeskanzlerkandidat der Unionsparteien Armin Laschet 

als Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen nach Warschau, um Gespräche mit 

Staatspräsident Duda und Ministerpräsident Morawiecki zu führen und an der Gedenkfeier des 

Warschauer Aufstands teilzunehmen sowie das Museum des Aufstandes zu besuchen 

(Szymanowski 2021; DW.com 2021b; DW.com 2021c; Chronik der Polen-Analysen 2021). 

 
136 Die Eröffnung des während seiner mehr als 20-jährigen Vorbereitung aus Polen so viel kritisierten Zentrums 

blieb im Nachbarland interessanterweise praktisch unkommentiert (Żerko 2021: 220). 
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Bundeskanzlerin Merkel stattete ihren Abschiedsbesuch bei Ministerpräsident 

Morawiecki am 11. September 2021 ab. Nach einer Kranzniederlegung am Grabmal des 

unbekannten Soldaten erfolgte eine Besprechung im Warschauer Łazienki-Palast. Die 

scheidende Bundeskanzlerin drückte ihre Hoffnung aus, dass der Konflikt zwischen Polen und 

der Europäischen Kommission durch Gespräche gelöst werden kann. Die Entwicklung der 

bilateralen Beziehungen, besonders im wirtschaftlichen Bereich wurde beiderseits gewürdigt 

und beide Regierungschefs bedankten sich betont höflich für die langjährige Zusammenarbeit 

(Morawiecki – Merkel 2021; Lepiarz 2021; DW.com 2021d; Chronik der Polen-Analysen 

2021). 

Am 15. September 2021 stellte Bundesaußenminister Maas das von einer durch sein 

Ministerium angefragten deutsch-polnischen Expertenkommission angefertigte Konzept des 

„Ort des Erinnerns und der Begegnung mit Polen“ im Weltsaal des Auswärtigen Amtes vor. 

Der zukünftige Ort soll dem symbolischen Erinnern, der Bildung und Begegnung sowie der 

Dokumentation über das Geschehene gleichzeitig dienen. Es sei angestrebt, in der kommenden 

Legislaturperiode zwischen 2021 und 2025 über alle noch offenen Fragen zu entscheiden und 

nach einem Architekturwettbewerb den Grundstein für das Denkmal und die 

Ausstellungsräume zu legen. Nach der Vorstellung des Konzeptes plädierte der stellvertretende 

Außenminister Polens Szymon Szynkowski vel Sęk auf einer Pressekonferenz dafür, Experten 

und Betroffene aus Polen in die Vorbereitungsarbeit stärker einzubinden und ihre Erfahrungen 

und Empfindlichkeiten stärken zu berücksichtigen (Maas 2021; Auswärtiges Amt 2021; 

Chronik der Polen-Analysen 2021). 

Die Bildung der „Ampelkoalition“ nach den Bundestagswahlen wurde im polnischen 

Regierungslager als eine starke Bedrohung wahrgenommen. Besonders die im als Ergebnis der 

Verhandlungen der SPD, der Grünen und FDP angefertigten neuen Koalitionsvertrag 

festgestellten europapolitischen Ziele wirkten alarmierend in Warschau. Der neuen Berliner 

Koalition zufolge sollte die Europäische Union zu einem föderalen Bundesstaat 

weiterentwickelt und die vorhandenen Verträge in diesem Sinne ändert werden. Um die EU 

handlungsfähiger zu machen, sollten mehr Entscheidungen mit qualifizierter Mehrheit statt 

Einstimmigkeit getroffen werden. Die Europäische Kommission sollte die zur Verfügung 

stehenden Rechtsstaatsinstrumente konsequenter durchsetzen und die Unabhängigkeit der 

Justiz muss gesichert werden. In der Weiterentwicklung der EU habe Deutschland aufgrund der 
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Geschichte sowie seines wirtschaftlichen Gewichts eine besondere Verantwortung 

(Koalitionsvertrag 2021).137 

Nach Medienberichten kommentierte Jarosław Kaczyński die Vorstellungen der neuen 

Bundesregierung in einer geschlossenen Fraktionssitzung seiner Partei mit den folgenden 

Worten: „Deutschland hat seine Karten auf den Tisch gelegt und will das Vierte Reich 

errichten“. Am 4. Dezember 2021, einige Tage vor der Gründung der neuen Bundesregierung 

wurden Viktor Orbán, Marine Le Pen, sowie Vertreter italienischer, spanischer, 

österreichischer, griechischer, finnischer und dänischer rechtsnationaler und europaskeptischer 

Parteien zu einem „Warschauer Gipfel“ eingeladen, mit dem Ziel, über eine verstärkte 

Kooperation zu verhandeln. Jarosław Kaczyński, der die Veranstaltung eröffnete, betonte, dass 

eine Veränderung des Charakters der EU notwendig sei und warnte vor einer „großen 

Bedrohung durch die Deutschen“, die offen mit der „Politik der Selbstbeschränkung“ brechen 

(Grozdz-Pallokat 2021; Sieradzka 2021a; Loew – Łada-Konefał 2022: 2-3). 

Noch am 26. November 2021 kündigte Ministerpräsident Morawiecki an, dass die 

polnische Regierung ein neues „Institut für Kriegsverluste“ (Instytut Strat Wojennych) gründet, 

das der Arbeit des mit diesem Thema sich beschäftigenden Parlamentsausschusses unter 

Arkadiusz Mularczyk helfen soll, ihren detaillierten Rapport rasch anzufertigen und 

vorzustellen. Am Anfang Dezember, vor den Besuchen der neuen Bundesaußenministerin und 

des Bundeskanzlers tauchten einige provokative Plakate in Warschauer Straßen auf, auf den 

der deutsche Botschafter in englischer Sprache gefragt wurde, warum sein Land, dessen 

Behörden „so sehr mit Rechtsstaatlichkeit in anderen Ländern befasst sind“, bisher Polen keine 

Reparationen zahlte. Auf den Plakaten waren noch vor schwarzem Hintergrund Gesichter von 

Adolf Hitler, Joseph Goebbels gemeinsam mit Konrad Adenauer, Helmut Kohl, Angela Merkel, 

Frank-Walter Steinmeier sowie dem deutschen Botschafter zu sehen. Auf einer anderen Version 

wurde der Botschafter mit KZ-Aufnahmen dargestellt und darüber gefragt, warum die 

Deutschen die Opfer ihrer Kriegsverbrechen in besseren und schlechteren teilen und nur der 

ersten Gruppe Reparationen zahlen. Auf den Plakaten war auch das Logo des polnischen 

Kultusministeriums zu sehen, aber nach der Begründung des Ministeriums nur deswegen, weil 

der Künstler, der die Plakataktion durchführte, ein Empfänger von Fördergeldern einer 

staatlichen Kultureinrichtung war, was auf seinen Werken verbindlich anzugeben sei. Seine 

 
137 Polen wurde im Dokument zweimal erwähnt. Unter den europäischen Partnern Deutschlands wurde die „tiefe 

Freundschaft“ der beiden Länder unterstrichen und die Absicht, die zivilgesellschaftliche und grenznahe 

Kooperation zu stärken. Im erinnerungspolitischen Teil wurde die weitere Unterstützung für den geplanten 

Berliner Gedenkort bestätigt (Koalitionsvertrag 2021; Loew – Łada-Konefal 2022: 2). 
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Aktion habe das Ministerium weder direkt finanziert noch inhaltlich bestimmt (DW 2021e; 

Grozdz-Pallokat 2021; Loew 2022: 6). 

Kurz nach der Amtsübernahme der Ampelkoalition und den ersten Besuchen in Paris 

und Brüssel reisten sowie die neue Bundesaußenminister Annalena Baerbock als auch der neue 

Bundeskanzler Olaf Scholz auch nach Warschau, die Bundesaußenministerin am 10. Dezember 

2021, der Bundeskanzler am 12. Dezember 2021. Mit der Auswahl der polnischen Hauptstadt 

als Ort des dritten Antrittsbesuchs wurde die Bedeutung der bilateralen Beziehungen klar 

signalisiert. Am Anfang des offiziellen Programms legten beide Kränze am Grabmal des 

unbekannten Soldaten nieder. Mit Amtskollegen Zbigniew Rau bzw. Mateusz Morawiecki 

wurden die aktuellen bilateralen Themen angesprochen. Die Frage der Rechtsstaatlichkeit in 

Polen, das Nord Stream 2-Projekt und die polnischen Reparationsforderungen blieben weiterhin 

zentrale Streitthemen. In Bezug auf die geforderten Kriegsreparationen bestätigte 

Bundeskanzler Scholz, dass die Frage aus deutscher Sicht in geschlossenen internationalen 

Verträgen schon endgültig geregelt sei. Bezüglich der moralischen Verantwortung 

Deutschlands verwies er auf das „mit großer Kraft vorangetriebene“ Projekt des Berliner 

Gedenkortes und erinnerte auch daran, dass Deutschland bereit und gewillt ist, „sehr hohe 

Beiträge zur Finanzierung des Haushaltes der Europäischen Union“ zu leisten. Das habe früher 

zum wirtschaftlichen Aufschwung im Süden später auch im Osten Europas bedeutend 

beigetragen und auch gegenwärtig beitrage. Die Konvergenz der Lebensverhältnisse in Europa 

sei erfreulich und auch für eine glückliche gemeinsame Zukunft wichtig. In diesem Sinne werde 

Deutschland weiterhin „seinen hohen finanziellen Beitrag für Europa“ leisten 

(Bundesregierung.de 2021b; Morawiecki – Scholz 2021; Sieradzka 2021b; Loew – Łada-

Konefał 2022: 3; Chronik der Polen-Analysen 2021). 

Mit einer Entscheidung des Sejm vom 17. Dezember 2021 wurden die Fördermittel für 

den herkunftssprachlichen Unterricht der deutschen Minderheit in Polen um etwa ein Fünftel 

gekürzt. Mit diesen Mitteln solle zukünftig der Polnischunterricht in Deutschland gefördert 

werden, denn er sei im Nachbarland nach dem Initiator der Kürzung, Janusz Kowalski, 

Abgeordneter der Solidarna Polska aus Opole weiterhin vernachlässigt. Nach diesem Schritt 

wurde auch die Diskussion über die Lage der Deutschen in Polen sowie der Polen in 

Deutschland verschärft (Grozdz-Pallokat 2022; Loew 2022: 6-7). 

Als Russland den militärischen Druck an den Grenzen zu Ukraine erhöhte, fand am 8. 

Februar 2022, seit langer Zeit zum ersten Mal ein Treffen im Format Weimarer Dreieck auf 

höchster Ebene in Berlin statt. Bundeskanzler Olaf Scholz, Präsident Emmanuel Macron und 

Präsident Andrzej Duda riefen Russland gemeinsam zur Deeskalation und warnten vor ernsten 
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Konsequenzen im Falle einer militärischen Aggression. Am 24. Februar 2022, kurz nach dem 

Beginn Russlands Angriffskriegs auf die Ukraine bestätigte Bundeskanzler Scholz, dass 

Deutschland die Sorgen der NATO-Verbündeten in Osteuropa verstehe und auch in dieser 

Situation entschlossen zur Beistandspflicht der NATO stehe. Am 26. Februar 2022 reisten 

Ministerpräsident Morawiecki und Gitanas Nauséda, Präsident von Litauen dringend nach 

Berlin, um mit Bundeskanzler Scholz zu verhandeln. Vor ihrem Treffen deklarierte 

Ministerpräsident Morawiecki vor der Presse, das Ziel seines Besuchs sei, „das Gewissen 

Deutschlands zu erschüttern“. Deutschland müsse vernichtende Sanktionen gegen Russland 

einführen und sich von russischen fossilen Energieträgern unabhängig machen, denn „durch 

Nord Stream 1 und Nord Stream 2 nicht nur Gas fließt, sondern auch das Blut von Kindern, 

Soldaten und Müttern“. Der Ukraine, die auch für unsere Freiheit und Souveränität kämpft, 

müsse wirkliche Waffenhilfe gegeben werden. Die 5.000 Helme, die vorher von deutscher Seite 

genannt wurden, sollen „wohl ein Witz sein“. „Heute stehen wir vor dem Tribunal der 

Geschichte“, betonte Morawiecki. Am 27. Februar 2022, zum ersten Mal an einem Sonntag 

fand eine Sondersitzung des Bundestags statt. In seiner „Zeitenwende-Rede“ deklarierte 

Bundeskanzler Scholz als Reaktion auf Russlands Angriffskrieg einen radikalen Wandel in der 

deutschen Außen- und Sicherheitspolitik. Er kündigte Waffenlieferungen an die Ukraine, die 

Errichtung eines Sondervermögen Bundeswehr mit 100 Milliarden Euro, die Steigerung der 

Verteidigungsausgaben bis 2024 auf 2% des BIPs sowie die Diversifizierung des 

Energieimports an. Die überwiegende Mehrheit der Abgeordneten stimmte zu (Morawiecki 

2022; Scholz 2022; Loew – Łada-Konefał 2022: 3-4; Ziemer 2022: 3; Chronik der Polen-

Analysen 2022). 

Die neue Lage, die auch die Rahmenbedingungen des deutsch-polnischen bilateralen 

Verhältnisses grundlegend verändert hatte, wurde im polnischen Regierungslager als ein 

symbolischer und moralischer Sieg über Deutschland wahrgenommen: die aufgrund der 

historischen Erfahrungen gegenüber Russland sehr skeptischen und vorsichtigen Polen haben 

Recht gehabt und die naiven Deutschen, die den Polen immer eine historische 

Überempfindlichkeit vorgeworfen hatten, haben aufgrund ihrer jahrelangen falschen 

Entscheidungen und Versäumnisse eine nicht geringe Mitverantwortung für diesen Krieg 

(Gregosz – Lemmen 2022; Loew – Łada-Konefał 2022). 
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4.4.4. Ergebnisse der Meinungsumfragen zum Nachbarland (2015-2022) 

 

In diesem politisch gespannten Zeitraum erfolgten ganz interessante Veränderungen in der 

gegenseitigen Wahrnehmung. Wichtige Asymmetrien blieben weiterhin ausgeprägt, aber die 

baren Sympathiewerte zeigten einen eindeutigen Ausgleichsprozess. 

 Die Sympathie der Deutschen gegenüber den Polen wurde nach den Angaben des 

regelmäßigen Deutsch-Polnischen Barometers in diesen Jahren mit nicht geringen 

Schwankungen insgesamt bedeutend verstärkt. Im Jahre 2013 fanden nur 31% der Befragten 

die Polen sympathisch, im Februar 2022 bekundeten schon 43% Sympathie. Der Anteil der 

ablehnenden Befragten sank zwischen 2013 und 2022 von 22% bis 14%. Somit waren die Polen 

2022 schon etwas beliebter als die Tschechen (40% Sympathie) und fast so beliebt wie die 

Franzosen (48% Sympathie). Diese Entwicklung verweist darauf, dass die Deutschen die Polen 

weitgehend unabhängig von der Politik beurteilten, weil sie gleichzeitig das Land Polen 

ziemlich kritisch sahen. 2022 fanden beispielsweise nur 26% der befragten Deutschen Polen 

ein solches Land, in dem Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gewahrt werden. Die Beurteilung 

des Landes hing signifikant mit der Parteipräferenz der Befragten zusammen: die Anhänger der 

Grünen waren besonders kritisch, während die Wähler der AfD waren am wohlwollendsten 

gegenüber dem östlichen Nachbarland (Kucharczyk – Łada-Konefał 2022). 

 Betrachtet man das Deutschlandbild in Polen, ist insgesamt eine Stagnation der 

Sympathiewerte festzustellen. In den Umfragen des CBOS lag der Anteil der gegenüber den 

Deutschen Sympathie bekundenden Befragten im Jahre 2015 bei 43%, am Anfang 2022 bei 

44%. Über eine ablehnende Haltung berichteten 2015 etwa 22%, am Anfang 2022 machten 

24% so. Die Daten des Deutsch-Polnischen Barometers drücken eine etwas höhere Sympathie 

aus: hier stieg der Anteil der Sympathie bekundenden Befragten zwischen 2013 und 2022 von 

47% zu 50%, währenddessen der Anteil der Ablehnung deklarierenden Befragten von 16% zu 

15% sank. Mit den obigen Werten waren die Deutschen nach dem CBOS weiterhin eindeutig 

beliebter als Weißrussen, Russen und Ukrainer und praktisch auf dem gleichen Niveau mit 

Litauern. Tschechen und Slowaken blieben aber noch beliebtere Nachbarvölker der Polen 

(Kucharczyk – Łada-Konefał 2022; CBOS 2022a). 

 Die Beurteilung der Deutschen in Polen war viel stärker von Politik abhängig, als 

umgekehrt. Diejenigen Befragten des Deutsch-Polnischen Barometers, die Anhänger der PiS-

Regierung waren und sich aus den staatlichen Medien informierten, bekundeten im Vergleich 

zu den Durchschnittswerten viel seltener Sympathie gegenüber Deutschen, währenddessen die 

Wähler der Opposition, die nur Programme der privaten Medien verfolgten, waren 
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überdurchschnittlich deutschfreundlich. Die politische Einstellung der Befragten des Deutsch-

Polnischen Barometers und der CBOS-Umfragen korrelierte stark auch damit, wie sie die 

deutsch-polnischen historischen Streitthemen beurteilten. Anhänger der PiS-Regierung 

vertraten überdurchschnittlich die Meinung, dass man in den deutsch-polnischen Beziehungen 

stärker auf Fragen konzentrieren solle, die die Vergangenheit betreffen. Sie waren auch viel 

öfter der Meinung, das Leid und die Opfer der Polen in der Geschichte sei von der 

internationalen Öffentlichkeit noch nicht ausreichend anerkannt. Überdurchschnittlich stark 

und entschlossen stimmten sie der Absicht der polnischen Regierung zu, Kriegsreparationen 

gegenüber Deutschland geltend zu machen. Befragten, die Wähler der Oppositionsparteien 

waren, tendierten in diesen Fragen signifikant in die andere Richtung (Kucharczyk – Łada 2020; 

Kucharczyk – Łada-Konefał 2022; CBOS 2022a; CBOS 2022b). 

 Als Ergebnis der Verstärkung der Sympathie der Deutschen gegenüber den Polen und 

der praktischen Stagnation der Sympathie gegenüber den Deutschen in Polen wurden die 

gegenseitigen Sympathiewerte in dieser Phase nahezu ausgeglichen. Als die große Mehrheit 

der Deutschen gegenüber dem Land Polen gleichzeitig ziemlich kritisch war, kann die 

verbesserte Beurteilung der Polen wahrscheinlich auf guten persönlichen Erfahrungen mit 

Menschen aus Polen zurückgeführt werden. Die Tatsache, dass die Beurteilung der Deutschen 

in Polen inzwischen praktisch nicht verbessert wurde, steht aber höchstwahrscheinlich im 

Zusammenhang mit dem bewussten Kollisionskurs der polnischen Regierung. 

Es ist auch offensichtlich, dass die polnische Gesellschaft bezüglich der Beurteilung der 

Deutschen und Deutschlands bzw. der wünschenswerten Gestaltung der bilateralen 

Beziehungen politisch stark geteilt ist. Die Durchschnittswerte entstehen aus besonders 

freundlichen wie besonders ablehnenden Haltungen. Dass es in den Vergangenheitsdebatten 

immer noch ein großes Konfliktpotenzial besteht, zeigt deren markant unterschiedliche 

deutsche und polnische Beurteilung auch in den Durchschnittswerten. Nach dem Deutsch-

Polnischen Barometer waren 2019 mehr als 60% der Deutschen der Meinung, das polnische 

Leid und die polnischen Opfer in der Geschichte seien ausreichend anerkannt, dieselbe 

Meinung hatten gleichzeitig nur etwa 30% der polnischen Befragten. Was die 

Reparationsforderungen der polnischen Regierung angeht, war der Unterschied ähnlich 

markant. Im August 2019, vor dem 80. Jahrestag des Kriegsbeginns waren einer YouGov-

Umfrage zufolge 68% der Deutschen mit dem Standpunkt der Bundesregierung einverstanden: 

das Thema sei politisch wie juristisch abgeschlossen. Gleichzeitig waren nach den Daten des 

CBOS 69% der Polen der Meinung, dass ihr Land Reparationen von Deutschland fordern solle 

(Kucharczyk – Łada 2020; Balcer – Ziemer 2019; CBOS 2022b). 
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Nach den Angaben des Deutsch-Polnischen Barometers beurteilten diejenigen 

Befragten das Nachbarvolk überdurchschnittlich positiv, die zumindest einmal im anderen 

Land waren. Dementsprechend waren die Sympathiewerte in den grenznahen Regionen 

besonders hoch (Kucharczyk – Łada-Konefał 2022). 

Wichtig ist, dass obwohl die Asymmetrie in den gegenseitigen Sympathiewerten 

weitgehend eliminiert wurde, war die grundlegende Asymmetrie in Bezug auf das Wissen über 

und das Interesse für das Nachbarland auch am Ende dieses Zeitraums weiterhin vorhanden. 

Nach den Daten des Deutsch-Polnischen Barometers 2022 waren Deutschland und die 

Deutschen viel interessanter für Polen als umgekehrt: das Nachbarland war Thema für 46% der 

Polen in der Schule, aber Polen nur für 28% der Deutschen, und ähnlich markante Unterschiede 

gelten auch für Äußerungen von Politikern (40% vs 22%), Gespräche mit Familienmitgliedern 

(41% vs 26%) oder für Internetportale (38% vs 17%). Auch als Reiseziel war Deutschland 

interessanter. Im Deutsch-Polnischen Barometer 2022 sagten 50% der befragten Polen, dass sie 

nach der Wende zumindest einmal in Deutschland waren. Über zumindest einen Aufenthalt in 

Polen berichteten nur 33% der deutschen Befragten. Wenn man die Reisen mit beruflichen 

Zielen betrachtet, ist der Unterschied besonders auffällig: 28% der Aufenthalte in Deutschland 

waren beruflich motiviert, aber nur 6% der Aufenthalte in Polen (Kucharczyk – Łada-Konefał 

2022). 

Dass die meisten Deutschen wesentlich weniger über Polen wissen und im Allgemeinen 

geringes Interesse für das östliche Nachbarland zeigen, ist definitiv eine Belastung der 

Beziehungen. Obwohl diese Asymmetrie viele Polen beleidigend finden, ist es auch mit den 

besten Absichten und großen Anstrengungen nur begrenzt möglich, sie zu reduzieren, denn 

diese Asymmetrie ist im Grunde genommen nicht länderspezifisch. Überall in Europa zeigen 

die Menschen weniger Interesse für Länder, die im Vergleich zum eigenen Land kleiner, 

wirtschaftlich weniger entwickelt und östlicher bzw. südlicher gelegen sind. Hinter der aktiven 

Beschäftigung mit solchen Ländern gibt es in der Regel persönliche Geschichten, Kontakte und 

Motivationen. Es werden immer weniger Polenexperten in Deutschland oder z. B. 

Serbienexperten in Ungarn geben als ausgezeichnete Kenner von Frankreich oder den USA. 

Aber vielleicht gerade das macht den Reiz aus. 
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4.4.5. Zwischenfazit (2015-2022) 

 

Nach der kurzen Episode zwischen 2005 und 2007 hatte Polen nach den Wahlen vom Oktober 

2015 kontinuierlich eine Regierung, die das westliche Nachbarland deklariert misstrauisch 

betrachtete und zu einem dauerhaften Kollisionskurs bereit war. Ab Spätherbst 2015 waren die 

politischen Beziehungen zwischen Deutschland und Polen so stark mit einer Reihe von 

Konflikten belastet wie seit 1989 noch nie zuvor. Praktisch kam es zu einer „Eiszeit“ im 

bilateralen Verhältnis (Skóra 2020). Im engeren Bereich der Versöhnungspolitik wurde von 

Seite der Bundesregierungen die traditionelle, eindeutig der Überwindung der historischen 

Lasten dienende positive Linie fortgesetzt. Die polnische Regierung, währenddessen sie in der 

offiziellen Kommunikation mit deutschen Partnern betont höflich blieb, strebte bewusst eine 

„Rehistorisierung“ (Lang 2016; Lang 2022) der Beziehungen an und rief vor allem im Kontext 

der Erinnerung an den Zweiten Weltkrieg die alten Ressentiments bei der polnischen 

Bevölkerung wach. 

 In der deutschen Innenpolitik war das Verhältnis zu Polen weiterhin kein wichtiges 

Thema. Mit markant unterschiedlichen Standpunkten in polenbezogenen Fragen hätten die 

deutschen Parteien nur ganz wenige Wähler ansprechen bzw. an sich binden können. Der 

Umgang mit Polen war folglich durch eine Mischung von allgemeinen praktischen 

Überlegungen und den Einstellungen bzw. Reaktionen der aktuellen polnischen Regierung 

bestimmt. Polen war in diesem Zeitraum schon ein politisch und wirtschaftlich so bedeutendes 

Partnerland in der EU, mit dem Deutschland in vielen Bereichen unabhängig von politischen 

Konflikten weiterhin kooperieren musste. Außerdem war Polen als besonders viel gelittenes 

Opfer des Zweiten Weltkrieg immer noch symbolisch wichtig bezüglich der internationalen 

Beurteilung Deutschlands. Das Ergebnis war eine eher defensive Haltung: auf Provokationen 

bewusst nicht zu reagieren, den eigenen unveränderten Kooperations- und Versöhnungswillen 

in allen relevanten Situationen stets zu beweisen, im Allgemeinen „die Hand ausgestreckt zu 

halten“ (Lang 2022: 8). 

 In Polen war der Umgang mit Deutschland gleichzeitig weiterhin ein für die ganze 

Gesellschaft relevantes und für viele Wähler wichtiges Thema, das gegebenenfalls sogar die 

Parteipräferenzen stark beeinflussen kann. Für die PiS war das deklarierte tiefe Misstrauen 

gegenüber Deutschland, wie früher dargestellt, seit ihrer Gründung ein wesentliches Merkmal. 

Polen gegen die Dominanz des großen westlichen Nachbarlands entschlossen zu verteidigen 

sei nach dem Selbstbild eine Hauptaufgabe der Partei, die nicht nur als Mittel der 

Wählermobilisierung genutzt, sondern auch ernst gemeint wird. 
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Der vollmächtige Parteichef Jarosław Kaczyński, aufgewachsen in der 1944 völlig 

zerstörten polnischen Hauptstadt, war und ist ein ehrlicher Hardliner gegenüber Deutschland, 

der das historisch feindliche große Nachbarland immer gerne kritisierte bzw. als eine große 

Bedrohung für Polen darstellte. Ohne Spitzenpositionen des Staates offiziell zu bekleiden, 

konnte und kann er das meistens ohne größeres Echo im Ausland tun. Die Politiker des 

Regierungslagers sowie dessen Medien verfolgten konsequent seine Richtung. Ein lautstarker 

Dauerkonflikt mit dem Land der ehemaligen brutalen Besatzer Polens ist für die 

innenpolitischen Positionen der PiS eindeutig vorteilhaft. Auch wenn die Partei nur einige 

Prozente der Wähler mit antideutschen Parolen erfolgreich mobilisieren kann, kann ihre 

Unterstützung für einen knappen Wahlsieg entscheidend sein, besonders wenn einige Prozente 

der Wähler der Opposition gleichzeitig verunsichert werden: wenn Deutschland uns erneut 

bedroht, soll man vielleicht nicht auf diejenigen Kandidaten stimmen, die über gute deutsche 

Kontakte verfügen? Außerdem kann jedwede Kritik aus Deutschland leicht abgewehrt werden, 

wenn alte Ressentiments im eigenen Lager lebendig sind und historische Fragen wieder als 

aktuelle Streitthemen auf der bilateralen Agenda stehen: zuerst die Reparationen, dann die 

Belehrung. Was die instinktive Deutschfeindlichkeit des PiS-Lagers praktisch beschränkt bzw. 

lindert, ist die weitgehende wirtschaftliche Verflechtung der beiden Länder, die auch die PiS 

nicht abbauen will (Lang 2018; Gregosz 2021; Majcherek 2022). 

 Betrachtet man die polenbezogenen Dokumente und Äußerungen der 

Bundesregierungen in diesem Zeitraum, sind sie weiterhin betont höflich und gemäßigt. Die 

Klimaverschlechterung im bilateralen Verhältnis sieht man eher darin, dass die Qualität der 

Beziehungen wesentlich seltener und weniger, und vor allem auf den Bereich der 

Wirtschaftsbeziehungen beschränkt gewürdigt wurde. Die geäußerte Kritik bezüglich 

innerpolnischer Angelegenheiten blieb immer zurückhaltend und allgemein formuliert. Im 

Falle der polnischen Regierung waren die offizielle Kommunikation mit Deutschland und die 

allgemeinen deutschlandbezogenen Äußerungen im ganzen Zeitraum recht unterschiedlich. In 

der bilateralen Kommunikation wurden auch die kritischen Punkte höflich angesprochen, in der 

Kommunikation für innerpolnischen Gebrauch wurde das Nachbarland oft vehement attackiert 

und als feindlich gesinnt bzw. unehrlich dargestellt. 

 Im Falle der Versöhnungsgesten in diesen Jahren ist eine ähnliche Entwicklung zu 

sehen. Die schon etablierte Tradition des gemeinsamen Begehens wichtiger runder Jahrestage 

der bilateralen Beziehungsgeschichte wurde konsequent fortgesetzt. Bezüglich der mit dem 

Zweiten Weltkrieg zusammenhängenden Jahrestage wurde die historische 

Sonderverantwortung Deutschlands und der deutsche Versöhnungswille ausdrücklich betont. 
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Aus Anlass der runden Jahrestage des Warschauer Aufstands und des Kriegsausbruchs reisten 

der Bundesaußenminister und der Bundespräsident nach Polen und baten erneut explizit um 

Vergebung. Was auffällig ist, dass anlässlich der Jahrestage von positiven Entwicklungen der 

Beziehungsgeschichte die gemeinsamen Veranstaltungen allmählich bescheidener geworden 

sind. Im Juni 2021, am 30. Jahrestag der Unterzeichnung des Nachbarschaftsvertrags erfolgte 

schon nur ein kurzer Besuch des Bundespräsidenten in Warschau. Es gab keine gemeinsame 

Sitzung der Regierungen und keine feierlichen Deklarationen bzw. neue gemeinsame 

Arbeitspläne. Sichtbar seltener waren nach 2015 auch solche impliziten Gesten, dass höchste 

Vertreter des Staates das Nachbarland sehr schnell nach dem Amtsantritt besuchten, ihre 

Amtskollegen als Freunde bezeichneten und einander beim Vornamen riefen. Im grundsätzlich 

versöhnungsfeindlich eingestellten polnischen Regierungslager waren praktisch nur 

Staatspräsident Andrzej Duda und Jacek Czaputowicz, der gemäßigtste Außenminister dieser 

Jahre bereit, sich gemeinsam mit ihren deutschen Amtskollegen symbolpolitisch zu engagieren. 

Beide unterstrichen aber jedes Mal, dass es in den bilateralen Beziehungen zahlreiche offenen 

Fragen gibt, allen voran die der Reparationszahlungen. 

 In diesen Jahren wurden logischerweise keine neuen bilateralen, gerade der historischen 

Versöhnung gewidmeten Institutionen gegründet. Ein bescheidenes neues deutsch-polnisches 

Schülerprojekt „menschen gedenken“ wurde 2019 lanciert. Das schon früher vorbereitete 

Projekt des gemeinsamen deutsch-polnischen Geschichtsbuches wurde nicht ganz wie vorher 

geplant, durchgeführt. Den ersten Band stellten 2016 die beiden Außenminister vor, 2018 und 

2019 engagierten sich noch Bildungsminister und Staatssekretär, für den Band 4 wurde 2020 

endlich keine gemeinsame Präsentation organisiert. Die Finanzierung der schon vorhandenen 

bilateralen Institutionen wurde aber weiterhin gesichert. Aufgrund Bundestagsbeschlüsse vom 

Oktober 2020 wurden in Berlin die Vorbereitungsarbeiten eines allgemeinen 

Dokumentationszentrums des Zweiten Weltkriegs und der deutschen Besatzungsherrschaft 

sowie eines „Ortes des Erinnerns und der Begegnung mit Polen“ angefangen. Sie werden keine 

gemeinsamen deutsch-polnischen Institutionen sein, aber sie werden das bilaterale Verhältnis 

sicherlich beeinflussen. Besonders von dem zukünftigen „Polen-Ort“ wird erwartet, dass er mit 

dem würdigen Gedenken der polnischen Opfer des Zweiten Weltkriegs im Zentrum der 

deutschen Hauptstadt zur historischen Versöhnung beitragen wird. In Polen wurden ab Ende 

2015 zahlreiche der Geschichtsforschung und historischen Erinnerung gewidmeten neuen 

nationalen Institutionen gegründet, die das betont patriotische, eher unkritische Narrativ der 

PiS-Regierung verbreiten sollen. Ab Ende 2021 dient ein neues Institut ausdrücklich der 

Erforschung bzw. Schätzung der Kriegsschäden in Polen. 
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 Nach den Angaben vorhandener Meinungsumfragen aus dieser politisch gespannten 

Zeit setzte die Verbesserung der Wahrnehmung der Polen in Deutschland fort, währenddessen 

die Beliebtheit der Deutschen in Polen praktisch stagnierte, damit die gegenseitigen 

Sympathiewerte zum ersten Mal nach 1989 fast völlig ausgeglichen geworden sind. Polen 

informierten sich aber weiterhin wesentlich mehr über Deutschland als umgekehrt. Die 

Wahrnehmung der Deutschen in Polen war stark von den parteipolitischen Präferenzen der 

Befragten beeinflusst. 

 Der Zeitraum zwischen Ende 2015 und Anfang 2022 war zweifellos die 

konfliktgeladenste Phase seit 1989, geprägt von „kühler Höflichkeit und ritualisierten Gesten“. 

In diesen Jahren konnte die historische Versöhnungspolitik logischerweise bedeutend 

eingeschränkter fortgesetzt werden, wie es oben beschrieben wurde. Dass sie, obwohl in stark 

reduzierter Form und im Schatten der offenen Deutschfeindlichkeit des polnischen 

Regierungslagers, überhaupt fortgesetzt wurde, beweist das gegenseitige Interesse an einem 

„versöhnungspolitischen Minimum“ auch in politisch gespannten Zeiten. Für die 

Bundesregierungen war es wichtig, den guten Willen und die von der Tagespolitik unabhängige 

Versöhnungsorientiertheit Deutschlands weiterhin zu demonstrieren. Die PiS-Regierung 

konnte mit den gemeinsamen versöhnungspolitischen Aktionen gleichzeitig beweisen, dass sie 

keineswegs isoliert sei. Außerdem fand sie moralisch wie praktisch wichtig, die polnischen 

Opfer des Zweiten Weltkrieges gerade in Deutschland wesentlich anerkannter zu machen. 

 Der Angriffskrieg von Präsident Putin auf die Ukraine ab 24. Februar 2022 war und ist 

auch im deutsch-polnischen bilateralen Verhältnis erschütternd. Vor dem dramatischen 

Hintergrund des Krieges im Polens östlichen Nachbarland wurden die Beziehungen 

verständlicherweise weiter „rehistorisiert“. In der neuen Lage, für die aus polnischer Sicht auch 

die langjährige naive deutsche Russlandpolitik eindeutig mitverantwortlich gewesen sei, wurde 

die Bundesregierung aufgrund der im Vergleich zur polnischen Regierung zögerlicheren 

Unterstützung der Ukraine stets mit moralisch aufgeladenen Andeutungen über die Geschichte 

kritisiert. Selbst der als besonders deutschfreundlich bekannte Ex-Ministerpräsident und PO-

Vorsitzender Donald Tusk betonte: „Deutschland muss heute fest hinter der Ukraine stehen, 

wenn wir glauben sollen, dass es aus seiner eigenen Geschichte gelernt hat“ (Tusk, nach 

Gregosz – Lemmen 2022: 5). 

Eine ganz kurze vorsichtige Bewertung der neuesten Entwicklungen seit Februar 2022 

wird am Ende der gesamten Arbeit gegeben. 
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5. Bilaterale Versöhnungspolitik zwischen Ungarn und der 

Slowakei nach der Wende 1989 

 

Dieses Großkapitel stellt die wichtigsten versöhnungspolitischen Entwicklungen im ungarisch-

slowakischen Verhältnis in einer mit Kapitel 4 identischen Struktur dar. 

 

5.1. Phase I (1989-1998): ein langwieriger Kalter Krieg 

 

5.1.1. Allgemeiner politischer Kontext und die grundlegenden Determinanten der 

Versöhnungspolitik (1989-1998) – die ungarische Seite 

 

Die seit November 1988 amtierende letzte Regierung der MSZMP (Magyar Szocialista 

Munkáspárt – Ungarische Sozialistische Arbeiterpartei) wurde nach den ersten freien Wahlen 

im Frühjahr 1990 (mit zwei Runden am Ende März und Anfang April) durch eine 

nationalkonservative Dreierkoalition des MDF (Magyar Demokrata Fórum – Ungarisches 

Demokratisches Forum), der FKGP (Független Kisgazdapárt – Unabhängige Partei der 

Kleinlandwirte) und der KDNP (Kereszténydemokrata Néppárt – Christlich-Demokratische 

Volkspartei) unter Ministerpräsident József Antall (und nach seinem Tod im Dezember 1993 

unter Péter Boross) ersetzt. Nach den Wahlen vom Mai 1994 bildete Gyula Horn, der ehemalige 

Außenminister der letzten MSZMP-Regierung eine sozialliberale Koalition seiner siegreichen 

postkommunistischen linken Partei MSZP (Magyar Szocialista Párt – Ungarische Sozialistische 

Partei) und des liberalen SZDSZ (Szabad Demokraták Szövetsége – Bund Freier Demokraten), 

die gemeinsam über eine Zweidrittelmehrheit verfügten (Földesi – Szerencsés 1998; Machos 

2003; Romsics 2010). 

Die erste demokratische Regierung fing ihre Arbeit im Mai 1990 in einer besonders 

schwierigen Situation an. Die wirtschaftliche Lage verschlechterte sich schnell, in der 

internationalen Umgebung des Landes gab es große Spannungen, die bald zur Auflösung der 

Sowjetunion, zum Krieg im ehemaligen Jugoslawien und zur Trennung der Tschechoslowakei 

führten. Auch innerhalb Ungarns wurden in der frei gewordenen Öffentlichkeit intensive 

Debatten über die Neugestaltung des Staates bzw. die wünschenswerte Entwicklung des Landes 

geführt. Die bisher offiziell unantastbaren geschichtlichen und symbolischen Fragen sind zu 

zentralen politischen Streitthemen geworden. Die Regierung von József Antall bestand 

mehrheitlich aus wertkonservativen, geschichtsbewussten und klar antikommunistisch 
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eingestellten Intellektuellen, die Kinder bzw. Enkelkinder der christlich-konservativen Elite 

und Mittelschicht der Zwischenkriegszeit waren. Als der Ministerpräsident und mehrere 

Regierungsmitglieder sogar von Beruf Historiker waren, wurde die Antall-Regierung oft als 

„Historikerregierung“ bezeichnet (Kiss 2004: 56). 

 Diese Regierungsmannschaft sah ihre größte Aufgabe darin, gerade wie die Regierung 

von Tadeusz Mazowiecki in Polen, das Land nach den Jahrzehnten der kommunistischen 

Diktatur und der erzwungenen Ostbindung wieder an den Westen zu binden und mit der 

zukünftigen Mitgliedschaft in den westlichen Integrationsorganisationen feste Rahmen für die 

Entwicklung Ungarns in Sicherheit und Wohlstand zu sichern. Verknüpft wurde dieses 

strategische Ziel mit der Absicht, gute Beziehungen und eine intensive regionale 

Zusammenarbeit mit allen Nachbarländern zu haben. Mit ihnen sollten auch der Abbau des 

Ostblocks und die Westintegration koordiniert werden. Als drittes Ziel kam dazu die 

Unterstützung der ungarischen Minderheiten im Karpatenbecken. Ihre Minderheitenrechte 

sollten unter den neuen demokratischen Umständen überall gesichert werden. Diese im 

Frühjahr 1990 bestimmte dreifache Zielsetzung galt bis zum Ungarns EU-Eintritt 2004 als die 

immer wieder betonte Grundlage der Außenpolitik des Landes (Johancsik 2001; Jeszenszky 

2006a; Jeszenszky 2016: 58-60). 

 Es wurde öffentlich nicht betont, aber das starke ungarische Interesse an einer intensiven 

regionalen Zusammenarbeit mit der Einbeziehung Polens war auch durch die Angst vor einer 

eventuellen Wiederbelebung der „Kleinen Entente“, der antiungarischen Allianz der 

Zwischenkriegszeit von der Tschechoslowakei, Rumänien und Jugoslawien bedeutend 

motiviert (Jeszenszky 2002: 173; Jeszenszky 2016: 119-120). 

 Dass der ungarische Staat nach den Jahrzehnten der erzwungenen „sozialistischen 

Brüderlichkeit“, in den die Lage der ungarischen Minderheiten nicht offen angesprochen 

werden durfte, sich offiziell im Interesse der Auslandsungarn auftreten möchte, bestätigte schon 

die Verfassungsrevision im Oktober 1989. Folgendes wurde in der Verfassung verankert: „Die 

Republik Ungarn empfindet Verantwortung für das Schicksal der jenseits ihrer Grenzen 

lebenden Ungarn und fördert die Pflege ihres Kontakts mit Ungarn“ (Kiss 2008: 216; Lendvai 

2010: 128-129). Unter den Umständen der freien Öffentlichkeit des Landes mit etwa 10 

Millionen Einwohnern ist die Lage der insgesamt etwa 3 Millionen Ungarn in den 

Anrainerstaaten logischerweise schnell zu einem besonders wichtigen Thema geworden, mit 

dem die jeweiligen Regierungen sich nun sowohl aus moralischen als auch aus rechtlichen 

Gründen beschäftigen mussten. Für die erste demokratische Regierung war dieses Thema auch 

innenpolitisch bedeutend, denn ihre Anhänger erwarteten nach der jahrzehntelangen Passivität 
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des Staates einen entschlossenen Auftritt im Interesse der Auslandsungarn. Kurz nach der 

Regierungsbildung kündigte Ministerpräsident Antall in einer seitdem viel diskutierten 

öffentlichen Rede am 2. Juni 1990 an, dass er als Regierungschef dieses Landes von 10 

Millionen „in Seele und Gefühl Ministerpräsident von 15 Millionen Ungarn“ sein möchte 

(Jeszenszky 2006b: 98-99; Lendvai 2010: 51).138 Bald wurden auch die diesbezüglichen 

Institutionen gegründet: ein eigenes den Angelegenheiten der Auslandsungarn gewidmete Amt, 

für die materiellen Unterstützungen verantwortliche Stiftungen sowie (ab Ende 1992) ein über 

Satellit übertragener Fernsehsender namens Duna TV (Bárdi 2008: 368-369; Győri Szabó 2011: 

356). Die nationalkonservative Regierung machte auch klar, dass sie die bilateralen 

Beziehungen Ungarn zu den Staaten mit bedeutenden ungarischen Minderheiten weitgehend 

von der Behandlung dieser Minderheiten abhängig betrachte. Mit denjenigen Staaten, in den 

die dortigen Ungarn mit ihren Rechten laut ihren in den gegebenen Ländern demokratisch 

gewählten politischen Vertretungen nicht zufrieden sind, sei ein enges gutnachbarschaftliches 

Verhältnis kaum vorstellbar (Kiss 2004: 57; Győri Szabó 2011: 356-357). 139 

 Den drei obigen außenpolitischen Zielen gleichzeitig näher zu kommen war 

verständlicherweise oft problematisch. Besonders das vor der Wende unvorstellbare staatliche 

Auftreten im Interesse der Auslandsungarn wurde im Ausland äußerst kritisch gesehen. Im 

Westen wurden die großen ungarischen Minderheiten in den Nachbarländern, großenteils 

gerade entlang der Staatsgrenzen, als potenzielles neues sicherheitspolitisches Risiko im 

ehemaligen Ostblock betrachtet. Vor dem Hintergrund der kriegerischen Ereignisse im Ex-

Jugoslawien wurden die diesbezüglichen Ängste noch verstärkt. Somit stand die Regierung 

unter einem doppelten Druck: die westlichen Partnerländer hatten die Erwartung, möglichst 

schnell Grundlagenverträge mit ausdrücklicher Anerkennung der bestehenden Grenzen mit 

auch denjenigen Nachbarländern zu schließen, die nicht bereit waren, den dortigen Ungarn 

großzügige Minderheitenrechte zu geben, währenddessen die Radikalen im damaligen breiten 

rechten Regierungslager noch stärkere Interventionen für die Auslandsungarn erforderten.  Es 

gab zahlreiche Mitglieder und Anhänger der Regierungsparteien und auch einige 

Regierungspolitiker, die sogar ihre Hoffnung öffentlich ausdrückten, die Grenzen Ungarns 

 
138 In die insgesamt 15 Millionen Ungarn wurde auch die weltweite Emigration eingeschlossen. Der 

nationalkonservative Antall wollte mit seiner Aussage die kulturelle und emotionale Verbindung aller außerhalb 

der Staatsgrenzen lebenden Ungarn zum Mutterland verstärken. Für viele Auslandsungarn war diese Botschaft 

kurz nach der demokratischen Wende in Budapest emotional sehr wichtig: „Wir sind im Mutterland nicht mehr 

vergessen“ (Jeszenszky 2006b: 98-99; Kiss 2008: 219-220). 
139 Dieses offiziell nicht deklarierte Prinzip wurde später als „Antall-Doktrin” der ungarischen Außenpolitik 

definiert (Kiss 2004: 57; Győri Szabó 2011: 356-357; Jeszenszky 2016: 61). 
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könnten in der neuen internationalen Situation friedlich überprüft werden (Arday 2001b; Dunay 

2004; Romsics 2005: 580).  

Auch gewisse symbolische Entscheidungen der Regierung wurden im Ausland, vor 

allem in den Nachbarländern als Beweis revisionistischer Absichten interpretiert. Schon die im 

Juli 1990 erfolgte Rückkehr zum alten königlichen Staatswappen mit der Stephanskrone anstatt 

des republikanischen „Kossuth-Wappens“, das auch während der Revolution im Jahre 1956 

geführt wurde, stieß vielerorts auf Kritik. Als die bedeutendste symbolische Kundgebung des 

rechten Flügels des Regierungslagers galt am 4. September 1993 die Neubestattung des im 

portugiesischen Exil verstorbenen Staatsoberhauptes der Zwischenkriegszeit, Admiral Miklós 

Horthy in der Gruft der Familie in seiner ostungarischen Geburtsort Kenderes. Die Zeremonie 

war kein Staatsakt, unter den etwa 50.000 Trauergästen waren aber mehrere Minister und 

einflussreiche Politiker der Regierungsparteien anwesend (Pintér 2010; Lendvai 2010: 61). 

 Obwohl es allen ungarischen Realpolitikern von Anfang an ganz klar war, dass die 

Revision der Grenzen Ungarns zu forcieren, nicht nur völlig illusorisch, aber sogar gefährlich 

sein könnte140, vermied Ministerpräsident Antall mit Rücksicht auf die zahlreichen naiven 

revisionistischen Anhänger der Regierung das Interesse an einer eventuellen Überprüfung der 

Grenzen in der neuen internationalen Lage nach der Wende seitens der ungarischen Regierung 

öffentlich lautstark und endgültig zu dementieren. Im Hintergrund verdrängte er aber allmählich 

die radikalsten Politiker wie Staatssekretär Ernő Raffay und MDF-Vizepräsident István Csurka 

aus der Regierung sowie aus der Partei (Romsics 2005: 580; Góralczyk 2002: 230; Mitrovits 

2013: 166). 

 In Bezug auf das nördliche Nachbarland bevorzugte die Budapester Regierung im 

Einklang mit den Vertretern der dortigen ungarischen Minderheit den Fortbestand der 

Tschechoslowakei als ein föderativer Staat. Mit der neuen zentralen Regierung in Prag sowie 

mit Präsident Havel wurden schon gute Kontakte etabliert, und als die Ungarn in der gesamten 

Tschechoslowakei nur einen geringen Anteil der Bevölkerung bildeten, konnte man mit einer 

relativ großzügigen Behandlung ihrer Rechte rechnen. Im Falle eines unabhängig gewordenen 

slowakischen Nationalstaat, in dem die Ungarn gleich etwa 10% der Bevölkerung ausmachen 

würden, wäre es viel unwahrscheinlicher und die bilateralen Beziehungen könnten in der 

 
140 Kein Nachbarland wäre bereit gewesen, auf auch unbedeutend kleine Gebiete zugunsten Ungarns zu verzichten. 

Innenpolitisch wäre es überall unvorstellbar gewesen. Falls Ungarn trotzdem offiziell territoriale Ansprüche 

gehabt hätte und es zu gewaffneten Konflikten gekommen wäre, hätte Ungarn militärisch gar keine Chance gehabt. 

Die potenziellen Folgen wären nicht nur eine enorme Niederlage mit großen Opfern, sondern auch wirtschaftlicher 

Zusammenbruch und dauerhafte internationale Isolation ohne die Perspektive der europäischen Integration in 

absehbarer Zukunft. Das traurige Beispiel Serbiens ab Anfang der 1990er Jahren bestätigt diese Erwägungen ganz 

klar (Góralczyk 2002: 230; Dunay 2004: 227; Jeszenszky 2016: 246-250). 
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verstärkt nationalistischen Atmosphäre schnell belastet werden (Zellner – Dunay 1998: 318; 

Boros 2000: 251-252). 

Die slowakischen Unabhängigkeitsbestrebungen wurden also aus ungarischer Sicht eher 

zurückhaltend betrachtet. Als es aber allmählich klar wurde, dass die Trennung der 

Tschechoslowakei unvermeidbar erfolgen würde, ging man in der Antall-Regierung mit 

gemäßigtem Optimismus davon aus, dass es nach dem Vorbild der erfolgreich verbesserten 

Beziehungen zu den unabhängig gewordenen Kroatien, auch mit der Slowakei möglich sein 

wird, mit Gesten und Hervorhebung der positiven Aspekte der langen gemeinsamen 

Vergangenheit ein gutnachbarschaftliches Verhältnis zu begründen (Jeszenszky 2016: 252).141 

Neben der Frage der bedeutenden ungarischen Minderheit und der allgemeinen 

historischen Empfindlichkeit der ungarisch-slowakischen Beziehungen war dieses Verhältnis 

auch durch das Problem des 1977 lancierten gemeinsamen Wasserkraftwerkprojektes von 

Gabčíkovo-Nagymaros an der Donau stark belastet. Die Verurteilung des Projekts als eine 

große Gefahr für die Umwelt war eine besonders wichtige Angelegenheit für die ungarische 

Opposition vor der Wende. Als Protest gegen das Projekt wurde eine der größten 

Demonstrationen in Budapest organisiert. Auf Druck der Gesellschaft wurden die Bauarbeiten 

bei Nagymaros in Ungarn im Mai 1989 unterbrochen. Für die tschechoslowakische (seit der 

Wende praktisch durch die Regierung der slowakischen Teilrepublik vertretene) Seite war 

Ungarns Rücktritt nicht akzeptabel und sie machte klar, sie würde die auf ihrer Seite schon viel 

fortgeschritteneren Bauarbeiten auch ohne den ungarischen Partner beenden und das 

Wasserkraftwerk bei Gabčíkovo auch einseitig in Gang bringen. Als es für die 1990 gegründete 

ungarische Regierung von ehemaligen oppositionellen Intellektuellen ein politischer 

Selbstmord gewesen wäre, die Fortsetzung des Projektes auch in veränderten und reduzierten 

Varianten zu erlauben, war eine Kompromisslösung leider nicht möglich. Im Jahre 1992 

kündigte die ungarische Seite den ganzen Vertrag und die slowakische Seite leitete auf ihrem 

Staatsgebiet die Donau einseitig um, um das mittlerweile angefertigte Wasserkraftwerk in 

Betrieb zu setzen. Die Folge war ein Rechtsstreit vor dem Internationalen Gerichtshof in Den 

Haag und ein bedeutendes Dauerkonflikt in den sowieso nicht problemfreien bilateralen 

Beziehungen (Mitrovits 2013: 156-162; Jeszenszky 2016: 242-247). 

 
141 Außenminister Géza Jeszenszky als Nachkomme der aus in der heutigen Slowakei liegenden Turčianske Jaseno 

(ung. Turócjeszen) stammenden alten Jeszenszky (in slowakischer Schreibweise: Jesenský) Familie fühlte sich 

besonders verpflichtet, den guten Beziehungen aktiv beizutragen. Er war enttäuscht, als seine gerne betonte 

familiäre Verbindung in der damaligen slowakischen Öffentlichkeit praktisch negligiert wurde: „Ehrlich gesagt, 

habe ich etwas mehr von meinem Namen erwartet“. Bei einem persönlichen Besuch nach seiner Amtszeit in 

Turčianske Jaseno, wo ein bedeutender Teil der Einwohner immer noch Jesenský heißen, wurde er jedoch sehr 

freundlich empfangen (Interview mit Géza Jeszenszky, Budapest, 23. 07. 2021). 
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 Die Mitte 1994 gebildete Regierung von Gyula Horn kündigte gleich die Strategie der 

raschen Verbesserung der Beziehungen zu den Nachbarländern, praktisch der Slowakei und 

Rumänien an. Diese Entscheidung hatte mehrerlei Gründen. Der wichtigste war zweifelsohne 

der starke westliche Druck. Es wurde klar signalisiert, dass eine sichtbare Annäherung an die 

zwei Nachbarländer mit den größten ungarischen Minderheiten, praktisch in Form eines die 

Grenzen erneut bestätigenden Grundlagenvertrages als Teil Ungarns Integrationsbemühungen 

eindeutig erwartet ist, auch im Falle die Vertragspartner nicht bereit sind, den dortigen Ungarn 

Minderheitenrechte im aus ungarischer Sicht erwünschten Umfang zu sichern. Aktuellen 

Erwartungen der Großmächte zu entsprechen fiel den auch vor der Wende tätigen 

konfliktvermeidenden, an historischen Fragen weniger interessierten sozialistischen 

Außenpolitikern viel leichter als der geschichtsbewussten, vor der Wende oppositionellen 

Nationalkonservativen. Dasselbe galt auch für ihre Wähler, die die Unterstützung der 

Auslandsungarn als eine zweifellos existierende, aber keinesfalls strategische Aufgabe des 

ungarischen Staates betrachteten, die eher sozialer und kultureller Natur sei. Mit anderen 

Worten wurde das Auftreten im Interesse der Auslandsungarn dem Erfolg Ungarns 

euroatlantischer Integration seitens der Horn-Regierung bewusst untergeordnet (Dunay 2004: 

223; Bárdi 2008: 369; Győri Szabó 2011: 365).142 

 Bezüglich des ungarisch-slowakischen Sonderproblems des Gabčíkovo-Nagymaros-

Projekts versuchte die sozialliberale Koalition eine Kompromisslösung mit der Slowakei in 

Form der Verwirklichung des ungarischen Teils des Projekts an einem als die touristisch 

beliebte Nagymaros weniger sensitiven Standort an der Donau zu erreichen. Sie musste aber 

erfahren, dass die große Mehrheit der ungarischen Gesellschaft das ganze Projekt weiterhin 

stark ablehnte. Gegen das angestrebte Kompromiss wurden während der Wahlkampagne 1998 

wieder Proteste organisiert und das Thema mobilisierte zahlreiche Wähler zugunsten der 

Opposition. Die 1998 gewählte neue Regierung deklarierte wieder, dass die ungarische Seite 

das Projekt nicht fortsetzen würde. Seitdem wurden keine endgültigen Antworten auf die 

zahlreichen offenen Streitfragen der äußerst komplizierten Angelegenheit gefunden (Riba 

2022: 44; Szabó 2022: 44-45). 

  

 
142 Gyula Horn sah als linker Politiker seine Hauptaufgabe darin, die materiellen Lebensverhältnisse in Ungarn 

dauerhaft und wesentlich zu verbessern. Die erfolgreiche Integration in die NATO und EU betrachtete er als eine 

Notwendigkeit für die weitere Entwicklung Ungarns. Auch er persönlich fand gewisse Maßnahmen der 

Nachbarländer gegenüber den ungarischen Minderheiten empörend, eine bedeutende Verspätung der Integration 

wegen Konflikte mit ihnen zu riskieren, hätte sich aus seiner Sicht jedoch einfach nicht gelohnt. Mit der 

erfolgreichen Integration der ganzen Region sollte auch eine allmähliche Annäherung aller Nachbarländer und 

somit auch eine Verbesserung der Lage der Minderheiten erfolgen (Baranyi 2010: 236-245). 
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5.1.2. Allgemeiner politischer Kontext und die grundlegenden Determinanten der 

Versöhnungspolitik (1989-1998) – die slowakische Seite 

 

Nach der „samtenen Revolution“ wurde im Dezember 1989 auch die Regierung der 

slowakischen Teilrepublik der Tschechoslowakei mit Vertretern der breiten oppositionellen 

Bewegung VPN (Verejnosť proti násiliu – Öffentlichkeit gegen Gewalt) neu gegründet. Im Juni 

1990 erfolgten die ersten freien Wahlen, nach deren Ergebnisse eine Koalition der VPN, der 

KDH (Kresťansko-demokratické hnutie – Christlich-Demokratische Bewegung) und der 

kleinen konservativen DS (Demokratická strana – Demokratische Partei) unter dem populären 

VPN-Politiker Vladimír Mečiar gebildet wurde. Nach einem Bruch in der VPN wurde Vladimír 

Mečiar im April 1991 abgelöst, der dann eine eigene Partei, die HZDS (Hnutie za demokratické 

Slovensko – Bewegung für eine demokratische Slowakei) gründete. Zum neuen 

Regierungschef wurde der KDH-Vorsitzende Ján Čarnogurský. Die größte Siegerin der Wahlen 

vom Juni 1992 war schon die HZDS von Mečiar, die in Kooperation mit der markant 

nationalistischen SNS (Slovenska národná strana – Slowakische Nationalpartei) die neue 

Regierung bildete, die nach 1. Januar 1993 ohne Neuwahlen als die erste Regierung der 

unabhängigen Slowakei weiter fungierte. Nachdem er die Regierungsmehrheit verloren hatte, 

wurde Mečiar im März 1994 erneut abgelöst. Vor den vorgezogenen Wahlen vom September-

Oktober 1994 amtierte eine Übergangsregierung mehrerer unterschiedlichen bisherigen 

oppositionellen Parteien unter Jozef Moravčík. Nach den Neuwahlen konnte Mečiars HZDS als 

erneute Wahlsiegerin mit dem linkspopulistischen ZRS (Združenie robotníkov Slovenska – 

Arbeiterverbund der Slowakei) und der schon erprobten SNS eine stabile neue Koalition bilden, 

die bis zum Herbst 1998 im Amt blieb (Kováč 2001; Vodička 2003; Sallai 2004). 

 Das politische Leben der Tschechoslowakei wurde nach der demokratischen Wende 

immer stärker durch tschechisch-slowakischen Debatten über die für beide Völker geeignete 

Umgestaltung des gemeinsamen Staates geprägt. In der schwierigen wirtschaftlichen Lage nach 

der Wende forderten slowakische Politiker mehr Kompetenzen und finanzielle Unterstützung 

und verurteilten lautstark den Prager Zentralismus. Schon im Frühjahr 1990 gründete die 

slowakische Regierung ein eigenes Ministerium für Internationale Beziehungen. Diesem neuen 

Amt wurden von dem föderalen Außenministerium solche Angelegenheiten allmählich 

übergeben, die vor allem für die Slowakei wichtig waren, u. a. die Behandlung des Gabčíkovo-

Nagymaros-Projektes und im Allgemeinen die Fragen des ungarisch-slowakischen 

Verhältnisses (Hamberger 2000: 44-45). Nach den Wahlen vom Juni 1992, als sowohl in 

Tschechien als auch in der Slowakei solche Parteien gewannen, die den gemeinsamen Staat 
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nicht mehr aufrechterhalten wollten, trafen sie ohne Referendum die Entscheidung, bis Ende 

des Jahres die Föderation aufzulösen. Die tschechischen Politiker hatten die Hoffnung, dass 

Tschechien ohne den „Ballast“ der wirtschaftlich weniger entwickelten Slowakei, die sichtbar 

ungelöste Probleme mit der ungarischen Minderheit und Ungarn hatte, schneller Vollmitglied 

in den westlichen Integrationsorganisationen werden würde. Mit anderen Worten, versuchte die 

damalige tschechische Regierung „aus dem Osten zu fliehen“ (Hamberger 2000: 242). Die 

slowakische Regierungspolitiker sahen in der Unabhängigkeit einerseits die Verwirklichung 

eines alten Traums zahlreicher politisch engagierter Slowaken (obwohl die überwiegende 

Mehrheit der Bevölkerung die Trennung der Tschechoslowakei bei einer Volksabstimmung 

höchstwahrscheinlich abgelehnt hätte), andererseits zahlreiche Möglichkeiten für sich selbst bei 

dem Ausbau der neuen staatlichen Organe bzw. der Lenkung der Gesetzgebung und der 

Privatisierung der staatlichen Betriebe ohne irgendwelche Einmischung aus Prag (Kováč 2001: 

305-312). 

 Als die Trennung von den Tschechen endgültig wurde, verlor die bisherige starke 

Tschechien-Kritik als Bestandteil der slowakischen Nationalisten plötzlich ihren Sinn. Die 

uralten, aus der konfliktreichen Geschichte stammenden ungarnfeindlichen Einstellungen, 

gewannen gleichzeitig stark an politischer Bedeutung. In der ab Ende 1989 frei gewordenen 

Öffentlichkeit wurden die vor der Wende nicht aufgearbeiteten Fragen der Geschichte auch in 

der Slowakei verstärkt thematisiert und die intensiven Debatten über die jüngste Geschichte in 

der ungarischen Gesellschaft sowie das offiziell anerkannte ungarische staatliche Interesse an 

der Lage der Auslandsungarn stark misstrauisch und mit großem Interesse verfolgt. Zahlreiche 

Ereignisse beurteilten slowakische Kommentare als gefährliche Neubewertung der 

revisionistischen Zwischenkriegszeit und warnten vor der Rückkehr des großungarischen 

Nationalismus und erneuten territorialen Ansprüche nach dem slowakischen Trauma des Ersten 

Wiener Schiedsspruches von 1938. Das verdächtige Nachbarland, das im Vergleich zur 

Tschechoslowakei in jeder Hinsicht (Bevölkerung, Wirtschaft, Militär etc.) wesentlich 

schwächer war, wurde noch dazu gleichzeitig beängstigend (nahezu zweimal) stärker als der 

neue unabhängige slowakische Staat. Außerdem realisierten die meisten Slowaken erst bei der 

Trennung der Tschechoslowakei, dass die ungarische Minderheit in einer unabhängigen 

Slowakei mehr als 10% der Gesamtbevölkerung143 ausmachen und somit einen viel 

bedeutenderen gesellschaftlichen Einfluss haben würde als vorher in der Tschechoslowakei. 

Die Versuche der ungarischen Regierung, die Anfertigung des neuen Wasserkraftwerks an der 

 
143 Der Volkszählung von 1991 zufolge lebten damals 578 408 Ungarn (etwa 10,8% der Bevölkerung) in der 

Slowakei (Kováč 2001: 312). 
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Donau zu torpedieren wurden auch sehr negativ, als bewusste Missachtung der slowakischen 

nationalen Interessen wahrgenommen. Vor diesem gesellschaftlichen Hintergrund sind die 

ungarische Minderheit in der Slowakei und Ungarn als historisch problematisches Nachbarland 

logischerweise, gewissermaßen sogar unausweichlich zu derjenigen ständig betonten 

imaginären Bedrohung geworden, gegen die die tapferen Patrioten in der Regierung den neuen 

Staat der Slowaken verteidigen müssen (Vodička 2001: 61-62; Bárdi 2004: 180; Učeň 2009: 

28-30). Wie Ministerpräsident Mečiar Anfang November 1992 der slowakischen Presse 

theatralisch feststellte: „Wir erlangen unsere Unabhängigkeit von der Tschechischen Republik 

nicht mit dem Ziel, sie gegenüber Budapest zu verlieren“ (nach Jeszenszky 2016: 256). 

 Im allgemeinen politischen Kurs der HZDS von Mečiar144 und ihres Juniorpartners, der 

SNS wurde die lautstarke Ungarnfeindlichkeit ab 1992 zum zentralen Element. Inhaltsanalysen 

von damaligen Manifesten bestätigen, dass die anfänglichen antitschechischen Stellungnahmen 

bis der Wahlkampagne 1994 durch gegen die Ungarn ausgerichtete Schwerpunkte ersetzt 

wurden (Učeň, 2009: 30). Hierbei ist auch die Tatsache von nicht geringer Bedeutung, dass die 

im Frühjahr 1990 gegründete SNS sich als die Nachfolgepartei der ab 1871 unter demselben 

Namen tätigen historischen SNS verstand, deren Hauptziel die Verteidigung der Slowaken 

gegen die damalige forcierte Magyarisierung im Königreich Ungarn war. Für die SNS sowie 

für ihre Wähler, hauptsächlich weniger ausgebildete Männer im ländlichen nördlich-

nordwestlichen Teil der Slowakei ohne nennenswerte ungarische Bevölkerung, war das 

abgrundtiefe Misstrauen gegenüber den Ungarn der wichtigste Identitätsanker (Mesežnikov 

2009; Mesežnikov – Gyárfášová 2013). In der diesen Parteien nahestehenden Presse wurden 

die Erinnerung an die zahlreichen historischen Konflikte zwischen 1848 und 1948 regelmäßig 

wachgerufen (Käfer 1998: 260-261). 

 Als am 8. Januar 1994 mehr als 3.000 Vertreter der ungarischen Minderheit (gewählte 

Bürgermeister und Mitglieder lokaler Selbstverwaltungen) in Komárno an der Donau an einer 

Massenkundgebung teilnahmen und in einer gemeinsamen Erklärung mehr sprachliche Rechte, 

einen rechtlichen Sonderstatus für die mehrheitlich von Ungarn bewohnten Gebiete bzw. die 

offizielle Anerkennung der Ungarn als eine mit den Slowaken gleichrangige nationale Gruppe 

in der Slowakei forderten, wurde die slowakische Öffentlichkeit regelrecht schockiert, die 

Politiker reagierten mit vehementer Ablehnung und warnten in der westlichen Presse vor einem 

„neuen Bosnien“  (Győri Szabó 2006: 356-357; Käfer 1998: 262; Jeszenszky 2016: 335). In 

den folgenden Jahren waren die politischen Vertreter der Ungarn in der Slowakei praktisch 

 
144 Die Bedeutung des slowakischen Wortes „mečiar“ ist übrigens „Schwertschmied“ bzw. ein Handwerker, der 

Schwerter anfertigt. Ein treffender Name für einen für seinen aggressiven Stil bekannten Politiker. 
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isoliert, auch die liberalen Kräfte lehnten die Kooperation mit den gefährlichen „Unheilstiftern“ 

ab (Boros 2000: 253).145 

 Nach der Bildung der Regierungskoalition der HZDS-ZRS-SNS am Ende 1994 wurde 

die Regierungspolitik nicht nur verstärkt ethnonationalistisch, sondern auch im Allgemeinen 

klar autoritär. Schon im November 1994 erfolgte während der „langen Nacht im Parlament“ 

die Übernahme der Kontrolle über alle Positionen in den staatlichen Organisationen, inklusive 

der öffentlichen Medien. In Worten strebte auch diese Koalition die Integration in die EU und 

NATO an, aber als ihre Machtübergriffe sowie die zweifelhafte Privatisierungspraktiken 

regelmäßig auf starke westliche Kritik stießen, wurden die Integrationsambitionen im 

Regierungslager weniger ausgeprägt. Führende Regierungspolitiker verwiesen immer wieder 

darauf, das Land solle lieber verstärkt auf Russland setzen. Im Jahre 1997 ist endgültig 

geworden, dass sich die Slowakei unter dieser Regierung in der Region isolierte: Polen, 

Tschechien und Ungarn wurden in die NATO sowie zu Beitrittsverhandlungen mit der EU 

eingeladen, die geographisch gerade zwischen diesen Ländern liegende Slowakei jedoch nicht 

(Kováč 2001: 316-318; Hamberger 2005: 831-835; Vetter 2019: 139-140). Vor dem Sturz 

dieser Regierung im Herbst 1998 war eine dauerhafte ungarisch-slowakische Annäherung 

praktisch unvorstellbar. 

 

  

 
145 Nachträglich ist verständlich, dass die slowakische Öffentlichkeit in den ersten Jahren der Unabhängigkeit auf 

alle möglichen Eingrenzungen der nationalen Souveränität äußerst empfindlich reagierte, besonders von 

ungarischer Seite (Hamberger 2003: 367-368). In diesem Sinne war die Kundgebung von Komárno eindeutig 

kontraproduktiv. Es ist jedoch auch war, man hätte den Ausdruck von mit friedlichen und demokratischen Mitteln 

zu erreichenden politischen Forderungen mit Rücksicht auf die Empfindlichkeit der Mehrheit in einem Rechtsstaat 

nicht verbieten können. Und wann sollte eine bedeutende gesellschaftliche Gruppe ihre Erwartungen formulieren, 

wenn nicht in einer Phase des Umbruchs, als noch zahlreiche Fragen des Funktionierens des neuen Staates noch 

nicht endgültig geklärt waren? Wären diese Forderungen nicht öffentlich und demonstrativ vorgestellt, wären sie 

sowieso ignoriert gewesen. 
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5.1.3. Die bedeutendsten versöhnungspolitischen Entwicklungen (1989-1998) 

 

Der neue tschechoslowakische Präsident Václav Havel reiste am 25. Januar 1990 nach 

Budapest. Nach Verhandlungen mit dem provisorischen Präsidenten Ungarns Mátyás Szűrös 

wurde festgestellt, in den bilateralen Beziehungen sollte mehr Aufmerksamkeit den nationalen 

Minderheiten gegeben. Um die regionale Kooperation zu verstärken, wurden auch die Vertreter 

Ungarns zu einem Treffen nach Bratislava am 9. April 1990 eingeladen. Hier wurde vereinbart, 

einen ungarisch-tschechoslowakischen gemischten Ausschuss zu gründen, der die Lage der 

Minderheiten und die erwünschte Regelung ihrer Rechte prüfen sollte (Chmel 1997: 68; 

Mitrovits 2013: 163). 

 Nach der bereits erwähnten Rede von Ministerpräsident József Antall am 2. Juni 1990, 

in der er die Absicht deklarierte, „in Seele und Gefühl“ Ministerpräsident von 15 Millionen 

Ungarn zu sein und nachdem am 4. Juni 1990, dem runden 70. Jahrestag der Unterzeichnung 

des Friedensvertrags von Trianon in der ungarischen Nationalversammlung mit einer 

einminütigen Stille erinnert wurde, wurde der ungarische Botschafter am 7. Juni 1990 ins 

Prager Außenministerium einbestellt. Vize-Außenminister Robert Harenčár betonte, die in der 

Tschechoslowakei lebenden Ungarn seien tschechoslowakische Staatsbürger und Ungarn dürfe 

sich nicht in Bezug auf sie in die Politik der Tschechoslowakei einmischen (Mitrovits 2013: 

164-165). 

 Der designierte Präsident Ungarns Árpád Göncz reiste am 12. Juli 1990 nach Prag und 

Bratislava. Mit Präsident Havel liefen die Verhandlungen in freundlicher Atmosphäre, die 

Absicht, die bilateralen Beziehungen bzw. die regionale Kooperation mit Polen zu verstärken, 

wurde beiderseits betont. Die Stimmung bei Ministerpräsident Mečiar in Bratislava war völlig 

anders. Der überraschte Gast wurde gleich mit der Aussage begrüßt, der Gastgeber wäre froh, 

falls Offiziere des ungarischen Geheimdienstes die Südslowakei zukünftig nur als Touristen 

besuchen würden (Chmel 1997: 22-23; Jeszenszky 2016: 89). 

Am 10. August 1990 hielt die im slowakischen kulturellen Leben symbolisch wichtige 

nationale kulturelle Organisation „Matica slovenská“ ihre Jahresversammlung in Turčiansky 

Svätý Martin. An dieser Veranstaltung kritisierte der slowakische Ministerpräsident heftig die 

obige Aussage von József Antall. Er würde nie sagen, er sei der Ministerpräsident aller 

Slowaken auf der Welt, denn die Slowaken im Ausland haben ihre eigene Staatsbürgerschaft. 

Die Ungarn in der Südslowakei haben ihre Regierung in Prag bzw. Bratislava und nicht in 

Budapest (Chmel 1997: 33-34). 
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 Am 16. September 1990 reiste Außenminister Géza Jeszenszky zu einem zweitägigen 

Besuch nach Bratislava. Beim abendlichen Empfang des ungarischen Generalkonsulates schlug 

der slowakische stellvertretende Ministerpräsident Ján Čarnogurský eine ungarisch-

slowakische gemeinsame Versöhnungsdeklaration vor. Das vorgestellte Konzept war 

Jeszenszky zufolge aus ungarischer Sicht nicht ausgeglichen. Während die aus slowakischer 

Sicht negativen Ereignisse lang und detailliert waren, wäre dem der ungarischen Minderheit 

nach 1945 zugefügten Unrecht nur ein kurzer Absatz gewidmet gewesen. Am zweiten Tag des 

Besuches wurden Gespräche mit dem Präsidenten des slowakischen Parlaments František 

Mikloško, mit Ministerpräsident Mečiar sowie mit Minister für Auswärtige Beziehungen Milan 

Kňažko geführt. Mikloško und Kňažko waren offen und konstruktiv, Mečiar trat aber auch 

dieses Mal aggressiv auf und betonte, die ungarische Minderheit in der Slowakei sei kein 

bilaterales Thema (Hamberger 2000: 46; Jeszenszky 2016: 92-93). 

 Am 27. November 1990 wurde ein Monodrama des vor der Wende auch als Dramatiker 

tätigen ungarischen Präsidenten Árpád Göncz in der slowakischen Stadt Nitra aufgeführt. Aus 

diesem Anlass reiste nicht nur der Autor gemeinsam mit dem Budapester Botschafter der 

Tschechoslowakei Rudolf Chmel nach Nitra, sondern auch der slowakische 

Parlamentspräsident František Mikloško und Kultusminister Ladislav Snopko. Die Atmosphäre 

des gesamten Programms war ausdrücklich freundschaftlich (Chmel 1997: 63). 

 Parlamentspräsident Mikloško und Ministerpräsident Mečiar wurden am 8.-9. Februar 

1991 in Budapest empfangen. Sie führten Gespräche mit Staatspräsident Göncz, 

Ministerpräsident Antall, Parlamentspräsident György Szabad sowie mit Außenminister 

Jeszenszky. Während des letzteren Gesprächs forderte Mečiar völlig unerwartet die Rückgabe 

der im 19. Jahrhundert aus der Slowakei „gestohlenen“ Kulturgüter. Jeszenszky schlug die 

Gründung eines Expertenausschusses vor, der die Angelegenheit prüfen kann. In einem 

Interview für das slowakische Fernsehen rühmte sich Mečiars wenig später seines Erfolgs, die 

aus der Slowakei verschleppten Kulturgüter wiedergewonnen zu haben (Chmel 1997: 67).146 

 Auf Einladung von Ministerpräsident József Antall versammelten sich die Präsidenten, 

Regierungschefs und Außenminister Polens, der Tschechoslowakei und Ungarns am 15. 

 
146 Nach slowakischen Angaben befinden sich etwa 42.000 aus dem Gebiet der heutigen Slowakei stammenden 

Kulturgüter in verschiedenen Sammlungen im heutigen Ungarn (Chmel 1997: 264). Grund dafür ist, dass im 19. 

Jahrhundert wurden zahlreiche Objekte aus dem ganzen Land in die Hauptstadt, in die zentralen Museen des 

damaligen Königreichs Ungarn gesammelt. Gerade wie vorher zahlreiche Objekte aus dem heutigen Gebiet 

Ungarns in die Wiener kaiserliche bzw. österreichische staatliche Sammlungen. Nach dem Zerfall der 

Habsburgermonarchie wurden lange Verhandlungen geführt, um die wertvollen Bestände unter den 

Nachfolgestaaten gerecht zu verteilen, die meisten Kulturgüter blieben jedoch endlich dort, wo sie gerade 

aufbewahrt waren (Szávai 2004). 
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Februar 1991 in Budapest, um der Zusammenarbeit ihrer Länder einen Rahmen zu geben. Die 

feierliche gemeinsame Deklaration wurde nach der Idee des Berufshistorikers Antall nicht in 

Budapest, sondern in der nahe liegenden historischen Kleinstadt von Visegrád, dem Ort des im 

Jahre 1335 erfolgten Treffens der Könige Ungarns, Tschechiens und Polens unterzeichnet. In 

der Deklaration wurde das gemeinsame historische Erbe bzw. das dadurch begründete 

Zusammengehörigkeitsgefühl dieser Länder unterstrichen, die ihre Politik, vor allem bezüglich 

der europäischen Integration, in der Zukunft koordinieren möchten und miteinander regelmäßig 

auf höchster Ebene konsultieren werden (Visegrád Declaration 1991; Jeszenszky 2002: 173; 

Jeszenszky 2016: 123-124). 

 Am 16. August 1991 wurde auf Initiative des slowakischen Ministerpräsidenten Ján 

Čarnogurský ein nicht offizielles gemeinsames Programm für führende tschechische und 

slowakische Politiker organisiert. Das Ziel war, den höchsten Berg der Tschechoslowakei, die 

Gerlachspitze gemeinsam zu besteigen und über offene politische Fragen in freier Luft sprechen 

zu können. Zu diesem besonderen Programm wurde auch Ungarns Außenminister Géza 

Jeszenszky eingeladen. Auf dem Gipfel wurde auf die Freundschaft der Tschechen, Slowaken 

und Ungarn gestoßen. In der freundlichen Atmosphäre während der Wanderung wiederholte 

Čarnogurský seinen früheren Vorschlag für eine ungarisch-slowakische 

Versöhnungsdeklaration (Jeszenszky 2016: 143-144). 

 Auf Initiative des bekannten Dirigenten Ádám Fischer veranstaltete die Budapester 

Vertretung der Friedrich-Ebert-Stiftung am 3. September 1991 eine Konferenz zum Thema der 

ungarisch-slowakischen Beziehungen. Eröffnet wurde das Programm durch Präsident Árpád 

Göncz und Botschafter Rudolf Chmel. Im Publikum waren zahlreiche Sozialwissenschaftler 

aus beiden Ländern anwesend (Chmel 1997: 107-108). 

 In der zweiten Hälfte September 1991 wurde zwischen den Parlamentspräsidenten 

Ungarns György Szabad und der Slowakei František Mikloško mit der Vermittlung von 

Botschafter Rudolf Chmel vereinbart, eine Arbeitsgruppe aus Mitgliedern beider Parlamente 

zu etablieren, die eine gemeinsame Erklärung mit gegenseitigen Vergebungsbitten in Bezug auf 

die historischen Konflikte ausarbeiten sollen, die dann in beiden Parlamenten feierlich 

angenommen werden könnte (Chmel 1997: 125-126). 

 Am 5.-6. Oktober 1991 fand nach dem Treffen in Visegrád das feierliche Gipfeltreffen 

der schon als „Visegrád-3“ bekannten Länder in Krakau statt. Ursprünglich war geplant, 

während dieses Gipfels umfassende bilaterale Kooperationsverträge (praktisch 

Grundlagenverträge) zu unterzeichnen. Den großenteils vorbereiteten tschechoslowakisch-

ungarischen Vertrag konnten die Parteien aber nicht in eine gegenseitig akzeptable Form 
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bringen. Ungarn hätte stärkere Garantien der Minderheitenrechte sowie eine klare Verurteilung 

der 1945 erfolgten Deklaration der kollektiven Schuld der Ungarn in der Tschechoslowakei 

erwartet. Für die in den Verhandlungen durch das Prager Außenministerium verspätet 

involvierte slowakische Regierung waren diese Punkte im „großen Vertrag“ nicht akzeptabel 

(Chmel 1997: 134; Jeszenszky 2016: 129-130).147 In den folgenden Monaten wurde noch 

versucht, den geplanten Vertrag mit Kompromisslösungen zu retten. Es gab Vorschläge, in 

einem Briefwechsel anlässlich der Unterzeichnung des Vertrags das Münchner Abkommen von 

1938 (auf dessen Grund auch der Erste Wiener Schiedsspruch erfolgte) und das Kaschauer 

Regierungsprogramm 1945, nach dem die Ungarn kollektiv schuldig deklariert wurden, 

gleichermaßen zu verurteilen, oder nach der Unterzeichnung mündliche Stellungen zu den 

Vergangenheitsfragen zu nehmen (Chmel 1997: 153). Am Ende wurde der geplante Vertrag 

während des Bestehens des gemeinsamen tschechoslowakischen Staates nicht unterzeichnet. 

 Ähnlich scheiterte der Plan, eine gemeinsame Versöhnungsdeklaration für beide 

Parlamenten vorzubereiten. Die ausgewählten ungarischen und slowakischen Abgeordneten 

und Historiker hatten ihre erste Sitzung am 12. Dezember 1991 in Budapest. Es wurde 

vereinbart, der Akzent solle auf die traurigen Ereignisse zwischen 1938 und 1948 gelegt 

werden. Bis zur nächsten Sitzung im Frühjahr 1992 in Bratislava arbeiteten die ungarische 

sowie die slowakische Gruppe separat einen eigenen Text aus, aus denen eine gemeinsame 

Endfassung zusammengestellt werden sollte. Die Unterschiede waren aber zu groß, in der 

damaligen gespannten Atmosphäre gerade in der slowakischen Wahlkampagne und vor dem 

Hintergrund der heftigen Debatten über das gegenteilig beurteilten Gabčíkovo-Nagymaros-

Wasserkraftwerkprojekt eine für beide Seiten politisch vertretbare Deklaration anzufertigen 

(Chmel 1997: 164-167; Chmel 2014: 55-59; Boros 2004: 149-150). 

 Am 16. Dezember 1991 erreichten die Visegrád-Länder ihren ersten gemeinsamen 

Integrationserfolg, die gleichzeitige Unterzeichnung des Assotiationsabkommens (des sog. 

„Europa-Abkommens“) mit den EG (Zellner – Dunay 1998: 99-100). 

Aufgrund eines Parlamentsbeschlusses vom 4. April 1992 kündigte die ungarische 

Regierung den gesamten Gabčíkovo-Nagymaros-Vertrag mit Wirkung vom 25. Mai 1992. Die 

Reaktionen in der slowakischen Öffentlichkeit waren heftig und nach einigen Kommentare trug 

 
147 Für die ungarische Regierung war die Annullierung der kollektiven Verurteilung der Ungarn am Ende des 

Zweiten Weltkriegs grundsätzlich als moralische Genugtuung wichtig. Aus slowakischer Sicht waren aber auch 

die potenziellen materiellen Folgen enorm wichtig. In der Tschechoslowakei betraf die Restitution bewusst nur 

das nach der kommunistischen Machtübernahme von 1948 enteignete Vermögen (Hamberger 2000: 152). Wären 

die 1945 deklarierte kollektive Schuld offiziell als Unrecht anerkannt, hätten die Ungarn in der Slowakei (wie die 

Deutschen in Tschechien) Chance gehabt, enorme Restitutionsansprüche zu stellen. 
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diese Entscheidung zum Erfolg der nationalistischen Kräfte bei den slowakischen Wahlen im 

Juni 1992 eindeutig bei (Mitrovits 2013: 161). 

Der Minister für Auswärtige Angelegenheiten der scheidenden slowakischen Regierung 

Pavol Demeš stattete am 22. April 1992 einen Besuch bei Außenminister Géza Jeszenszky in 

Budapest ab. Im konstruktiven Gespräch war die Lage der Minderheiten das zentrale Thema. 

Die Parteien waren sich einig, die beiden Länder haben viele gemeinsamen Interessen und die 

Probleme aus der Vergangenheit müssen gemeinsam aufgearbeitet werden (Mitrovits 2013: 

166-168; Jeszenszky 2016: 249). 

Am 23. Juni 1992 eröffneten Präsident Göncz und Botschafter Chmel gemeinsam die 

von Direktor Karol Wlachovský konzipierte Ausstellung „Ungarische Literatur in tschechischer 

und slowakischer Sprache“ im Tschechisch-Slowakischen Kulturellen Zentrum von Budapest 

(Chmel 1997: 253). 

Ministerpräsident Mečiar sagte ab Mitte Juli 1992 mehrmals vor der slowakischen 

Presse, die Einheiten der ungarischen Armee seien ungewöhnlich aktiv in Nordungarn unweit 

von der Grenze zu der Slowakei. Antal Annus, Staatssekretär im ungarischen 

Verteidigungsministerium dementierte diese Aussage, deren Ziel eine Verschlechterung der 

bilateralen Beziehungen sei. In den ungarischen Medien wurde die ungarnfeindliche 

Stimmungsmache stark verurteilt (Chmel 1997: 259-261; Zellner – Dunay 1998: 317). 

Am 2. September 1992, kurz nachdem die Trennung der Tschechoslowakei ab Januar 

1993 endgültig festgestellt worden war, reiste Außenminister Géza Jeszenszky nach Bratislava. 

Am Anfang seines Besuchs hielt er eine englischsprachige Rede unter dem Titel „The Road to 

Slovak-Hungarian Reconciliation“ im Beisein vom slowakischen Amtskollegen Milan Kňažko 

sowie von zahlreichen Botschaftern und Journalisten im „Klub der Diplomaten“. Jeszenszky 

unterstrich die in vielerlei Hinsicht ähnliche Situation in den beiden Ländern und die daraus 

stammenden grundlegenden gemeinsamen Interessen. Er bestätigte, dass Ungarn nach den 

Prinzipien des Schlussaktes von Helsinki 1975 natürlich auch die Grenzen der Slowakei 

anerkenne. Eine historische Versöhnung beider Völker solle angestrebt werden. Die Probleme 

aus der Vergangenheit sollen nicht nur auf Expertenebene aufgearbeitet werden, auch die 

Lehrmaterialien müssen aktualisiert werden, um eine breite gesellschaftliche Wirkung zu 

erreichen. Die Minderheiten müssen in die Kommunikation zwischen den beiden Ländern aktiv 

einbezogen und ihre Probleme gemeinsam gelöst werden. Trotz seiner vorherigen Hoffnung 

rief die Rede des ungarischen Außenministers kein bedeutendes Echo in der Slowakei hervor 

(Jeszenszky 2016: 252-253; Zellner – Dunay 1998: 316-318). Am selben Tag erfolgte auch ein 

Treffen mit Ministerpräsident Mečiar, der erneut ausdrücklich feindlich auftrat und betonte, die 
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Lage der ungarischen Minderheit sei kein Thema der bilateralen Beziehungen und die 

revisionistischen Absichten in Ungarn seien beunruhigend (Chmel 1997: 272-274). 

 Am 9. September 1992 erfolgte ein gemeinsamer Budapester Besuch von 

Ministerpräsident Mečiar und Außenminister Kňažko, die mit Ministerpräsident Antall, 

Außenminister Jeszenszky sowie mit Präsident Göncz Gespräche führten. Es wurde festgestellt, 

die Beziehungen seien vor allem aufgrund des Gabčíkovo-Nagymaros-Projekts und der 

Minderheitenfrage belastet, aber im Allgemeinen solle man eine konstruktive, gutnachbarliche 

Kooperation anstreben, besonders was die Wirtschaftsbeziehungen und die europäische 

Integration angeht. Die Atmosphäre war nach der Beurteilung der Teilnehmer ziemlich 

gespannt, aber gar nicht feindlich (Chmel 1997: 279-282; Jeszenszky 2016: 255). 

 Plötzlich und stark wurden die bilateralen Beziehungen am 16. September 1992 mit 

einem neuen Konflikt belastet. An diesem Abend erfolgte das Fußballspiel der ungarischen 

(Ferencváros) und der slowakischen Meister (Slovan) im Rahmen einer internationalen 

Meisterschaft in Bratislava. Aus Ungarn reisten mehrere Tausende Anhänger des beliebtesten 

ungarischen Vereins aus diesem Anlass in die slowakische Hauptstadt. Das Spiel erfolgte in 

gespannter Atmosphäre. Aus endgültig nicht geklärten Gründen starteten die anwesenden 

Polizisten in schwarzen Kapuzen die ungarischen Fans wahllos zu verprügeln. Mehrere 

Menschen wurden schwer verletzt. In den slowakischen Medien wurde der Zwischenfall auf 

bewusste ungarische Provokation zurückgeführt, Beweismaterial wurde aber nicht gezeigt. Das 

Ereignis dominierte die ungarische Öffentlichkeit wochenlang und wurde am stärksten 

verurteilt, auch das Außenministerium protestierte offiziell. Die Tschechoslowakische 

Botschaft erhielt zahlreiche feindliche Telefonanrufe und wurde sogar mit Bombenattentat 

bedroht (Chmel 1997: 284-291; Mitrovits 2013: 171). 

 Ministerpräsident Mečiar gab ein Interview der italienischen Tageszeitung „Corriere 

della Sera“, das am 12. Oktober 1992 erschien. Darin meinte er, der ungarische Nationalismus 

könne nach der südslawischen Krise zu einem neuen Konflikt in der Region führen (Chmel 

1997: 294). 

 Zwischen 23. und 25. Oktober 1992 erfolgte wirklich die befürchtete einseitige 

Umleitung des Wassers des Grenzflusses Donau für das mittlerweile angefertigte slowakische 

Wasserkraftwerk. Die ungarische Reaktion war heftig, wegen der Verletzung des 

internationalen Rechts protestierte die Regierung auf zahlreichen internationalen Foren. Nach 

10.15772/ANDRASSY.2024.001



236 
 

der Vermittlung der EG wendeten sich die Parteien an den Internationalen Gerichtshof in Den 

Haag (Romsics 2010: 60; Jeszenszky 2016: 246).148 

 Auf einer Prager Pressekonferenz am 30. Oktober 1992 attackierte Ministerpräsident 

Mečiar Ungarn mit starken Worten. Dort herrsche Antisemitismus, aggressiver Nationalismus 

und Faschismus. Die internationale Presse solle eher mit diesem Problem beschäftigen, nicht 

mit der Frage der Umleitung der Donau. Die ungarische innenpolitische Lage sei so gefährlich, 

dass sie schon die Nachbarländer beunruhigt. Diese Meinung wiederholte er wenig später auch 

in Wien. Der ungarische Außenminister Géza Jeszenszky nannte Mečiars Aussagen 

unbegründet (Chmel 1997: 303-304; Jeszenszky 2016: 256). 

 Trotz der ungarisch-slowakischen Spannungen wurde das Handelsabkommen CEFTA 

(Central European Free Trade Agreement) der drei Visegrád-Länder am 21. Dezember 1992 in 

Krakau plangemäß unterzeichnet, das der Liberalisierung des Handels unter diesen Staaten 

anstrebte (Kelemen 2005: 114; Győri Szabó 2011: 359-360). 

 Um das Wohlwollen gegenüber der Slowakei trotz aller Spannungen auszudrücken und 

die Ungarn als ständige Bedrohung darstellende Gerüchte zu dementieren, anerkannte Ungarn 

durch eine am 27. Dezember 1992 im Prager föderalen Außenministerium eingereichte Note 

als erster Staat der Welt Tschechien und die Slowakei als unabhängige Staaten ab 1. Januar 

1993. Nach der Note wurde das ungarische Generalkonsulat in Bratislava auf den Rang einer 

Botschaft erhoben (Mitrovits 2013: 174-175; Jeszenszky 2016: 261).149 

 Am Vorabend der slowakischen Unabhängigkeit, am 31. Dezember 1992 hielt 

Ministerpräsident Mečiar eine internationale Pressekonferenz. Ungarn wurde auch dieses Mal 

wegen vermeintlichen Grenzrevisionismus attackiert. Am 1. Januar 1993 sprach Außenminister 

Kňažko im Gegenteil darüber, dass mit Ungarn eine „vielfältige und nützliche 

Zusammenarbeit“ angestrebt sei (Jeszenszky 2016: 261). 

 Zur feierlichen Inauguration des ersten Präsidenten der Slowakei, Michal Kováč reiste 

am 2. März 1993 auch der ungarische Präsident Árpád Göncz nach Bratislava (Boros 2000: 

266). 

 Am 11. Mai 1993 wurde der ukrainisch-ungarische Grundlagenvertrag, der gleichzeitig 

eine explizite Bestätigung der vorhandenen Grenzen beinhaltete und eine im regionalen 

 
148 Kurz nach der erfolgreichen Umleitung der Donau wurde das Schaufenster des Tschechisch-Slowakischen 

Kulturellen Zentrums in Budapest eingeschlagen. Botschafter Chmel bemerkte dazu lakonisch in seinem 

Tagebuch: „Ich bin überrascht, dass wir noch keine anonymen telefonischen Bedrohungen erhalten haben“ 

(Chmel 1997: 300). 
149 Es ist eine historisch interessante Tatsache, dass Ungarn aus ähnlichen Gründen auch am 15. März 1939 der 

erste Staat war, der die unabhängige Slowakei offiziell anerkannte (Janek 2009: 69). 
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Vergleich großzügige und liberale Behandlung der Minderheitenrechte vorschrieb, im 

ungarischen Parlament ratifiziert. In der Debatte betonte Außenminister Jeszenszky die 

Bereitschaft der Regierung, mit allen Nachbarländern ähnlich umfangreiche Verträge zu 

schließen, die bereit sind, die Lage ihrer Minderheiten nach ihren legitimen Erwartungen zu 

regeln (Jeszenszky 2002: 177). Obwohl die Ratifizierung mit großer Mehrheit erfolgte, stieß 

der Vertrag wegen der expliziten Grenzbestätigung bei einer kleinen Gruppe der Abgeordneten 

der Regierungskoalition auf vehemente Ablehnung. Ihre laute, emotionale, die 

Grenzbestätigung als Landesverrat verurteilende Rhetorik wurde im Ausland, auch in der 

Slowakei sehr kritisch, als klaren Beweis des ungarischen Revisionismus wahrgenommen 

(Jeszenszky 2016: 277-279). 

 Der neue slowakische Außenminister Jozef Moravčík besuchte Amtskollege Jeszenszky 

am 27.-28. Mai 1993 in Budapest. Neben praktischen Fragen wie die Neueröffnung mehrerer 

Grenzübergänge war das zentrale Thema auch dieses Mal die Lage der ungarischen Minderheit 

in der Slowakei, deren politische Vertreter die von ihnen erwünschten Maßnahmen gerade kurz 

davor zusammengefasst hatten. Es wurde unter anderem erwünscht, die diskriminierenden 

Beneš-Dekrete zu annullieren, mehr Raum für den offiziellen Gebrauch ihrer Muttersprache zu 

schaffen und beim Aufbau der neuen administrativen Struktur des Staates auch ihre Interessen 

zu beachten, praktisch die mehrheitlich von Ungarn bewohnten Gebiete nicht unter mehrere 

administrativen Einheiten aufzuteilen. Beim abendlichen Empfang verwies auch 

Außenminister Jeszenszky offen auf diese Wünsche. Falls sie berücksichtigt werden, werde 

eine enge Freundschaft zwischen den beiden unabhängigen Nationen entstehen. Im Falle diese 

legitimen Wünsche der ungarischen Mitbürger der Slowakei negligiert werden, werden die 

Spannungen in den Beziehungen voraussichtlich dauerhaft bleiben, was für beide Seiten 

schädlich wäre (Jeszenszky 2016: 297). 

 Am 21.-22. Juni 1993 fand der für die ostmitteleuropäische Länder besonders wichtige 

Kopenhagener EG-Gipfel statt. Hier wurde die Beitrittsperspektive zum ersten Mal offiziell 

bestätigt und die diesbezüglichen Erwartungen der EG (die sog. Kopenhagener Kriterien) 

deklariert (Ulatowski 2011: 134; Arató – Koller 2015: 219). An diesem Gipfel wurde auch über 

den nach dem damaligen französischen Ministerpräsidenten Édouard Balladur genannten 

Balladur-Plan zum ersten Mal diskutiert. Diese französische Initiative, ab Ende 1993 offiziell 

Europäischer Stabilitätspakt genannt, strebte vor dem traurigen Hintergrund der gewaffneten 

Konflikte im Ex-Jugoslawien die Prävention von neuen Krisen im Osten Europas an. Im 

Rahmen der Initiative sollten die europäischen Staaten nach der beruhigenden Regelung der 

Minderheitenrechte und eventuellen kleineren Grenzkorrektionen in bilateralen Verträgen ihre 
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bestehenden Grenzen auch in einem multilateralen Stabilitätspakt ausdrücklich bestätigen. 

Nach starkem Protest aus mehreren Staaten, u. a. aus der Slowakei, wurde der Verweis auf die 

Möglichkeit der friedlichen Grenzveränderungen in der endgültigen Fassung nicht mehr 

erwähnt (Zellner – Dunay 1998: 331; Jeszenszky 2016: 348-350). 

 Am 30. Juni 1993 wurde die Slowakei in den Europarat aufgenommen. Vor der 

Entscheidung versuchte die ungarische Diplomatie, die Aufnahme mit der dortigen ungarischen 

Minderheit günstigen Gesetzesänderungen zu verbinden. Der ungarische Druck wurde in der 

Slowakei als bewusste Hemmung der europäischen Integration des Landes empört 

wahrgenommen. Gewisse Maßnahmen im Interesse der Minderheiten seien in der Zukunft 

nötig, aber nicht unter äußerem Druck, war der offizielle Standpunkt. Die anderen 

Mitgliedstaaten des Europarats waren auch der Meinung, die Organisation könne die Lage in 

der Slowakei erfolgreicher beeinflussen, wenn das Land schon Mitglied ist. Der Versandte 

Ungarns enthielt sich der Stimme. Ein Veto einzulegen hätte auch Ungarn für nachteilig 

gehalten (Kováč 2001: 310; Jeszenszky 2016: 297-308). 

 Am 4. Oktober 1993 trafen sich die beiden Verteidigungsminister, Lajos Für und Imrich 

Andrejčak, um ein Militärabkommen zu unterzeichnen. Damit wurde ein regelmäßiger 

Informationsaustausch bezüglich der Aktivitäten der beiden Armeen offiziell gesichert (Zellner 

– Dunay 1998: 332). Trotzdem warnte Ministerpräsident Mečiar auch am Ende des Jahres 1993 

mehrmals vor einer „ungarischen Gefahr“ (Boros 2000: 267; Jeszenszky 2016: 335). 

 Am als Staatsakt veranstalteten Begräbnis des ungarischen Ministerpräsidenten József 

Antall vom 18. Dezember 1993 wurde die Slowakei durch Präsident Kováč und 

Ministerpräsident Mečiar auf höchster Ebene vertreten (Boros 2000: 266). 

 Am 1. April 1994 reichte Außenminister Jeszenszky Ungarns offiziellen Antrag auf EU-

Mitgliedschaft in Athen ein (Jeszenszky 2002: 171). Danach war dieses erwünschte Ziel in der 

ungarischen Politik eine wirkliche Perspektive mit verstärktem Einfluss aufs aktuelle 

Handeln.150  

 Kurz vor den Wahlen in Ungarn, am 1. Mai 1994 erfolgte ein kurzes nicht offizielles 

Treffen von den beiden Ministerpräsidenten Péter Boross und Jozef Moravčík an beiden Seiten 

der Donau bei Komárom / Komárno. Beim Gespräch wurden vor allem praktische Themen wie 

die Eröffnung neuer Grenzübergänge angesprochen (Jeszenszky 2016: 347). 

Am 21. Juni 1994 empfing Präsident Bill Clinton die beiden Präsidenten Árpád Gönz 

und Michal Kováč, die anlässlich ihrer gemeinsamen Auszeichnung durch das New Yorker 

 
150 Den slowakischen Antrag reichte Ministerpräsident Mečiar erst am 27. Juni 1995 am EU-Gipfel in Cannes ein 

(Hamberger 2005: 831). 
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Institute for East-West Security Studies (IEWSS) in die USA reisten. Während des im Weißen 

Haus erfolgten Gesprächs drückten die beiden Gäste die Hoffnung aus, im ungarisch-

slowakischen Verhältnis fange nun eine „genuine reconciliation“ an und bedankten sich für das 

diesbezügliche Engagement der Vereinigten Staaten. Die aktuellen innenpolitischen 

Rahmenbedingungen beurteilten sie in beiden Ländern als positiv. Präsident Kováč meinte, die 

gemäßigte slowakische Koalition habe Erleichterung und Frieden ins politische Leben gebracht 

und sei bereit, die ungarisch-slowakische Versöhnung voranzubringen. Eine Rückkehr des 

ehemaligen Ministerpräsidenten Mečiar nach den Wahlen im Herbst 1994 hielt er zu diesem 

Zeitpunkt für ganz unwahrscheinlich. Präsident Clinton bestätigte die amerikanische 

Unterstützung für die demokratische Transformation in „Central Europe“ bzw. für die 

Annäherung der Länder der Region (Memorandum of Conversation 1994; Šútovec [1994] 

2016: 160). 

 Anlässlich der gemeinsamen amerikanischen Auszeichnung gaben beide Präsidenten 

kurze Erklärungen ab, die in der kulturellen Zeitschrift „Európai Utas“ veröffentlich wurden. 

Árpád Göncz unterstrich die lange gemeinsame Geschichte der Ungarn und der Slowaken, 

bestätigt durch das kulturelle Erbe der Städte sowie den Wortschatz beider Sprachen. Man 

brauche ein gutnachbarschaftliches Verhältnis und die beiden Länder sollen demonstrieren, sie 

können die Fragen der Minderheiten gemeinsam lösen. Michal Kováč betonte, die beiden 

Länder können gemeinsam beweisen, dass die internationalen Befürchtungen bezüglich ihrer 

Beziehungen nicht begründet seien. Mit Dialog und graduellen Schritten kann man auch die 

Frage der Minderheiten lösen. Anstatt des aus der Geschichte stammenden Misstrauen solle 

eine ehrliche, freundschaftliche Partnerschaft mit gegenseitigem Respekt angestrebt werden, in 

der keinen Platz für unüberlegte Aussagen oder Taten gibt. Sinnlose und gefährliche 

Konfrontation solle zurückgesetzt werden (Göncz 1994: 3; Kováč 1994: 5). 

 Ungarns neuer Ministerpräsident Gyula Horn und Außenminister László Kovács reisten 

am 5. August 1994, kurz nach der Regierungsübernahme nach Bratislava. Als sie im Frühling 

in der Wahlkampagne einen positiven Durchbruch im Verhältnis zu den Nachbarstaaten 

versprochen hatten, wollten sie die Sache des vom Westen eindeutig erwarteten 

Grundlagenvertrags mit der im Frühling 1994 gegründeten, gegenüber der ungarischen 

Minderheit viel toleranteren slowakischen Regierungskoalition schnell voranbringen. Als die 

vorgezogenen Wahlen in der Slowakei waren schon für Ende September 1994 anberaumt, war 

es von slowakischer Seite jedoch praktisch nicht mehr möglich, einen komplexen und 

ratifizierungspflichtigen Vertrag zu schließen (Zellner – Dunay 1998: 332; Boros 2000: 257). 
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 Auf Einladung von Präsident Kováč nahm auch Ungarns Präsident Árpád Göncz an den 

am 27. August 1994 erfolgten staatlichen Feierlichkeiten anlässlich des 50. Jahrestages des 

slowakischen nationalen Aufstandes gegen NS-Deutschland in Banská Bystrica teil (Boros 

2000: 267). 

 Vladimír Mečiar, der nach den vorgezogenen Wahlen erneut Ministerpräsident der 

Slowakei werden konnte, besuchte am 24.-26. Januar 1995 Amtskollege Horn in Budapest. 

Unter dem westlichen Druck vereinbarten sie die detaillierte Ausarbeitung des seit langem 

geplanten ungarisch-slowakischen Grundlagenvertrages, der nun anlässlich der Pariser 

Abschlusskonferenz zum Stabilitätspakt für Europa am 20. und 21. März 1995 unterzeichnet 

werden und als eine historische Scheidelinie in den Beziehungen gelten sollte. Der erhebliche 

westliche Druck wurde in den folgenden zwei Monaten in Form von Briefen von zahlreichen 

Spitzenpolitikern wie Präsident Clinton, Édouard Balladur, Bundeskanzler Helmut Kohl und 

Jacques Santer, Präsidenten der Europäischen Kommission zum Ausdruck gebracht (Zellner – 

Dunay 1998: 332; Baranyi 2010: 240-242; Chmel 2014: 33).151 

 Den ausgearbeiteten „Vertrag über die gutnachbarlichen Beziehungen und 

freundschaftliche Zusammenarbeit zwischen der Ungarischen Republik und der Slowakischen 

Republik“ unterzeichneten Ministerpräsident Horn und Ministerpräsident Mečiar am 19. März 

1995, am Vorabend der Abschlusskonferenz zum Stabilitätspakt für Europa in Anwesenheit 

von dem französischen Ministerpräsidenten Édouard Balladur in seinem Pariser Amtssitz, dem 

Hôtel Matignon (Zellner – Dunay 1998: 332; Katona 2011: 125). 

Das 8-seitige, insgesamt aus 22 Artikeln bestehende Dokument (Szerződés 1995) 

schreibt die Entwicklung der Beziehungen im „Geiste der Gutnachbarschaft, Vertrauen und 

freundschaftlichen Zusammenarbeit“ vor. In der Präambel wurden die europäische Dimension 

des Vertrags sowie das gemeinsame Bekenntnis zu allgemeinen Werte wie Menschenrechte, 

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit unterstrichen. Auf die Lasten der Vergangenheit, die Frage 

der historischen Versöhnung oder die Geschichte im Allgemeinen wurde gar nicht 

eingegangen.152 Beide Staaten bestätigten ihre gemeinsamen Grenzen und schlossen auch 

 
151 Ursprünglich war es geplant, gleichzeitig auch einen ungarisch-rumänischen Grundlagenvertrag in Paris zu 

unterzeichnen, es wurde aber bald eindeutig, dass man diesen Vertrag in so kurzer Zeit nicht aushandeln kann. Für 

die ungarische Regierung ist somit der Vertrag mit der Slowakei noch wichtiger geworden. Hätte die ungarische 

Seite am Ende keinen Vertrag im Rahmen des vom Westen so stark forcierten Stabilitätspaktes unterzeichnen 

können, wäre Ungarns Integration (die schon viel fortgeschrittener war als die der Nachbarländer) in die EU und 

NATO für ungewisse Zeit gebremst gewesen, befürchtete die Regierung. Erst am Abend vom 15. März 1995 ist 

die Unterzeichnung des Vertrags sicher geworden, und die beiden Ministerpräsidenten verhandelten noch auch am 

Folgetag über die letzten Details (Baranyi 2010: 56-58). 
152 Die ungarische Regierung hätte von der Slowakei erwartet, die Beneš-Dekrete im Vertragstext zu verurteilen 

und schlug auch einen Verweis auf die lange gemeinsame Geschichte im Rahmen des alten Königreichs Ungarn 

vor. Von slowakischer Seite wurden diese Ansprüche aber entschlossen abgelehnt. Das Erbe des Staates vor 1918 
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zukünftige territorialen Ansprüche aus. Im Rahmen des regelmäßigen Dialogs auf höchster 

Ebene sollen sich die Ministerpräsidenten und die Außenminister zumindest einmal pro Jahr 

treffen. Es wurde bestätigt, dass die Vertragsparteien bezüglich der euroatlantischen Integration 

identische Interessen haben und sie einander diesbezüglich gegenseitig unterstützen. Die beiden 

Länder streben an, ihre gutnachbarschaftliche Zusammenarbeit in zahlreichen praktischen 

Bereichen zu fördern. Es wird angestrebt, die historischen Denkmäler und Gedächtnisorte der 

anderen Partei auf dem eigenen Staatsgebiet zu bewahren. Der längste Artikel (Art. 15) fasste 

die gemeinsamen Prinzipien der Behandlung der Minderheiten um und sah die Gründung einer 

gemischten ungarisch-slowakischen Kommission vor, die die erfolgreiche Kooperation in 

diesem sensiblen Bereich fördern sollte. 

Der Vertrag wurde in Ungarn schon am 13. Juni 1995 mit den Stimmen der 

Regierungskoalition ratifiziert. In der langen Ratifizierungsdebatte unterstrich Außenminister 

László Kovács die Bedeutung des Vertrags in Bezug auf die EU- und NATO-Integration des 

Landes, da diese Organisationen keine Spannungen importieren wollen. Die 

Oppositionsabgeordneten, die den Vertrag bezüglich des Umfangs der garantierten 

Minderheitenrechte und aufgrund des Mangels an der Verurteilung der diskriminierenden 

Beneš-Dekrete insgesamt negativ beurteilten, stimmten dagegen oder enthielten sich die 

Stimme.  (Zellner – Dunay 1998: 333-334; Katona 2011: 127-129). 

Am 24. Juni 1995 besuchten Präsident Göncz und Präsident Kováč gemeinsam das 40. 

Landesweite Kulturelle Fest, eine traditionsreiche folkloristische Veranstaltung der 

ungarischen Minderheit in Gombasek (ung. Gombaszög) in der Südslowakei. In kurzen 

Ansprachen begrüßten sie die Teilnehmer, schauten einen Teil des vom zweiten Sender des 

slowakischen Fernsehens ausgestrahlten Programms an und führten Gespräche zuerst 

untereinander, dann auch mit einigen Veranstaltern des Programms (Takács 2019). 

Die Ratifizierung des Grundlagenvertrags dauerte in der Slowakei mehr als ein ganzes 

Jahr und wurde zu einer wichtigen Frage des inneren Schacherns der Koalitionsparteien. Als 

der Grundlagenvertrag die Autonomie der Minderheiten nicht kategorisch ausschloss, forderte 

die Slowakische Nationalpartei vor der Ratifizierung konkrete Gesetzte, die die Einheit des 

slowakischen Staates dauerhaft sichern, d. h. eine territoriale Autonomie der ungarischen 

Minderheit praktisch unmöglich macht. In diesem Sinne wurde im slowakischen Parlament am 

15. November 1995 auf Initiative der Regierungskoalition das neue „Gesetz über die 

Staatssprache der Slowakischen Republik“ verabschiedet. Das Gesetz, das alle bisherigen 

 
zu erwähnen, würde die zwei Länder nicht näherbringen, sondern gerade weiter entfernen, war der damalige 

Standpunkt (Zellner – Dunay 1998: 333-334; Chmel 2014: 53). 
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Rechtsvorschriften bezüglich des Sprachgebrauchs in der Slowakei außer Kraft setzte und den 

öffentlichen Gebrauch der Minderheitenspachen nur in stark eingeschränkten Bereich erlaubte, 

stieß auf lautstarke Kritik der ungarischen Parteien in der Slowakei sowie der Republik Ungarn, 

die im Gesetz einen eindeutigen Verstoß gegen den Grundlagenvertrag sahen. Am 22. März 

1996 erfolgte das Gesetz zur Neueinteilung der Verwaltungsbezirke, in dessen Sinne das 

Siedlungsgebiet der ungarischen Minderheit in mehrere Bezirke, in denen sie höchstens 30% 

der Bevölkerung ausmachten, aufgeteilt wurden. Traditionelle Regionsgrenzen und Bindungen 

zwischen Städten und Dörfer wurden nicht berücksichtigt.153 Der Grundlagenvertrag wurde 

letztendlich am 26. März 1996 ratifiziert. Es wurde auch eine beigefügte Erklärung 

angenommen, in der festgestellt wurde, die Slowakei akzeptiere keine kollektiven Rechte für 

Minderheiten. In der Debatte kritisierten mehrere Regierungsabgeordneten die aus ihrer Sicht 

unbegründeten Forderungen der Ungarn und forderten die Regierung des Nachbarlandes auf, 

die Slowakei um die in der Geschichte verursachten Unrechte Entschuldigung zu bitten. 

Nachdem die Ratifizierungsinstrumente am 15. Mai 1996 ausgetauscht wurden, trat der Vertrag 

in Kraft (Zellner – Dunay 1998; Boros 2000; Hamberger 2000). 

Am 12. Juni 1996 reiste Präsident Michal Kováč zu einem offiziellen Besuch nach 

Budapest. Vor dem Parlamentsgebäude wurde er mit militärischen Ehren empfangen. Im 

Parlament hielt er eine Rede vor den Abgeordneten und Präsident Göncz. Er rief in Erinnerung 

das mehr als 1000-jährige Zusammenleben der Ungarn und der Slowaken, das sowohl durch 

Vertrauen als auch durch Konflikte geprägt war. Obwohl ein Akt der historischen Versöhnung 

noch eindeutig fehle, müsse der Kooperationswillen ausdrücklich werden. Die Integrationsziele 

seien gemeinsam und neulich sei auch der Grundlagenvertrag in Kraft getreten. Er sicherte die 

Mitglieder des ungarischen Parlaments, die demokratischen Rechte der ungarischen Minderheit 

werden nicht gefährdet, ein neues Gesetz solle den Gebrauch der Minderheitensprachen regeln. 

Die historische Versöhnung solle ein gemeinsames Ziel sein, sie würde die Integration 

einfacher machen und zur Stabilität und Sicherheit der Region beitragen. Er persönlich fühle 

sich diesbezüglich verpflichtet. Nach Verhandlungen mit dem Staatsgast betonte Präsident 

Göncz, dass das gute bilaterale Verhältnis vom politischen Willen abhängig sei, man sollte die 

persönlichen Kontakte verstärken. Ministerpräsident Gyula Horn stellte fest, es sei Ungarns 

Interesse, mit allen anderen Visegrád-Ländern gleichzeitig EU-Mitglieder zu werden. Am 

ersten Tag des Besuchs lag der slowakische Präsident noch einen Kranz beim Denkmal am 

Budapester Heldenplatz nieder und nahm an einem abendlichen Bankett im Parlamentsgebäude 

 
153 Dieses Gesetz schickte Präsident Kováč zuerst ans Parlament zurück, am 3. Juli 1996 wurde es aber unverändert 

erneut verabschiedet (Hamberger 2000: 171). 
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teil. Am folgenden Tag führte er ein Gespräch auch mit Parlamentspräsident Zoltán Gál, 

besuchte die Slowakische Botschaft in Budapest sowie das großenteils von Slowaken 

bewohnten Dorf Pilisszántó (slow. Santov) in der Nähe von Budapest (Kováč 1996; Kiss 1996). 

Am 4. und 5. Juli 1996 fand ein „ungarisch-ungarischer Gipfel“ mit Vertretern der 

ungarischen Regierung, der im ungarischen Parlament vertretenen Parteien und der politischen 

Parteien bzw. Interessenvertretungen der Ungarn in den Nachbarstaaten in Budapest statt. In 

der gemeinsamen Erklärung der Konferenz wurden die Autonomiebestrebungen der 

Auslandsungarn als berechtigt anerkannt, die auch auf internationaler Ebene koordiniert 

gefördert werden sollen. Dieser Punkt der sonst zurückhaltend formulierten Erklärung, die auch 

die mit den Nachbarstaaten gemeinsame euroatlantische Integration und das Streben um 

gutnachbarliche Verhältnisse unterstrich, wurde auf unerwartet starke internationale Kritik 

gestoßen. Es protestierten nicht nur mehrere Nachbarländer, sondern auch die USA und 

Deutschland warnten vor potenziell negativen Folgen von einer Revision der ungarischen 

Politik gegenüber den Auslandsungarn (Zellner – Dunay 1998: 240-241; Hettyey 2019: 133-

134). In der gespannten Atmosphäre sagte Ministerpräsident Mečiar das für August 1996 

geplante Treffen mit Amtskollege Horn kurzfristig ab, das dann erst ein Jahr später, am 15. 

August 1997 in Győr stattfand. Als Ministerpräsident Horn Probleme der ungarischen 

Minderheit ansprach, schlug Amtskollege Mečiar die Idee eines friedlichen Austausches von 

Minderheitenbevölkerungen vor, damit man ihren Anteil verringen könnte. Dieser von 

ungarischer Seite eindeutig abgelehnte Vorschlag wurde erst nicht veröffentlicht. Aber als 

später auch in der Öffentlichkeit bekannt wurde, drückten Politiker der SNS ihr Einverständnis 

aus: diejenigen Ungarn, die in der Slowakei unzufrieden sind, sollten sich gerne nach Ungarn 

umziehen (Zellner – Dunay 1998: 335; Boros 2000: 219; Hamberger 2000: 325). 

Das Jahr 1997 war in Bezug auf die Integrationsambitionen für Ungarn das Jahr des seit 

langem erwarteten Durchbruchs, für die Slowakei der bitteren Enttäuschung. Am Madrider 

NATO-Gipfel vom Juli 1997 wurden Polen, Tschechien und Ungarn zu Beitrittsverhandlungen 

eingeladen, aber die Slowakei nicht. Am Luxemburger EU-Gipfel vom Dezember 1997 war 

Ungarn unter den sechs Staaten der „Luxemburger Gruppe“ (neben Polen, Tschechien, Estland, 

Slowenien und Zypern) mit denen die EU die Beitrittsverhandlungen ab Frühling 1998 

aufnehmen sollte. Die Slowakei wurde aber auch dieses Mal nicht für die erste Runde 

ausgewählt. Danach wurde der slowakischen Gesellschaft klar, dass das Land mit der aktuellen 

Regierungskoalition politisch isoliert bleiben würde. Es wurde auch eindeutig, als Teil der 

Integrationsbestrebungen sollte auch das Verhältnis zu Ungarn sichtbar entspannt werden 

(Gazdag 2004: 206; Hamberger 2005: 835). 
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 Als die EU-Beitrittsverhandlungen mit Ungarn am 31. März 1998 offiziell eröffnet 

wurden (Horváth 2007: 52), fing auch in den ungarisch-slowakischen bilateralen Beziehungen 

eine neue Phase an.  
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5.1.4. Ergebnisse der Meinungsumfragen zum Nachbarland (1989-1998) 

 

Im ungarisch-slowakischen Verhältnis wurden jährlich wiederholte Umfragen, in den die 

Menschen über die gegenseitige Wahrnehmung gefragt wurden, erst seit 2017 durchgeführt. 

Aus den früheren Jahren stehen leider nur sporadische Umfragedaten zur Verfügung. Auf deren 

Grundlage kann man keine eindeutigen Tendenzen zeigen bzw. Vergleiche machen, sie sind 

aber auch als „Bruchteile“ oft vielsagend und somit definitiv erwähnenswert. 

 Aus Ungarn ist eine Untersuchung aus 1994 bekannt, nach der nur etwa 23% der 

erwachsenen Bevölkerung die Kontakte zu Slowaken ablehnen würden. Damit waren die 

Slowaken wesentlich akzeptierter als die Rumänen, zu denen 51% keine Kontakte wollten 

(Csepeli 2002: 137). 

 Aus der Slowakei sind, vor allem wegen der Anwesenheit der bedeutenden ungarischen 

Minderheit, mehr ungarnbezogenen Umfragedaten verfügbar. Nach einer landesweiten 

Umfrage aus 1993 waren, abhängig vom Wohnort, zwischen 70 und 80% der Slowaken damit 

einverstanden, dass die Slowaken im alten Königreich Ungarn eine „tausendjährige 

Unterdrückung“ erlitten hatten und 70% stimmten zu, dass die Ungarn immer noch 

expansionistische Absichten haben. Die Beurteilung der Ungarn als Menschen war in der 

Südslowakei, wo man regelmäßig Kontakte zu ethnischen Ungarn hatte, wesentlich besser als 

im ethnisch homogenen nördlichen Teil des Landes (Csepeli 2003: 59-60). 

 Im Dezember 1994 meinten etwa 42% der befragten Slowaken, dass die ungarische 

Minderheit heimlich eine Grenzrevision möchte und nur 29% dachten, dass es nicht so sei. 51% 

der Befragten erwarteten von der slowakischen Regierung eine entschiedene 

Interessenvertretung der Mehrheitsbevölkerung gegenüber der Minderheit und nur 35% hätten 

eine Politik des Ausgleichs präferiert (Zellner – Dunay 1998: 316). 

 Im Jahre 1995 waren 65% der Mehrheitsbevölkerung der Meinung, dass die Lage der 

ungarischen Minderheit in der Slowakei eher günstig sei, 28% hielten sie für ausdrücklich 

günstig und nur 2% meinten, dass ihre Rechte und Möglichkeiten begrenzt seien. 

Währenddessen nur 24% der Angehörigen der ungarischen Minderheit fanden die eigene Lage 

eher günstig, nur 1% ausdrücklich günstig und 73% hielten ihre Rechte und Möglichkeiten für 

begrenzt (Kováč 2001: 315). 
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5.1.5. Zwischenfazit (1989-1998) 

 

Im Bereich der in dieser Arbeit untersuchten Versöhnungspolitik war diese Phase insgesamt 

erfolglos, das ungarisch-slowakische Verhältnis blieb zwischen 1989 und 1998 dauerhaft 

konfliktbeladen. Die Absicht von zahlreichen, nach 1989 auch politisch engagierten 

Intellektuellen, die ungarisch-slowakischen Beziehungen unter den neuen Umständen endlich 

von den historischen Lasten zu befreien und auf völlig neue Grundlagen zu setzen, konnte trotz 

nicht geringer Bestrebungen praktisch nicht verwirklicht werden. Das Ausbleiben des großen 

historischen Neuanfangs kann auf mehrere, aber letztendlich stark zusammenhängende 

Faktoren zurückgeführt werden. 

 Die wichtigste Streitfrage war im ganzen Zeitraum zweifellos die Lage der großen, etwa 

ein Zehntel der Bevölkerung ausmachenden ungarischen Minderheit in der Slowakei. Die 

ungarische Seite wollte logischerweise eine auch im internationalen Vergleich großzügige 

Regelung erreichen, die stark misstrauische slowakische Seite wollte die Einheit des neulich 

unabhängig gewordenen eigenen Nationalstaates auf keinen Fall riskieren und war bezüglich 

aller Form der kollektiven Rechte der Minderheiten stark ablehnend. Das historisch sowieso 

problematische bilaterale Verhältnis war noch dazu auch durch das aktuelle stark emotionale 

Konflikt um das aus dem Sozialismus geerbte Gabčíkovo-Nagymaros-Wasserkraftwerkprojekt 

dauerhaft belastet. 

 Wie oben dargestellt, gab es mehrere Versuche, die Vergangenheitsdebatten in Form 

einer gegenseitigen Vergebungsbitte in einer gemeinsamen Deklaration der beiden Parlamente 

oder als Teil eines Grundlagenvertrags feierlich abzuschließen. Was nicht gelungen ist, im 

konkreten Inhalt übereinzustimmen. Beide Seiten gingen nämlich davon aus, die 

Vergebungsbitte der anderen Partei sollte betonter bzw. ausdrücklicher sein. Aus ungarischer 

Sicht war die Behandlung der kollektiv schuldig deklarierten ungarischen Minderheit zwischen 

1945 und 1948 das eindeutig größte historische Unrecht in der langen ungarisch-slowakischen 

Beziehungsgeschichte. Man sollte dieses Ereignis am stärksten verurteilen, dann könnte man 

in Ungarn auch frühere, wenig schwierige Konfliktsituationen selbstkritischer beurteilen. Aus 

slowakischer Sicht galt die unmenschliche Behandlung der ungarischen Minderheit zwischen 

1945 und 1948 als kurzlebige Folge einer jahrhundertelangen Unterdrückung der Slowaken im 

alten Königreich Ungarn sowie zwischen 1938 und 1945 im (aus slowakischer Sicht) 

okkupierten Gebiet der heutigen Südslowakei. Würde man die unheimlich lange schlechte 

Behandlung der Slowaken in Ungarn endlich klar verurteilen, könnte man auch mehr 

slowakische Selbstkritik bezüglich der übertriebenen Reaktion am Ende des Zweiten 
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Weltkriegs erwarten. Mit anderen Worten, war es nicht eindeutig, wer zuerst um Vergebung 

bitten sollte und um welche konkreten historischen Ereignisse (Kusý 2002: 149-152; Chmel 

2014: 63-64). 

Hierbei ist zu betonen, dass dieses für viele führenden Intellektuellen moralisch und 

historisch spannende Thema vor dem Hintergrund der zahlreichen komplexen innen- und 

außenpolitischen Herausforderungen der damaligen Zeit praktisch für keine Regierung 

besonders wichtig war. Es war kein, auf jeden Preis zu erreichendes Ziel, eine solche 

Versöhnungsdeklaration mühsam auszuarbeiten, die dann in beiden Ländern vor der Mehrheit 

der Wähler innenpolitisch vertretbar gewesen wäre.  Die praktische politische Bedeutung der 

Verbesserung der Beziehungen wuchs nur allmählich, als der Westen mit Blick auf die Krise 

im Ex-Jugoslawien beide Länder unter immer stärkeren Druck setzte, ihre auch international 

sichtbare Konflikte in Form eines Grundlagenvertrags endlich zu lösen. Unter diesen 

Umständen wurden aber am Ende gerade die sensiblen und komplizierten historischen 

Probleme einfach ausgeklammert. 

Betrachtet man die ungarische Seite, kann man feststellen, die nationalkonservative 

Regierung Ungarns zwischen 1990 und 1994 verfolgte eine vorsichtige, zurückhaltend positive 

Versöhnungspolitik. In dieser geschichtsbewussten Regierungsmannschaft gab es ausgeprägtes 

Interesse für historische Fragen und auch Absicht für eine ehrliche Aufarbeitung. Gleichzeitig 

fühlte sich aber auch verpflichtet (es war auch von ihrer Wählerschaft eindeutig erwartet), im 

Interesse der Auslandsungarn entschlossen aufzutreten bzw. das Gabčíkovo-Nagymaros-

Projekt endgültig aufzugeben. Als diese Probleme zu einer Reihe von Konflikten mit der 

Slowakei führten, war das Ergebnis eine Mischung von freundschaftlichen, den guten Willen 

betonenden Gesten und lautstarken Proteste.154 Die Versöhnungspolitik der sozialliberalen 

Koalition zwischen 1994 und 1998 kann am besten vielleicht als „positiv, weil vom Westen so 

erwartet“ oder „positiv, im Sinne der alten sozialistischen Brüderlichkeit“ bezeichnet werden. 

Für die Anhänger dieser Regierung waren historische Fragen bzw. die Lage der 

Auslandsungarn nicht besonders wichtig, die meisten linken Wähler wollten nach den heftigen 

ideologischen Debatten und der Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage seit 1989 einfach 

Ruhe und bessere Lebensverhältnisse, wie es damals in der schon nostalgisch gesehenen Kádár-

Ära gewohnt war (Lendvai 2010: 77-78). Um die bezüglich Ungarns zukünftigen Wohlstands 

 
154 In seiner zusammenfassenden Arbeit über die ungarische Nachbarschaftspolitik in diesen Jahren schrieb der 

damalige Außenminister Géza Jeszenszky über eine „angemessene Mischung der Entschlossenheit und Geduld“ 

gegenüber der slowakischen Politik (Jeszenszky 2016: 262). Der Titel der ganzen Arbeit heißt „Kísérlet a trianoni 

trauma orvoslására“, d. h. „Ein Versuch, das Trauma von Trianon zu heilen“. Es wurde also versucht, insgesamt 

aber leider nicht gelungen. 
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und Sicherheit als unabdingbar betrachtete euroatlantische Integration voranzubringen, war 

diese Regierung bereit, den vom Westen eindeutig erwarteten Grundlagenvertrag auch mit 

einem sichtbar nicht wohlwollenden Partner in der Slowakei zu schließen. Mit den 

Nachbarländern in weitere, im Westen nicht gerne gesehene Konflikte zu geraten, um den 

Auslandsungarn zu helfen, hätte sich nach der Einschätzung dieser Regierung einfach nicht 

gelohnt. Der Erfolg war ganz unwahrscheinlich, und der eventuelle Aufschub der Integration 

wäre für das ganze Land enorm schädlich gewesen. Mit der erfolgreichen Integration der 

ganzen Region werde die Demokratie hoffentlich überall verstärkt, die wirtschaftliche 

Entwicklung beschleunigt und somit allmählich auch die Lage der ungarischen Minderheiten 

quasi automatisch verbessert. Deklariert gute, möglichst konfliktfreie Beziehungen zu den 

Nachbarstaaten zu haben, mit ihnen die praktische Kooperation in verschiedensten Bereichen 

zu fördern, und dadurch auch Ungarns westliche Wahrnehmung als Stabilitätsanker in der 

Region zu verbessern sei im Endeffekt auch für die ungarischen Minderheiten vorteilhaft, hieß 

es in den Überlegungen dieser Koalition (Boros 2000: 260-262; Kiss 2004: 54-56). 

Nimmt man die slowakische Seite, sieht man (abgesehen von den kurzen Perioden 

zwischen 1991 und 1992 und während 1994, als Vladimír Mečiar gerade nicht im Amt war) 

eine markant ethnonationalistisch geprägte Regierungspolitik, in der die Konflikte (sowohl die 

historischen als auch die aktuellen) mit der ungarischen Minderheit bzw. Ungarn eher bewusst 

zugespitzt als gemildert wurden. Wähler in einer im Allgemeinen unsicheren Zeit mit alten 

antiungarischen Einstellungen zu mobilisieren, wurde in der Innenpolitik der jungen 

Slowakischen Republik, besonders seitens der HZDS und SNS zu gerne benutzten Mittel. Die 

slowakische Wählerschaft mit einer ungarischen Gefahr zu bedrohen, heißt in der slowakischen 

Politikwissenschaft sowie in der Umgangssprache „maďarská karta“ (ungarische Karte) (Kusý 

2002: 137). Die Beziehungen zu Ungarn zu verbessern, wurde nur zögerlich, auf eindeutigem 

westlichem Druck angestrebt, und als es vom Westen nicht verbindlich erwartet war, ohne auf 

die historischen Lasten einzugehen. 

Die öffentlichen Äußerungen über das Nachbarland waren in diesem Zeitraum seitens 

der ungarischen Regierungen in der Regel vorsichtig freundschaftlich und höflich und auch im 

Falle von Konflikten betont zurückhaltend, demonstrativ „europäisch“ formuliert. Seitens der 

slowakischen Regierungen war der Ton oft offen ablehnend, für den innenpolitischen Gebrauch 

geradezu feindlich. In den bilateralen Dokumenten ist eine Art „verbindliche Höflichkeit“, die 

Betonung der vom Westen erwarteten Gutnachbarschaft zu beobachten. 

Als bedeutendste Geste dieser Jahre gilt zweifelsohne die feierliche Unterzeichnung des 

Grundlagenvertrags im März 1995. Darin wurden die gemeinsamen Grenzen erneut bestätigt, 
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gewisse Pflichten auch bezüglich der Minderheiten akzeptiert sowie im Allgemeinen eine 

vertrauensvolle gutnachbarschaftliche Zusammenarbeit versprochen. Der international äußerst 

positiv empfangene Vertrag trug definitiv zur Vertrauensbildung bzw. den allmählichen Abbau 

slowakischer Befürchtungen bei und brachte die pragmatische Zusammenarbeit in zahlreichen 

Bereichen voran. Er wurde aber gar nicht zum großen symbolischen Wendepunkt im bilateralen 

Verhältnis, wie man es im Westen damals erhofft bzw. erwartet hatte. In diesem Sinne galt und 

gilt er als eine verpasste Chance und zwar aus mehrerlei Gründen. Erstens wurde der ganze 

Vertrag in kürzester Zeit ausgearbeitet, um einer äußeren Erwartung entsprechen zu können. Es 

stand also kein ehrlicher Willen dahinter. Die Umstände der Ratifizierung im slowakischen 

Parlament bewiesen es ja ganz ausdrücklich. Zweitens waren die Rahmenbedingungen trotz des 

guten Willens des Westens für beide Parteien durchaus unangenehm, gewissermaßen sogar 

beleidigend: „ihr müsst jetzt ja machen, was eure klugen Lehrmeister gerade möchten“. Die 

Tatsache, dass der französische Ministerpräsident gerade in der Wahlkampagne für die 

Präsidentschaft involviert war, und offensichtlich einen medienwirksamen internationalen 

Erfolg aufzeigen wollte, machte gerade den Eindruck, die Ministerpräsidenten der zwei kleinen 

ostmitteleuropäischen Länder seien Elemente einer aktuellen Kampagne.155 Drittens wurde, wie 

bereits erwähnt, aufgrund des Mangels an Zeit und politischem Willen nicht nur eine 

gegenseitige Vergebungsbitte, sondern die Vergangenheitsthemen im Allgemeinen 

ausgeklammert.156 

Außer dem „großen Vertrag“ sind als wichtige Gesten aus dieser Zeit noch die 

Bestrebungen der Präsidenten Árpád Göncz und Michal Kováč bzw. Außenministers Géza 

Jeszenszky, die eine ungarisch-slowakische historische Versöhnung auch öffentlich mehrmals 

befürworteten, erwähnenswert. 

Als die historischen Fragen aus dem Grundlagenvertrag völlig ausgeklammert wurden, 

wurden gar keine gemeinsamen Institutionen, z. B. ein ungarisch-slowakisches Jugendwerk 

 
155 Aus ungarischer Sicht war sogar die Auswahl des Datums und des Ortes unempfindlich. Am 19. März 1944 

marschierten die deutschen Truppen nach Ungarn ein und somit fing das schlimmste Jahr der jüngsten Geschichte 

des Landes an. Paris als Ort rief auch keine guten historischen Erlebnisse wach, denn die aus ungarischer Sicht 

äußerst schmerzhaften Friedensverträge wurden sowohl nach dem Ersten als auch nach dem Zweiten Weltkrieg 

bei bzw. in der französischen Hauptstadt unterzeichnet. Wenn schon unbedingt Frankreich, wären Strasbourg oder 

Reims für einen zukunftsweisenden Nachbarschaftsvertrag viel geeigneter gewesen. Damalige oppositionellen 

Politiker in Ungarn meinten, der unter internationalem Druck unterzeichnete Vertrag sei eine Geste an Balladur, 

und erinnere an gerade nicht die besten Momente der Geschichte (Zellner – Dunay 1998: 339). 
156 Dass der Vertrag praktisch keinen dauerhaften Symbolwert hatte, beweist am besten eine einfache Google-

Bildersuche. Egal, in welcher Sprache man sucht, gibt es im Gegensatz zum deutsch-polnischen 

Nachbarschaftsvertrag fast keine Materialien. Die gemeinsamen Fotos von Gyula Horn und Vladimír Mečiar mit 

Édouard Balladur in seinem Pariser Büro wurden nicht zu oft verwendeten, auch in der weiten Öffentlichkeit 

bekannten Bildern. 
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gegründet, die ausdrücklich die historische Versöhnung voranbringen sollten. Die ganze 

Zusammenarbeit blieb eindeutig eher multilateral (Visegrád-Kooperation, CEFTA) und 

pragmatisch fokussiert. Es geht um keine Neugründung, ist aber jedenfalls erwähnenswert, dass 

die seit langem bestehende Ungarisch-Tschechoslowakische Gemischte Historikerkommission 

ab 1993 nun als Slowakisch-Ungarische Gemischte Historikerkommission als Forum der 

fachlichen Diskussionen der Berufshistoriker mit durch fachliche Gremien gewählten 

Mitglieder aus beiden Ländern weiter funktionierte (Šutaj 2014: 13). Außerdem wurden vor 

allem in den ersten, durch intensive gesellschaftliche Debatten geprägten Jahren nach 1989 den 

verschiedenen kulturellen und wissenschaftlichen Einrichtungen in beiden Staaten manchmal 

relativ großzügige Mittel gesichert, um Veranstaltungen und Publikationen vorzubereiten, die 

auch der Aufarbeitung der ungarisch-slowakischen historischen Streitfragen dienten. 

Trotz der nicht geringen Bemühungen zahlreichen engagierten Intellektuellen, ist aber 

festzustellen, dass das jeweils andere Nachbarland nach der Wende für das breitere Publikum 

im Allgemeinen nicht besonders interessant war. Beide Gesellschaften interessierten sich vor 

allem für die großen, als das jeweilige Nachbarland sowohl politisch als auch wirtschaftlich 

viel wichtigeren westlichen Länder, ihre Sprachen und Kulturen. Das gegenseitige Interesse 

wurde auch deswegen reduziert, weil nach dem Zusammenbruch des Ostblocks auch die 

früheren intensiven sozialistischen Wirtschaftsbeziehungen rapid an Bedeutung verloren. 

Bezüglich der Intensivierung der bilateralen Kontakte auf unteren Ebenen bedeutete die 

etwa 8-10 Prozent der Bevölkerung der Slowakei ausmachende ungarische Minderheit nach 

1989 immer eine besondere strukturelle Herausforderung. Wenn eine ungarische Stadt, eine 

Schule, ein Museum usw. einen Partner aus dem Nachbarland suchte, wendeten sie 

verständlicherweise zuerst an die ethnischen Ungarn, mit denen keine gemeinsame 

Fremdsprache für die Kommunikation notwendig war und mit ihnen sowieso ein starkes „Wir-

Gefühl“ teilten. Als nichtintendierte Folge dieser an sich vollständig positiver ungarisch-

ungarischen Annäherung und Zusammenarbeit wurden die ungarisch-(nord)slowakischen 

Partnerschaften oft vernachlässigt. Wenn man schon über einen Partner in der (Süd)Slowakei 

verfügt, wäre ein weiterer Partner aus Tschechien, Polen oder aus weiteren Ländern 

interessanter als ein zweiter slowakischer Partner aus dem nördlichen Teil des Landes. Das 

sprachliche Problem war auch aus der slowakischen Seite oft demotivierend. Es war einfacher, 

mit Partnern aus Tschechien, Polen oder anderen slawischen Ländern kooperieren, die man 

auch die eigene Muttersprache benutzend mehr oder weniger versteht, als mit den Ungarn, mit 

den man eine gemeinsame Fremdsprache unbedingt brauchen würde. 
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Die diesbezüglichen Umfragedaten aus diesem Zeitraum sind leider sporadisch, es ist 

aber eindeutig, dass die alten historischen Ressentiments in beiden Ländern immer noch 

ziemlich verbreitet waren, was die Annäherung der beiden Gesellschaften sicherlich bedeutend 

bremste. 

Die alte, als Ungarn größere und wirtschaftlich stärkere Tschechoslowakei war in 

Ungarn aus historischen Gründen nicht unbedingt beliebt, aber man konnte sie und ihre 

großartigen Leistungen in der Kultur oder im Sport zweifellos anerkennen. Die neue 

unabhängige Slowakei wurde aber in den 1990er Jahren in breiten Teilen der ungarischen 

Gesellschaft einfach nicht als gleichberechtigtes Partnerland, sondern als das ehemalige 

„Oberland“, eine wirtschaftlich weniger entwickelte Peripherie des alten großen Staates vor 

1918 wahrgenommen, wo solche fragwürdigen und offen ungarnfeindlichen Figuren wie ein 

Vladimír Mečiar regieren und die dortigen, nach dem Ersten Weltkrieg ungerecht der 

Tschechoslowakei gegebenen Ungarn stets beleidigt werden. Die negative Beurteilung war 

definitiv nicht so stark wie im Falle Rumäniens, aber die Slowakei der 1990er Jahren war für 

die meisten Ungarn sicherlich kein besonders interessantes oder sympathisches Nachbarland. 

Währenddessen wurden die alten antiungarischen Ressentiments unter den Mečiar-

Regierungen in der Slowakei bewusst wiederbelebt und als Bestandteil des Selbstbilds des 

unabhängigen slowakischen Staates betrachtet. Die verfügbaren Umfragedaten bestätigen das 

weit verbreitete Misstrauen und die besondere Empfindlichkeit gegenüber den ehemaligen 

arroganten Unterdrückern der Slowaken, die die Souveränität der Slowakei regelmäßig in Frage 

stellen, stets neue Forderungen haben und jederzeit sogar zu einer historischen Revanche bereit 

sein können. 

Insgesamt ist festzustellen, dass im ungarisch-slowakischen Verhältnis in den ersten 

Jahren nach der demokratischen Wende kein positiver Durchbruch erfolgte. Unter den oben 

beschriebenen politischen Umständen kam es eher zu einem langwierigen kalten Krieg, der auf 

äußerem Druck nicht auf einmal zu überwinden war. Die Perspektive der europäischen 

Integration wirkte aber auf beiden Seiten der Donau motivierend, die vorhandenen Konflikte 

zu mildern. Als ab Ende März 1998 Ungarn schon die EU-Beitrittsverhandlungen führen konnte 

und ein halbes Jahr später auch die slowakischen Wähler sich für eine markant proeuropäische 

Regierungskoalition entschieden, eröffnete sich mehr Raum für eine gegenseitig erwünschte 

Annäherung der beiden Länder, die in den folgenden Jahren die gemeinsame Mitgliedschaft in 

der Europäischen Union erreichen wollten. 
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5.2. Phase II (1998-2004): Annäherung als EU-Beitrittskandidaten 

 

5.2.1. Allgemeiner politischer Kontext und die grundlegenden Determinanten der 

Versöhnungspolitik (1998-2004) – die ungarische Seite 

 

Die sozialliberale Regierung unter Gyula Horn wurde nach den Wahlen vom Mai 1998 durch 

eine neue nationalkonservative Dreierkoalition des Fidesz-MPP157 (Fiatal Demokraták 

Szövetsége – Magyar Polgári Párt – Bund Junger Demokraten – Ungarische Bürgerpartei), der 

FKGP und des MDF unter Viktor Orbán, dem damals jüngsten Ministerpräsidenten Europas 

ersetzt. Nach einer besonders gespannten Wahlkampagne erfolgte im April 2002 ein knapper 

Sieg der MSZP, die mit dem SZDSZ wieder eine sozialliberale Koalition unter Péter 

Medgyessy bilden konnte (Schmidt-Schweizer 2007; Romsics 2010). 

 Mit dem Beginn der EU-Beitrittsverhandlungen wurde das Erreichen der 

Vollmitgliedschaft in absehbarer Zeit realistisch, man musste also schon auch mit den zu 

erwartenden Folgen zu rechnen. In dieser Hinsicht war für Ungarn die möglichst gleichzeitige 

Integration der Slowakei besonders wichtig. Würde die Slowakei für ungewisse Zeit außerhalb 

der EU (und NATO) bleiben, würde zwischen Ungarn und Tschechien bzw. Polen eine 

unsichere, politisch graue Zone entstehen und das Land müsste eine lange EU-Außengrenze im 

Norden kostspielig ausbauen und aufrechterhalten. Außerdem wäre die Mitgliedschaft der 

Slowakei auch in Bezug auf die große ungarische Minderheit eindeutig erwünscht. Ihre engen 

Kontakte zu Ungarn könnte man auf lange Sicht am besten innerhalb der Schengen-Zone 

sichern. Der im Herbst 1998 erfolgte slowakische Regierungswechsel wurde in Ungarn mit 

großer Erleichterung gesehen, und es wurde klar signalisiert, man sei in Budapest bereit, die 

Integrationsbestrebungen des nördlichen Nachbarlandes, an dessen neuer Regierungskoalition 

nun auch die Partei der dortigen Ungarn beteiligt war, zu fördern und im Sinne dieses 

gemeinsamen strategischen Ziels die bilaterale Zusammenarbeit im Allgemeinen zu 

intensivieren (Boros 2003: 80; Hamberger 2004: 33-35). 

 
157 Im Folgenden wird einfach als Fidesz erwähnt. Die seit Frühjahr 2010 als Ungarns allmächtige Regierungspartei 

bekannte, ideologisch markant rechtsgerichtete politische Kraft wurde Ende März 1988 auf Vorschlag eines 

polnischen Gastdozenten Wacław Felczak als die erste alternative Jugendbewegung Ungarns gegründet. Die 

Gründer waren mehrheitlich Jura-Studenten, die damals eine klare westliche liberale Ideologie vertraten. Das 

Kürzel „Fidesz“ konnte gleichzeitig als ungarische Abkürzung für „Bund Junger Demokraten“ (Fiatal Demokraták 

Szövetsége), aber auch als Verweis auf den lateinischen Begriff „fides“ (Glaube) verstanden werden. Zu Details 

der auch im internationalen Vergleich bemerkenswerten wechselvollen Aufstiegsgeschichte des Fidesz und seines 

unbestrittenen Parteiführers Viktor Orbán siehe Janke 2014 und Lendvai 2016. 
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 Die ungarische staatliche Unterstützung der Minderheitsungarn in den Nachbarländern 

führte auch in dieser insgesamt entspannteren Situation regelmäßig zu Konflikten, die die 

selbstbewusste zweite nationalkonservative Regierung in Budapest in der besseren 

wirtschaftlichen Lage und nach Ungarns im März 1999 erfolgten NATO-Integration bewusst 

in Kauf nahm. Der Fidesz strebte an, die Anhänger der nach 1994 zersplitterten kleinen rechten 

Parteien dauerhaft an sich zu binden und die einzige große Kraft auf der rechten Seite in Ungarn 

zu werden. Für diese, teilweise radikale Wählerschaft war die Lage der Auslandsungarn ein 

besonders wichtiges politisches Thema. Die großangelegten Feierlichkeiten im Jahre 2000 

anlässlich des Jubiläums des 1000-jährigen Bestehens des ungarischen Staates, des 

„ungarischen Millenniums“ dienten der Verstärkung des Nationalstolzes und unterstrichen auch 

die spirituelle Einheit der Ungarn im ganzen ehemaligen Königreich Ungarn (Győri Szabó 

2011: 376; Csepeli 2003: 149). In seiner Rede am 20. August 2000, am Gedenktag des 

Staatsgründers, König Stephans, des Heiligen, am Höhepunkt der ganzen Veranstaltungsreihe 

zum Millennium, verwies Ministerpräsident Viktor Orbán ganz betont auch auf die Ungarn in 

den Nachbarstaaten: „Die reiche und große ungarische Nation träumen wir gemeinsam mit 

ihnen. Im Traum von Heiligen Stephan sind sie auch einbegriffen. Denn den Träumen können 

keine Grenzen gesetzt werden“ (nach Orbán 2003: 69). 

 Schon im Februar 1999 wurden die politischen Vertreter der Auslandsungarn nach Juli 

1996 erneut zu einer gemeinsamen Konferenz mit den Vertretern der ungarischen Regierung 

und der ungarischen Parteien nach Budapest eingeladen. Es wurde vereinbart, die politischen 

Konsultationen in diesem Rahmen regelmäßig fortzusetzen. Somit wurde die MÁÉRT (Magyar 

Állandó Értekezlet – Ungarische Ständige Konferenz) als ungarisch-ungarisches politisches 

Diskussionsforum gegründet. Einig waren sich die Teilnehmer, die EU-Integration Ungarns 

dürfe nicht die Kontakte derjenigen Ungarn zum Mutterland erschweren, die in solchen 

Ländern leben, deren Aufnahme in die EU nicht in der absehbaren Zukunft erfolgen würde. Als 

Lösungsansatz wurde das sog. Statusgesetz ausgearbeitet und am 19. Juni 2001 im ungarischen 

Parlament mit überwiegender Mehrheit verabschiedet (Bárdi 2008: 369-371; Kántor 2014). 

 Das Gesetz sah die Einführung eines „Ungarnausweises“ vor, den die in den 

Nachbarländern (außer Österreich) lebenden Ungarn beantragen können. Mit dem für 5 Jahre 

gültigen Dokument wurde den Auslandsungarn ermöglicht, gewisse Dienstleistungen in 

Ungarn günstiger in Anspruch zu nehmen, und es wurde ihre Einreise sowie die legale 

Beschäftigung in Ungarn erleichtert. Außerdem konnten diejenigen Besitzer des Dokuments, 

deren Kinder in den Nachbarländern in ungarischsprachigen Schulen lernten, auch bescheidene 

materielle Unterstützung erhalten (Győri Szabó 2006: 393-394). Das Gesetz, das auch 
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deklariert ein gewisses Rechtsverhältnis zwischen dem ungarischen Staat und den Ungarn in 

den Nachbarländern gründen, und somit die „Vereinigung der Nation über die Grenzen hinweg“ 

als eine dauerhafte Überwindung des Traumas von Trianon verwirklichen sollte, stieß von 

Anfang an auf heftige Ablehnung in der Slowakei und Rumänien, die in die Vorbereitung des 

Gesetzes nicht involviert waren und worin sie einen Verstoß gegen die staatliche Souveränität 

sahen (Hamberger 2004: 37-40; Weiss 2013: 128-130). 

 Nach dem Regierungswechsel 2002 kehrte die neue sozialliberale Koalition, deren 

Außenminister nach 1994-1998 erneut László Kovács war, zur vorsichtigen, die 

Konfliktvermeidung und die Verstärkung der pragmatischen Zusammenarbeit anstrebenden 

Nachbarschaftspolitik der Horn-Regierung zurück. In seiner Antrittsrede vom 24. Mai 2002 

betonte der neue Ministerpräsident Péter Medgyessy, das wichtigste Ziel der Regierung sei, die 

Vollmitgliedschaft in der EU zu erreichen. Auch die Integration der Nachbarländer stehe im 

Ungarns Interesse, und mit ihnen „gutes Verhältnis, Dialog, Zusammenarbeit“ erstrebt werden 

sollen. Dies entspreche auch den Interessen der Auslandsungarn am besten (nach Medgyessy 

2006: 229-236). Diese Koalition war dann auch bereit, nach zähen Verhandlungen mit den 

Nachbarländern und gegen Protest aus der Opposition, die meist kritisierten Teile des 

Statusgesetzes im Juni 2003 zu novellieren sowie den symbolischen Inhalt des Gesetzes zu 

schwächen (Bárdi 2008: 371-372; Kántor 2014: 185-188).158 

 

 

 

 

  

 
158 Die ungarische außenpolitische Fachliteratur ist sich weitgehend einig, dass die 1990 bestimmte dreifache 

Zielsetzung (Westbindung, Gutnachbarschaft und regionale Zusammenarbeit, Interessenvertretung der 

ungarischen Minderheiten) gleichzeitig in Wirklichkeit nicht gleichermaßen erfolgreich zu vertreten war. Die jedes 

vierte Jahr erfolgten Regierungswechsel zogen immer auch markante außenpolitische Kurswechsel nach sich, die 

ihre nationalkonservativen bzw. sozialliberalen Vertreter als nötige Korrektur sahen (Kiss 2004; Kiss 2009: 287-

288; Győri Szabó 2011: 348-349).  
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5.2.2. Allgemeiner politischer Kontext und die grundlegenden Determinanten der 

Versöhnungspolitik (1998-2004) – die slowakische Seite 

 

Die international äußerst negativ beurteilte HZDS-ZRS-SNS-Koalition wurde als Ergebnis der 

Wahlen vom September 1998 durch eine besonders breite Koalition unter Mikuláš Dzurinda 

abgelöst. Die neue Regierung bildeten die SDK (Slovenská demokratická koalícia – 

Slowakische Demokratische Koalition), die selbst als eine breite Wahlkoalition aus fünf Mitte-

Rechts-Parteien zusammengesetzt geworden war, die postkommunistische linke SDĽ (Strana 

demokratickej ľavice – Partei der Demokratischen Linken), die SMK (Strana maďarskej 

koalície – Partei der Ungarischen Koalition, ung. MKP – Magyar Koalíció Pártja), die aus drei 

ehemals unabhängigen Parteien zusammengesetzte Sammelpartei der ungarischen Minderheit, 

sowie die kleinere Mitte-Links-Partei SOP (Strana občianskeho porozumenia – Partei der 

Bürgerverständigung). Nach den Wahlen vom September 2002 gelang es Mikuláš Dzurinda, 

der mittlerweile eine eigene Partei, die SDKÚ (Slovenská demokratická a kresťanská únia – 

Slowakische Demokratische und Christliche Union) gegründet hatte, erneut, eine 

mehrheitsfähige Koalition zu bilden, die dieses Mal aus der SDKÚ, der SMK, der christlich-

demokratischen KDH und der liberalen ANO (Aliancia nového občana – Allianz des Neuen 

Bürgers) bestand. Die zweite, ideologisch etwas homogenere Regierung von Mikuláš Dzurinda 

konnte dann bis Mitte 2006 im Amt bleiben (Vodička 2003; Sallai 2004; Rákóczi 2017). 

Die im Herbst 1998 gebildete äußerst heterogene Regierungskoalition vereinte das 

strategische Ziel, den bedeutenden Rückstand des Landes in Bezug auf die euroatlantische 

Integration aufzuholen und die Slowakei gleichzeitig mit den anderen Ländern der Region in 

die EU und NATO einzugliedern (Kollai 2005: 166; Vetter 2019: 140). 

Eine wesentliche Veränderung war die vorher politisch unvorstellbare ethnisch 

ungarische Beteiligung an der Regierungskoalition. Die Einladung der SMK in die Regierung, 

die für die einfache Mehrheit nicht unbedingt nötig war, erfolgte vor allem auf eindeutig 

signalisiertem westlichem Wunsch. Die Anwesenheit der Vertreter der ungarischen Minderheit 

in der slowakischen Regierung wurde im Westen als ein Symbol der neuen demokratischen, 

ethnisch nichtdiskriminierenden Offenheit begrüßt bzw. als eine gewisse praktische Garantie 

dafür betrachtet, dass die Slowakei nicht zu einem autoritären und nationalistischen Kurs 

zurückkehren würde (Hamberger 2004: 30-31).159 

 
159 Hierbei war die explizite Grenzbestätigung im sonst nicht besonders positiv zu beurteilenden 

Grundlagenvertrag von entscheidender Bedeutung. Ohne diese starke völkerrechtliche Garantie wäre auch für die 

gemäßigtsten slowakischen Parteien ein sofortiger innenpolitischer Selbstmord gewesen, „mit den Ungarn“ zu 
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Die auf ihre internationale Beurteilung besonders achtenden pragmatischen 

Regierungen ab 1998, an denen auch die Vertreter der ungarischen Minderheit beteiligt waren, 

strebten insgesamt eine auch im Westen sichtbare Annäherung an Ungarn an und versuchten, 

auch international wahrgenommene Konflikte möglichst zu vermeiden. Völlig konfliktfrei 

wurde das ungarisch-slowakische Verhältnis jedoch gar nicht. 

Selbst die Regierungsbeteiligung der SMK war regelmäßig eine Quelle von 

Spannungen. Um als Mitglied der Koalition akzeptiert zu werden, musste die Partei schon 

vorher auf die Vertretung mehrerer für die ungarische Minderheit wichtigen Forderungen wie 

der Frage der Autonomie oder der Verurteilung der Beneš-Dekrete in der Regierung verzichten. 

Sie musste dann auch mehrmals erfahren, dass mehrere Koalitionspartner bei den aus Sicht der 

ungarischen Minderheit besonders wichtigen Entscheidungen, wie über die Regelung des 

öffentlichen Gebrauchs der Minderheitensprachen oder über die Revision der administrativen 

Einteilung des Landes, gegen ihre Vorschläge stimmten. Als Rektion wurde mehrmals überlegt, 

aus der Regierung auszutreten, aber mit Rücksicht auf den nicht geringen gesellschaftlichen 

(„die Ungarn sollen die politische Stabilität und die erfolgreiche Integration der Slowakei nicht 

riskieren“) und internationalen Druck bzw. auf die Perspektive der eventuellen Rückkehr einer 

offen ungarnfeindlichen Regierung blieb die Partei ununterbrochen in der Koalition. In diesem 

Zusammenhang ist auch der starke innenpolitische Druck seitens der lauten oppositionellen 

Nationalisten in den HZDS und SNS, die die Regierung für alle „Zugeständnisse an die 

Ungarn“ vehement attackierten (Arday 2001b: 327-328; Hamberger 2004: 31-33). 

 

 

 

  

 
koalieren (Dunay 2004: 229-230). Die slowakischen Ängste vom ungarischen Separatismus wurden und werden 

auch aufgrund der kontinuierlich sinkenden Zahl und Anteil der Ungarn in der Slowakei geschwächt. Nach der 

Volkszählung von 2001 lebten etwa um 58.000 Personen weniger Ungarn in der Slowakei als im Jahre 1991, und 

machten 2001 nun etwa 9,7% der Gesamtbevölkerung aus. Das Schrumpfen der Minderheit ist Experten zufolge 

gleichzeitig auf den allgemeinen demografischen Rückgang, die Auswanderung und die Assimilation 

zurückzuführen (Hamberger 2012b: 73) 
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5.2.3. Die bedeutendsten versöhnungspolitischen Entwicklungen (1998-2004) 

 

Am Budapester Treffen der Ministerpräsidenten von Polen, Tschechien und Ungarn am 21. 

Oktober 1998 wurde die neue slowakische Regierung eingeladen, erneut aktiv an der 

Zusammenarbeit der Visegrád-Gruppe teilzunehmen und Gastgeber des nächsten Gipfels der 

Gruppe im Frühjahr 1999 zu werden (Boros 2003: 80). 

 Auf Einladung von Ministerpräsident Mikuláš Dzurinda erfolgte am 12. Februar 1999 

ein offizieller Besuch von Amtskollege Viktor Orbán in Bratislava. Die beiden Regierungschefs 

waren sich einig, dass die bilaterale Zusammenarbeit bedeutend verstärkt werden solle. Es 

wurde vereinbart, Generalkonsulate im jeweils anderen Land zu eröffnen und die im Dezember 

1944 beim Rückzug der deutschen Truppen gesprengte Donau-Brücke zwischen Esztergom 

und Štúrovo, über deren von ungarischer Seite erwünschten Wiederaufbau seit langem 

Verhandlungen geführt worden waren, in den folgenden Jahren mit der finanziellen 

Unterstützung der EU endlich wirklich wiederaufzubauen. Der ungarische Ministerpräsident 

versicherte dem Gastgeber Ungarns vollständige Unterstützung für die euroatlantische 

Integration der Slowakei (Tóth-Szenesi 2011). 

 Am 23. März 1999 reisten Ministerpräsident Dzurinda und seine Frau auf Einladung 

von Amtskollege Orbán zu einem Privatbesuch nach Ungarn. Zuerst besuchten sie das 

großenteils von Slowaken bewohnte Dorf Pilisszentkereszt (slow. Mlynky) bei Budapest, wo 

sie mit einem slowakischen kulturellen Programm begrüßt wurden. Hier meinte Dzurinda, die 

Verbesserung der ungarisch-slowakischen Beziehungen könne zu einem guten bilateralen 

Verhältnis nach europäischen Normen führen. In Budapest besuchten die zwei 

Ministerpräsidenten und ihre Frauen ein Konzert eines bekannten slowakischen Orchesters und 

hatten ein gemeinsames privates Abendessen (MTI.hu 1999a; MTI.hu 1999b). 

 Der vorgesehene Visegrád-4-Gipfel fand am 14. Mai 1999 in Bratislava statt. Es wurde 

vereinbart, die Zusammenarbeit der vier Länder in einer neuen Struktur zu intensivieren. Die 

europäische Integration sei ein gemeinsames strategisches Zeil. Auf ungarischer Initiative 

wurde auch festgestellt, einen gemeinsamen Fonds zu etablieren, die verschiedene 

gesellschaftlichen Projekte mit Teilnehmern aus den Visegrád-Ländern finanzieren würde 

(Boros 2003: 80-81; Visegradgroup.eu 2000). 

 Die beiden Regierungschefs Orbán und Dzurinda trafen sich am 27. August 1999 als 

wichtigste Gastredner der Sommerschule „Gemeinsam nach Europa“ in Madarás (ung. 

Madarász) bei Bratislava. Hauptthema ihres öffentlichen Gesprächs war die gemeinsame 

europäische Integration. Diesbezüglich sollen gemeinsame Erfolge angestrebt werden. Der 
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ungarische Ministerpräsident unterstrich, die Qualität der bilateralen Beziehungen sei weiterhin 

von der Lage der ungarischen Minderheit abhängig. Wenn die Angehörigen dieser Minderheit 

Probleme haben, sich als Ungarn in der Slowakei benachteiligt fühlen, werde auch das 

zwischenstaatliche Verhältnis immer belastet. Die Beteiligung der SMK an der slowakischen 

Regierungskoalition sei definitiv positiv und gebe Anlass für Optimismus (Új Szó 1999: 1; 

Hamberger 2004: 28-29). 

 Am 6.-7. September 1999 fand der erste offizielle Besuch von Präsident Árpád Göncz 

in der Slowakei statt. In Bratislava betonte er gemeinsam mit Gastgeber Präsident Rudolf 

Schuster, dass sich die ungarisch-slowakischen Beziehungen gerade vielversprechend 

entwickeln. Es sei jedoch Naivität, daran zu glauben, dass die Schatten aus der Vergangenheit 

von einem Tag auf den anderen verschwinden würden, unterstrich Göncz. Als Teil des 

Programms führte das ungarische Staatsoberhaupt Gespräche auch mit Ministerpräsident 

Dzurinda, den Vertretern der SMK, dem Oberbürgermeister von Bratislava sowie mit 

Altpräsident Michal Kováč. Er besuchte auch ein ungarisch-slowakisches Wirtschaftsforum 

und die Präsentation der slowakischen Ausgabe eines Sammelbandes aus seinen literarischen 

Werken. Der Bitte des Gastgebers nachkommend pflanzte er auch einen Baum im Garten des 

Präsidentenpalais. Am zweiten Tag des Besuchs reiste Präsident Göncz nach Dunajská Streda 

(ung. Dunaszerdahely) und Komárno (ung. Komárom), zwei mehrheitlich von Ungarn 

bewohnten Kleinstädte, wo er Besuche bei den Stadtverwaltungen, in kulturellen Einrichtungen 

sowie bei historischen Denkmälern stattete und den dortigen Bürgern begegnete (Tolnai 

Népújság 1999a: 2; Tolnai Népújság 1999b: 2). 

 Die beiden Regierungschefs Orbán und Dzurinda trafen sich am 16. September 1999 in 

Esztergom und Štúrovo (ung. Párkány). Nach einem Gespräch im Rathaus von Esztergom 

unterzeichneten sie das offizielle Abkommen über den Wiederaufbau der 1944 gesprengten, 

nach der habsburgischen Prinzessin, der Tochter von Kaiser Franz Joseph genannten Mária-

Valéria-Brücke auf dem Donau-Schiff „Rákóczi“ gerade zwischen den Ruinen der alten Brücke 

auf beiden Seiten der Donau. Auf dem Hauptplatz von Štúrovo erfolgte dann ein Bürgerforum. 

Hier betonte der slowakische Ministerpräsident, dass der heutige ein historischer Tag sei, und 

es komme auch in Mitteleuropa eine Ära des gegenseitigen Verständnisses und des friedlichen 

Zusammenlebens. Es waren nicht die Völker, sondern gewisse politische Kräfte, die den 

Wiederaufbau dieser Brücke nicht wollten, unterstrich Dzurinda.160 Viktor Orbán würdigte, 

 
160 Es wurde einmal schon im September 1995 das prinzipielle Einverständnis erklärt, die Brücke mit Hilfe der EU 

gemeinsam wiederaufzubauen. Die slowakische Seite unter der Mečiar-Regierung machte aber danach keine 

Schritte, das Projekt konkret vorzubereiten (Boros 2000: 216). Das Problem der Nationalisten in der damaligen 
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dass die Regierung von Mikuláš Dzurinda den Wiederaufbau der Brücke, der für beide Länder 

eindeutig vorteilhaft sei, ermöglicht habe (MTI.hu 1999c). 

 Am 3. Dezember 1999 nahm Präsident Göncz am Treffen der Präsidenten der Visegrád-

Länder in Gerlachov in der Tatra teil. Sie gaben eine gemeinsame Erklärung aus, in der ihre 

gegenseitige Unterstützung für die EU-Integration und die Absicht, in wahrer Freundschaft 

zusammenzuarbeiten, hervorgehoben wurden. Sie brachten auch die Hoffnung zum Ausdruck, 

dass die EU am nächsten Gipfel in Helsinki auch die Slowakei zur Eröffnung der 

Beitrittsverhandlungen einladen würde. Am nächsten Tag reiste Präsident Göncz auf Einladung 

von Präsident Schuster nach Košice. Der auch der ungarischen Sprache mächtige slowakische 

Präsident, der vorher auch Oberbürgermeister von dieser Stadt war, und in dieser Funktion eine 

aktive Kooperation mit dem nahe liegenden ungarischen Miskolc etabliert hatte, organisierte 

einen Stadtrundgang, in dessen Rahmen auch ungarische historische Denkmäler der Stadt 

gemeinsam besichtigt wurden. Als Teil des Programms erfolgte auch ein Besuch bei der 

Stadtverwaltung, ein Treffen mit dortigen Ungarn, die Präsentation eines zweisprachigen 

Albums über Košice und Miskolc sowie die Teilnahme an einer Abendvorstellung im 

ungarischsprachigen Theater von Košice (MTI.hu 1999d). 

 Der EU-Gipfel von Helsinki am 10.-11. Dezember 1999 eröffnete auch für die Slowakei 

die unmittelbare Beitrittsperspektive. Das Land wurde, gemeinsam mit Bulgarien, Lettland, 

Litauen, Malta und Rumänien eingeladen, die Beitrittsverhandlungen ab 15. Februar 2000 

aufzunehmen (Horváth 2007: 96-97; Vetter 2019: 140). 

 Am 11. März 2000 trafen sich die beiden Regierungschefs Orbán und Dzurinda im 

südostungarischen Békéscsaba (slow. Békešská Čaba), dem bedeutendsten Zentrum der 

Slowaken in Ungarn und ausgewählten Standort des zukünftigen slowakischen 

Generalkonsulates. Begrüßt wurden die Gäste durch den lokalen slowakischen Chor. Nach 

einem nicht öffentlichen Gespräch erfolgte auch ein gemeinsamer Spaziergang in der Stadt 

(MTI.hu 2000a) 

 Zwischen 21. und 23. März 2000 erwiderte Präsident Schuster den offiziellen Besuch 

von Amtskollege Göncz. Am ersten Tag des Besuchs führte er Gespräche mit Präsident Árpád 

Göncz, Ministerpräsident Viktor Orbán, Parlamentspräsident János Áder, Außenminister János 

Martonyi sowie den Vertretern der Oppositionsparteien und dem Oberbürgermeister von 

 
Koalition war höchstwahrscheinlich die Tatsache, dass die Bevölkerung von Štúrovo mehrheitlich aus Ungarn 

bestand, und die wiederaufgebaute Brücke ihre Kontakte zu Ungarn wesentlich erleichtern und somit verstärken 

würde, was aus ihrer Sicht gar nicht wünschenswert war. 
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Budapest und hielt eine Rede an der Plenarsitzung des Parlaments im Beisein von Präsident 

Göncz und Parlamentspräsident Áder (MTI.hu 2000b). 

 In der Rede vor seinen „lieben ungarischen Freunden“ bedankte sich Präsident Schuster 

für die Ehre, vor dem ungarischen Parlament sprechen zu dürfen und betonte die Dankbarkeit 

der Slowakei für Ungarns Unterstützung in Bezug auf die europäische Integration. Nach 1998 

sei das gegenseitige Vertrauen verstärkt und mehrere gemeinsame Projekte vorangebracht. Der 

Wiederaufbau der Mária-Valéria-Brücke gelte als Symbol der Zusammenarbeit im vereinten 

Europa. Auch die langjährige Kooperation zwischen Miskolc und Košice sei vorbildhaft. Die 

Versöhnung der Slowaken und Ungarn sei gar nicht hoffnungslos. Sinnvoller Dialog und der 

Abbau der Vorurteile müssen angestrebt werden. Er sei überzeugt, die bilaterale 

Zusammenarbeit werde sich in Zukunft noch intensiver entwickeln, als beide Länder Mitglieder 

der EU und der NATO werden. Die slowakische Rede, in der er auch zwei bekannten 

ungarischen Schriftsteller und einen politischen Denker zitierte, endete Präsident Schuster auf 

Ungarisch. Er bedankte sich erneut für die Möglichkeit, hier sprechen zu dürfen, wünschte den 

Abgeordneten eine erfolgreiche Arbeit und drückte den Wunsch aus, dass das kommende 

Jahrtausend zu einem Jahrtausend des Friedens, der Freundschaft, des gutnachbarschaftlichen 

Verhältnisses sowie des gegenseitigen Respekts für beide Völker werde (Schuster 2000). 

 Als Teil des weiteren Programms nahm die Delegation von Präsident Schuster an einem 

ungarisch-slowakischen Wirtschaftsforum in Budapest teil, besuchte Békéscsaba sowie 

Miskolc, die traditionelle Partnerstadt von Košice (MTI.hu 2000b). 

 Am 9. Juni 2000 unterzeichneten die Ministerpräsidenten der Visegrád-Länder im 

Schloss Štiřín bei Prag das Abkommen über die Gründung des „International Visegrád Fund“ 

mit Sitz in Bratislava, der die Finanzierung ihrer gemeinsamen grenzüberschreitenden 

kulturellen, wissenschaftlichen, touristischen und Bildungs- Jugendprojekte sichern sollte. Mit 

der Gründung des IVF wurde angestrebt, die lockere regionale politische Kooperation mit einer 

intensiven gesellschaftlichen Zusammenarbeit und Annäherung zu ergänzen bzw. vertiefen 

(Visegrad Group 2021; Győri Szabó 2011: 377). 

 Sowie am 9. Juni 2000 fand die Eröffnungsfeier der traditionellen regionalen 

landwirtschaftlichen Ausstellung im nordostungarischen Szerencs in Anwesenheit von 

Präsident Göncz und Präsident Schuster statt. Beide Gäste würdigten die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit in dieser Region und unterstrichen die historische Bedeutung der 

europäischen Integration. Präsident Schuster überreichte dem im August 2000 scheidenden 

Amtskollegen Göncz die höchste slowakische Auszeichnung für seine Verdienste um die 

Entwicklung der bilateralen Beziehungen (MTI.hu 2000c). 
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 Am 18. August 2000 erfolgte die feierliche Eröffnung des ungarischen 

Generalkonsulates im Beisein von beiden Ministerpräsidenten Orbán und Dzurinda in der 

Hauptstraße von Košice. Beide würdigten die Entwicklung der bilateralen Beziehungen und die 

Ergebnisse der Zusammenarbeit. Dzurinda betonte, die weitere Entwicklung der Beziehungen 

sei für beide Seiten vorteilhaft. Die beiden Nationen verbinde nicht nur die gemeinsame 

Geschichte und die gemischten Ehen, sondern vor allem die gemeinsame Zukunft (MTI.hu 

2000d). 

 Ministerpräsident Dzurinda besuchte am 3. Februar 2001 den Kongress der SMK, der 

in der Regierungskoalition verbündeten Partei der ungarischen Minderheit in Dunajská Streda. 

In seiner kurzen Ansprache betonte, er sei zufrieden, dass die ungarisch-slowakischen 

Beziehungen seit 1998 bedeutend verbessert wurden. Der Wiederaufbau der Brücke zwischen 

Esztergom und Štúrovo sei nicht nur als infrastrukturelles Projekt wichtig, sondern auch als 

Symbol der Annäherung der Slowaken und der Ungarn (MTI.hu 2001a). 

 Am 15. Februar 2001 besuchte der ungarische Außenminister János Martonyi 

Amtskollege Eduard Kukan in Bratislava. Beide Minister zeigten sich zufrieden, dass die 

Beziehungen sich ab Herbst 1998 ununterbrochen entwickeln. Die intensive praktische 

Zusammenarbeit sei gegenseitig vorteilhaft und solle weiter vertieft werden (MTI.hu 2001b). 

 Ministerpräsident Dzurinda reiste am 23. April 2001 zu Amtskollege Orbán nach 

Budapest. Sie sprachen zahlreiche aktuelle Themen an und unterzeichneten Abkommen, die die 

grenznahe Zusammenarbeit erleichtern sollten. Bezüglich der ungarischen Gesetzesvorlage zur 

Unterstützung der Ungarn in den Nachbarländern, das erst im Juni 2001 im ungarischen 

Parlament angenommen wurde, betonte Dzurinda schon zu diesem Zeitpunkt, dass gewisse 

Teile dieses Gesetzes die Beziehungen potenziell belasten können und verwies auf die 

slowakische Empfindlichkeit gegen jedwede Verletzung der Souveränität. Der ungarische 

Ministerpräsident war dagegen der Meinung, das neue Gesetz würde zur Stabilität in der Region 

beitragen (MTI.hu 2001c; Hamberger 2004: 39). 

 Am 1. September 2001 reisten die beiden Ministerpräsidenten Orbán und Dzurinda nach 

Békéscsaba, um das neue slowakische Generalkonsulat feierlich zu eröffnen. Beide würdigten 

die Leistungen der seit dem 18. Jahrhundert hier lebenden Slowaken sowie die Vertiefung der 

ungarisch-slowakischen Zusammenarbeit in den letzten Jahren (MTI.hu 2001d). 

 Anlässlich der feierlichen Übergabe der wiederaufgebauten Mária-Valéria-Brücke am 

11. Oktober 2001 reisten die beiden Regierungschefs sowie der EU-Kommissar für 

Erweiterung Günter Verheugen nach Štúrovo. Nach einem Gespräch im Rathaus gingen sie 

zum Brückenkopf und hielten Reden vor den versammelten mehreren Tausenden Menschen 
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aus der ganzen Gegend. Ministerpräsident Dzurinda bezeichnete die Brücke als Symbol der 

neuen Verbindung zwischen den beiden Staaten und ihren Bürgern, die sie in den kommenden 

Jahren sowohl praktisch als auch symbolisch verbinden werde. Die Botschaft dieser Feier sei 

klar: als die gemeinsame EU-Integration vorangeht, solle auch die Annäherung fortgesetzt 

werden und man müsse offener werden. Ministerpräsident Orbán nannte den Wiederaufbau der 

Brücke einen gemeinsamen ungarisch-slowakischen Erfolg. Als die letzte kriegszerstörte 

Donaubrücke endlich wiederaufgebaut wurde, wurden die Slowaken und Ungarn zur EU-

Mitgliedschaft auch im Geiste bereit. Dieses Projekt sei auch eine europäische Angelegenheit. 

Denn wieso wollte man Europa vereinigen, wenn wir die beiden Seiten eines Flusses nicht 

verbinden können? Beide Ministerpräsidenten bedankten sich ausdrücklich beim jeweiligen 

Amtskollegen und der EU für die unabdingbare Unterstützung. Erweiterungskommissar 

Verheugen gratulierte zum erfolgreichen Projekt seitens der EU und meinte, Ungarn und die 

Slowakei verwirklichen eine vorbildhafte Zusammenarbeit und können bis 2004 sicherlich EU-

Mitglieder werden. Dieser Tag sei für ganz Europa ein Feiertag und es dürfe nie wieder zu 

Kriege und Zerstörung von Brücken kommen. Bei der Mitte der Brücke wurden Bänder in 

ungarischen und slowakischen Nationalfarben durchschnitten, dann gingen die Teilnehmer der 

Feier zu Fuß nach Esztergom. Nach der Übergabe der Brücke erfolgte ein dreitägiges Volksfest 

in beiden Städten (MTI.hu 2001e; Orbán 2003: 38-43). 

 Am 18. Oktober 2001 reiste Ungarns Präsident Ferenc Mádl zu einem dreitägigen 

offiziellen Besuch in die Slowakei. In Bratislava empfingen ihn Amtskollege Rudolf Schuster, 

Ministerpräsident Dzurinda sowie Parlamentspräsident Jozef Migaš und der Oberbürgermeister 

von Bratislava. Sowohl während ihrer Pressekonferenz als auch des Banketts in der Burg von 

Bratislava würdigten die beiden Präsidenten die Entwicklung der Beziehungen und die 

wesentliche Klimaverbesserung in den letzten Jahren. Hervorgehoben wurde, dass die 

grundlegenden Interessen der beiden Länder praktisch identisch seien. Der Gastgeber 

bezeichnete das ungarische „Statusgesetz“ als problematisch und bat Amtskollege Mádl darum, 

es mit den slowakischen Gesetzen in Einklang zu bringen. Am zweiten Tag des Besuchs reisten 

Schuster und Mádl nach Rimavská Sobota (ung. Rimaszombat), wo sie sich in der Residenz 

des Bischofs der evangelisch-reformierten Kirche der Slowakei über die Lage dieser Kirche, 

deren Gläubigen mehrheitlich Ungarn sind, informierten und dortigen Bürgern begegneten. 

Den Abend und den dritten Tag des Besuchs verbrachten sie in Košice, wo gerade eine 

kulturelle Veranstaltungsreiche in ungarisch-slowakischer Kooperation durchgeführt wurde 

(MTI.hu 2001f; MTI.hu 2001g; MTI.hu 2001h). 

10.15772/ANDRASSY.2024.001



263 
 

 Am 20. Februar 2002 wurde Ministerpräsident Viktor Orbán als Teil einer Anhörung 

zum Ungarns Integrationsprozess im Brüsseler Europäischen Parlament auch über das Thema 

der Beneš-Dekrete gefragt. Seine Meinung, dass sie definitiv im Gegensatz zu den Prinzipien 

des EU-Rechts stünden und anlässlich des EU-Beitritts sowohl in der Slowakei als auch 

Tschechien aus der Rechtsordnung automatisch gestrichen werden sollten, löste unerwartet 

heftige Reaktionen in den genannten Ländern aus. Sogar hochrangige Besuche im Rahmen der 

Visegrád-Kooperation wurden daraufhin abgesagt. Ministerpräsident Dzurinda meinte in einem 

Interview vom März 2002, dass die Eröffnung der Frage der Beneš-Dekrete auch die 

Entscheidungen der Potsdamer Konferenz und die gesamte Nachkriegsordnung betreffen 

würde. In der tschechischen und slowakischen Presse wurde die Aussage des ungarischen 

Ministerpräsidenten als eine bewusste Geste an seinen politischen Verbündeten Edmund 

Stoiber bzw. ein deutsch-ungarischer gemeinsamer Versuch, die Integration dieser Länder zu 

hindern, scharf verurteilt (MTI.hu 2002a; Boros 2003: 88-89; Kollai 2008f: 184-194). 

 Um die Visegrád-Kooperation nach den erheblichen Spannungen im Frühjahr 2002 

wieder zu verstärken, lud der neue ungarische Ministerpräsident Péter Medgyessy ihre drei 

Amtskollegen zum 29. Juni 2002 nach Esztergom ein, wo über eine bedeutende Erweiterung 

der Aktivitäten des Internationalen Visegrád Funds und über intensive Konsultationen auf 

höchster Ebene vor dem Abschluss der EU-Beitrittsverhandlungen entschieden wurde. Vor der 

Presse meinte Medgyessy, dass man sich nicht mehr mit den Konflikten aus der Vergangenheit, 

sondern mit der Zusammenarbeit in der Zukunft beschäftigen solle.  Am Ende des Programms 

gingen die vier Ministerpräsidenten über die Mária-Valéria-Brücke zu Fuß nach Štúrovo, wo 

Ministerpräsident Dzurinda als Vertreter der kommenden slowakischen Präsidentschaft der 

Visegrád-Gruppe ab 1. Juli 2002 die Präsidentschaft von Amtskollege Medgyessy symbolisch 

übernahm (MTI.hu 2002b; Boros 2003: 90). Am 26. November 2002 besuchte 

Ministerpräsident Dzurinda Amtskollege Medgyessy in Budapest. Das Hauptthema war das 

ungarische „Statusgesetz“, dessen Anwendung in der Slowakei die slowakische Seite weiterhin 

klar ablehnte. Es wurde aber beiderseits betont, die Entwicklung der gutnachbarlichen 

Beziehungen sei weiterhin angestrebt (MTI.hu 2002c). 

 Am 12. und 13. Dezember 2002 erfolgte der Kopenhagener EU-Gipfel, auf dem die 

Beitrittsverhandlungen mit zehn Ländern zu schließen waren. Um bessere Bedingungen zu 

erreichen, war vor dem Gipfel ein gemeinsames Auftreten der vier Visegrád-Staaten geplant. 

Als aber die letzten Verhandlungen mit den nationalen Delegationen separat und nacheinander 

geführt wurden, und Polen als größtes Beitrittskandidat seitens der alten Mitglieder bevorzugt 
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behandelt wurde, scheiterte die vorgesehene „Visegrád-Solidarität“ ganz deutlich (Horváth 

2007: 101-102; Medgyessy 2006: 173-175).161 

 Anlässlich des 10-jährigen Jubiläums des Bestehens der unabhängigen Slowakischen 

Republik fand am 1. Januar 2003 eine feierliche Sondersitzung des slowakischen Parlaments 

statt. Hier hielt der christdemokratische (KDH) Parlamentspräsident Pavol Hrušovský eine 

seitdem viel zitierte Festrede, die er mit mehreren führenden Intellektuellen und ehemaligen 

KDH-Politikern wie Ján Čarnogurský und František Mikloško gemeinsam vorbereitet hatte 

(Kollai 2005: 169; Kollai 2021: 9-10). 

 In dieser Rede versuchte er einen Überblick über die slowakische Geschichte zu geben, 

mit dem er betont eine Diskussion über das Geschichtsbild der Slowaken eröffnen wollte. 

Bezüglich der etwa 900-jahren langen Geschichte des alten Königreichs Ungarn betonte er, 

dass die Slowaken vor der forcierten Magyarisierung im 19. Jahrhundert durch 800 Jahre 

gleichberechtigte Teilnehmer der Geschichte dieses bedeutenden multiethnischen Staates 

gewesen seien. Das heutige Bratislava sei etwa 140 Jahre lang, also etwa zweimal länger das 

politische Zentrum dieses Staates gewesen als Budapest vor dem Ersten Weltkrieg und hier 

wurden zahlreiche Könige gekrönt. Die Slowaken sollen auf diese Vergangenheit als einen Teil 

ihrer eigenen Geschichte stolz sein. „Wir bildeten Teil eines Reiches, die so bedeutende 

Herrscher hatte wie König Stephan, den Heiligen, Karl aus dem Haus Anjou, Matthias 

Corvinus oder Maria Theresia. Sie waren auch unsere Könige und unter ihrer Herrschaft ging 

es auch der Slowakei gut.“ Die ethnisch ungarische Elite des alten Staates sei dem toleranten 

Vermächtnis des Staatsgründers untreu geworden und habe versucht, vor allem in der zweiten 

Hälfte des 19. Jahrhunderts, die Slowaken zu magyarisieren. Dieser Druck sei aber erfolglos 

gewesen. Die Gründung der Tschechoslowakei nach dem Ersten Weltkrieg sei ein wichtiger 

positiver Wendepunkt für die Slowakei gewesen, das 20. Jahrhundert sei aber durch zahlreiche 

Traumata geprägt gewesen. Nachdem das slowakische Parlament nach der Wende bereit 

gewesen war, die Juden und die Karpatendeutschen für das verursachte Unrecht um Verzeihung 

zu bitten, sei es nun erwünscht, die offenen Fragen der gemeinsamen Geschichte auch mit den 

Ungarn zu klären. Auf der slowakischen Seite sei diesbezüglich nötig, sich der Vergeltung und 

der Diskriminierung, die die ungarische Minderheit am Ende des Zweiten Weltkrieges erlitt, zu 

konfrontieren. Dem in der Vergangenheit den Slowaken zugefügten Unrecht gegenüberzutreten 

sei eine Angelegenheit der ungarischen Partner, abhängig nur von der eigenen Entscheidung. 

Die gemeinsame Klärung der Vergangenheitsfragen könnte die Wiederbelebung der alten 

 
161 Die Kopenhagener Verhandlungen fand der damalige ungarische Ministerpräsident Péter Medgyessy auch 

Jahre später besonders enttäuschend (Medgyessy 2006: 173-175). 
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Traumata verhindern und der entlasteten Zusammenarbeit den Weg ebnen (Hrušovský [2003] 

2016). 

 Am 13. Januar 2003 fand ein Treffen der Parlamentspräsidenten der Visegrád-Staaten 

in Budapest statt. Aus diesem Anlass führten Pavol Hrušovský und die ungarische 

Parlamentspräsidentin Katalin Szili auch ein bilaterales Gespräch. Sie waren sich einig, dass 

die beiden Parlamente eine größere Rolle bei der Lösung der alten Streitfragen haben sollten 

(MTI.hu 2003a).162 

 Am 15. März 2003, am ungarischen Gedenktag der Revolution von 1848 wurde das 

renovierte Denkmal des ungarischen Nationaldichters Sándor Petőfi in Bratislava in 

Anwesenheit von Péter Kiss, dem ungarischen Chef des Amtes des Ministerpräsidenten, Pál 

Csáky, der SMK gehörenden Vizeministerpräsidenten der Slowakei, Rudolf Chmel, dem 

slowakischen Kultusminister sowie Peter Čiernik, dem Bürgermeister von Bratislava-Altstadt. 

Das ursprünglich 1911 im Zentrum der Stadt aufgestellten Denkmal wurde nach der Gründung 

der Tschechoslowakei entfernt und erst 1951 in einem äußeren Bezirk wieder aufgestellt. Nach 

der von beiden Staaten unterstützten Renovierung wurde ihm ein neuer Platz im beliebten 

Stadtpark der Innenstadt namens „Medická záhrada“ (Medizinergarten) gefunden. Die Redner 

würdigten die Übergabe des Denkmals als Zeichen der gutnachbarlichen Zusammenarbeit, der 

Schätzung des multikulturellen Erbes der Stadt Bratislava und der gemeinsamen Zukunft in 

dem sich vereinigenden Europa (MTI.hu 2003b). 

 Vizeministerpräsident Pál Csáky reiste am 3. April 2003 nach Budapest. Das zentrale 

Thema mit den Gastgebern Péter Medgyessy und Péter Kiss war die Entwicklung der 

bilateralen Beziehungen im Rahmen der europäischen Integration. Bezüglich der kommenden 

Volksabstimmungen über die EU-Mitgliedschaft wurde beiderseits betont, sie seien für ein 

klares „Ja“ und hoffen auf eine aktive Teilnahme auch seitens der Ungarn in der Slowakei, 

deren 90% die Integration nach Csáky eindeutig unterstützen (MTI.hu 2003c). Die ungarische 

Volksabstimmung fand am 12. April 2003 (83,8% Ja), die slowakische am 16.-17. Mai 2003 

(92,5% Ja) statt. Die EU-Beitrittsverträge mit den zehn neuen Mitgliedstaaten wurden am 16. 

April 2003 in Athen feierlich unterzeichnet. (Horváth 2007: 107-108). 

 
162 Auf Einladung von Pavol Hrušovský nahm Katalin Szili am 13. September 2003 an der in teilweise von Ungarn 

bewohnten Rožňava (ung. Rozsnyó) zelebrierten Messe des Papstes Johannes Paulus II teil. Die beiden 

katholischen Politiker gingen gemeinsam zur Kommunion und äußerten sich positiv über ihr eigenes Verhältnis 

sowie über die Entwicklung der ungarisch-slowakischen Beziehungen (MTI.hu 2003e). Aufgrund der Initiative 

von Hrušovský erfolgten am Ende aber keine konkreten politischen Schritte bezüglich der endgültigen Klärung 

der ungarisch-slowakischen historischen Streitfragen (Chmel 2014: 62-63). 
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 Am 19. Juli 2003 vereinbarten die beiden Außenminister László Kovács und Eduard 

Kukan in Bratislava, dass die ungarische Seite die im ungarischen „Statusgesetz“ vorgesehenen 

materiellen Unterstützungen für die ungarische Minderheit in der Slowakei nur im strikt 

bilateralen Rahmen des Grundlagenvertrags sichern würde. Damit wurde die geplante 

Unterstützung praktisch ermöglicht, aber auch die slowakische Sensibilität bezüglich der 

Souveränität sichtbar akzeptiert. Das detaillierte Abkommen wurde dann bis Dezember 2003 

angefertigt (MTI.hu 2003d; Bárdi 2008: 372). 

 Auf Einladung von Amtskollege Ferenc Mádl reiste Präsident Rudolf Schuster am 20. 

Oktober 2003 zu einem zweitägigen Besuch nach Ungarn. In Budapest empfing ihn Präsident 

Mádl, Ministerpräsident Medgyessy und er führte ein Gespräch auch mit dem damaligen 

Oppositionsführer Viktor Orbán. Einig waren sich die Parteien, dass die bilateralen 

Beziehungen sich in der EU noch intensiver entwickeln können. Die verstärkte 

Zusammenarbeit solle in mehreren Bereichen angestrebt. Präsident Schuster, der die Fragen der 

Journalisten auf Ungarisch beantwortete, drückte seine Hoffnung aus, Ungarn und die Slowakei 

würden bald so enge Kontakte pflegen wie die Slowakei und Tschechien. Die beiden 

Präsidenten, die einander anlässlich des Besuchs hohe Auszeichnungen gaben, reisten am 

folgenden Tag gemeinsam nach Szarvas (slow. Sarvaš) in Südostungarn, um die dortige 

renovierte slowakische Schule zu besuchen und den Bürgern dieser Stadt mit bedeutenden 

slowakischen Traditionen zu begegnen. Als letzter Programmpunkt des Besuchs erfolgte die 

Präsentation der ungarischen Ausgabe des biografischen Buches von Präsident Schuster in 

Miskolc. Aus diesem Anlass unterstrich der Autor seine langjährigen Kontakte, auch als 

Ehrenbürger zur Stadt Miskolc (MTI.hu 2003f). 

 Am 17. Januar 2004 wurde die erste ungarischsprachige Universität der Slowakei in 

Anwesenheit der beiden Bildungsminister Bálint Magyar und Martin Fronc in Komárno 

feierlich gegründet. Die Gründung der nach dem bekannten Wissenschaftler János Selye 

genannten staatlichen Hochschule war eine Bedingung der Teilnahme der SMK an der neuen 

Koalition von Dzurinda ab Herbst 2002. Das diesbezügliche Gesetz wurde im slowakischen 

Parlament am 23. Oktober 2003 unter lautem Protest der nationalistischen Oppositionsparteien 

verabschiedet. Die Teilnehmer der Gründungsfeier unterstrichen die historische Bedeutung der 

neuen Hochschule, an der die Angehörigen der großen ungarischen Minderheit der Slowakei 

zum ersten Mal die Möglichkeit haben, in ihrer Muttersprache zu studieren. Die Gründung sei 

auch ein Zeichen des Vertrauens und der Kooperation zwischen den beiden zukünftigen EU-

Staaten (MTI.hu 2004; Hamberger 2008a: 345). 
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 Die seit langen Jahren ersehnte Vollmitgliedschaft der beiden Länder in der 

Europäischen Union ist am 1. Mai 2004 Wirklichkeit geworden. Damit fing eine neue Ära auch 

im ungarisch-slowakischen bilateralen Verhältnis an. Die Zeit der von außen motivierten 

Selbstbeschränkung war endgültig vorbei.163 

 

 

 

  

 
163 Nachträglich ist auffallend, dass anlässlich des gemeinsamen EU-Beitritts, im Gegensatz zum deutsch-

polnischen Fall, gar keine gemeinsamen ungarisch-slowakischen Veranstaltungen mit hochrangigen Politikern 

durchgeführt wurden. Die beiden Ministerpräsidenten trafen sich nur an der Dubliner gemeinsamen Feier der EU-

25 am Abend des 1. Mai 2004. Vorher hatten sie beide jedoch eine separate Begegnung mit dem österreichischen 

Bundeskanzler Wolfgang Schüssel gehabt, der am 30. April 2004 nach Bratislava und am 1. Mai 2004 nach Sopron 

gereist war (OTS.at 2004). Diese kleine symbolische Einzelheit zeigt deutlich, dass der EU-Beitritt in beiden 

Ländern vor allem als der Erfolg der Westbindung des eigenen Landes und nicht als eine neue Stufe der 

Kooperation der Nachbarländer gesehen bzw. gefeiert wurde. 
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5.2.4. Ergebnisse der Meinungsumfragen zum Nachbarland (1998-2004) 

 

Auch aus diesem Zeitraum sind leider nur sporadische und kaum vergleichbare Daten bekannt, 

sie sind aber definitiv bemerkenswert. 

 Nach einer landesweiten Umfrage in der Slowakei vom Spätherbst 1998 meinten 65% 

der Slowaken und 68% der ethnischen Ungarn in der Slowakei, dass es einen Konflikt zwischen 

den beiden Gruppen gebe. 79% der slowakischen und 97% der ungarischen Befragten waren 

der Meinung, dass Vladimír Mečiar diesen Konflikt zuspitze. Nach 58% der slowakischen und 

66% der ungarischen Befragten schrieben Rudolf Schuster eine konfliktmildernde Rolle zu 

(Csepeli – Örkény – Székelyi 2002: 72). 

 Im Oktober 2000 wurde eine Umfrage zum Thema der Beliebtheit gewisser Nationen in 

Ungarn durchgeführt. Deren Ergebnisse zufolge (7: maximale Sympathie, 1: maximale 

Antipathie) waren die Slowaken (3,56) unter anderen Nachbarvölkern der Ungarn mittelmäßig 

beliebt: weniger beliebter als die Slowenen (3,97) und die Kroaten (3,85) aber deutlich beliebter 

als die Ukrainer (3,08), die Rumänen (2,78) und die unter den Nachbarn am wenigsten beliebten 

Serben (2,74). Über die Österreicher wurden die Ungarn nicht gefragt (TÁRKI 2000: 5). 

 Im Oktober 2001 wurden eine andere Umfrage in der Slowakei durchgeführt, in der die 

Beliebtheit gewisser Völker ein Thema war. Währenddessen 90,5% der Befragten die 

Tschechen sehr oder ziemlich sympathisch fanden, und mit 72,3% und 61,8% auch die 

Beurteilung der Polen und der Österreicher sehr gut war, fanden die Ungarn nur 37,1% sehr 

oder ziemlich sympathisch. Damit waren die Ungarn aber immer noch etwas besser beurteilt 

als die Ukrainer (32%). Bemerkenswert ist, dass in dieser Umfrage die Befragten auch die 

kulturelle und weltanschauliche Ähnlichkeit zwischen den Slowaken und den gegebenen 

Völkern einstufen sollten, und hierbei hatten die Ungarn schon eine deutlich bessere Zahl: 

51,5% fanden sie sehr oder ziemlich ähnlich. Die Tschechen fanden 93,1%, die Polen 82,1%, 

Österreicher 54,4% und die Ukrainer nur 45,9% ähnlich (Gyárfášová 2002: 9). 

 Im März 2002 wurden die Slowaken auch über ihr Vertrauen zu gewissen Ländern 

gefragt. In diesem Vergleich stand Ungarn auf dem letzten Platz, denn zu Ungarn hatten nur 

30% der Befragten Vertrauen und 67% kein Vertrauen. Die Werte der Ukraine waren fast 

gleich: 32% gegen 68%, aber die Werte für Österreich (69% Vertrauen und 25% kein 

Vertrauen), Polen (80% gegen 16%) und Tschechien (89% gegen 8%) waren wesentlich besser 

(Gyárfášová 2002: 7). 
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5.2.5. Zwischenfazit (1998-2004) 

 

In dieser Phase erfolgte alles in allem eine bedeutende Entspannung im ungarisch-slowakischen 

bilateralen Verhältnis. Beide Seiten waren eindeutig motiviert, sich auch international sichtbar 

als konstruktive, zu gutnachbarschaftlicher Zusammenarbeit jederzeit bereite Staaten zu 

profilieren, die selbstverständlich keine bedeutenden ungelösten Probleme in die Europäische 

Union bringen würden. Die Versöhnungspolitik in diesem Zeitraum kann in beiden Ländern als 

ziemlich vorsichtig und gar nicht bedingungslos, aber insgesamt eindeutig positiv bezeichnet 

werden. 

Die ungarischen Regierungen waren motiviert, auch die Integration der Slowakei 

voranzubringen und die neuen, mit den Vertretern der ungarischen Minderheit ergänzten 

slowakischen Regierungen ab Herbst 1998 fanden sie einen wesentlich angenehmeren Partner 

als ihre Vorgänger. Was auch in diesem Zeitraum unterschiedlich blieb, war das Auftreten im 

Interesse der ungarischen Minderheit. Die nationalkonservative Regierung war diesbezüglich 

auch zum Streiten bereit und zeigte wenig Verständnis für die slowakischen Empfindlichkeiten, 

die sozialliberale Koalition präferierte wieder die Konfliktvermeidung. 

Für die neue slowakische Regierung, die die in den vergangenen Jahren stecken 

gebliebene Integration des Landes beschleunigen wollte, waren die möglichst problemfreien 

Kontakte zu Ungarn besonders wichtig. Auch die Unterstützung der SMK, der Partei der 

ungarischen Minderheit für die Regierungskoalition zu sichern, war von enormer Bedeutung. 

Als die Regierungsmehrheit im Laufe der Zeit schrumpfte, wurde sie praktisch unabdingbar. 

Mit Rücksicht auf die starke und markant ungarnfeindlich eingestellte Opposition war es aber 

nicht möglich, in Streitfragen gegenüber Ungarn „zu weich“ zu sein. 

Betrachtet man die bilateralen Dokumente und die öffentlichen Äußerungen über das 

Nachbarland aus diesen Jahren, sind sie schon beiderseits betont höflich und freundschaftlich 

formuliert. Es wurde regelmäßig von beiden Seiten unterstrichen, dass die Beziehungen seit 

1998 wesentlich verbessert seien. Das ungarisch-slowakische Verhältnis sei nun durch 

Verständigung, Gutnachbarschaft und Vertrauen geprägt. Eine weitere Vertiefung der 

Partnerschaft sei in der EU erwünscht und angestrebt.  Auch im Falle von Konflikten blieb die 

Formulierung höflich und „europäisch“ und wurde die Absicht betont, die gutnachbarlichen 

Beziehungen trotz jeder Meinungsunterschiede weiterhin zu entwickeln. 

Die größte Geste bzw. der symbolische Höhepunkt der ungarisch-slowakischen 

Annäherung in dieser Phase war eindeutig die im Oktober 2001 erfolgte feierliche Übergabe 

der wiederaufgebauten Donaubrücke zwischen den beiden Staaten. Sie hatte einen großen 
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Symbolwert als wirkliche, gut sichtbare Verbindung der Menschen über der Donau. Da diese 

letzte Kriegsruine an der Donau mit der finanziellen Unterstützung der EU verschwinden 

gelassen wurde, konnte auch die europäische Dimension dieses Ereignisses hervorgehoben 

werden.164 Die seit der Wende mehrmals wiederkehrende Idee der gegenseitigen offiziellen 

Vergebungsbitten um die in der Vergangenheit dem jeweils anderen Volk zugefügten Unrecht 

wurde auch in diesen Jahren nicht verwirklicht, obwohl der slowakische Parlamentspräsident 

Pavol Hrušovský sie in seiner erwähnten Rede erneut ausdrücklich empfahl. Als bedeutende 

implizite Gesten dieser Jahre gelten aber außer Hrušovskýs Rede auch die Rede von Präsident 

Schuster im Budapester Parlament und mehrere öffentlichen Treffen der Präsidenten bzw. 

Ministerpräsidenten, besonders die gemeinsamen Besuche bei Gemeinden der ungarischen 

Minderheit in der Slowakei bzw. bei der slowakischen Minderheit in Ungarn. Während dieser 

Treffen wurden auch die positiven Inhalte der langen ungarisch-slowakischen Zusammenlebens 

regelmäßig angesprochen und der starke Kooperationswillen als zukünftige EU-Mitglieder 

betont. 

Gemeinsame, deklariert der Frage der historischen Versöhnung gewidmeten 

Institutionen wurden auch in dieser Zeit nicht gegründet. Im Rahmen der Visegrád-Kooperation 

wurde 2000 jedoch der International Visegrád Fund etabliert, der verschiedenste Projekte auch 

im ungarisch-slowakischen Verhältnis fördert. Auch die eigenen nationalen Institutionen 

konnten weiterhin kooperieren, um gemeinsame kulturelle oder wissenschaftliche Projekte, vor 

allem auf lokaler Ebene, zu verwirklichen. 

Betrachtet man die zur Verfügung stehenden Umfragedaten aus diesen Jahren, war ein 

weit verbreitetes Misstrauen gegenüber dem jeweiligen Nachbarland weiterhin zu spüren. Die 

gegenseitige Wahrnehmung war aber zumindest nicht besonders negativ und auch im Vergleich 

zu der Beurteilung der weiteren Nachbarstaaten nicht die schlechteste. Die Ungarn fanden die 

Slowaken sympathischer als drei andere aus den sieben Nachbarn des Landes, bei den Slowaken 

hatten die Ungarn einen vierten Platz aus fünf Nachbarn. Bezüglich der gegenseitigen 

 
164 Auch dieses medienwirksame Ereignis wurde aber nicht zu einem eindeutigen symbolischen Wendepunkt in 

den bilateralen Beziehungen, an den die Mehrheit der Menschen in beiden Ländern dauerhaft erinnert. Rudolf 

Chmel sah in dieser Hinsicht in dieser Geschichte insgesamt eine verpasste Chance (Chmel 2014: 63). 

Diesbezüglich war sicherlich wichtig, dass der ganze Wiederaufbau, ähnlich zum Falle des Grundlagenvertrages, 

allen voran dem europäischen Ausland gewidmet war: „Wir sind europäisch, wir bauen ja Brücken. Wir sollen 

bald in der EU sein…“ Diese Brücke zu einem ungarisch-slowakischen Symbol zu machen, war auch dadurch 

erschwert, dass sie eigentlich zwei mehrheitlich von Ungarn bewohnten Städte verbindet. Die slowakische 

Öffentlichkeit war also nicht besonders stark berührt, es ging eher um eine wohlwollende Duldung. Die ungarische 

Öffentlichkeit sah gleichzeitig eher eine ungarisch-ungarische Angelegenheit in diesem Projekt, das die neue 

slowakische Regierung nach 1998 endlich nicht länger blockiert hatte. 

10.15772/ANDRASSY.2024.001



271 
 

Wahrnehmung war definitiv positiv, dass nach 1998 allmählich auch die 

Wirtschaftsbeziehungen sich wieder sichtbar verstärkten. 

Insgesamt erfolgte in diesen Jahren eine gut sichtbare ungarisch-slowakische 

Annäherung, die eindeutig durch die europäische Integration motiviert war. Lautstarke 

Konflikte in der kritischen Zeit der EU-Beitrittsverhandlungen wollten beide Seiten 

grundsätzlich vermeiden. In dem besonders empfindlichen Streitthema des Gabčíkovo-

Nagymaros-Projektes passierte in diesen Jahren praktisch nichts. Vor diesem allgemeinen 

Hintergrund waren auch die alten sensiblen und komplizierten Vergangenheitshemen eher nicht 

zu thematisieren, als gemeinsam offen anzusprechen und aufzuarbeiten. Die diesbezügliche 

Initiative des slowakischen Parlamentspräsidenten blieb ohne konkrete Folgen. Als die 

historischen Lasten der Beziehungen zuweilen dennoch öffentliche Aufmerksamkeit erregten, 

etwa wie im Fall Viktor Orbáns Aussage über die Beneš-Dekrete im Februar 2002, kam es quasi 

automatisch zu heftigen Auseinandersetzungen. 

Nach dem am 1. Mai 2004 erfolgten EU-Beitritt beider Staaten war es praktisch nicht 

mehr so wichtig, die nachbarschaftlichen Beziehungen möglichst nicht zu belasten. Wann 

Politiker davon ausgingen, dass sie gewisse Wählerschichten am besten mit den guten alten 

nationalen Feindbildern mobilisieren könnten, konnten sie es im sicheren Rahmen der EU auch 

in Regierungspositionen ohne Selbstbeschränkung versuchen. Damit fing eine wechselvolle 

Zeit in der bilateralen Versöhnungspolitik an, die im folgenden Kapitel ausführlich behandelt 

wird. 
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5.3. Phase III (2004-2015): politische Achterbahnfahrt innerhalb der EU 

 

5.3.1. Allgemeiner politischer Kontext und die grundlegenden Determinanten der 

Versöhnungspolitik (2004-2015) – die ungarische Seite 

 

Die 2002 gebildete sozialliberale Koalition der MSZP und dem SZDSZ, die nach dem im 

August 2004 erfolgten Rücktritt von Péter Medgyessy durch Ferenc Gyurcsány geführt wurde, 

konnte nach dem knappen Wahlsieg im April 2006 weiterhin im Amt bleiben. Am Ende April 

2008 trat der SZDSZ aus der Koalition aus. Die Minderheitsregierung der MSZP wurde im 

April 2009 durch die Übergangsregierung von Gordon Bajnai, die teilweise aus Experten, 

teilweise aus MSZP-Politikern bestand, ersetzt. Bei den nächsten Wahlen im April 2010 

erfolgte ein auch im internationalen Vergleich überragender Wahlsieg des Fidesz von Viktor 

Orbán und seines kleinen Partners, der KDNP. Mehr als 52% der Wähler stimmen auf ihre 

gemeinsame Liste.165 Dieser spektakuläre Sieg bedeutete nach dem ungarischen Wahlsystem, 

dass die neue Regierung über mehr als zwei Drittel der Parlamentssitze und somit über die 

Möglichkeit, die Verfassung allein zu ändern, verfügen würde. Nachdem sie das seit der Wende 

geltende Wahlgesetz novelliert hatte, gelang es dem Fidesz, auch nach dem folgenden Wahlsieg 

vom April 2014, nur mit etwa 45% der Stimmen, erneut eine qualifizierte Mehrheit im 

Parlament zu erringen (Romsics 2010; Vetter 2017). 

 Die Amtszeit der sozialliberalen Regierungen zwischen 2002 und 2010, besonders 

zwischen 2006 und 2009 kann insgesamt als eine lange und peinliche Niedergangsgeschichte, 

etwa wie das Schicksal der linken Regierung in Polen zwischen 2001 und 2005, bezeichnet 

werden. Paul Lendvai schrieb sogar über einen „Selbstmord auf Raten“ (Lendvai 2010: 203). 

In dieser durch verfehlte Wirtschaftspolitik, zahlreiche Korruptionsfälle und fehlgeschlagene 

Reformen geprägten Zeit verstärke sich nicht nur der Fidesz enorm, sondern auch die 

rechtsradikale Jobbik (Jobbik Magyarországért Mozgalom – Bewegung für ein besseres 

Ungarn)166, die die enttäuschten Wähler vor allem im von einer wirtschaftlicher Dauerkrise 

betroffenen nordöstlichen Teil des Landes an sich binden konnte. Als im Herbst 2008 auch die 

unerwartete globale Finanzkrise Ungarn in der sowieso schwierigen Lage erreichte, war schon 

 
165 Die kleine christlich-demokratische KDNP, die zwischen 1990 und 1994 schon Teil der damaligen 

Regierungskoalition gewesen war, wurde nach jahrelangen inneren Streiten und Teilungen als Juniorpartner des 

Fidesz neu gegründet. Schon 2006 wurde eine gemeinsame Fidesz-KDNP-Liste gestellt. Als die KDNP praktisch 

über keine politische Selbstständigkeit im Regierungslager verfügt, wird im Folgenden einfach über Fidesz-

Regierungen geschrieben. 
166 Das Wort „jobbik” bedeutet auf Ungarisch sowohl „besseres” als auch „rechteres”. Damit konnte der Name 

auch als Indiz für die radikale politische Orientation der Partei verstanden werden. 
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eindeutig, dass bei den nächsten Wahlen die Regierenden gar keine Chance haben würden 

(Lendvai 2010; Lendvai 2016). 

 In der kritischen innenpolitischen Lage war die Nachbarschaftspolitik für die 

sozialliberale Regierungsmannschaft nicht besonders wichtig. Das strategische Ziel der EU-

Integration wurde endlich erreicht, man sollte sich nun auf die Beschleunigung der 

wirtschaftlichen Entwicklung innerhalb der EU konzentrieren und somit die seitens der Wähler 

erwarteten Sozialleistungen möglichst nicht sehr schmerzhaft kürzen müssen. In Bezug auf die 

Nachbarländer war angestrebt, jedwede, allen voran die nach dem stolz betont weltoffenen und 

europäischen Selbstbild einfach anachronistischen historischen, Konflikte möglichst zu 

vermeiden und einige pragmatischen Projekte gemeinsam voranzubringen. Als Symbol der 

Annäherung und der konstruktiven Zusammenarbeit wurde Ende 2005 und Anfang 2006 

gemeinsame Kabinettssitzungen mit Rumänien, Österreich und Kroatien durchgeführt 

(Debreczeni 2006: 401-402; Győri Szabó 2011: 381). 

 Die Slowakei betrachtete die damalige sozialliberale ungarische Regierung als einen 

nicht zu wichtigen, allerdings ziemlich problematischen Partner, der seit dem slowakischen 

Regierungswechsel Mitte 2006 sogar ausdrücklich feindlich und bewusst provokant auftrat 

(ausführlicher dazu im 5.3.2.).167 Die regelmäßigen Konfrontationen mit der Dreierkoalition 

von Robert Fico zwischen 2006 und 2010 waren für die ungarische Seite äußerst unangenehm. 

Es wurde versucht, auch internationale Organisationen und wichtige westliche Länder zu 

involvieren, um das Verhalten der nationalistischen Koalition in der Slowakei auf Dauer zu 

mäßigen. Besonders frustrierend war und Anlass für Attacke der Opposition gab die Tatsache, 

dass der wirtschaftliche Aufstieg der Slowakei gerade nach 2004 am dynamischste war, das 

nördliche Nachbarland konnte ab 2009 sogar den Euro einführen. Währenddessen wurden die 

Wirtschaftsprobleme Ungarns immer gravierender, das Land brauchte am Ende 2008 sogar die 

dringende finanzielle Hilfe des IWF und der EU (Hamberger 2012b; Lakner et al. 2019). 

 Die moderaten und den eigenen guten Willen betonenden Einsprüche gegen die 

verschiedensten antiungarischen Aktionen der slowakischen Koalition 2006-2010 waren für die 

ungarischen sozialliberalen Regierungen auch deswegen eine besonders unangenehme Pflicht, 

 
167 In der Biografie des damaligen Ministerpräsidenten Ferenc Gyurcsány wurde erwähnt, die völlig verarmte 

Adelsfamilie Gyurcsány stamme aus dem „Oberen Land“, also aus dem Gebiet der heutigen Slowakei (Debreczeni 

2006: 14). Dieser, mit den mehreren Konsonanten in der ungarischen Sprache ziemlich auffallende und 

ungewöhnliche Name würde mit der dortigen traditionellen -szky Endung Gyurcsánszky bzw. in slowakischer 

Schreibweise „Ďurčanský“ heißen. Diese Adelsfamilie stammt in der Tat aus dem Dorf Gyurcsina/Ďurčiná wie 

die Jeszenszky/Jesenský Familie aus Jeszen/Jaseno. Im Gegensatz zum früheren ungarischen Außenminister Géza 

Jeszenszky, sprach Ferenc Gyurcsány als Ministerpräsident diese alte Verbindung gar nicht an. Seines Biografen 

zufolge hielt er Rumänien und Österreich für die zwei strategisch wichtigen Nachbarländer Ungarns (Debreczeni 

2006: 402). 
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weil sie ab Ende 2004 gerade bei den Auslandsungarn äußerst unbeliebt waren. Grund dafür 

war eine Volksabstimmung am 5. Dezember 2004 in Ungarn. Auf Initiative einer 

rechtsradikalen Organisation „Magyarok Világszövetsége“ (Weltbund der Ungarn) und in der 

Kampagne durch die ganze Opposition und die politischen Vertretungen der Auslandsungarn 

einheitlich gefördert, wurde die Frage gestellt, ob die ethnischen Ungarn in den Nachbarstaaten 

auch ohne einen Wohnsitz in Ungarn die ungarische Staatsbürgerschaft erleichtert erhalten 

sollten. Die sozialliberale Regierung hatte von Anfang an eine klar ablehnende Position. Die 

doppelte Staatsbürgerschaft der Auslandsungarn könnte zu Konflikten mit den Nachbarländern 

führen, fragwürdig seien die wirtschaftlichen und sozialen Folgen für Ungarn sowie für die 

Gemeinden der ungarischen Minderheiten. Außerdem, und das war das praktisch wichtigste 

Problem, könnten die neuen Staatsbürger, die sonst nicht dauerhaft in Ungarn leben, die 

innenpolitischen Verhältnisse des Landes grundlegend verändern. Mit anderen Worten würde 

die überwiegende Mehrheit der in der Regel weltanschaulich konservativen, für die nationale 

Rhetorik anfälligen Auslandsungarn wahrscheinlich auf die rechten Parteien der damaligen 

Opposition stimmen. Das Referendum war erfolglos, die Teilnahme war niedrig und fast die 

Hälfte der Teilnehmer stimmten mit Nein. Dieses als Ablehnung seitens des Mutterlandes 

wahrgenommene Ergebnis war für die meisten Auslandsungarn emotional sehr enttäuschend 

und machten dafür die Haltung der sozialliberalen Regierung verantwortlich, worin auch die 

Opposition einen „Verrat an die Nation“ sah (Bárdi 2008: 373; Kántor 2014: 207-217). 

 Nach dem fulminanten Wahlsieg des Fidesz erfolgte gleich eine markante „nationale 

Korrektur“. Das schnelle Handeln war für die neue Regierungspartei innenpolitisch besonders 

wichtig. Am 4. Juni 2010 jährte sich die Unterzeichnung des aus ungarischer Sicht als nationale 

Tragödie wahrgenommenen Friedensvertrags von Trianon zum 90. Mal. Aus diesem Anlass 

erwarteten die rechten Wähler sichtbare Gesten bzw. eine entschlossene Korrektur des seit 

Dezember 2004 belasteten Verhältnisses zu den Auslandsungarn. Diesbezüglich war für den 

Fidesz auch wichtig, mit der betonten Beschäftigung mit diesem Thema die weitere 

Verstärkung der mit fast 17% der Stimmen zu einer im Parlament vertretenen Partei gewordene 

Jobbik zu verhindern (Lendvai 2016: 100; Vetter 2017: 80). 

Kurz nach dem Regierungswechsel, am Ende Mai 2010 wurde das Gesetz über die 

ungarische Staatsbürgerschaft novelliert und der Erwerb der Staatsbürgerschaft für die 

Auslandsungarn auch ohne Wohnsitz in Ungarn ermöglicht.168 Fast gleichzeitig wurde der 

 
168 Als 2014 die neuen Staatsbürger ohne Wohnsitz in Ungarn nach dem veränderten Wahlgesetz zum ersten Mal 

per Brief stimmen durften, wurden die früheren Ängste der Sozialliberalen weitestgehend bestätigt. Etwa 95% der 

Auslandsungarn stimmten für den Fidesz (Lendvai 2016: 100). 
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Jahrestag vom 4. Juni mit einem neuen Gesetz zum „Tag der nationalen Zusammengehörigkeit“ 

ernannt, der nun jedes Jahr offiziell begangen werden sollte (Katona 2010; Lendvai 2016: 

100).169 

Der Fidesz konnte diese in den 1990er Jahren noch politisch völlig unvorstellbaren 

Maßnahmen 2010 schon ruhig treffen. Das Land bestätigte seine Grenzen erneut in den 

Grundlagenvertragen und war schon Mitglied in der NATO sowie in der EU. Der Westen war 

also nicht mehr beunruhigt. Außerdem wurde die doppelte Staatsbürgerschaft in Serbien und 

Rumänien schon vorher ermöglicht, diese Länder hätten also schwierig gegen das ungarische 

Verhalten argumentieren können. Das einzige Nachbarland, das vehement gegen die 

Maßnahmen der neuen ungarischen Regierung auftrat, war die Slowakei, in der die nächsten 

Wahlen gerade Mitte Juni 2010 stattfanden. Während der aggressiven Wahlkampagne kam es 

zu lautstarken Konflikten, es wurde sogar ein slowakisches Gegengesetz rapid eingeführt, in 

dessen Sinne alle slowakischen Staatsbürger, die Staatsbürger eines anderen Staates werden, 

ihre slowakische Staatsbürgerschaft automatisch verlieren. Von den Konflikten um den runden 

Jahrestag von Trianon konnten besonders die Nationalisten der SNS profitieren, die knapp 

5,07% erzielte und konnte somit eine Partei mit Vertretung im Parlament bleiben. Eine 

Verstärkung der slowakischen Nationalisten wollte die ungarische Regierung logischerweise 

nicht, aber mit Blick auf den runden Jahrestag bzw. den diesbezüglichen innenpolitischen 

Druck konnte sie die aus slowakischer Sicht politisch sensiblen Maßnahmen aus taktischen 

Überlegungen nicht verschieben (Riba 2010; Mesežnikov – Gyárfášová 2013: 326; Kántor 

2014: 236-237). 

Dass die seit 2006 regierende und aus ungarischer Sicht äußerst problematische 

slowakische Koalition nach den Wahlen vom Juni 2010 letztendlich durch eine gemäßigte 

Viererkoalition, in der auch die ungarische Minderheit wieder vertreten war, abgelöst wurde, 

wurde in Budapest mit großer Erleichterung wahrgenommen. Gewissermaßen wiederholte sich 

die Situation vom Herbst 1998. Die Beziehungen sind auch dieses Mal nicht problemfrei 

geworden, man konnte aber ohne schwelende Auseinandersetzungen streiten und 

 
169 Außerdem wurde im Laufe des Jahres 2010 auch ein staatlich gefördertes Programm namens „Határtalanul!“ 

(Grenzenlos!) lanciert, das allen ungarischen Schülern ermöglichen sollte, im Rahmen von organisierten 

Schulausflüge zumindest einmal ein von Ungarn bewohntes Gebiet im Karpatenbecken zu besuchen (Katona 

2010). Am Ende des Jahres wurde die Ungarische Ständige Konferenz mit politischen Vertretern der 

Auslandsungarn zum ersten Mal seit Ende 2004 einberufen. Im ungarischen Parlament wurde auch ein eigener 

„Ausschuss für die nationale Zusammengehörigkeit“ gegründet, der ausdrücklich den Angelegenheiten der 

Auslandsungarn gewidmet war, die vorher im Auswärtigen Ausschuss behandelt worden waren. Auch die für die 

finanziellen Förderungen verantwortlichen Institutionen wurden umstrukturiert und mit Geldmitteln stärker 

ausgestattet. Die Verantwortung des ungarischen Staates für die Auslandsungarn wurde dann auch im neuen 

Grundgesetz vom April 2011 betont zum Ausdruck gebracht (Kántor 2014). 
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währenddessen einige gemeinsamen Projekte konstruktiv voranbringen (Hamberger 2012b: 61-

62). Die relativ ruhige Zusammenarbeit war für die Fidesz-Regierung und persönlich für 

Ministerpräsident Viktor Orbán wichtig, weil er eine bedeutende Verstärkung der 

ostmitteleuropäischen Kooperation, allen voran im Rahmen der Visegrád-Gruppe mit starker 

Einbeziehung Polens, des größten Staates unter den neuen EU-Mitgliedern, anstrebte. Viktor 

Orbán, der schon in den 1980er Jahren als Jura-Student ein ausgeprägtes Interesse für die 

polnischen Angelegenheiten gehabt hatte, führte seine erste offizielle Auslandsreise als neuer 

Ministerpräsident Anfang Juni 2010 nach Warschau. Die Verstärkung der Zusammenarbeit mit 

den ostmitteleuropäischen regionalen Partnern gewann aus seiner Sicht auch deswegen stets an 

Bedeutung, weil die kompromisslose Machtausübung seiner innenpolitisch praktisch 

allmächtig gewordenen Partei von Anfang an auf nicht geringe westeuropäische und 

amerikanische Kritik stieß und im Westen immer stärker isoliert wurde (Janke 2014). 

Als die linkspopulistische und als ungarnfeindlich bekannte Partei von Robert Fico nach 

den vorgezogenen slowakischen Wahlen vom März 2012 allein die neue Regierung bilden 

konnte und Fico erneut Ministerpräsident wurde, gab es nicht geringe Befürchtungen in 

Budapest, dass die neue slowakische Regierung wieder einen starken Kollisionskurs 

einschlagen würde. Die ersten Analysen rechneten in beiden Ländern mit dieser Entwicklung 

(Hamberger 2012a: 19). Im Gegensatz zu praktisch allen Voraussagen vereinbarten die beiden 

Regierungschefs bei ihrem ersten Treffen am 26. April 2012, am Rande eines Warschauer 

Gipfels der Visegrád-4, dass sie sich ausschließlich mit der pragmatischen Kooperation 

beschäftigen und die Beziehungen mit unnötigen Konflikten nicht belasten sollten. Die zuerst 

überraschten Experten erklärten diese Wende damit, dass die beiden Ministerpräsidenten Orbán 

und Fico als Realpolitiker in einer grundlegend ähnlichen Situation170 dieses Verhalten einfach 

praktisch vorteilhafter fanden als einen neuen Kollisionskurs. Als Regierungschefs von zwei 

relativ kleinen postkommunistischen neuen EU-Staaten hatten sie zahlreiche identische 

Interessen auch gegenüber der EU bzw. den alten Mitgliedstaaten, die nun gemeinsam 

erfolgreicher vertreten konnten. Außerdem stellten sie bald einen guten persönlichen Kontakt 

her und hatten auch gemeinsame Privatprogramme. Mehrmals gingen sie z. B. gemeinsam 

Fußball sehen (Hamberger 2012b: 63-64). 

Vor dem Hintergrund der gegenseitigen Konfliktvermeidung wurden die alten 

historischen Streitthemen kaum angesprochen, währenddessen die grenzüberschreitende 

 
170 Beide waren unumstrittene Führer ihrer eigenen markant nationalistischen und populistischen Parteien, die sich 

als Interessenvertreter der arbeitenden kleinen Leute verstanden, über eine große Mehrheit im Parlament verfügten 

und keine Wünsche von Koalitionspartnern zu berücksichtigen brauchten. 
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pragmatische Zusammenarbeit dynamisch verstärkt wurde. Um das gute Verhältnis zum neuen 

politischen Freund Fico bewahren zu können, verzichtete die Orbán-Regierung sichtbar auf die 

entschiedene Vertretung bzw. Thematisierung mehrerer alten Wünsche der ungarischen 

Minderheit in der Slowakei. Es wurde nicht mehr so lautstark gefordert, die Beneš-Dekrete in 

der Slowakei zu annullieren oder der Zweisprachigkeit in der Südslowakei mehr Raum zu 

eröffnen (Halász 2020). Auch die im Fidesz anfangs quasi einstimmig unterstützte Idee vom 

Herbst 2013, ein repräsentatives großes „Trianon-Museum“ bis zum 100. Jahrestag in Budapest 

zu bauen (Ablonczy 2013), wurde später nicht verwirklicht. So ein Projekt in einer das 

ungarische rechte Lager zufrieden stellenden Form hätte die Nachbarländer sicherlich stark 

irritiert. 

Die für beide Seiten bequeme konfliktvermeidende nachbarschaftliche Kooperation 

wurde dann in der Zeit der Flüchtlingskrise 2015 zu einer demonstrativen politischen Allianz. 
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5.3.2. Allgemeiner politischer Kontext und die grundlegenden Determinanten der 

Versöhnungspolitik (2004-2015) – die slowakische Seite 

 

Die zweite Regierungskoalition von Mikuláš Dzurinda wurde nach den Wahlen vom Juni 2006 

durch eine Dreierkoalition der 1999 gegründeten linkspopulistischen Smer – sociálna 

demokracia (Richtung – Sozialdemokratie), der SNS und der ĽS-HZDS171 ersetzt. 

Regierungschef wurde der Smer-Vorsitzende Robert Fico. Nach den Wahlen vom Juni 2010 

konnten vier Parteien, die SDKÚ, die 2009 gegründete neue liberale Partei SaS (Sloboda a 

Solidarita – Freiheit und Solidarität), die KDH und die nach der Mitte 2009 erfolgten Spaltung 

der SMK gegründete slowakisch-ungarische gemischte Partei Most-Híd (d. h. „Brücke“ in 

beiden Sprachen) mit knapper Mehrheit eine „Anti-Fico-Koalition“ unter SDKÚ-Politikerin 

Iveta Radičová bilden. Aufgrund Koalitionskonflikte waren im März 2012 vorgezogene 

Wahlen nötig, nach den die Smer von Robert Fico dank des spektakulären Wahlsiegs mit mehr 

als 44% der Stimmen die Regierungsverantwortung ohne Koalitionspartner übernehmen 

konnte. Diese zweite Regierung von Robert Fico amtierte dann bis Frühjahr 2016 (Hamberger 

2006; Hamberger 2012a; Rákóczi 2017). 

 Die radikalen Wirtschaftsreformen der zweiten Dzurinda-Regierung, die die Slowakei 

bald das sich am schnellsten entwickelnde Land in der Region machten, waren aufgrund der 

negativen sozialen Folgen äußerst unbeliebt. Zur Zeit der Wahlen 2006 war es schon keine 

Frage, dass die meisten Stimmen die mit lauter Regierungskritik und großen sozialen 

Versprechungen auftretende Smer erhalten würde. Um sich die Mehrheit im Parlament sichern 

zu können, brauchte sie aber Koalitionspartner. Mit der Einbeziehung der SNS und der HZDS 

in die neue Regierung hatte ein nicht geringer Teil der Regierungsmannschaft von 1994-1998 

die Möglichkeit, die Regierungspolitik der Slowakei erneut stark zu beeinflussen. Mit der 

Rückkehr der konfrontativen Nationalisten kam es in Bezug auf die ungarische Minderheit und 

das Nachbarland Ungarn nach der eher konfliktvermeidenden und im Allgemeinen gemäßigten 

Politik der zwei Dzurinda-Kabinetts erneut zu einem innenpolitisch motivierten Dauerkonflikt 

(Hamberger 2006; Petőcz 2009). 

 Da sowohl die Smer als auch ihre kleineren Partner vor allem unter den weniger 

ausgebildeten, älteren Wählern in den Dörfern und kleineren Städten populär waren und nach 

den diesbezüglichen Umfragen ihre Wähler diese Parteien als natürliche Kooperationspartner 

betrachteten, war es für die Smer eine innenpolitisch logische Entscheidung mit den 

 
171 Es ging um die alte Partei von Vladimír Mečiar. Das Kürzel ĽS im Namen der Partei stand seit 2003 für „ľudová 

strana”, also „Volkspartei” (Hamberger 2006: 99). 
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international von Anfang an kritisch beurteilten SNS und ĽS-HZDS zu koalieren.172 In der 

Wählerbasis der durch die Anhänger der neuen Opposition als „Katastrophenkoalition“ 

genannten Regierungsparteien waren die alten Ressentiments gegenüber Ungarn bzw. der 

ungarischen Minderheit in der Slowakei immer noch weit verbreitet und somit auch politisch 

bedeutend. Die lautstark antiungarische SNS forderte in der Wahlkampagne 2006 eine „wahre 

slowakische“ Regierung, d. h. ohne die SMK, die Partei der Ungarn und attackierte die SDKÚ 

und KDH damit, sie seien Kollaborateure gewesen, da sie das Land gemeinsam mit „den 

Ungarn“ regierten. Der langjährige SNS-Parteichef und Bürgermeister der nordslowakischen 

Stadt Žilina, Ján Slota war schon seit langem für seine (oft betrunken vorgetragenen) auf die 

ungarischen und die Roma Minderheiten gerichteten vulgären Tiraden bekannt. Obwohl er 

nicht zum Regierungsmitglied wurde, konnte die Regierungspolitik enorm beeinflussen, da der 

aus den drei Parteichefs bestehende Koalitionsrat aufgrund der Koalitionsvereinbarung vor 

allen Regierungssitzungen tagen und die wichtigsten aktuellen Fragen besprechen musste 

(Hamberger 2006; Hamberger 2008b; Petőcz 2009). 

 Unglücklicherweise wurde der markante antiungarische Kurs der Regierungskoalition 

auch durch die inneren Entwicklungen der SMK verstärkt. Als sie sich wieder in Opposition 

befand, startete die neue Führung der Partei, die die bisherige betont gemäßigte Richtung als 

erfolglos beurteilte, ab Frühling 2007 die während der Regierungszeit grundsätzlich 

tabuisierten alten Forderungen der ungarischen Minderheit, wie die Annullierung der Beneš-

Dekrete und die Schaffung einer autonomen Region in der Südslowakei erneut zu 

thematisieren. Außerdem verwirklichte sie eine immer intensivere Zusammenarbeit mit dem 

ungarischen Fidesz, mit dem sie gemeinsam Mitglieder in der Europäischen Volkspartei waren. 

Es erfolgten gegenseitige Besuche an Parteikonferenzen und sogar eine große gemeinsame 

Veranstaltung während der EP-Wahlkampagne 2009 in Esztergom. Als die große Mehrheit der 

ethnischen Slowaken die alt-neuen SMK-Programmpunkte eindeutig ablehnte und sie bzw. die 

sichtbare Kooperation mit dem Fidesz als potenzielle Gefahr für den einheitlichen slowakischen 

Staat wahrnahm, wurde die ganze „ungarische Frage“ zu einem zentralen Thema der 

slowakischen Innenpolitik und auch die oppositionellen Parteien fühlten sich praktisch 

aufgefordert, ihren Patriotismus durch die entschlossene Verurteilung aller ungarischen 

Wünsche zu beweisen. Ein gutes Indiz für die damalige Atmosphäre ist die slowakische 

Stellungnahme zur Abhängigkeit von Kosovo. Als sie als ein gefährlicher Präzedenzfall für die 

 
172 Aufgrund der Koalitionsbildung mit den bekannten Extremisten der SNS wurde die Mitgliedschaft der Smer 

2006 in der europäischen linken Parteifamilie, der Sozialdemokratischen Partei Europas (SPE) als Mahnung 

vorübergehend suspendiert (Rákóczi 2017: 18). 
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ungarische Minderheit in der Südslowakei wahrgenommen wurde, verweigerte die slowakische 

Regierung im Einklang mit den Oppositionsparteien die Anerkennung und kündigte sogar ihre 

Solidarität mit Serbien an (Hamberger 2008b; Petőcz 2009). 

 Wie bereits angesprochen, war die Verteidigung gegen die „ungarische Gefahr“ auch in 

der Wahlkampagne 2010 von zentraler Bedeutung. Obwohl die Smer auch dieses Mal die 

meisten Stimmen erhielt und auch die SNS, nicht zuletzt dank der nationalistischen 

Mobilisierung über 5% blieb, konnte der dritte Partner, die ĽS-HZDS die 5%-Hürde nicht 

übersteigen, und ohne sie verfügten die Smer und SNS nicht mehr über die Mehrheit. Mit der 

Bildung der neuen Viererkoalition der SDKÚ, SaS, KDH und Most-Híd als neuer und zur 

Mehrheit im Parlament notwendiger Vertretung der ungarischen Minderheit erfolgte praktisch 

eine Rückkehr zu den Verhältnissen der Zeit der Dzurinda-Regierungen. Auch die 

Regierungsmitglieder waren großenteils dieselben Politiker. Es wurde wieder angestrebt, die 

pragmatische bilaterale Kooperation mit Ungarn zu vertiefen, die Beziehungen im Allgemeinen 

eher zu entspannen als zu belasten und auch die politisch unvermeidbaren Konflikte ohne große 

Show zu behandeln. Mit Rücksicht auf die starke, und die Wähler mit der „ungarischen Karte“ 

gerne mobilisierenden Oppositionsparteien war aber keine spektakuläre symbolische 

Annäherung an Ungarn geplant (Hamberger 2011: 16-17; Hamberger 2012b: 61-62). 

 Die Wahlkampagne von 2012 dominierte der sog. „Gorilla-Skandal“, in dessen Rahmen 

vor allem die Korruption unter den Dzurinda- und Radičová-Regierungen thematisiert wurde. 

Die „ungarische Karte“ hatte im Schatten des die ganze politische Elite erschütternden 

Riesenskandals keine Rolle. Die SMK und die ĽS-HZDS hatten ihre Vertretung im Parlament 

schon 2010 verloren und 2012 blieb auch die SNS unter 5%. Außerdem waren die Ergebnisse 

der Volkszählung von 2011 aus Sicht der slowakischen Politiker ganz beruhigend: der Anteil 

der ungarischen Bevölkerung, der 1991 noch bei 10,8% gestanden war, stand im Jahre 2011 

nur bei 8,5%.173 Diese Minderheit, die vor kurzem noch so stark geschienen hatte, verlor 

inzwischen nicht nur ihre deklariert ethnische Vertretung in Form der SMK im Parlament 

sondern schrumpfte unerwartet schnell. Folglich wurde das innenpolitische Konfliktpotenzial 

der ungarnbezogenen Fragen bis zum Zeitpunkt der Bildung der Alleinregierung von Robert 

Fico wesentlich eingeschränkt (Hamberger 2012b: 73-74; Rákóczi 2017: 21-22). 

 Ohne die früheren problematischen Koalitionspartner konnte die neue 

Einparteienregierung der Smer sich erlauben, wie oben schon erwähnt, gegenüber der 

ungarischen Regierung als konstruktiver Partner aufzutreten. Wie Außenminister Miroslav 

 
173 Nach dem Zensus von 2011 lebten damals 458 467 Ungarn in der Slowakei (Hamberger 2012b: 73). 

10.15772/ANDRASSY.2024.001



281 
 

Lajčák ein Jahr später zur Entwicklung der ungarisch-slowakischen Beziehungen bemerkte, die 

beiden Regierungschefs „haben sich darüber geeinigt, dass die Bürger gute Nachrichten hören 

müssen“ (Index.hu 2013). 

 Um die beiderseitig vorteilhafte pragmatische Kooperation aufrechterhalten zu können, 

strebte auch die Smer-Regierung an, die bilateralen Beziehungen unnötig nicht zu belasten. In 

diesem Sinne wurden die alten ungelösten Streitthemen aus der ungarisch-slowakischen 

Agenda praktisch ausgeklammert (Halász 2020). 
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5.3.3. Die bedeutendsten versöhnungspolitischen Entwicklungen (2004-2015) 

 

Kurz nach dem gemeinsamen EU-Beitritt, am 12. Mai 2004 trafen sich die vier 

Ministerpräsidenten in Kroměříž (Kremsier) in Tschechien und gaben eine gemeinsame 

Erklärung aus, in der die Absicht bestätigt wurde, die Zusammenarbeit ihrer Länder auch nach 

dem Erreichen des bisherigen Hauptziels fortzusetzen. Innerhalb der EU sollte sie mit ihrer 

regionalen Kooperation bzw. ihren gemeinsamen Erfahrungen aus der Vergangenheit auch 

anderen Ländern Ostmitteleuropas helfen und zur zukünftigen Entwicklung eines 

prosperierenden vereinten Europas beitragen. Als nächstes gemeinsames Integrationsziel der 

Visegrád-Gruppe wurde die Mitgliedschaft im Schengen-Raum angestrebt (Visegradgroup.eu 

2004; Győri Szabó 2011: 381). 

 Am 2. Februar 2005 unterzeichneten neben ihren deutschen und polnischen 

Amtskollegen auch die Kultusminister Ungarns und der Slowakei die Warschauer 

Absichtserklärung zur Gründung des im Kapitel 4 bereits ausführlicher dargestellten ENRS 

(European Network Remembrance and Solidarity). Somit wurden auch diese zwei Länder 

Träger dieses wissenschaftlichen und geschichtspolitischen Projekts (Absichtserklärung 2005; 

Troebst 2008: 4). 

 Am 11. Juni 2005 erhielt František Mikloško, Abgeordneter der KDH und ehemaliger 

Präsident des slowakischen Parlaments den Internationalen Adalbert-Preis der Adalbert-

Stiftung Krefeld im Kuppelsaal des ungarischen Parlaments. Den Preis überreichte der 

ungarische Präsident Ferenc Mádl, die Laudatio hielt Parlamentspräsidentin Katalin Szili. Als 

Teil der Delegation aus der Slowakei waren auch der slowakische Parlamentspräsident Pavol 

Hrušovský und Parlaments-Vizepräsident Béla Bugár anwesend. In seiner Rede aus diesem 

Anlass bat der Preisträger die ungarische Minderheit in der Slowakei ausdrücklich nur im 

eigenen Namen um Vergebung für das ihr nach dem Ende des Zweiten Weltkrieg zugefügten 

Unrecht. Nach der Veranstaltung betonte Parlamentspräsident Hrušovský, es sei noch mehr 

fundierte historische Forschung nötig, um alle Fragen aus den Jahren nach dem Kriegsende 

auch auf politischer Ebene endgültig zu klären. Am folgenden Tag gab SNS-Vorsitzender Ján 

Slota eine Erklärung aus, in der er Mikloško Landesverrat vorwarf und ihn einen „bezahlten 

Agenten der ungarischen Irredenten“ nannte. Am 13. Juni 2005 nannte der slowakische 

Präsident Ivan Gašparovič das ganze Thema der Beneš-Dekrete nicht aktuell, das die Bürger 

letztendlich nicht mehr beschäftige. Die Beneš-Dekrete seien nur in einer gewissen historischen 

Zeit nach dem Sieg über den Faschismus von Bedeutung gewesen. Diese historische Bedeutung 
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müsse man aber auch nachträglich respektieren. Die Vergebungsbitte von Mikloško sei eine 

private Angelegenheit (MTI.hu 2005a; MTI.hu 2005b; Kollai 2021: 212). 

 Am 8. November 2005 reiste Außenminister Ferenc Somogyi nach Bratislava. Nach 

Gesprächen mit Amtskollege Eduard Kukan, Ministerpräsident Dzurinda, Präsident Gašparovič 

und Parlaments-Vizepräsident und SMK-Vorsitzender Béla Bugár meinte er, die ungarisch-

slowakischen Beziehungen sich gut entwickeln, es gebe noch viel Raum für weitere, 

beiderseitig nützliche Kooperation in der Europäischen Union (MTI.hu 2005c). 

 Der neue ungarische Präsident László Sólyom reiste am 8. Dezember 2005 zu einem 

zweitägigen offiziellen Besuch in die Slowakei, die nach Österreich das Ziel seines zweiten 

Auslandsbesuchs war. In Bratislava empfingen ihn Amtskollege Gašparovič, Ministerpräsident 

Dzurinda sowie Parlamentspräsident Hrušovský. Am Nachmittag besuchte der ungarische 

Präsident das einzige ungarischsprachige Gymnasium in der Stadt Bratislava, am Abend 

erfolgte ein Bankett in der Burg. Vor der Presse betonte Präsident Sólyom, dass er das 

Verhältnis zur Slowakei für besonders wichtig halte. Mit den Slowaken verbinde die Ungarn 

eine tausendjährige Geschichte sowie eine vielversprechende zukünftige Kooperation in der 

EU. Bezüglich der problematischen historischen Fragen sei die Verbreitung fundierter 

Kenntnisse über das jeweils andere Land wichtig. Am zweiten Tag des Programms wurde der 

ungarische Präsident zuerst in Trnava empfangen, wo er die historischen Gebäuden der in der 

Kulturgeschichte des Königreichs Ungarn besonders wichtigen alten katholischen Druckerei 

und Universität sowie den Standort der modernen dortigen Universität besuchte. Danach 

erfolgte ein Besuch an der neuen ungarischsprachigen Universität in Komárno und ein Treffen 

mit in der Slowakei lebenden ungarischen Intellektuellen (MTI.hu 2005d; MTI.hu 2005e). 

 Als Zeichen der Anteilnahme nahmen der ungarische Präsident Sólyom sowie 

Verteidigungsminister Ferenc Juhász mit ihren slowakischen Amtskollegen an dem am 26. 

Januar 2006 in Prešov erfolgten Begräbnis der vor einer Woche beim nordungarischen Dorf 

Hejce tödlich verunglückten slowakischen Soldaten teil, die in den internationalen 

Friedenstruppen im Kosovo gedient hatten und mit einem Flugzeug der slowakischen Luftwaffe 

nach ihrem Heimatland unterwegs waren (MTI.hu 2006a). 

 Am 20. Mai 2006 erfolgte ein bedauerlicher Zwischenfall in Bratislava, der in beiden 

Ländern großes Medienecho hervorrief. Drei ungarische Staatsbürger, die als Lehrer bzw. 

Begleiter von Schülergruppen im Dom, in dem damals zahlreiche Herrscher des Königreichs 

Ungarn gekrönt worden waren, den Schülern gerade über die Rolle dieses Ortes in der 

ungarischen Geschichte erzählen, wurden durch Polizisten abgebrochen und mit dem Verdacht, 

sie seien schwarze Fremdenführer, für mehrere Stunden inhaftiert. Nach der Intervention des 
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ungarischen Konsuls wurden sie freigelassen, aber am nächsten Tag wurde ein Verfahren gegen 

sie eingeleitet. Als die ebenfalls im Dom anwesenden anderen ausländischen Gruppen gar nicht 

kontrolliert wurden, hatte die ungarische Gruppe den Eindruck, die Polizisten haben eine 

ungarnfeindliche Motivation gehabt. Der slowakische Botschafter wurde am 22. Mai 2006 

wegen dieses Falles ins Budapester Außenministerium einbestellt. Am folgenden Tag, als die 

bekannte ungarische Band „Omega“ gerade ein Konzert in Bratislava hatte, bat der in der 

Regierung die SMK vertretende Vizeministerpräsident Pál Csáky für den bedauerlichen Fall, 

den er als eindeutig gesetzwidrig verurteilte, um Entschuldigung (MTI.hu 2006b; Kollai 2011). 

 Auf Initiative des Erzbischofs Ungarns Péter Erdő wurde am 29. Juni 2006 ein 

ungarisch-slowakischer Versöhnungsgottesdienst in der Basilika von Esztergom gefeiert. 

Während der völlig zweisprachigen Messe wurden vorher angefertigte Briefe beider 

Bischofskonferenzen mit gegenseitigen Vergebungsbitten in beiden Sprachen vorgelesen und 

auf dem Hauptalter unterzeichnet. Es wurde auch eine Segensbotschaft vom Papst Benedikt aus 

diesem Anlass vorgelesen. Eine Lesung der Messe las der slowakische Botschafter Juraj Migaš 

vor. Die Predigt hielt František Tondra, der Vorsitzende der Slowakischen Bischofskonferenz, 

der dazu aufrief, die negativen Elemente des langen ungarisch-slowakischen Zusammenlebens 

zu vergessen, die positiven Elemente zu bewahren und mit ihnen auch das zukünftige 

Zusammenleben zu bereichern. Diese mit den Regierungen nicht vereinbarte kirchliche 

Initiative im durch die Ungarische Bischofskonferenz zum nationalen „Gebetjahr“ deklarierten 

Gedenkjahr der Revolution von 1956 und des 1456 erfolgten großen Sieges der christlichen 

Verteidiger von Belgrad über die osmanischen Truppen wollte dem historischen Vorbild des 

1965 geschriebenen Briefs der polnischen Bischöfe an ihre deutschen Amtsbrüder folgen. Das 

Medieninteresse war in beiden Ländern eher gering, ein größeres Echo hatte diese Geste nur 

bei den Gläubigen (Magyarkurir.hu 2006; Henrix 2012; Erdő 2012; Tondra 2012).174 

 
174 Aus politischer Sicht kann dieses Ereignis insgesamt als eine verpasste Chance beurteilt werden. Erstens 

erfolgte es einfach leider ziemlich spät. Wäre es zu dieser spektakulären kirchlichen Geste am Anfang der 1990er 

Jahre gekommen, hätte sie höchstwahrscheinlich einen viel größeren gesellschaftlichen Einfluss gehabt. Zweitens 

war der Termin am Ende Juni 2006 politisch äußerst unglücklich. Als die christdemokratische KDH die 

slowakische Regierungskoalition Anfang 2006 verließ, wurde es notwendig, die Wahlen anstatt des ursprünglich 

geplanten Mitte September 2006 schon für Mitte Juni 2006 auszuschreiben (Rákóczi 2017: 17-18). Zum Zeitpunkt 

des Versöhnungsgottesdienstes war die alte slowakische Regierung praktisch nicht mehr aktiv, die neue wurde 

jedoch noch nicht gebildet. Ohne eine sichere Beteiligung ihrer slowakischen Amtskollegen waren die 

Spitzenpolitiker der ungarischen sozialliberalen Koalition, die gerade nicht die besten Kontakte zur katholischen 

Kirche in Ungarn hatten, logischerweise nicht motiviert, an diese religiöse Initiative anzuknüpfen. Die christliche 

Versöhnungsgeste habe aber, so die kirchlichen Initiatoren nachträglich, die gesellschaftlichen Folgen der 

lautstarken ungarisch-slowakischen Konflikte der kommenden Zeit einigermaßen sicherlich gemildert (Erdő 2012; 

Tondra 2012). 
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 Am 11. Juli 2006 reiste der neue slowakische Außenminister Ján Kubiš nach Budapest. 

Die ungarische Hauptstadt war sein erstes Reiseziel. Amtskollegin Kinga Göncz (die Tochter 

des ehemaligen Präsidenten Árpád Göncz) hatte die Bitte, die neue Regierung solle sich von 

allen extremistischen Aussagen der Politiker der Regierungsparteien distanzieren und deutlich 

machen, dass die Regierung diese Meinungen nicht teile. Außenminister Kubiš betonte, die 

slowakische Regierung respektiere die europäischen Werte und sie es auch beweisen würde. 

Bezüglich des Zwischenfalls der ungarischen Touristen vom Mai 2006 versprach der 

slowakische Außenminister, dass die Untersuchung bald zu Ende kommen würde. Es wurde 

beiderseits bestätigt, dass die intensive bilaterale Zusammenarbeit fortgesetzt werden solle 

(MTI.hu 2006c; Petőcz 2009: 70). 

 Kurz danach, am 22. Juli 2006 erschien ein Zeitungsinterview mit dem SNS-

Vorsitzenden Ján Slota in Tschechien, in dem er sagte, dass er die Tschechen beneide, weil sie 

am Ende des Zweiten Weltkriegs die Deutschen loswerden konnten. Diese eindeutig 

ungarnfeindliche Aussage wurde in der folgenden Zeit als Beweis des beängstigenden 

Nationalismus in der neuen slowakischen Regierungskoalition in der ungarischsprachigen 

Öffentlichkeit zitiert (Petőcz 2009: 86; Mesežnikov – Gyárfášová 2013: 33). 

 Am 18. August 2006 nahmen Ministerpräsident Robert Fico und mehrere Minister am 

Empfang des ungarischen Botschafters anlässlich des ungarischen Nationalfeiertags vom 20. 

August in Bratislava teil. Dušan Čaplovič, der auch für die Minderheitenfragen verantwortliche 

stellvertretende Ministerpräsident schrieb sogar einen Brief an den ungarischen Botschafter, in 

dem er diesen Feiertag, den Tag des Stephans, des Heiligen als einen gemeinsamen Feiertag für 

die ganze Region würdigte, denn der Gründer des alten Königreichs Ungarn hatte damals einen 

multiethnischen und multikulturellen Staat gegründet. Es wurde also noch angestrebt, die 

Beziehungen zu Ungarn auch mit den nationalistischen Partnern in der Koalition möglichst 

nicht zu belasten (MTI.hu 2006d; Petőcz 2009: 70). 

 Nur eine Woche später, am 25. August 2006 kam es zu einem Zwischenfall, der die 

Öffentlichkeit in beiden Ländern stark beschäftigte und zu einer Reihe von heftigen Debatten 

führte. Eine junge ethnisch ungarische Studentin namens Hedvig Malina (in slowakischer 

Schreibweise Hedviga Malinová), die in der Stadt Nitra auf der Straße in ihrer Muttersprache 

sprach, wurde verprügelt und musste in einem Krankenhaus behandelt werden. Der Fall wurde 

zuerst als sichtbar gefährliche Folge des schon auf Regierungsebene vertretenen 

ungarnfeindlichen Nationalismus auch in der Slowakei ganz kritisch beurteilt. Am 12. 

September 2006 hielten aber Ministerpräsident Robert Fico und Innenminister Robert Kaliňák 

eine gemeinsame Pressekonferenz, auf der sie veröffentlichten, dass die Polizei aufgrund 
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mehrerer fragwürdigen Einzelheiten des Falles zur Konklusion gekommen sei, die Studentin 

wurde in der Tat gar nicht angegriffen. Die Verbreitung der falschen Geschichte sei ein 

Versuch, die slowakische Regierung zu attackieren. Am folgenden Tag hielten auch Hedvig 

Malina und ihr Anwalt eine Pressekonferenz und widerlegten mehrere Behauptungen des 

Innenministers. Der Fall wurde dann zu einem jahrelangen Thema, und wurde durch die 

Anhänger und die Kritiker der damaligen slowakischen Regierung gegensätzlich beurteilt 

(Tornay 2006: 56-57; Petőcz 2009: 71).175 

 Am 10. Oktober 2006 erfolgte das nächste Treffen der Ministerpräsidenten der 

Visegrád-Gruppe in Visegrád. Ursprünglich war auch ein bilaterales Gespräch zwischen den 

ungarischen und slowakischen Regierungschefs geplant, aber es wurde von ungarischer Seite 

abgesagt. Es wurde damit begründet, dass der slowakische Ministerpräsident nicht bereit war, 

sich von den offen ungarnfeindlichen Äußerungen aus den Reihen seiner Regierungskoalition 

zu distanzieren. Während der gemeinsamen Pressekonferenz des Visegrád-4-Gipfels kam es 

sogar zu einem öffentlichen Wortwechsel zwischen den beiden Ministerpräsidenten. Ferenc 

Gyurcsány unterstrich, dass eine Regierung verantwortlich dafür sei, nach welchen Werten 

regiere bzw. ob sie intolerante Aussagen toleriere. Ein bilaterales Treffen mit dem slowakischen 

Amtskollegen hätte im Moment keinen Sinn gehabt. Robert Fico betonte, er wäre jederzeit 

bereit, mit der ungarischen Regierung konstruktiv zu verhandeln und seine Regierung kämpfe 

gegen jede Form des Extremismus (MTI.hu 2006e; Petőcz 2009: 71). 

 Anlässlich der Feierlichkeiten zum 50. Jahrestag der ungarischen Revolution vom 23. 

Oktober 1956 reiste auch der slowakische Präsident Ivan Gašparovič nach Budapest, wo er am 

Rande des Programms ein Gespräch mit Amtskollege László Sólyom führte. Sie waren sich 

einig, dass die bilateralen Beziehungen verbessert werden sollten und bestätigten, sie würden 

bald gemeinsam Universitäten in beiden Ländern besuchen (MTI.hu 2006f). 

 Am 29. Oktober 2006 nahm der ungarische Präsident László Sólyom an den 

Gedenkfeierlichkeiten in Košice anlässlich der gerade vor 100 Jahren erfolgten Neubestattung 

des im türkischen Exil verstorbenen Fürsten Ferenc Rákóczi im Dom dieser damals zum 

Königreich Ungarn gehörenden Stadt teil. In seiner kurzen Ansprache vor den Teilnehmern des 

festlichen Zugs in der Innenstadt bedankte sich Präsident Sólyom für die Einladung bei dem 

Oberbürgermeister von Košice, und unterstrich die gemeinsamen Werte der Ungarn und der 

 
175 Die Fahndungen, mehrmals mit fragwürdigen Methoden, dauerten lange Jahre und Hedvig Malina wurde als 

Angeklagte betrachtet. Die Ministerpräsidentin zwischen 2010 und 2012 Iveta Radičová bat sie um 

Entschuldigung für die Erniedrigungen seitens des Staates. Nachdem Robert Fico 2012 wieder zum 

Ministerpräsidenten gewählt worden war, leitete die Staatsanwaltschaft gegen Hedvig Malina ein neues Verfahren 

ein. 2014 entschied sie, mit ihrer Familie in Ungarn zu niederlassen (Élő 2014). 
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Slowaken sowohl in der Zeit des Fürsten Rákóczi als auch in der Gegenwart in der 

Europäischen Union. Im Dom erfolgte eine zweisprachige Messe und die Gäste legten Kränze 

beim Grab des Fürsten nieder (MTI.hu 2006g; Sólyom 2010: 161). 

Die beiden Präsidenten nahmen am 16. und am 17. November 2006 an öffentlichen 

Gesprächen mit Studierenden an der Matej-Bel-Universität in Banská Bystrica bzw. an der 

Katholischen Péter-Pázmány-Universität in Piliscsaba teil. Das deklarierte Ziel des Programms 

war, den Studierenden als im Hochschulunterricht tätigen Intellektuellen unabhängig von der 

Tagespolitik zu begegnen. Nach den einleitenden Referaten der Präsidenten hatten auch die 

Studierenden Möglichkeit, Fragen zu stellen. Präsident Sólyom unterstrich die 

jahrtausendelange gemeinsame Geschichte der beiden Völker, deren Kulturen und Mentalitäten 

verständlicherweise so ähnlich sind und die heute gleichberechtigte Verbündeten in der EU und 

NATO sind. Nach Sólyom könnte das exzellente schwedisch-finnische Verhältnis ein gutes 

Vorbild für die Ungarn und die Slowaken sein. Er betonte, er sei froh, wenn Slowaken gewisse 

Landschaften oder bekannte Künstler in Ungarn mögen. Auch ihm stehen viele Orte und 

Menschen aus der heutigen Slowakei besonders nahe. Auch Präsident Gašparovič betonte die 

aus der langen gemeinsamen Geschichte stammenden Ähnlichkeiten der beiden Völker, die 

auch die Gastronomie oder die Volkslieder bestätigen. Beide Staatsoberhäupter plädierten für 

eine vertiefte Zusammenarbeit mit bedeutenden grenzüberschreitenden Projekten sowie die 

Verbreitung fundierter Kenntnisse über die jeweils andere Kultur und Sprache. Hierbei sollte 

die nächste Generation eine besonders aktive Rolle haben. Die Atmosphäre war an beiden 

Universitäten ausdrücklich freundschaftlich, die Zuhörerschaft klatschte lang Beifall (MTI.hu 

2006h; Sólyom 2010: 81-88). 

Am 21. April 2007, gerade während eines dreitätigen Besuchs der ungarischen 

Parlamentspräsidentin Katalin Szili in der Slowakei wurde das vor vier Jahren in Bratislava 

wiederaufgestellte Petőfi-Denkmal stark beschädigt. Aus den am ungarischen Nationalfeiertag 

15. März niedergelegten Kranzen wurde vor dem beschädigten Denkmal ein Doppelkreuz, das 

nationale Symbol der Slowakei aufgestellt. Die beiden Parlamentspräsidenten, Pavol Paška und 

Katalin Szili, die sich am 22. April 2007 in Košice trafen, verurteilten die Aktion einheitlich. 

Sie betonten, die Beseitigung der Spannungen in den bilateralen Beziehungen sei beiderseits 

angestrebt (MTI.hu 2007a). 

Anlässlich des 260. Jubiläums der Niederlassung der slowakischen Siedler aus den 

nördlichen Gebieten des damaligen Königreichs Ungarns in Pilisszentkereszt bei Budapest am 

2. Juni 2007 empfing Parlamentspräsidentin Szili den slowakischen Präsidenten Gašparovič 

und begrüßten gemeinsam die Teilnehmer des Festes. Beide würdigten das gegenseitig 
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bereichernde ungarisch-slowakische Zusammenleben in Pilisszentkereszt und plädierten für 

mehr Verständnis und Geduld im aktuellen bilateralen politischen Verhältnis (MTI.hu 2007b). 

Am 18. Juni 2007 fand ein Treffen der Ministerpräsidenten der Visegrád-Gruppe in 

Bratislava statt. Aus diesem Anlass hatten der ungarische Ministerpräsident Ferenc Gyurcsány 

und sein slowakischer Amtskollege Robert Fico auch ein bilaterales Gespräch und 

unterzeichneten ein Abkommen über ein gemeinsames ungarisch-slowakisches 

Arbeitsprogramm unter dem Titel „Common Past, Common Future – in the Mirror of Common 

Projects“. In diesem Programm wurden mehrere konkrete Maßnahmen aufgelistet, die in der 

aktuellen gespannten Lage die Entwicklung der Beziehungen mit gegenseitig nützlichen 

Initiativen voranbringen sollten. Neben grenzüberschreitenden Verkehrsprojekten und der 

Verstärkung der staatlichen Unterstützung für die wissenschaftliche und kulturelle Kooperation 

wurde auch die Gründung eines gemeinsamen jährlichen Preises für die bedeutendste 

Verdienste um die Entwicklung der ungarisch-slowakischen Beziehungen vorgesehen. 

Außerdem wurde die Slowakisch-Ungarische Gemischte Historikerkommission gebeten, einen 

im Geschichtsunterricht beider Länder anwendbaren gemeinsamen Sammelband über die 

komplexen Fragen der gemeinsamen Vergangenheit vorzubereiten. Für das Projekt wurde eine 

gleich große Förderung von beiden Regierungen versprochen (MTI.hu 2007c; Hamberger 

2010: 22; Szarka 2014: 177-178).176 

Am 19. August 2007 nahm der ungarische Präsident László Sólyom gemeinsam mit 

SMK-Vorsitzenden Pál Csáky an der örtlichen Feier anlässlich des ungarischen 

Nationalfeiertags im mehrheitlich von Ungarn bewohnten Dorf Diakovce (ung. Deáki) in der 

Slowakei teil. In seiner Rede betonte Präsident Sólyom, dass die verbindliche Einhaltung der 

Rechtsvorschriften und Normen der EU für die ganze Region wichtig sei. Niemand dürfe 

aufgrund ihrer Herkunft oder Muttersprache diskriminiert werden. Falls Staatsoberhäupter ihrer 

Mutterländer die Gemeinden der Minderheiten in Ungarn besuchen, wie es Präsident 

Gašparovič neulich in Pilisszentkereszt getan hatte, seien sie selbstverständlich immer gerne 

gesehen. Solche Besuche sollten überall als natürlich betrachtet werden (MTI.hu 2007d; 

Sólyom 2010: 164). 

 
176 Der geplante Band wurde zwischen Anfang 2008 und Ende 2013 mit einer aktiven Mitarbeit von mehr als 30 

Historikern aus beiden Ländern angefertigt und es wurde vorgesehen, ihn im Jahre 2014 gleichzeitig in beiden 

Sprachen auszugeben (Šutaj 2014: 15-17; Szarka 2014: 159-160). Aufgrund des Mangels an dem nötigen 

Einverständnis zwischen allen Lektoren bzw. den für die Unterstützung des Projekts verantwortlichen Ministerien 

wurde der Band in der ursprünglich geplanten Form letztendlich nicht veröffentlicht. Mehrere Teile erschienen 

aber später in anderen Publikationen. 
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An der am 3. September 2007 erfolgten Feier zur Eröffnung des akademischen Jahres 

der ungarischsprachigen Universität in Komárno nahmen die beiden Parlamentspräsidenten 

Katalin Szili und Pavol Paška sowie stellvertretender Ministerpräsident der Slowakei Dušan 

Čaplovič teil, die in ihren Ansprachen die Entwicklung der Universität bzw. ihre Mittlerrolle 

zwischen den beiden Hochschullandschaften würdigten (MTI.hu 2007e). 

Am Anfang September 2007 wurde bekannt, dass das slowakische Parlament noch bis 

Ende des Monats auf Initiative der SNS die Unantastbarkeit der Beneš-Dekrete in einem 

Beschluss deklarieren würde. Der diesbezügliche Antrag der SNS war offen mit der im Sommer 

mehrmals wiederholten Forderung der SMK, die Dekrete endgültig aufzuheben und den noch 

lebenden Betroffenen eine symbolische Entschädigung zu zahlen, begründet. Nach der SNS 

sollte die Bestätigung der Dekrete durch das Parlament solchen „Provokationen“ rechtlich ein 

Ende setzen. Als Gegenreaktion kündigte die SMK am 7. September 2007 an, dass sie bald 

einen Entwurf unter dem Titel „Gemeinsam und ehrlich“ einer ungarisch-slowakischen 

Versöhnungsdeklaration an beide Parlamentspräsidenten und alle Fraktionen der beiden 

Parlamente senden würde. Im Dokument, das gleichzeitig am Europatag im Mai 2008 in den 

beiden Parlaments feierlich verabschiedet werden sollte, sollte gegenseitig für das in den letzten 

150 Jahren dem jeweils anderen Volk zugefügten Unrecht um Vergebung gebeten und somit 

die ungarisch-slowakischen historischen Debatten endgültig geschlossen werden. Nach dem 

Koalitionsrat vom 10. September 2007 lehnten Robert Fico, Ján Slota und Vladimír Mečiar die 

SMK-Initiative einheitlich ab. Ministerpräsident Fico meinte, der Vorschlag sei eine Frechheit 

und er habe keine Ahnung, wofür die Slowaken die Ungarn um Vergebung bitten sollten. Am 

14. September 2007 gaben alle fünf im ungarischen Parlament vertretenen Parteien eine 

Erklärung aus, in der sie den Vorschlag der SMK befürworteten und ihre Enttäuschung 

aufgrund der raschen Ablehnung seitens der slowakischen Regierungsparteien zum Ausdruck 

brachten (MTI.hu 2007f; MTI.hu 2007g; MTI.hu 2007h). 

Am 20. September 2007 wurde der von SNS initiierte Beschluss mit überwiegender 

Mehrheit, nur mit einer Einhaltung und den Gegenstimmen der vollständigen SMK-Fraktion, 

verabschiedet. Der Beschluss, obwohl in der Präambel das Prinzip der Kollektivschuld im 

Allgemeinen abgelehnt wurde, bestätigte, dass die auf den Beneš-Dekreten basierenden Rechts- 

und Eigentumsverhältnisse als Teil der gesamten europäischen Nachkriegsordnung unantastbar 

und unabänderlich seien (MTI.hu 2007i; Kollai 2007: 95; Kollai 2021: 199). 

Die ungarische Öffentlichkeit und die Politiker reagierten stark empört, in den 

folgenden Tagen wurden mehrere aktuellen offiziellen Programme mit slowakischen Partnern 
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abgesagt und der slowakische Botschafter wurde ins Budapester Außenministerium einbestellt 

(MTI.hu 2007j). 

Am 2. Oktober 2007 reiste Präsident Sólyom auf einer schon vor 20. September 2007 

erhaltenen Einladung eines kulturellen Vereins nach Komárno. Nach Besuchen in mehreren 

kulturellen Einrichtungen und einem Gespräch mit führenden SMK-Politikern hatte er auch 

eine Begegnung mit den Studierenden der Selye-Universität. Sowohl während des Programms 

an der Universität als auch auf der Pressekonferenz danach kritisierte Sólyom die Bestätigung 

der Beneš-Dekrete. Ein solches „politisches Manöver“ stehe im Gegensatz zu den geltenden 

europäischen Normen. Er erinnerte daran, dass Ungarn nach der Wende alle diskriminierenden 

Rechtsvorschriften aus den 1930er und 1940er Jahren für ungültig erklärt hatte. Da das 

slowakische Parlament am Anfang der 1990er Jahren die Juden und die Deutschen um 

Verzeihung gebeten hatte, sei es ihm unklar, warum es gegenüber den Ungarn zu keiner 

ähnlichen Geste bereit ist. Auf seiner Pressekonferenz nach der Regierungssitzung am 

folgenden Tag sprach Ministerpräsident Fico auch den Besuch des ungarischen Präsidenten 

Komárno an. Er hätte erwartet, während eines Privatbesuchs die offiziellen Organe des 

Gastlandes nicht zu politisch attackieren. Die slowakische Regierung als Regierung eines 

unabhängigen Landes dürfe es den ungarischen Würdenträgern nicht mehr erlauben, sich in der 

Südslowakei so zu verhalten, als ob sie in Nordungarn wären. In einem ähnlichen Fall könne 

es zu einem Eintrittsverbot kommen. Wegen des kritisierten Besuchs am vorigen Tag wurde 

der ungarische Botschafter ins Außenministerium einbestellt (MTI.hu 2007k; MTI.hu 2007l; 

Sólyom 2010: 93-95). 

Am 26. Oktober 2007, anlässlich des 100. Jahrestags der Tragödie von Černová, die als 

die bedeutendste Gewalttat gegen die Slowaken im alten Königreich Ungarn gilt und somit eine 

wichtige Rolle im nationalen Gedächtnis hat, hielt das slowakische Parlament eine 

Sondersitzung. Hier wurde an die Ereignisse vor 100 Jahren mit einer Erklärung erinnert und 

die Verdienste von Andrej Hlinka, des damals zum Gefängnis verurteilten slowakischen 

Aktivisten und späteren führenden Politikers der Zwischenkriegszeit in einem Gesetz 

gewürdigt (Kollai 2007: 95). Am 27. Oktober 2007, am runden Jahrestag fand eine ganztägige 

Gedenkveranstaltung am Ort der Tragödie statt mit der (nicht gleichzeitigen) Teilnahme von 

Präsident Gašparovič, Ministerpräsident Fico und SNS-Vorsitzender Ján Slota statt. Der 

Ministerpräsident nannte die damaligen Opfer „als Slowaken gefallene Helden“. Ján Slota 

sprach über „Opfer des großungarischen Chauvinismus“, der auch heute Anhänger in Ungarn 

habe und den die Politiker der SMK in der Slowakei vertreten. Am Ende der Veranstaltung 

wurde eine Erklärung per Handzeichen der Anwesenden verabschiedet, die die Ungarn wegen 
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den Slowaken zugefügten Leiden zur Reue und Entschädigung aufforderte (MTI.hu 2007m; 

MTI.hu 2007n; Petőcz 2009: 75). 

Die beiden Außenminister Kinga Göncz und Ján Kubiš trafen sich am 16. November 

2007 in Štúrovo, um über die aktuellen Fragen der bilateralen Beziehungen zu sprechen. Die 

ungarische Ministerin betonte auch dieses Mal, dass man in einer Koalitionsregierung auch für 

das Handeln und die Kommunikation der Koalitionspartner mitverantwortlich sei. Die 

slowakische Regierung sollte auch mit der SMK einen konstruktiven Dialog führen. Ihr 

slowakischer Amtskollege unterstrich, die slowakische Regierung lehne jedwede 

Diskriminierung der Minderheiten in der Slowakei ab. Beide waren sich einig, dass die 

Probleme aus der Vergangenheit überwunden werden sollten. Eine sehr gute Zusammenarbeit 

sei eine Erwartung von beiden Gesellschaften. Als Zeichen der praktischen Kooperation wurde 

ein Abkommen über den Wiederaufbau von zwei Brücken über dem Grenzfluss Ipoly / Ipeľ 

unterzeichnet (MTI.hu 2007o).177 

Anlässlich der Erweiterung des Schengen-Raums fand am 22. Dezember 2007 eine 

österreichisch-ungarisch-slowakische gemeinsame Feier beim auch der Slowakei nahe 

liegenden österreichisch-ungarischen Grenzübergang zwischen Nickelsdorf und Hegyeshalom 

statt. Nach den drei Nationalhymnen hielten die beiden Ministerpräsidenten Ferenc Gyurcsány 

und Robert Fico, der österreichische Innenminister Günther Platter, der Präsident der 

Europäischen Kommission José Manuel Barroso sowie der portugiesische Ministerpräsident 

José Sócrates, der die aktuelle portugiesische EU-Ratspräsidentschaft vertrat, kurze 

Ansprachen, in den sie die historische Bedeutung dieses Ereignisses würdigten. Am Ende der 

Veranstaltung wurde eine Gedenksäule gemeinsam enthüllt und die Europahymne gespielt 

(MTI.hu 2007p). 

Am 7. April 2008 eröffneten der Chef des Amtes des ungarischen Ministerpräsidenten 

Péter Kiss und der stellvertretende Ministerpräsident der Slowakei Dušan Čaplovič gemeinsam 

eine der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit gewidmete Tagung in Bratislava und 

unterstrichen die beiderseitige Absicht, die für beide Länder nutzbringende Zusammenarbeit 

voranzubringen. Am Nachmittag enthüllten sie gemeinsam eine neue zweisprachige 

 
177 Vor dem Ersten Weltkrieg standen noch etwa 50 Brücken über diesem schmalen Fluss. Nachdem der Fluss zur 

ungarisch-tschechoslowakischen Staatsgrenze geworden war, durfte man den Fluss über die meisten Brücken nicht 

mehr frei durchqueren. Als zwischen 1938 und 1945 die ganze Gegend wieder zu Ungarn gehörte, war der Verkehr 

erneut frei.  In der Endphase des Zweiten Weltkriegs wurden die meisten Brücken zerstört bzw. beschädigt und 

als der Fluss wieder zur Staatsgrenze wurde, endgültig geschlossen. Als die Gegend immer noch mehrheitlich von 

Ungarn bewohnt ist, sind die slowakischen Nationalisten gegen den Wiederaufbau bzw. die Wiedereröffnung 

dieser Brücken. Anfang 2008 argumentierte Ján Slota gegen die neuen Brücken über dem Grenzfluss damit, dass 

über sie eines Tages die ungarischen Panzer kommen würden (Hamberger 2008b: 8; Mesežnikov – Gyárfášová 

2013: 333). 
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Gedenktafel des gerade vor 125 Jahren geborenen bekannten ungarischen Dichters Gyula 

Juhász in der nordwestslowakischen Kleinstadt Skalica, wo der Dichter zwischen 1911 und 

1913 als Lehrer eines Gymnasiums tätig war und zahlreiche Gedichte schrieb (MTI.hu 2008a). 

Am 14. Mai 2008 wurde der ungarische, am 15. Mai 2008 der slowakische Botschafter 

ins Außenministerium in Bratislava bzw. in Budapest einbestellt. Beide Maßnahmen wurden 

mit inakzeptablen Aussagen begründet. Am 13. Mai 2008 sprach Kinga Göncz über den 

Rechtsradikalismus im ungarischen Parlament. Ein großer Unterschied zwischen Ungarn und 

der Slowakei sei in ihrer Auffassung die Tatsache, dass währenddessen die ungarische 

Regierung die extremistischen Gruppierungen wie die Jobbik-nahe „Ungarische Garde“ 

eindeutig verurteile, sei die SNS in der Slowakei an der Regierungskoalition beteiligt. SNS-

Vorsitzender Ján Slota bezeichnete kurz davor, am 10. Mai 2008 in Anwesenheit von 

Ministerpräsident Fico den ersten König des Königreichs Ungarn, Stephan, den Heiligen als 

einen „Clown auf dem Pferd“. Am 6. Juni 2008 nannte Ján Slota die ungarische 

Außenministerin eine „Frau mit strubbeligen Haaren“, die mehr um ihr Aussehen kümmern 

sollte, anstatt seine Partei unbegründet mit den ungarischen Rechtsextremisten zu vergleichen. 

Kurz danach bat das slowakische Außenministerium in einer Erklärung um Entschuldigung für 

diesen Stil, den auch stellvertretender Ministerpräsident Dušan Čaplovič verurteilte. Er 

kritisierte gleichzeitig die slowakischen Oppositionsparteien, die leider auch keine guten 

Koalitionspartner wären. (MTI.hu 2008b; MTI.hu 2008c). 

Der ungarische Kanzleichef Péter Kiss und stellvertretender Ministerpräsident der 

Slowakei Dušan Čaplovič nahmen am 5. Juli 2008 an den Feierlichkeiten zum Tag der 

Slowaken in Ungarn in Pilisszántó bei Budapest teil. Aus diesem Anlass betonten sie beide, die 

Gutnachbarschaft und die praktische Kooperation seien weiterhin angestrebt. Ein baldiges 

Treffen der beiden Ministerpräsidenten werde vorbereitet (MTI.hu 2008d). 

Anlässlich des 40. Jahrestags des Einmarsches der Truppen der Länder des Warschauer 

Paktes in die Tschechoslowakei, an dem damals auch Ungarn beteiligt war, fand am 21. August 

2008 eine Gedenkveranstaltung vor dem Budapester „Haus des Terrors“ Museum in 

Anwesenheit der tschechischen und slowakischen Botschafter statt. In seiner Gedenkrede 

würdigte Präsident László Sólyom die damaligen politischen Reformen in der 

Tschechoslowakei, die gemeinsam mit der ungarischen Revolution 1956 und den polnischen 

Ereignissen in den 1980er Jahren eine bedeutende Rolle im Zerfall des Kommunismus hatte. 

Als Ungarns Staatsoberhaupt sprach er sein tiefes Bedauern über Ungarns Teilnahme an der 

militärischen Operation vor 40 Jahren aus und würdigte alle Einzelpersonen die damals den 

Mut hatten, gegen sie offen zu protestieren (MTI.hu 2008e; Lakner et al. 2019: 157). 
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Péter Kiss und Dušan Čaplovič reisten am 23. August 2008 nach Tvrdošovce (ung. 

Tardoskedd). In diesem mehrheitlich von Ungarn bewohnten Dorf nahmen sie an der Feier 

anlässlich des Tages des Königs Stephan, des Heiligen und legten Kränze vor seinem dortigen 

Denkmal nieder. Es wurde auch dieses Mal betont, die gemeinsamen Projekte werden 

vorangebracht und das Treffen der Ministerpräsidenten würde bald erfolgen (MTI.hu 2008f). 

Am 13. September 2008 reisten Präsident Sólyom und Präsident Gašparovič aus 

Piešťany, wo sie an einem Gipfel der Präsidenten der Visegrád-Länder teilgenommen hatten, 

gemeinsam nach Nitra, um an der dortigen Universität ein ähnliches Programm mit den 

Studierenden zu haben wie im November 2006 in Banská Bystrica und Piliscsaba. Besonders 

angesprochenes Thema war dieses Mal die Lage der Minderheiten in beiden Ländern. Die 

Präsidenten waren sich einig, dass die Angehörigen der Minderheiten loyale Staatsbürger sein 

müssen, währenddessen der Staat ihre Sprache und Kultur respektieren und fördern müsse 

(MTI.hu 2008g). 

Am 14. September 2008 attackierte Ján Slota die SMK aufgrund der Teilnahme der 

Partei an der am 12.-13. September 2008 erfolgten Budapester Tagung des seit 2003 

bestehenden konsultierenden Forums der ungarischen Abgeordneten aus allen Teilen des 

Karpatenbeckens. Dieses Forum des ungarischen Parlaments diene einem großungarischen 

chauvinistischen politischen Kurs, und sei somit nicht nur für die territoriale Einheit der 

Slowakei, sondern für ganz Europa gefährlich. Wegen der Beteiligung der SMK sollte die Partei 

im slowakischen Parlament zur Verantwortung gezogen werden (MTI.hu 2008h). 

Außenministerin Kinga Göncz bestellte den slowakischen Botschafter am 2. Oktober 

2008 persönlich ins Ministerium ein und konfrontierte ihn mit mehreren aus ungarischer Sicht 

problematischen Themen. Das symbolisch wichtigste Hauptthema war die Frage gewisser 

staatlich angenommenen ungarischsprachigen Lehrbücher für die ungarische Minderheit in der 

Slowakei, in deren neuen Ausgaben die Ortsnamen der Slowakei im ungarischen Fließtext auf 

Slowakisch standen. Diese Veränderung initiierte zur SNS gehörende Unterrichtsminister mit 

der Begründung, es seien schon fast 90 Jahren seit Trianon vergangen, also auch die Ungarn 

sollten schon die slowakischen Ortsnamen benutzen. Wer Interesse für die ungarischen Namen 

hat, findet immer noch ein Register am Ende der Lehrbücher. Die ungarische Ministerin 

unterstrich, der slowakische Ministerpräsident sei verantwortlich dafür, welche Parteien an der 

Regierungskoalition beteiligt sein und mit ihrer Tätigkeit eine minderheitenfeindliche 

Atmosphäre schaffen können. Eine offizielle slowakische Reaktion zu den angesprochenen 

Themen wurde bis zur folgenden Woche gebeten. Kurz darauf reagierte das slowakische 

Außenministerium mit einer Erklärung, in der es sowohl den Stil als auch die Behauptungen 
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von der ungarischen Seite als inakzeptabel bezeichnete. Am folgenden Tag wurde auch der 

ungarische Geschäftsträger ins Außenministerium in Bratislava einbestellt. Ministerpräsident 

Fico verurteilte auf einer Pressekonferenz das ungarische Ultimatum gerade 70 Jahre nach 

einem anderen Ultimatum (d. h. dem Münchner Abkommen). Nach Fico haben alle ungarischen 

Regierungen seit 1993 einen gegenüber der Slowakei feindlichen Kurs verfolgt. Die ungarische 

Regierungspolitik sei für die Stabilität der ganzen Region gefährlich. Das konfrontative 

ungarische Verhalten sei durch den Misserfolg der Regierenden motiviert. Gleichzeitig sei die 

Slowakei, in der es Ordnung sei, die Wirtschaft boome und ab 2009 sogar der Euro eingeführt 

werde, viel erfolgreicher. Bezüglich der Ortsnamen könne der Staat von allen Staatsbürgern 

erwarten, perfekt Slowakisch zu sprechen und somit auch die slowakischen Ortsnamen zu 

kennen. Es sei nicht in Ordnung, den Namen Bratislava nicht zu kennen, weil jemand auf 

Ungarisch immer nur „Pozsony“ sage (MTI.hu 2008i; Hamberger 2008b: 10-11; Petőcz 2009: 

78-79). 

Am 5. Oktober 2008 enthüllte SNS-Parteichef Ján Slota ein neues großes Doppelkreuz 

im ostslowakischen Pavlovce. Dieses slowakische Nationalsymbol hatte ihre Partei schon in 

mehreren Kleinstädten und Dörfern aufgestellt. In Pavlovce lehnte auch Slota das „Ultimatum“ 

der ungarischen Außenministerin ab. Sie sei eine „Jammergestalt“, die nicht zum Absatz des 

slowakischen Ministerpräsidenten hinaufreiche und nun die slowakische Nation bedrohe. Aus 

Budapest dürfe man keinen Druck akzeptieren. Ihren Zuhörern versprach der Parteichef auch, 

in Zukunft viele ähnlichen Doppelkreuze entlang der Grenze zu Ungarn aufzustellen. Somit 

soll die aus Ungarn Kommenden wissen gelassen werden: sie seien in der Slowakei und nicht 

im „Oberland“ (MTI.hu 2008j; Petőcz 2009: 86-87). 

Nach dem slowakischen Koalitionsrat vom 20. Oktober 2008 bestätigte 

Ministerpräsident Fico, dass die neuen Lehrbücher für die ungarische Minderheiten nicht 

verändert und die SMK wegen der Teilnahme am Budapester Forum des ungarischen 

Parlaments in einem slowakischen Parlamentsbeschluss bald verurteilt werden sollen. Heute 

siehe man „auf unsere ungarischen Freunde“ in der Slowakei von oben, da man in Ungarn 

sowohl wirtschaftlich als auch im sozialen und finanziellen Bereich einfach alles „vermasselt“ 

habe (MTI.hu 2008k). 

In dieser sowieso offen feindlichen Atmosphäre kam es am 1. November 2008 nach 

1992 erneut zu einem Fußballspiel in der Slowakei, dieses Mal im Stadion der mehrheitlich von 

Ungarn bewohnten Dunajská Streda, wo der lokale Verein DAC gegen den Slovan Bratislava 

spielte, bei dem die Polizisten aus nicht endgültig geklärten Gründen zahlreiche ungarischen, 

teilweise aus Ungarn mit ungarischen Fahnen und riesigen großungarischen Transparenten 
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gekommenen Fans verprügelten. Es wurde mehrere Dutzende Menschen verletzt und 

anfänglich wurde auch die falsche Nachricht verbreitet, dass jemand sogar verstorben war. Der 

„Fußballkrieg“ löste heftige Reaktionen auch außer den offiziellen Protesten aus. Noch am 

gleichen Abend demonstrierten zahlreiche Fans vor der Budapester Botschaft der Slowakei und 

zündeten eine slowakische Fahne vor den Kameras an. Im Laufe der nächsten Woche folgten 

noch weitere durch Rechtsradikalen organisierte Demonstrationen vor der Botschaft 

(Hamberger 2008b: 4-5; Lendvai 2010: 134-135). 

Mit den Stimmen der zur Regierungskoalition gehörenden Abgeordneten verurteilte am 

4. November 2008 das slowakische Parlament in einem Beschluss die SMK wegen ihrer 

Teilnahme an der Arbeit des bereits erwähnten Forums des ungarischen Parlaments. In der 

Debatte beschuldigte die Vizepräsidentin der SNS Anna Belousovová die ungarische SMK an 

der Verwirklichung Ungarns strategisches Ziels, Großungarn zu restaurieren, beteiligt zu sein. 

Stellvertretender Ministerpräsident Dušan Čaplovič forderte die SMK auf, auf die Hoffnung zu 

verzichten, aus der Slowakei „einen neuen Kosovo“ machen zu können (Hamberger 2008b: 11; 

MTI.hu 2008l). 

Am 8. November 2008 reisten 28 Mitglieder einer ungarischen rechtsradikalen 

Gruppierung aus Nyíregyháza nach Kráľovský Chlmec (ung. Királyhelmec), einer mehrheitlich 

von Ungarn bewohnten Kleinstadt gerade an der Grenze zu Ungarn in der Slowakei, um dort in 

Uniformen, die den der Rechtsextremisten der 1930er und 1940er Jahren ähnelten, an den vor 

70 Jahren erfolgten Ersten Wiener Schiedsspruch, in dessen Sinne damals auch diese Kleinstadt 

Ungarn zurückgegeben worden war, zu erinnern. Die slowakischen Polizisten nahmen die 

Gruppe fest und am Abend hielten Ministerpräsident Fico, Innenminister Kaliňák sowie 

Außenminister Kubiš gemeinsam eine außerordentliche Pressekonferenz. Sie alle verurteilten 

den Fall und versicherten, es würde ungarischen Nazis nicht erlaubt sein, auf dem Gebiet der 

Slowakei zu marschieren und ihre Propaganda zu verbreiten (MTI.hu 2008m; Petőcz 2008: 88). 

 Nach der obigen Vorgeschichte erfolgte das seit langem vorbereitete Treffen der beiden 

Ministerpräsidenten Ferenc Gyurcsány und Robert Fico am 15. November 2008 im Rathaus 

von Komárno. Sie gaben eine gemeinsame Erklärung aus, in der sie jedwede radikale Ideologie 

verurteilten, die Schätzung der Minderheiten unterstrichen und ihr Engagement, die 

gutnachbarschaftliche Kooperation auch im Sinne des im Juni 2007 angenommenen Programm 

voranzubringen. Ferenc Gyurcsány schlug sechs konkrete Maßnahmen vor, um die Lage der 

Minderheiten in beiden Ländern zu verbessern. Auf der gemeinsamen Pressekonferenz betonte 

Ministerpräsident Fico, dass aus der Slowakei keine Gruppen in faschistischen Uniformen nach 

Ungarn reisen und ungarische Fahnen brennen. Sein ungarischer Amtskollege unterstrich, es 
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sei wichtig, den Unterschied zwischen marginalen Gruppierungen und Tätigkeiten einer 

Regierungspartei zu sehen. Robert Fico reagierte damit, dass die Bildung der slowakischen 

Regierungskoalition ein Ergebnis demokratischer Wahlen gewesen sei. Völlig anders beurteilt 

wurde das Verhalten der Polizei in Dunajská Streda bzw. die Teilnahme der SMK am Forum 

des ungarischen Parlaments. Am Ende wurde betont, es sei wichtig, den Dialog fortzusetzen 

und gegen den Extremismus aufzutreten (MTI.hu 2008n; Hamberger 2010: 22). 

 Am folgenden Tag nahmen Ministerpräsident Fico, Präsident Gašparovič sowie 

Parlamentspräsident Paška an einem slowakischen Fernsehprogramm teil, dessen Hauptthema 

das Treffen von Komárno war. Ministerpräsident Fico meinte, Ungarn habe die größere 

Verantwortung für die Probleme der bilateralen Beziehungen. Es sei nicht die Slowakei, die 

„Faschismus in andere Länder exportiert“. Außerdem sei er Regierungschef eines Landes mit 

einer stabilen Wirtschaft und gutem sozialen System. Ab Januar führe das Land sogar den Euro 

ein. Ferenc Gyurcsánys Ungarn befinde sich gleichzeitig in einer katastrophalen Lage, brauche 

Kredite aus aller Welt. Die Gäste des Programms waren sich einig, die Reaktion der Polizei in 

Dunajská Streda sei angemessen gewesen (MTI.hu 2008o). 

 Am 3. Dezember 2008 lehnte Ministerpräsident Fico die Vorschläge von Amtskollege 

Gyurcsány bezüglich der Minderheiten, u. a. die Idee, den Gebrauch der im jeweils anderen 

Land akzeptierten Lehrbücher automatisch zu erlauben, öffentlich ab. Das slowakische 

Parlament novellierte an diesem Tag das Unterrichtsgesetz im Sinne, dass die Ortsnamen in den 

Lehrbüchern der Minderheiten zweisprachig geführt werden dürfen. Die slowakische Version 

muss im Fließtext in einer Minderheitensprache in Klammern dabei sein. Diese Entscheidung 

begrüßten auch die zwei Parlamentspräsidenten Szili und Paška, die sich an diesem Tag in 

Komárno trafen (MTI.hu 2008p). 

 Kurz danach, am 6. Dezember 2008 erfolgte ein Treffen der beiden Präsidenten Sólyom 

und Gašparovič in Nové Zámky. Das deklarierte Ziel des Gesprächs war, den Hintergrund der 

aktuellen Konflikte zu klären. Präsident Sólyom betonte, die ungarnfeindlichen Ausfälle in der 

slowakischen Regierungskoalition seien bedenklich. Beide Präsidenten verurteilten alle 

Formen des Extremismus in beiden Ländern. Der kontinuierliche Dialog sei angestrebt, 

Missverständnisse sollten bereinigt werden (MTI.hu 2008q). 

 Am 15. Dezember 2008 trafen sich die beiden Außenminister Göncz und Kubiš in 

Budapest. Beraten wurde der Stand der Durchführung des gemeinsamen Arbeitsprogramms der 

beiden Regierungschefs vom Juni 2007, die weiterhin fortgesetzt werden sollte. Am Ende 

dieses Treffens unterzeichneten die beiden Minister ein Abkommen über die Gründung des 

vorgesehenen gemeinsamen Preises namens „Gutnachbarschaft und Verständnis“, der ab 2009 
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jedes Jahr einer ungarischen und einer slowakischen Persönlichkeit oder Organisation verliehen 

werden solle, die besonders viel für die Entwicklung der bilateralen Beziehungen tun bzw. 

getan haben (MTI.hu 2008r; Hamberger 2010: 25). Später an diesem Tag wurde im ungarischen 

Parlament auf Initiative des Fidesz eine Erklärung mit großer Mehrheit angenommen, in der 

das ungarische Parlament die Besorgnis aufgrund der ungarnfeindlichen Töne und 

Entwicklungen in der Slowakei zum Ausdruck brachte und alle radikalen Ideologien verurteilte 

(MTI.hu 2008s). 

 Am 19. Januar 2009 nahmen die beiden Präsidenten Sólyom und Gašparovič sowie 

stellvertretender Ministerpräsident Čaplovič an der Feier anlässlich des fünfjährigen Bestehens 

der Selye-Universität in Komárno teil. Beide Staatsoberhäupter würdigten die Vermittlerrolle 

der ungarischsprachigen Universität und plädierten für eine verstärkte ungarisch-slowakische 

Zusammenarbeit (MTI.hu 2009a). 

 Der neue slowakische Außenminister Miroslav Lajčák reiste kurz nach seinem ersten 

Besuch in Prag, am 17. Februar 2009 nach Budapest, wo ihn Amtskollegin Göncz, Präsident 

Sólyom und Ministerpräsident Gyurcsány empfingen. Vor der Presse meinten die beiden 

Außenminister, die Beziehungen seien insgesamt gut, die problematischen Fragen müssen 

ruhig gehandelt werden. Am 24. März 2009 verliehen die beiden Außenminister gemeinsam 

die ersten „Gutnachbarschaft und Verständnis“ Preise in Bratislava. Die ersten Preisträger 

waren die nordungarische Gemeinde Hejce für die selbstlose Hilfe nach dem Unfall des 

slowakischen Flugzeugs vor drei Jahren sowie Rudolf Chmel, der anerkannte 

Literaturwissenschaftler und ehemaliger Botschafter in Budapest (MTI.hu 2009b; MTI.hu 

2009c). 

Am 24. März 2009, kurz nach der ersten Runde der slowakischen Präsidentenwahl am 

21. März 2009 und fast gleichzeitig mit dem Treffen der beiden Außenminister hielt der 

Sicherheitsrat der Slowakischen Republik eine Sondersitzung, weil ungarische rechtsradikale 

Organisationen einige Mitglieder auch in der Südslowakei rekrutiert hatten. Nach der Sitzung 

warnte Ministerpräsident Fico vor einer Verstärkung des ungarischen Radikalismus, die man 

auch in der Slowakei stets überwachen müsse. Die oppositionelle Kandidatin Iveta Radičová, 

die in der Südslowakei auch slowakisch-ungarische zweisprachigen Wahlplakate hatte, wurde 

vor der zweiten Runde von nationalistischen Organisationen und Regierungspolitiker, vor allem 

aus den Reihen der SNS in zahlreichen Erklärungen und in Flugblätter stark attackiert. Sie sei 

keine wahre Patriotin, sondern eine Kandidatin der Ungarn, mit den sie einen geheimen Pakt 

habe. Am 4. April 2009 konnte Amtsinhaber Gašparovič mit überzeugender Mehrheit siegen. 
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Die Experten waren sich nicht einig, wie wichtig dabei das Ausspielen der „ungarische Karte“ 

war (Hamberger 2009; Petőcz 2009: 81-89). 

Der Außenminister der neuen ungarischen Übergangsregierung Péter Balázs reiste am 

13. Mai 2009 nach Bratislava und führte Gespräche mit Staatspräsident Gašparovič, 

Ministerpräsident Fico, Amtskollege Lajčák sowie mit der Führung der SMK. Auf der 

gemeinsamen Pressekonferenz der beiden Außenminister schlug Péter Balázs vor, ein neues 

Kapitel im bilateralen Verhältnis zu eröffnen, das „respektvolle Freundschaft“ heißen sollte. 

Auch Freunde können Probleme haben, sie behandeln sie aber ehrlich und konstruktiv. Es 

wurde beiderseits betont, die gute Zusammenarbeit sei angestrebt und die extremistischen 

Gruppierungen seien gemeinsam zu verurteilen (MTI.hu 2009d). 

Am 23. Mai 2009 hielten der Fidesz und die SMK, also damals zwei Partner in der 

Europäischen Volkspartei eine gemeinsame Veranstaltung in der EP-Wahlkampagne beim 

Brückenkopf der Mária-Valéria-Brücke in Esztergom. Hier betonte Fidesz-Parteichef Viktor 

Orbán, dass es von der Wahlteilnahme abhänge, wie viele Vertreter „des Ungarntums des 

Karpatenbeckens“ in Brüssel bzw. wie großes Gewicht die Ungarn im Europäischen Parlament 

sein würden. Viktor Orbán, SMK-Vorsitzender Pál Csáky und die EP-Spitzenkandidaten beider 

Parteien riefen ihre Wähler zu einer regen Wahlbeteiligung auf. Auf Initiative der slowakischen 

Regierungskoalition hielt das slowakische Parlament am 3. Juni 2009, also gerade vor den 

Europawahlen 2009, eine Sondersitzung, um auf die Aussagen in Esztergom zu reagieren. Nach 

einer langen Debatte, in der sowohl Ministerpräsident Fico und Ján Slota auftraten und den 

„bedrohenden großungarischen Nationalismus“ mit starken Worten verurteilten, nahm das 

Parlament eine Erklärung an, in der die Aussagen der ungarischen Politiker verurteilt und die 

slowakische Regierung aufgefordert wurde, jedwede Tätigkeiten, die die Verletzung der 

Souveränität der Slowakei anstreben, zu verhindern (MTI.hu 2009e; Lendvai 2010: 132). 

Am 30. Juni 2009 wurde das slowakische Sprachgesetz im restriktiven Sinne novelliert. 

Kommunikation sollte in allen öffentlichen Einrichtungen ausschließlich in slowakischer 

Sprache erfolgen. Ausnahmen bilden nur die Gemeinden, wo eine Minderheit zumindest 20% 

der Bevölkerung ausmacht. Aber auch hier müssen alle öffentlichen Aufschriften zweisprachig 

sein und Slowakisch muss an der ersten Stelle stehen. Verletzungen gegen das Gesetz können 

zu bedeutenden Geldstrafen führen. Im Sinne des Gesetzes sollte z. B. gestraft werden, wenn 

ein Patient und ein Arzt, deren gemeinsame Muttersprache die ungarische ist, sie in einem 

Krankenhaus in Bratislava benutzen. Die Maßnahme stieß auf starke Kritik seitens der Vertreter 

der ungarischen Minderheit sowie der Budapester Regierung (Petőcz 2009: 82-83; Lendvai 

2010: 133). 
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Anlässlich des Tages der Slowaken in Ungarn am 4. Juli 2009 reisten der ungarische 

Ministerpräsident Gordon Bajnai und der slowakische stellvertretende Ministerpräsident Dušan 

Čaplovič nach Dabas-Sári bei Budapest, um die Teilnehmer des Volksfestes zu begrüßen und 

miteinander zu reden. Nach ihrem Treffen wiederholte Gordon Bajnai die ungarischen 

Einwände bezüglich des novellierten slowakischen Sprachgesetzes. Der slowakische Gast 

betonte, das Gesetz sei nicht restriktiv bzw. gegen die Minderheiten gerichtet, es sollte nur den 

allgemeinen Sprachgebrauch regeln. Beiderseits wurde die Absicht betont, den ungarisch-

slowakischen Dialog auf höchster Ebene fortzusetzen. Am 5. Juli 2009 sprach 

Ministerpräsident Fico an einer öffentlichen Veranstaltung in Devín bei Bratislava schon 

darüber, die Verteidigung des Slowakischen als Staatssprache sei gegen den Irredentismus auf 

der anderen Seite der Donau wichtig. Am folgenden Tag verwies Amtskollege Bajnai vor der 

Presse darauf, die Aussagen des slowakischen stellvertretenden Ministerpräsidenten und des 

Ministerpräsidenten in den letzten zwei Tagen im Gegensatz stünden. In Ungarn sei der 

Irredentismus politisch nicht mehr relevant, und das slowakische Sprachgesetz sei im Europa 

des 21. Jahrhunderts schädlich und unverständlich, ein Schritt in die falsche Richtung (MTI.hu 

2009f). 

In der wieder angespannten politischen Atmosphäre kam es im August 2009 zu einem 

präzedenzlosen Fall in der Geschichte der Europäischen Union. Am 19. August 2009 gaben der 

slowakische Präsident, Ministerpräsident und Parlamentspräsident eine gemeinsame Erklärung 

aus, in der sie den für den 21. August 2009 geplanten Besuch des ungarischen Präsidenten nach 

Komárno anlässlich der Enthüllung eines neuen Denkmals des Königs Stephan, des Heiligen 

als eine „bewusste Provokation“ bezeichneten. Am Jahrestag der gewaltsamen Unterdrückung 

des „Prager Frühlings“ sei das ungarische Staatsoberhaupt kein gerne gesehener Gast in der 

Slowakei. Als Präsident Sólyom den Besuch am 21. August 2009 auch nach dieser Erklärung 

nicht abgesagt hatte, sondern der lokalen Einladung folgend nach Komárno losfuhr, hielt 

Ministerpräsident Fico eine außerordentliche Pressekonferenz, und deklarierte, der ungarische 

Präsident sei am heutigen Tag aus der Slowakei offiziell verwiesen. Gewaltsam sollte seine 

Einreise nicht verhindert werden, es wäre allerdings grobe Provokation und Respektlosigkeit 

gegenüber der Slowakei. Für alle eventuellen Konflikte in Komárno wäre nur das ungarische 

Staatsoberhaupt verantwortlich. Präsident Sólyom ging danach über die Donaubrücke bei 

Komárno zu Fuß bis zur Grenzlinie und verurteilte das slowakische Verhalten in einer kurzen 

Erklärung, trat aber in die Slowakei nicht ein. Seine geplante Rede bei der Enthüllung des neuen 

Denkmals in Komárno las der ungarische Botschafter vor. Das ungarische Außenministerium 

reagierte mit der Einbestellung des slowakischen Botschafters und leitete ein EU-Verfahren 
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gegen die Slowakei ein, da sie gegen die Regeln des Schengen-Raums verstoßen habe (MTI.hu 

2009g; Petőcz 2009: 83-84; Lakner et al. 2019: 156-159). 

Um die schon auch international wahrgenommene und in den Medien beider Länder als 

führendes Thema behandelte ungarisch-slowakische politische Spannung zu mildern, initiierte 

Ministerpräsident Bajnai ein dringendes Arbeitstreffen mit Amtskollege Fico. Kurz vor dem 

am 10. September 2009 im nordungarischen Szécsény erfolgten Treffen veröffentlichte Gordon 

Bajnai einen Artikel auf der Webseite der großen slowakischen Tageszeitung „Sme“, in der sie 

die Idee einer vertrauensvollen ungarisch-slowakischen Partnerschaft skizzierte und konkrete 

gemeinsame Projekte vorschlug. Er unterstrich, dass Ungarn die Souveränität der Slowakei 

unbedingt respektiere. Die radikalen Parteien, wie die SNS und die ungarische Jobbik hätten 

keinen Platz in einer ungarischen Regierung. Bezüglich der langen Geschichte im gemeinsamen 

staatlichen Rahmen sei eine versöhnliche Einstellung mit gegenseitigen Gesten und 

Vergebungsbitten notwendig. Dieses Thema sollte nicht den nationalistischen Provokateuren 

und Störenfriede überlassen werden (MTI.hu 2009h). Während des Treffens in Szécsény, das 

aufgrund der Anwesenheit von vielen Jobbik-nahen Demonstranten mit Hunderten von 

Polizisten gesichert war, wurde eine gemeinsame Agenda verabschiedet, die der Verbesserung 

der bilateralen Beziehungen dienen sollte. Betont wurde die Absicht, einen vertrauensvollen 

Dialog fortzusetzen. Hinsichtlich des slowakischen Sprachgesetzes werden die diesbezüglichen 

Empfehlungen der OSZE berücksichtigt. Das koordinierte Auftreten gegen die Verbreitung der 

Fremdenfeindlichkeit und des Hasses sei angestrebt. Neben gemeinsamen Verkehrs- und 

Energieprojekte wurde auch die Idee einer gemeinsamen Sitzung beider Regierungen 

vorgeschlagen. Es sollten auch zwei neuen bilateralen Institutionen gegründet werden: ein „Rat 

der Ungarisch-Slowakischen Kooperation“, deren Mitglieder mit Vorschlägen der Entwicklung 

der bilateralen Beziehungen helfen sollten, und diesem Rat untergeordnet ein „Ungarisch-

Slowakischer Kooperationsfonds“, der bilaterale Stipendien, Jugendaustausch und 

verschiedenen der ungarisch-slowakischen Zusammenarbeit auf gesellschaftlicher Ebene 

dienenden Projekte unterstützen sollte (Hamberger 2010: 24-25; Lakner et al. 2019: 159-161). 

Am 17. September 2009 erschien ein Interview mit Außenminister Péter Balázs in der 

Süddeutschen Zeitung, in dem der Minister zum slowakischen Sprachgesetz bemerkte, das 

Geschehen erinnere ihn ans Rumänien unter Ceauşescu. Ungarn sei der „ältere Bruder der 

Slowakei“, der den kleinen Bruder europäische Sitten lehren solle. Wegen der „inakzeptablen 

Aussagen“ des ungarischen Außenministers wurde der ungarische Botschafter noch an diesem 

Tag ins Außenministerium in Bratislava einbestellt (MTI.hu 2009i; Lendvai 2010: 136). 
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Als Gastredner des Parteikongresses der SMK vom 17. September 2009 in Rimavská 

Sobota kritisierte Fidesz-Vorsitzender Viktor Orbán das slowakische Sprachgesetz und betonte, 

die Ungarn in der Slowakei sollten solche Rechte haben wie die Minderheiten in Westeuropa 

und benutzte auch den in der Slowakei unbeliebten Begriff „Felvidék“ (Oberland). Eine Woche 

später bezeichnete der stellvertretende slowakische Ministerpräsident Dušan Čaplovič Orbáns 

Rede in Rimavská Sobota in einem Fernsehprogramm als „politische Aggression“ gegen die 

Slowakei (MTI.hu 2009j). 

Am 3. November 2009 trafen sich die beiden Außenminister Balázs und Lajčák bei 

Ráróspuszta an der Grenze, um den Grundstein einer neuen Brücke über dem Fluß Ipoly / Ipeľ 

zu legen. Darauffolgend informierten sie sich im nahe liegenden Ipolytarnóc über die 

grenzüberschreitenden Projekte in der Region. Dann reisten sie gemeinsam nach Banská 

Bystrica, wo sie ein Gespräch über die Verwirklichung der in Szécsény vorgesehenen 

Programmpunkte führten und einen gemeinsamen Vortrag an der Matej-Bel-Universität 

hielten. Der ungarische Außenminister begrüßte das Publikum auf Slowakisch und unterstrich, 

dass die meisten Interessen der beiden Nachbarländer in der EU identisch seien (MTI.hu 

2009k). 

Die beiden Außenminister verliehen am 2. März 2010 die jährlichen 

„Gutnachbarschaft“ Preise im Budapester Außenministerium und würdigten gemeinsam die 

neuen Preisträger sowie im Allgemeinen die positiven Ergebnisse der bilateralen 

Zusammenarbeit, die weiter verstärkt werden sollte (MTI.hu 2010a). An diesem Tag wurde auf 

Initiative der SNS ein sog. „Patriotismusgesetz“ im slowakischen Parlament verabschiedet. Das 

Gesetz schrieb unter anderem vor, die slowakische Fahne, das Wappen, die Präambel der 

Verfassung sowie den Text der Nationalhymne in allen Klassenzimmern der Schulen in der 

Slowakei hinauszustellen bzw. die Nationalhymne jeden Montag den Schülern abzuspielen. Die 

Nationalhymne sollte auch vor den Sitzungen aller gewählten Körperschaften und am Anfang 

aller offiziellen Sportwettkämpfe gesungen werden. Nachdem der Präsident das Gesetz nicht 

unterzeichnet hatte und gegen es landesweit, vor allem in mehrheitlich von Ungarn gewohnten 

Siedlungen im Süden des Landes demonstriert worden war, wurde es zum zweiten Mal nicht 

verabschiedet, sondern am 27. April 2010 das Gesetz über die staatlichen Symbole novelliert 

und mehrere Vorschriften des „Patriotismusgesetz“ in dessen Text eingefügt. Die SMK 

bezeichnete den forcierten „Patriotismuswettkampf“ der Regierungsparteien als im 21. 

Jahrhundert lächerlich und unwürdig (MTI.hu 2010b). 

Da die großangelegten ungarischen Gedenkveranstaltungen und Aktionen zum runden 

90. Jahrestag von Trianon gerade in der Endphase der slowakischen Wahlkampagne vor der 
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Wahl am 12. Juni 2010 stattfanden, dominierte ab Ende Mai 2010 die „ungarische Gefahr“ die 

ganze Wahlkampagne. Die bereits erwähnte, im ungarischen Parlament am 26. Mai 2010 

angenommene Novellierung des Gesetzes über die Staatsbürgerschaft, die eine vereinfachte 

Einbürgerung der Auslandsungarn ermöglichte, verurteilte Ministerpräsident Fico schon vorher 

mit scharfen Worten als eine „Lebensgefahr“ für die Slowakei und noch am selben Tag wurde 

auch das slowakische Gesetz in dem Sinne novelliert, dass diejenigen slowakischen 

Staatsbürger, die die Staatsbürgerschaft eines anderen Staates freiwillig annehmen, ihre 

slowakische Staatsbürgerschaft automatisch verlieren. In der slowakischen Parlamentsdebatte 

meinte Ján Slota, die illoyalen Ungarn seien aus der Slowakei zu vertreiben. Der dritte 

Koalitionspartner Vladimír Mečiar warnte vor einem dritten Krieg in Mitteleuropa wegen der 

Politik des Fidesz.  Nachdem das ungarische Parlament am 31. Mai 2010 den Jahrestag vom 4. 

Juni zum „Tag der nationalen Zusammengehörigkeit“ ernannt hatte, reagierten die 

slowakischen Regierungspolitiker am 1. Juni 2010 wieder besonders scharf. Ján Slota kündigte 

an, dass seine Partei am runden Jahrestag in Komárno ein „pro-Trianon“ Denkmal errichten 

würde: „Wir werden den Ungarn zeigen, wo die Staatsgrenze ist“. Ministerpräsident Fico 

drückte sein Einverständnis aus, und betonte, die ungarische Entscheidung über den Gedenktag 

sei gefährlich und destabilisierend, aus slowakischer Sicht vollkommen inakzeptabel (MTI.hu 

2010c; MTI.hu 2010d; Riba 2010). 

Am 3. Juni 2010, anlässlich des Brüsseler Besuchs des neuen ungarischen 

Ministerpräsidenten bat der Präsident der Europäischen Kommission José Manuel Barroso die 

beiden Länder darum, über die Themen, die in ihrem Verhältnis empfindlich sind, „im 

europäischen Geiste“ zu verhandeln. Ministerpräsident Orbán betonte, Ungarn habe sehr gute 

Beziehungen zu sechs Nachbarländern und er habe die Hoffnung, bald auch zum siebten 

Nachbarland gute Kontakte knüpfen zu können (MTI.hu 2010e). 

Anlässlich des runden Jahrestags der Unterzeichnung des Friedensvertrags von Trianon 

hielt das ungarische Parlament am 4. Juni 2010 eine feierliche Sondersitzung. In seiner 

Gedenkrede betonte Präsident László Sólyom, es sei wichtig, auch die eigenen Fehler in der 

Geschichte zu anerkennen und ein gutes Verhältnis zu den Nachbarvölkern anzustreben. Er rief 

auch seine Begegnung am Ende 2006 mit slowakischen Studierenden in Banská Bystrica in 

Erinnerung, und wiederholte seine dort geäußerte Meinung, dass es gegenseitig bereichernd 

wäre, „das Ganze unserer ehemals gemeinsamen Heimat“, d. h. des alten Königreichs Ungarn 

zu mögen (MTI.hu 2010f). Fast gleichzeitig enthüllte Ján Slota beim nördlichen Brückenkopf 

der Donaubrücke in Komárno das neue slowakische „Trianon-Denkmal“ mit einer Aufschrift, 

in der die Dankbarkeit der Slowaken für die damalige Entscheidung der Siegermächte zum 
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Ausdruck gebracht wurde. In seiner Ansprache betonte der Parteichef, das neue Denkmal sei 

eine Antwort auf die Provokationen aus Ungarn, ein Zeichen, das zeigt, die slowakische Erde 

könne niemand nehmen (MTI.hu 2010g).178 

Am 9. Juni 2010 enthüllte Ministerpräsident Fico am Donauufer in Bratislava ein 

Denkmal für die nach dem Ersten Weltkrieg geschlossenen Friedensverträge und unterstrich, 

sie seien unantastbar. Im demokratischen Europa gebe es keinen Platz für eine Politik, die 

geltende Verträge und das Völkerrecht verletzt. Der Vertrag von Trianon sei eine gerechte 

Bestätigung des neuen Status Quo nach dem Zerfall des alten Königreichs Ungarn gewesen. 

Ministerpräsident Fico bedankte sich bei dem tschechischen Präsidenten Václav Klaus für die 

tschechische, den slowakischen Standpunkt unterstützende Stellungnahme anlässlich des 

runden Trianon-Jahrestags am 4. Juni. Am Ende der Veranstaltung wurden die slowakischen 

und tschechischen Nationalhymnen sowie die Europahymne abgespielt (MTI.hu 2010h). 

 Am Rande des Gipfels der Ministerpräsidenten der Visegrád-Länder am 20. Juli 2010 

in Bratislava hatten Viktor Orbán und seine neue Amtskollegin Iveta Radičová ihr erstes 

bilaterales Gespräch, das beide als freundschaftlich und konstruktiv bezeichneten. Es wurde 

vereinbart, über die offenen Fragen regelmäßig zu sprechen und nicht „über die Donau zu 

schreien“. Zahlreiche gemeinsamen Projekte sollten bald vorangebracht werden (MTI.hu 

2010j; Hamberger 2012b: 60). 

 Am 14. Dezember 2010 stattete Ministerpräsident Orbán einen Arbeitsbesuch bei 

Amtskollegin Radičová in Bratislava ab. Das Hauptthema war die Vorbereitung der 

ungarischen EU-Ratspräsidentschaft ab 1. Januar 2011. Die beiden Regierungschefs 

vereinbarten, die Zusammenarbeit im Bereich der Energetik zu verstärken. Beiderseits wurde 

betont, dass obwohl sie gewisse Fragen anders beurteilen, die erfolgreiche Entwicklung des 

jeweils anderen Landes sei erwünscht und gegenseitig unterstützt. Ministerpräsident Orbán 

sprach über eine „Atmosphäre der Vernunft“ (MTI.hu 2010k). 

 Anlässlich des Anfangs der ungarischen EU-Ratspräsidentschaft im Januar 2011 wurde 

die Aula des Brüsseler Justus-Lipsius-Gebäudes mit einem großen Teppich mit Motiven aus 

der ungarischen Geschichte und Kultur dekoriert. Da als ein Element auch die Landkarte des 

Königreichs Ungarn aus dem Jahre 1848 dargestellt hatte, stieß die Dekoration in mehreren 

Nachbarländern Ungarns auf Kritik. Das slowakische Außenministerium kommentierte den 

Teppich am 14. Januar 2011 damit, eine Karte des alten Königreichs Ungarn sollte nur in 

Geschichtsbüchern dargestellt werden und nicht in einem Gebäude, in dem Entscheidungen 

 
178 Die Tafel am neuen Denkmal wurde gerade vor der Wahl am 12. Juni 2010 in der Nacht durch unbekannte 

Täter zerbrochen (MTI.hu 2010i). 
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über die Zukunft Europas getroffen werden. Am folgenden Tag meinte der slowakische 

Außenminister Mikuláš Dzurinda in einem Interview, dass man mit Ungarn auch viel stärker 

konfrontieren könnte, es wäre doch letztendlich sinnlos und kein Zeichen der Stärke. Es sollte 

weiterhin angestrebt werden, gemeinsame Projekte mit Ungarn konstruktiv voranzubringen 

(MTI.hu 2011a). 

 Am 20. Januar 2011 reiste Ungarns neuer Präsident Pál Schmitt zu einem offiziellen 

Besuch nach Bratislava, wo er Gespräche mit Amtskollege Gašparovič, Ministerpräsidentin 

Radičova und Parlamentspräsident Richard Sulík Gespräche führte. Vor der Presse betonten die 

beiden Präsidenten, dass „90 Prozent der Beziehungen“ in Ordnung seien. Die Slowakei 

unterstütze die ungarische EU-Ratspräsidentschaft vollständig. Die gegenseitig nützliche 

praktische Kooperation müsste weiter verstärkt werden. Die Streitfrage der doppelten 

Staatsbürgerschaft sollte später gelöst werden. Präsident Schmitt hatte ein Treffen auch mit 

Vertretern der ungarischen Minderheit und nahm mit Gastgeber Präsident Gašparovič an einem 

abendlichen Bankett teil (Hamberger 2011). 

 Wenig später, am 28. Januar 2011 reiste auch Ministerpräsident Orbán zu einem 

offiziellen Besuch nach Bratislava. Mit Amtskollegin Radičová wurde die Absicht bestätigt, 

bedeutende Projekte im Bereich des Verkehrs und der Energetik zu verwirklichen. Nach seinem 

Gespräch mit Präsident Gašparovič wurde beiderseits betont, die Entwicklung des jeweils 

anderen Landes beeinflusse den Erfolg des eigenen Landes. Es sei also beiderseits erwünscht, 

auch die Entwicklung des Nachbarlandes stets zu fördern bzw. mit ihm partnerschaftlich zu 

kooperieren. Auch während des am 15. Februar 2011, anlässlich des 20. Jubiläums der 

Gründung der Visegrád-Kooperation erfolgten Gipfeltreffens der V4-Ministerpräsidenten in 

Bratislava wurde der gegenseitige Willen betont, die Zusammenarbeit in bi- und multilateralen 

Rahmen weiterhin zu verstärken (Hamberger 2011; MTI.hu 2011b). 

 Am 12. Mai 2011 erfolgte ein offizieller Besuch des ungarischen Außenministers János 

Martonyi in Bratislava. Mit Amtskollege Dzurinda gaben sie die jährlichen „Gutnachbarschaft“ 

Preise über und bestätigten den ständigen Kooperationswillen trotz der bedeutenden 

Meinungsunterschiede bezüglich des neuen ungarischen Grundgesetzes oder der Förderung der 

ungarischen Minderheit in der Slowakei. Die Wirtschaftsbeziehungen seien gut, weitere 

grenzüberschreitende Projekte seien in Bezug auf die Energiezufuhr und den Verkehr besonders 

erwünscht (MTI.hu 2011c). 

 Am Rande des Treffens der Ministerpräsidenten der Visegrád-Gruppe vom 16. Juni 

2011 in Bratislava hatten die beiden Regierungschefs Orbán und Radičová auch ein bilaterales 

Gespräch. Vor der Presse verurteilte Ministerpräsidentin Radičová das am 6. Juni 2011 
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erschienene Interview des ungarischen Parlamentspräsidenten László Kövér, das in der 

Slowakei schon auf starke Kritik gestoßen worden war, mit scharfen Worten. Die Aussagen 

von Kövér, wie die, dass die ungarische Minderheit in der Slowakei geistig und kulturell zur 

ungarischen Nation gehöre, auf sie die Nation nicht verzichten dürfe, bzw. Ungarn im Falle der 

1992 erfolgten Umleitung der Donau auch eine militärische Antwort gegeben haben können, 

seien nach Radičová Insulte gegen die Slowakei und die Entwicklung der Beziehungen 

hemmen. In seiner Antwort betonte Ministerpräsident Orbán, seine Regierung und er persönlich 

haben sich verpflichtet, das gute und respektvolle Verhältnis zur Slowakei weiterhin zu 

bewahren. Er schätze, dass die slowakische Regierung sich den neulichen starken 

internationalen Attacke gegen Ungarn nicht angeschlossen habe. Diese Haltung sei aus 

ungarischer Seite zu erwidern (MTI.hu 2011d; Hamberger 2012b: 62). 

 Am 9. Oktober 2011 trafen sich die beiden Außenminister Martonyi und Dzurinda bei 

der Mitte der Mária-Valéria-Brücke zwischen Esztergom und Štúrovo. Anlass des Treffens war 

die Übergabe der wiederaufgebauten Brücke vor 10 Jahren. Nach einem Gespräch hielten sie 

beide kurze Ansprachen und eine gemeinsame Pressekonferenz in Štúrovo. Beide würdigten 

die sowohl praktische als auch symbolische Bedeutung der Brücke. Die vielschichtige 

Zusammenarbeit beider Länder sei weiter zu verstärken, um das Leben auf beiden Seiten der 

Donau besser zu machen. János Martonyi unterstrich, die Beziehungen seien schon viel besser 

als früher und die Streitfragen sollten mit Dialog gelöst werden. Die gemeinsamen Werte und 

Interessen verbinden die zwei Länder (MTI.hu 2011e). 

 Miroslav Lajčák, der vor kurzem zum Außenminister der neuen Einparteienregierung 

von Robert Fico ernannt worden war, stellte in einem Interview vom 27. April 2012 fest, dass 

er Ungarn als Nachbar, Verbündeten und Partner betrachte und die von den problematischen 

Koalitionspartnern befreite neue slowakische Regierung die Beziehungen zu Budapest nicht 

verschärfen wolle (MTI.hu 2012a). 

 Am 1. Juni 2012 stattete alt-neuer Außenminister Lajčák einen Besuch bei Amtskollege 

Martonyi in Budapest ab. Nach ihrem Gespräch und der Übergabe der jährlichen 

„Gutnachbarschaft“ Preise wurde beiderseits betont, die Beziehungen seien viel besser, als es 

manchmal scheint. Der anstatt der früheren lauten öffentlichen Streite geführte politische 

Dialog sei ehrlich und konstruktiv und die beiden Länder haben viele gemeinsamen Interessen 

(Hamberger 2012b: 63). 

 Nach ähnlichen Besuchen bei den ungarischen Gemeinden in der Ukraine, in Slowenien 

und Rumänien hielt der für die Angelegenheiten der Auslandsungarn verantwortliche 

Ausschuss des ungarischen Parlaments am 27. Juni 2012 eine Sondersitzung in Komárno. Das 
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Ziel der Veranstaltung war, die Lage der ungarischen Minderheit in der Slowakei vor Ort besser 

kennenzulernen und mit ihren Vertretern einen Dialog zu führen. Das Programm der 

ungarischen Abgeordneten verurteilten sowohl Parlamentspräsident Pavol Paška und 

Außenminister Miroslav Lajčák als ungewöhnlich und unhöflich, denn die slowakische Seite 

wurde in die Vorbereitung nicht miteinbezogen. Vorsitzender des Ausschusses Árpád Potápi 

fand die Kritik unbegründet, da das slowakische Außenministerium rechtzeitig über das 

Programm informiert wurde. Außerdem würde die ungarische Seite immer gerne sehen, wenn 

Ausschüsse des slowakischen Parlaments Sitzungen in Ungarn halten würden (MTI.hu 

2012b).179 

 Am 2. Oktober 2012 eröffneten die beiden Regierungschefs Orbán und Fico das neue, 

mit Mitteln aus beiden Ländern aufgebaute slowakische Kulturhaus in Pilisszentkereszt bei 

Budapest, das sie beide als einen wichtigen gemeinsamen Erfolg würdigten. Beiderseits wurde 

der weitere Kooperationswillen betont, großangelegte Verkehrsprojekte, wie eine neue 

Donaubrücke sollten in den folgenden Jahren verwirklicht werden. Viktor Orbán würdigte den 

rapiden wirtschaftlichen Aufstieg der Slowakei. Die aktuelle europäische Wirtschaftskrise 

behandle am besten die Regierung von Robert Fico, meinte der ungarische Regierungschef. 

Mitteleuropa habe eine große Zukunft, es müssen weiteren gemeinsamen Erfolge angestrebt 

werden (MTI.hu 2012c; Hamberger 2012b: 64-65). 

 Die beiden Ministerpräsidenten bestätigten ihren Kooperationswillen auch bei der 

Eröffnung des in Zusammenarbeit der Wirtschaftskammer beider Länder verwirklichten 

ungarisch-slowakischen Wirtschaftsforum am 16. November 2012 in Budapest. Vor den beiden 

Wirtschaftsministern und etwa 250 Unternehmern aus beiden Ländern plädierten sie beide für 

eine intensive und erfolgreiche praktische Kooperation, die in Zukunft auch einen Grund für 

die Lösung der immer noch vorhandenen Streitfragen bilden können. Viktor Orbán unterstrich, 

dass es beiden Parteien bewusst sei, dass sie auch in den folgenden zahlreichen Jahrhunderten 

nebeneinander leben würden. Es müsste also eine Einigung erzielt werden (Hamberger 2012b: 

65-67). 

 Am 3. Dezember 2012 ernannte das ungarische Parlament auf Initiative des Fidesz den 

12. April in einem Beschluss ohne Gegenstimmen zum „Gedenktag der Vertriebenen aus dem 

 
179 Wenig später, im Juli 2012 nahm der Verfasser dieser Arbeit am „Visegrad Summer School“ in Krakau teil. 

Ein junger slowakischer Dozent erklärte den ungarischen Teilnehmern schon am ersten Tag, warum solche 

Programme aus seiner Sicht nicht in Ordnung seien. Hierbei hat sich herausgestellt, dass die ungarischen Studenten 

noch gar nicht über diese Veranstaltung gehört hatten. 
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Oberland“, denn im Jahre 1947 erreichten die ersten Züge mit den Vertriebenen Ungarn 

(MTI.hu 2012d). 

 In einer Fernsehdebatte mit Most-Híd-Vorsitzenden Béla Bugár am 13. Januar 2013 

stellte Ministerpräsident Fico erneut fest, dass die Beneš-Dekrete aus Sicht der slowakischen 

Regierung weiterhin unantastbar seien (MTI.hu 2013a). 

 Am 19. Februar 2013 reiste Präsident Gašparovič zu einem zweitägigen offiziellen 

Besuch nach Ungarn. Den Gast empfing Ungarns Präsident János Áder. Auf ihrer gemeinsamen 

Pressekonferenz würdigten beide Staatsoberhäupter die vielschichtige ungarisch-slowakische 

Zusammenarbeit. Die offenen Fragen sollten auf Prinzip des gegenseitigen Respekts 

besprochen werden. Präsident Gašparovič unterstrich, Politiker sollten sich mit den Problemen 

der Gegenwart und der Zukunft beschäftigen und die Vergangenheit den Historikern 

überlassen. Der slowakische Präsident hielt anlässlich des 20. Jahrestags der Übernahme der 

diplomatischen Beziehungen einen öffentlichen Vortrag, in dem er für die weitere Entwicklung 

der freundschaftlichen Kooperation plädierte. Bezüglich der Aufarbeitung der historischen 

Streitfragen sei die Zusammenarbeit der Historiker aus beiden Ländern wichtig. Der geplante 

gemeinsame Sammelband sei die beste Investition in die Zukunft der Beziehungen. Am zweiten 

Tag des Besuchs reiste der slowakische Präsident nach Gödöllő, um sich bei dem Bürgermeister 

über die Erfahrungen der großenteils in Gödöllő erfolgten Programme der ungarischen EU-

Ratspräsidentschaft sowie über die Zusammenarbeit der ungarischen und slowakischen lokalen 

Selbstverwaltungen zu informieren. Im Budapester Slowakischen Institut erfolgte auch ein 

Treffen mit den Vertretern der Slowaken in Ungarn (MTI.hu 2013b). 

 Anlässlich des 150. Jahrestags ihrer Gründung hielt am 26. Februar 2013 der nationale 

kulturelle Verein „Matica slovenská“ eine Gedenkfeier in Turčiansky Svätý Martin, an der auch 

Ministerpräsident Fico teilnahm. In seiner Ansprache betonte er, die unabhängige Slowakei 

wurde vor allem für die slowakische Nation gegründet. Er respektiere die Minderheiten, aber 

sie sollten den slowakischen Staat nicht mit ihren Forderungen erpressen. Die oppositionelle 

Most-Híd verurteilte die nach Rudolf Chmel an die Regierungszeit von Vladimír Mečiar 

erinnernden ethnonationalistischen Aussagen (MTI.hu 2013c). 

 Am 13. März 2013 reiste Außenminister Martonyi nach Bratislava, um mit Amtskollege 

Lajčák, Ministerpräsident Fico sowie Präsident Gašparovič Gespräche zu führen bzw. die 

jährlichen „Gutnachbarschaft“ Preise feierlich zu verleihen. Die beiden Außenminister 

überblickten die laufenden gemeinsamen Projekte und die neuen Pläne. Vor der Presse waren 

sie sich einig, dass das bilaterale Verhältnis kürzlich eine neue Qualität erreicht habe, die auch 

die regelmäßigen gegenseitigen Besuche bestätigen (MTI.hu 2013d). 
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 Am 12. April 2013 wurde der im Dezember 2012 eingeführte ungarische „Gedenktag 

der Vertriebenen aus dem Oberland“ zum ersten Mal begangen. An der zentralen Veranstaltung 

in der Grenzstadt Komárom, wo damals viele Vertriebenen über die Donaubrücke nach Ungarn 

angekommen waren, hielt stellvertretender Ministerpräsident Tibor Navracsics eine 

Gedenkrede. Er betonte, dass mehr als 80 Tausend Menschen betroffen waren. Eine historische 

Versöhnung sei nötig, deren Grundlage das Bekenntnis der Sünden der Vergangenheit bilden 

sollte (MTI.hu 2013e).180 

 Die beiden Regierungschefs Orbán und Fico sowie mehrere Minister aus beiden 

Ländern nahmen am 2. Juli 2013 an einem zweistündigen bilateralen Gipfel im Budapester 

Parlamentsgebäude teil. Anlässlich des repräsentativen Treffens der Regierungsmitglieder 

wurden mehrere Abkommen über praktische gemeinsame Projekte unterzeichnet. Auf der 

Pressekonferenz wurde betont, die neuen Verträge öffnen ein neues Kapitel in der gemeinsamen 

Geschichte der beiden Länder. Das ungarisch-slowakische Verhältnis beruhe mit Viktor Orbáns 

Worten auf „politischem und persönlichem Vertrauen“. Die beiden Regierungschefs waren sich 

einig, dass ihre Länder in den folgenden Jahren wirtschaftlich stets an Bedeutung gewinnen 

würden und eine enge Zusammenarbeit anstreben sollten (MTI.hu 2013f). 

 Am 14. Januar 2014 reisten Ministerpräsident Orbán und seine Frau nach Košice, um 

zusammen mit anderen internationalen Gästen an der Geburtstagsfeier des 80-jährigen 

Altpräsidenten Rudolf Schuster teilzunehmen (MTI.hu 2014a). 

 Der neue ungarische Außenminister Tibor Navracsics reiste am 30. Juni 2014 nach 

Bratislava und führte Gespräche mit Amtskollege Lajčák, Ministerpräsident Fico und Präsident 

Andrej Kiska. Die beiden Außenminister, die auch die jährlichen „Gutnachbarschaft“ Preise 

übergaben, bestätigten, die alltäglichen ungarisch-slowakischen Kontakte seien ausgezeichnet, 

die Zusammenarbeit funktioniere gut. Die Streitthemen sollten weiterhin konstruktiv, im 

ständigen Dialog behandelt werden (MTI.hu 2014b). 

 Nachdem Tibor Navracsics zum ungarischen EU-Kommissar gewählt worden war, 

wurde zum neuen ungarischen Außenminister Péter Szijjártó ernannt, der seine erste 

Auslandsreise am 7. Oktober 2014 nach Bratislava führte. Nach Gesprächen mit Amtskollege 

Lajčák und Ministerpräsident Fico betonte der neue Chef der ungarischen Diplomatie, dass die 

guten Beziehungen mit der Slowakei und die breitere regionale Zusammenarbeit für Ungarn 

von strategischer Natur seien. Die weitere Vertiefung der Kooperation sei beiderseits 

 
180 Er plädierte auch Ende Januar 2013 anlässlich des 50. Jahrestags der Unterzeichnung des deutsch-französischen 

Élysée-Vertrags für eine historische Versöhnung der Nationen Mitteleuropas in einem Meinungsartikel in der 

Wochenzeitung „Heti Válasz“ (Navracsics 2013.) 
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erwünscht, die „heißen Themen“ sollten weiterhin gesittet und im europäischen Geiste 

angesprochen werden. Gemeinsame Erfolgsgeschichten könnten auch bei der Lösung der 

komplexen alten Probleme helfen. Der ungarische Außenminister kehrte anlässlich eines V4-

Gipfels der Außenminister schon am 30. Oktober 2014 nach Bratislava zurück. Am Rande des 

Programms hatte er ein Treffen auch mit Lubomír Vážný, dem für die Großinvestitionen 

verantwortlichen stellvertretenden Ministerpräsidenten der Slowakei. Es wurde angekündigt, 

dass bis 2020 zwei neuen Autobahnen die beiden Nachbarländer verbinden sollten und weitere 

Verkehrsprojekte seien noch geplant. Außenminister Szijjártó eröffnete außerdem ein neues, 

der ungarischen Botschaft untergeordnetes Wirtschaftszentrum, das die Zusammenarbeit der 

ungarischen und slowakischen kleinen und mittleren Unternehmen unterstützen sollte (MTI.hu 

2014c; MTI.hu 2014d). 

 Am 10. Dezember 2014 reiste der ungarische Präsident János Áder zu einem offiziellen 

Besuch in die Slowakei. In Bratislava führte er Gespräche mit Amtskollege Andrej Kiska, 

Ministerpräsident Fico sowie mit Parlamentspräsident Peter Pellegrini. Vor der Presse 

würdigten beide Präsidenten die erfolgreiche Zusammenarbeit beider Staaten, vor allem im 

Bereich der Energiesicherheit. Am Nachmittag besuchten sie gemeinsam eine ungarisch- und 

eine slowakischsprachige Mittelschule in Galánta bei Bratislava (MTI.hu 2014e). 

 Die beiden Regierungschefs Orbán und Fico trafen sich am 9. Februar 2015 anlässlich 

der feierlichen Übergabe der renovierten Strecke der Ölleitung „Freundschaft“ bei Tupá in der 

Slowakei. Wie beide Ministerpräsidenten unterstrichen, könnte die Energiesicherheit dank 

dieser und ähnlicher Investitionen in beiden Ländern wesentlich verstärkt werden. Die 

Fortsetzung der erfolgreichen ungarisch-slowakischen Kooperation sei weiterhin beiderseits 

angestrebt (MTI.hu 2015a). 

 Anlässlich des „Gedenktags der Vertriebenen aus dem Oberland“ am 12. April 2015 

hielt Parlamentspräsident László Kövér eine Gedenkrede in Komárom. Er erinnerte daran, das 

slowakische Parlament hatte schon am Anfang der 1990er Jahren die Juden und die 

Karpatendeutschen für das verursachte Unrecht um Vergebung gebeten. Dieselbe sollte auch 

gegenüber den Ungarn erfolgen. Eine endgültige Versöhnung wäre für beide Seiten erwünscht 

und könnte das gegenseitige Vertrauen stärken (MTI.hu 2015c). 

 Als ab Mitte 2015 immer mehr Flüchtlinge aus dem Nahen Osten über die Balkanroute 

und Ungarn in die EU gekommen waren, wurde diese Frage, wie in Kapitel 4 bereits 

ausführlicher beschrieben, bald zum damals wichtigsten gesamteuropäischen Streitthema. In 

der sich entstehenden Flüchtlingskrise unterstützte die slowakische Regierung mit Rücksicht 

auf die die Aufnahme der nichtchristlichen Flüchtlinge markant ablehnende Haltung der 
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slowakischen Bevölkerung die zur damaligen deutschen „Willkommenskultur“ im krassen 

Gegensatz stehende Politik des ungarischen Ministerpräsidenten. Zum 4. September 2015 

wurde ein außerordentlicher Gipfel der Visegrád-Gruppe in Prag einberufen. Die vier 

Ministerpräsidenten deklarierten ihre Solidarität in der aktuellen herausfordernden Lage, die 

vor allem Ungarn betrifft und lehnten die Idee der verbindlichen Flüchtlingsquoten in der EU 

einstimmig ab (MTI.hu 2015d). Nachdem am Sondergipfel der EU-Innenminister vom 22. 

September 2015 mit einem Mehrheitsbeschluss (gegen die Stimmen von Tschechien, Ungarn, 

der Slowakei und Rumänien) die Entscheidung getroffen worden war, 120.000 Flüchtlinge auf 

die EU-Länder zu verteilen, war es der am Anfang der langen Wahlkampagne bis März 2016 

stehende slowakische Ministerpräsident Robert Fico, der gleich angekündigte, sein Land würde 

den Beschluss anfechten (Vetter 2015a: 6; MTI.hu 2015f). 

 Die Tatsache, dass die bisherige wohlwollende Kooperation der beiden mächtigen 

Regierungschefs ab Herbst 2015 in ein auch international bemerkbares politisches Bündnis 

überging, leitete eine neue Ära im ungarisch-slowakischen Verhältnis ein. 
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5.3.4. Ergebnisse der Meinungsumfragen zum Nachbarland (2004-2015) 

 

Auch aus dieser Zeit stehen nur sporadische Daten zur Verfügung, gewisse Tendenzen lassen 

sie aber ziemlich eindeutig erkennen. 

 Die rapide Abkühlung der politischen Beziehungen ab Mitte 2006 wurden in beiden 

Ländern schnell wahrgenommen. Nach einer in Ungarn im Oktober 2007 durchgeführten 

Umfrage beurteilten die Befragten die Beziehungen zu der Slowakei als das gerade schlechteste 

nachbarschaftliche Verhältnis Ungarns. In der Umfrage konnte man mit 100 Punkten eine 

perfekte Relation bewerten. Das beste nachbarschaftliche Verhältnis war dieser Umfrage 

zufolge das ungarisch-österreichische mit 70 Punkten. Die ungarisch-slowakischen 

Beziehungen wurden lediglich mit 30 Punkten bewertet. Die weiteren fünf Relationen standen 

dazwischen, Kroatien mit 69, Slowenien 65, die Ukraine 51, Serbien 45 und Rumänien mit 44 

Punkten (Forsense.hu 2008). 

 Im November 2008 wurde die Bevölkerung der Slowakei über die Gründe der aktuellen 

Probleme im ungarisch-slowakischen bilateralen Verhältnis gefragt. Während 70% der zur 

slowakischen Mehrheit gehörenden Befragten vor allem die ungarische Regierung und die 

Vertreter Ungarns für die gespannte Lage verantwortlich machten, und nur 25% auch der 

slowakischen Regierung die Verantwortung zuschrieb, hielten 62% der ethnisch ungarischen 

Befragten die slowakische Regierung und nur 37% die ungarische Regierung für die aktuelle 

Lage verantwortlich. Eine Verantwortung der SNS und des Ministerpräsidenten Robert Fico 

sahen 48% bzw. 16% der Slowaken und 84% bzw. 61% der Ungarn in der Slowakei. 

Gleichzeitig meinten 36% der slowakischen Befragten, dass die Ungarn in der Slowakei 

heimlich immer noch eine Revision der Grenzen wollten und 67% waren der Meinung, dass die 

ungarische Minderheit immer mehr Rechte fordere (Mesežnikov 2019: 36-37). 

 Im Auftrag des Internationalen Visegrád Funds wurden in den im ungarisch-

slowakischen Verhältnis schon wesentlich entspannteren Jahren 2011 und 2015 interessante 

Umfragen in allen Ländern der Visegrád-Gruppe durchgeführt. In deren Rahmen wurde u. a. 

auch das Vertrauen gegenüber anderen Nationen analysiert. Im Jahre 2011 deklarierten nur 19% 

der Befragten in Ungarn, dass man den Slowaken vertrauen könne. Auch über die Österreicher 

wurden dieses Mal gefragt, ihnen vertrauten 53% der Ungarn. Gleichzeitig meinten 26% der 

Slowaken, dass sie den Ungarn vertrauen. Den Österreichern vertrauten 52%, den Polen 64% 

und den Tschechen sogar 81% (Gyárfášová 2013: 107-108). Mitte 2015 vertrauten schon 40% 

der Ungarn den Slowaken, währenddessen 17% über Misstrauen berichteten. Dieses Mal 

wurden sie auch über weitere Nachbarvölker gefragt. Den Ukrainern vertrauten 14% 
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(Misstrauen: 45%), den Slowenen 31% (Misstrauen: 17%), den Kroaten 32% (Misstrauen: 

21%) und den Österreichern 35% (Misstrauen: 16%). Somit vertrauten die Ungarn im Jahre 

2015 schon gerade die Slowaken am meisten unter ihren Nachbarvölkern. Die Slowaken 

blieben gegenüber den Ungarn skeptischer: 30% deklarierten Vertrauen und 37% Misstrauen. 

Somit vertrauten die Slowaken den Ungarn mehr als den Ukrainer (17% Vertrauen und 44% 

Misstrauen), aber wesentlich weniger als den Polen (44% Vertrauen und 18% Misstrauen), den 

Österreichern (49% Vertrauen und 13% Misstrauen) und den praktisch als Brudervolk 

betrachteten Tschechen (78% Vertrauen und 5% Misstrauen). Im Jahre 2015 berichteten 31% 

der Ungarn und 60% der Slowaken, dass die schon zumindest einmal als Touristen im jeweils 

anderen Land gewesen seien. 43% der ungarischen und 48% der slowakischen Touristen 

bezeichneten das besuchte Nachbarland als sehr attraktives Reiseziel (Gyárfášová – 

Mesežnikov 2016: 20-26). 
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5.3.5. Zwischenfazit (2004-2015) 

 

In diesem Zeitraum, der praktisch das erste Jahrzehnt der EU-Mitgliedschaft der beiden Länder 

umfasst, war die Gestaltung der bilateralen Beziehungen nicht mehr dem strategischen Ziel der 

EU-Integration untergeordnet. Es war nun ohne bedeutende außenpolitische Risiken möglich, 

aus innenpolitischen Gründen alte und neue Konflikte mit dem historisch problematischen 

Nachbarland bewusst zuzuspitzen. Das versöhnungspolitische Handeln der jeweiligen 

Regierungen wies abhängig vom ideologischen Hintergrund bzw. der Wählerbasis 

offensichtliche Unterschiede auf. 

 Auf ungarischer Seite zeigten die sozialliberalen Koalitionen traditionell wenig 

Interesse für historische Fragen und strebten eine möglichst konfliktfreie pragmatische 

Zusammenarbeit mit Ungarns Nachbarländern, unter denen sie die Slowakei für nicht 

besonders wichtig hielten, an. Die Tatsache, dass die slowakische Regierungskoalition 

zwischen 2006 und 2010 oft offen feindlich und innerhalb der EU ungewöhnlich aggressiv 

auftrat, bedeutete für die damaligen ungarischen Regierungen eine gar nicht gewollte und auch 

innenpolitisch unangenehme Herausforderung, mit der man stets, nach dem politischen 

Selbstbild betont konfliktmildernd auftretend, beschäftigen musste. Als der Fidesz 2010 die 

Macht erhielt und im symbolischen Bereich gleich als der seit der Wende entschiedenste 

Verteidiger der Interessen aller Ungarn im Karpatenbecken auftrat, kam es zuerst zu 

schwelenden Auseinandersetzungen mit der gerade im Wahlkampf stehenden slowakischen 

Regierung. Als es aber auch in der Slowakei bald ein Regierungswechsel erfolgte, konnte man 

auf beiden Seiten der Donau zur grundlegend konfliktvermeidenden Praxis zwischen 1998 und 

2006 zurückkehren. Die Annäherung der Fidesz-Regierung an die regionalen Partner wurde 

auch durch ihre sich rapid verschlechternde westliche Beurteilung motiviert. 

 Auf slowakischer Seite zeigte die von 2006 bis 2010 regierende Dreierkoalition, wie 

großen politischen und gesellschaftlichen Einfluss die kleineren radikalen Koalitionspartner 

haben können. Die oben beschriebenen regelmäßigen verbalen Attacken und billigen 

Provokationen, an der nicht selten auch der Ministerpräsident beteiligt war, waren damals auch 

im Vergleich zur polnischen Regierung 2005-2007 verblüffend.  Es kam sogar zur absurden 

Situation, dass in Ungarn, wo die meisten Bürger die Politiker der Nachbarländer in der Regel 

gar nicht kennen, Ministerpräsident Fico und SNS-Parteichef Slota zu einer Art „negative 

Zelebritäten“ oder „antiungarische Stars“ wurden, die landesweit bekannt waren und über die 

die Boulevardpresse regelmäßig gerne berichtete bzw. die abendlichen Talkshows Witze 

machten. Bemerkenswert ist, dass nach 2010 nicht nur die Viererkoalition unter Iveta Radičová, 
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die praktisch eine Rückkehr zu den Verhältnissen der Dzurinda-Ära bedeutete, sondern auch 

die 2012 ohne ihre früheren Partner siegreich an die Macht zurückgekommene Smer mit Robert 

Fico an der Spitze einen konfliktvermeidenden, kooperativen Kurs mit Ungarn einschlug. Der 

alt-neue Außenminister Miroslav Lajčák bezeichnete im schon erwähnten Interview vom April 

2012 das internationale Image der SNS, des ehemaligen Koalitionspartners als unverbesserlich 

schlecht und verglich die politischen Möglichkeiten der Regierung, an der diese Partei beteiligt 

war, zu einem Athleten, der mit eisernen Ketten um das Fußgelenk an einem Wettkampf 

teilnehmen müsste (MTI.hu 2012a). Ab Mitte 2012 lief die konfliktvermeidende pragmatische 

Zusammenarbeit der zwei mächtigen Regierungschefs und der Alleinregierungen ihrer großen 

populistischen Sammelparteien trotz aller pessimistischen Vorhersagen praktisch reibungslos. 

Allmählich fingen sie als Regierungen von zwei grundlegend ähnlichen wirtschaftlich weniger 

entwickelten ostmitteleuropäischen neuen EU-Mitgliedstaaten an, einander auch auf 

europäischer Ebene verstärkt zu unterstützen. 

 Betrachtet man die öffentlichen Äußerungen über das Nachbarland aus diesem 

Zeitraum, findet man auf ungarischer Seite bis 2010 auch im Falle von Konflikten 

zurückhaltend und demonstrativ „europäische“ Formulierungen. Auch die inhaltlich manchmal 

konfrontativeren Botschaften der Fidesz-Regierung nach 2010 wurden ausdrücklich höflich 

formuliert. Dasselbe gilt auch im Falle der slowakischen Regierungen vor 2006 und nach 2010. 

Die Führungspersönlichkeiten der Dreierkoalition 2006-2010 vertraten in ihrer öffentlichen 

Kommunikation regelmäßig einen offen feindlichen Stil, manchmal sogar mit vulgären 

Elementen, währenddessen die Außenminister Kubiš und Lajčák mit einer konsequent 

gemäßigten Rhetorik auftraten. Nach 2010 wurde die Entwicklung der Beziehungen allmählich 

stärker und öfter gewürdigt und bezüglich der potenziellen Impulse für lautstarke Streite, wie 

die Sondersitzung des ungarischen Parlamentsausschusses in Komárno oder Ficos Aussagen 

über die Beneš-Dekrete ist eine weitgehende Selbstbeschränkung zu beobachten. Es kam zu 

kurzen zurückhaltenden oder gar keinen Reaktionen von der jeweils anderen Regierung. 

In diesem Zeitraum erfolgten keine Versöhnungsgesten mit großem Symbolwert auf 

staatlicher Ebene.  Mit der Bestätigung der Beneš-Dekrete vom September 2007 und anderen 

Maßnahmen der slowakischen Dreierkoalition von 2006-2010 kam es sogar zu einer bewussten 

Verschärfung der alten Konflikte. Als innovative positive Gesten sind die gemeinsamen 

Universitätsbeuche der beiden Präsidenten Sólyom und Gašparovič erwähnenswert, obwohl sie 

kein großes Medienecho hervorriefen. Eindeutig positive Gesten waren weiterhin, dass zwei 

Außenmister (Kubiš bzw. Szijjártó) zuerst das jeweils andere Nachbarland besuchten. Eine 

versöhnliche Botschaft hatten auch die Treffen ungarischer und slowakischer Spitzenpolitiker 
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an der einzigen ungarischsprachigen Hochschule der Slowakei, wo sie die dortige Arbeit 

würdigten. Die seit Anfang der 1990er Jahre geplante, aber am Ende gescheiterte Idee einer 

großen gegenseitigen Versöhnungsdeklaration der beiden Parlamente war auch in diesem 

Zeitraum nicht völlig vergessen. Darüber wurde u. a. bezüglich der privaten Vergebungsbitte 

von František Mikloško vom Juni 2005, der kirchlichen Geste vom Juni 2006, der SMK-

Initiative vom September 2007 öffentlich diskutiert. Im Frühling 2013, nach dem runden 50. 

Jahrestag des Élysée-Vertrags gab es, wie oben erwähnt, mehrere vorsichtige Signale, dass ein 

großes Versöhnungsdokument wünschenswert wäre. Auch die Außenminister bestätigten, dass 

sie auch über die Möglichkeit einer endgültigen, in beiden Ländern politisch tragbaren Lösung 

der Frage der Beneš-Dekrete gesprochen hatten. In Budapester Expertenkreisen kursierte 

damals sogar ein Gerücht, dass die beiden Ministerpräsidenten anlässlich ihres Budapester 

Treffens am 2. Juli 2013 eine große feierliche Deklaration ausgeben würden, mit der die alten 

historischen Debatten endgültig geschlossen werden sollten.181 

Auch hinsichtlich der bilateralen, der historischen Versöhnung dienenden Institutionen 

erfolgte kein Durchbruch. Auf Initiative der beiden Ministerpräsidenten gründeten die beiden 

Außenminister Göncz und Kubiš (offensichtlich nach deutsch-polnischen Vorbild) einen 

ungarisch-slowakischen „Gutnachbarschaft und Verständnis“ Preis, den die jeweiligen 

Außenminister ab 2009 jedes Jahr feierlich verleihen sollten. Der in der breiten Öffentlichkeit 

praktisch unbekannt gebliebene Preis wurde nach 2014 nicht mehr verliehen.182 Zum ersten 

Mal seit der Wende wurde beim Szécsényer Treffen vom September 2009 der beiden 

Regierungschefs Bajnai und Fico die Gründung eines „Rates der Ungarisch-Slowakischen 

Kooperation“ und eines diesem Rat untergeordneten „Ungarisch-Slowakischen 

Kooperationsfonds“, der durch die finanzielle Unterstützung verschiedener bilateralen Projekte 

u. a. im Bereich des Jugendaustausches ausdrücklich die Annäherung der beiden Gesellschaften 

voranbringen sollte, vorgeschrieben. In der Tat wurden sie aber nicht gegründet, und als nach 

2010 die Fidesz-Regierungen die Kontakte zu den Auslandsungarn mit deutlich mehr 

staatlichen Mitteln förderten, wurde der „ungarisch-ungarische Schwerpunkt“ der bilateralen 

 
181 Warum es in der Tat nicht erfolgte, ist unbekannt. Höchstwahrscheinlich wäre es, wie schon vorher, schwierig 

gewesen, eine für beide Parteien in allen Einzelfragen geeignete Formulierung zu finden. Außerdem wäre eine 

slowakische Selbstkritik bezüglich der Beneš-Dekrete für viele Wähler von Robert Fico nach der 2007 während 

seiner ersten Amtszeit erfolgten offiziellen Bestätigung der Unantastbarkeit der Dekrete nicht akzeptabel gewesen.  
182 Eine offizielle Begründung ist nicht bekannt, aber die Gründung des Preises erfolgte in einer nachträglich 

sowohl seitens des Fidesz als auch der Smer ganz kritisch beurteilten Periode, die später keine guten Erinnerungen 

hervorrief. Außerdem hielten die zwei pragmatischen Regierungen einen den meisten Wählern völlig unbekannten 

Preis wahrscheinlich einfach für nicht mehr nötig. 
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Kontakte auf den unteren Ebenen noch ausgeprägter.183 Eine im Vergleich zu den ungarisch-

ungarischen Aktivitäten eher bescheidene, aber erwähnenswerte ungarisch-slowakische 

Kooperation wurde jedoch weiterhin in multilateralen Rahmen verwirklicht bzw. gefördert. Die 

gemischte Historikerkommission, die die Regierungschefs Gyurcsány und Fico im Juni 2007 

mit der Anfertigung eines gemeinsamen ungarisch-slowakischen, auch im Unterricht 

anwendbaren Sammelband beauftragt hatten, bereitete die vorgesehene Publikation bis 2013 

vor, auf ihre Veröffentlichung konnten aber die Lektoren und die Entscheidungsträger in den 

Ministerien am Ende nicht vereinigen. Die Tätigkeit der eigenen nationalen Institutionen und 

zivilgesellschaftlichen Akteuren wie der Terra Recognita Stiftung184 oder der als Verein tätigen 

Charta XXI Bewegung185, die eine Annäherung der beiden Gesellschaften und die Aufarbeitung 

der historischen Streitthemen anstreben, wurde auch in diesen Jahren zuweilen mit staatlichen 

Mitteln unterstützt. 

Was die Veränderung der gegenseitigen Wahrnehmung angeht, zeugen die zur 

Verfügung stehenden Umfragedaten insgesamt von einer bedeutenden Annäherung nach den 

konfliktbeladenen Jahren zwischen 2006 und 2010. Im Jahre 2015 betrachteten schon die 

beiden Völker das jeweils andere als einen zumindest mittelmäßig beliebten wichtigen Partner.   

Diesbezüglich waren die konsequent konfliktvermeidende Haltung und die regelmäßige 

Würdigung der Kooperation seitens der Regierungen definitiv von großer Bedeutung. Der 

 
183 Ein gutes Beispiel ist das bereits erwähnte, bald nach dem Wahlsieg 2010 initiierte Programm namens 

„Grenzenlos!“, das Schulausflüge bei den ungarischen Gemeinden in den Nachbarländern ermöglicht. In dessen 

Rahmen besuchten seit 2010 mehrere Zehntausende junge Menschen aus Ungarn auch die Slowakei. Da diese 

Aufenthalte ausdrücklich der Kontakte zur ungarischen Minderheit gewidmet sind, werden sie meistens in der 

Südslowakei durchgeführt und die nicht von Ungarn bewohnten Teile der Slowakei nur im Rahmen von kürzeren 

Ausflügen aus der Südslowakei und ohne organisierte Treffen mit ethnisch slowakischen Jugendlichen besucht. 

Im Jahre 2015 wurde auch ein nach dem anerkannten ungarischen Architekten Imre Makovecz genannte staatliches 

Programm etabliert, das die Studenten- und Dozentenmobilität zwischen ungarischen und den (zumindest 

teilweise) ungarischsprachigen Hochschulen in den Nachbarländern fördert (Vágó 2018: 164-165).  
184 Die Terra Recognita Stiftung wurde durch junge Historiker und Sozialwissenschaftler, u. a. den Betreuer dieser 

Arbeit István Kollai im November 2005 in Budapest gegründet. Das Ziel der Stiftungsarbeit war, zu einem 

mitteleuropäischen Dialog über die multikulturelle Geschichte der Region mit neuen Publikationen beizutragen. 

In einem Sammelband, der in beiden Ländern ausgegeben wurde, wurden zuerst die am meisten angesprochenen 

Themen der gemeinsamen ungarisch-slowakischen Geschichte aufgearbeitet. 
185 Die Charta XXI Bewegung wurde am 24. Oktober 2010 durch ungarische und slowakische Intellektuellen und 

Künstler mit einem Manifest, das zur historischen Versöhnung und gutnachbarschaftlichen Zusammenarbeit aller 

Nationen im Karpatenbecken aufrief, in Veľký Meder (ung. Nagymegyer) gegründet. Seitdem organisierte der 

Verein zahlreiche verschiedene Veranstaltungen, gab Publikationen aus und gründete einen eigenen 

Versöhnungspreis. Der Vorsitzender des Vereins, der ehemalige Parteivorsitzender der KDNP und langjähriger 

Vizepräsident des Europäischen Parlaments László Surján wechselte im Mai 2013 offene Briefe mit Štefan, Hríb, 

dem Chefredakteur der populärsten Wochenzeitung der Slowakei „.týždeň, in den sie im eigenen Namen um 

Vergebung für die der jeweils anderen Nation in der Geschichte zugefügten Unrechte baten. Ende Mai 2013 wurde 

der Briefwechsel in der Wochenzeitung veröffentlicht, die aus diesem Anlass mit einem doppelten slowakischen 

(mit dem Porträt des Grafen Albert Apponyi, eines für die Magyarisierung in den Schulen des Königreichs Ungarn 

bekannten Ministers) und ungarischen Titelblatt (mit dem Porträt von Edvard Beneš) mit der Aufschrift „Vergebt 

uns!“ erschien (Surján – Kotolácsi Mikóczy 2014; Ablonczy – Németh 2013). 
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gegenseitige Respekt wurde sicherlich auch aufgrund der Entwicklungen im wirtschaftlichen 

Bereich verstärkt. Die Tatsache, dass die als Ungarn traditionell weniger entwickelte Slowakei 

nach den entschiedenen Reformen der Dzurinda-Regierungen in wenigen Jahren ein höheres 

BIP pro Kopf als das damals gerade eine wirtschaftliche Krise erlebende Ungarn erreichen und 

ab 2009 sogar den Euro einführen konnte, machte die Slowakei im südlichen Nachbarland 

definitiv wesentlich anerkannter als in den 1990er Jahren. In den wirtschaftlich prosperierenden 

2010er Jahren wurden die beiden Länder auch füreinander immer wichtigere Wirtschafts- bzw. 

Handelspartner, obwohl mit Abstand weniger wichtig, als Deutschland oder das gemeinsame 

Nachbarland Österreich. 

Diese Phase kann man insgesamt auch im ungarisch-slowakischen Fall als eine 

„politische Achterbahnfahrt“ bezeichnen. Abhängig von der Zusammensetzung der jeweiligen 

Regierungen, vor allem im Falle der Slowakei wurden die bilateralen Beziehungen zum 

historisch problematischen Nachbarland wesentlich unterschiedlich behandelt. Es wechselten 

sich durch lautstarke vergangenheitsbezogene Konflikte geprägte Zeiten und die Geschichte 

bewusst in den Hintergrund drängende, die pragmatische Zusammenarbeit anstrebende Zeiten 

ab. Die in den letzten Jahren dieser Periode erfolgte rapide Annäherung der beiden Regierungen 

wurde nach dem Anfang der Flüchtlingskrise von 2015, gerade im Gegensatz zum deutsch-

polnischen Fall, noch dynamischer fortgesetzt und praktisch zu einer politischen Allianz auf 

der Basis der entschiedenen Ablehnung der Immigration weiterentwickelt. Die späteren 

Entwicklungen in diesem Verhältnis bilden das Thema des anschließenden Kapitels 5.4. 
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5.4. Phase IV (2015-2022): unerwartete Gutnachbarschaft der Populisten 

 

5.4.1. Allgemeiner politischer Kontext und die grundlegenden Determinanten der 

Versöhnungspolitik (2015-2022) – die ungarische Seite 

 

Die Fidesz-KDNP-Regierung unter Viktor Orbán konnte auch die Wahlen im April 2018 leicht 

gewinnen (Bos 2018) und somit ihre auch im internationalen Vergleich außerordentlich starke 

Mehrheit im Parlament im ganzen untersuchten Zeitraum bewahren. 

 Das Verhältnis der innerhalb Ungarns quasi allmächtigen Fidesz-Regierung zu 

mehreren wichtigen westlichen Ländern und der Europäischen Kommission war schon seit 

ihrem Amtsantritt Mitte 2010 durch lautstarke Konflikte geprägt. Im kollektiven Westen wurde 

die ungarische Regierung aufgrund angeblicher Machtübergriffe bzw. 

Rechtsstaatlichkeitsprobleme186 und Korruption regelmäßig heftig kritisiert. Diese dauerhafte 

Konfrontation stellten die Regierenden, wie es dann auch ihre polnischen Nachahmer in der 

PiS-Regierung taten, ihren Anhängern als einen nationalen Freiheitskampf gegen westliche 

Feinde wie „Brüssel“ (d. h. die EU), George Soros, die USA etc, die ihre liberale Ideologie mit 

allen negativen Folgen dem Land aufzwingen und den Sturz der wertkonservativen 

patriotischen Regierung wollten, dar (Lendvai 2016: 125-127). 

 Während der Flüchtlingskrise 2015 wurde Ministerpräsident Orbán, der die ungarisch-

serbische Grenze mit einem Zaun sichern ließ und im September 2015 bezüglich der seitens der 

Bundesregierung forcierten Flüchtlingsquoten über einen „moralischen Imperialismus“ sprach 

und das Recht der ostmitteleuropäischen Länder auf einen eigenen Standpunkt betonte, 

praktisch zum international sichtbarsten Wortführer der Opponenten der Merkelschen 

Flüchtlingspolitik. Als die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung die Aufnahme von 

nichtchristlichen Flüchtlingen aus dem Nahen Osten bzw. aus ihrer Sicht eine ungeregelte 

muslimische Masseneinwanderung auch in den anderen Visegrád-Ländern eindeutig ablehnte, 

schlossen sie sich dem Orbánschen Kurs an und traten als ein politischer Block auf. Neben der 

PiS von Jarosław Kaczyński, in deren Wahlsieg dieses Thema eine nicht geringe Rolle gehabt 

hatte, war auch die Smer von Robert Fico, die gerade vor der kommenden Wahl stand, und 

weniger lautstark, aber auch die tschechischen Regierungsparteien gerne bereit, sich als 

Verbündeter des ungarischen Ministerpräsidenten zu profilieren (Lendvai 2016: 209-213).187 

 
186 Diese sind im Falle des Fidesz rein rechtlich gesehen wesentlich weniger eindeutig, als im Falle der PiS. Mit 

der verfassungsgebenden Mehrheit im Parlament konnte der Fidesz alle Rechtsvorschriften jederzeit blitzschnell 

und völlig frei ändern. 
187 Mehr Details zur damaligen Situation siehe im deutsch-polnischen Teil der Arbeit. 
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Diese rapide politische Annäherung wurde in den betroffenen Ländern auch ideologisch 

untermauert. Mehrere Spitzenpolitiker und bekannte, vor allem regierungsnahe, Intellektuellen 

argumentierten damit, die Mitteleuropäer, die im 20. Jahrhundert viele Tragödien erlebt hatten 

und für ihre Freiheit mehrmals kämpfen mussten, seien politisch und weltanschaulich 

wesentlich nüchterner geblieben, als die Westeuropäer, die nach den langen Jahrzehnten des 

Wohlstands und der Freiheit geistig faul und zu naiv geworden seien und die in ihren 

multikulturell gewordenen Gesellschaften die traditionellen christlichen Werte der 

abendländischen Kultur zumindest vergessen oder sogar verraten haben. Die wahren Europäer 

bzw. die Verteidiger des originellen Westens seien nun die Polen, die Ungarn und die weiteren 

Nationen dieser Region (Krastev – Holmes 2020: 71-72). 

Mit der weiteren Schärfung der Konflikte mit dem Westen wurde das gute Verhältnis 

zu ihren regionalen Partnern für die Fidesz-Regierung allmählich immer wichtiger. Um in der 

EU nicht vollständig isoliert zu werden, praktisch unabdingbar. In Bezug auf die Slowakei 

bedeutete es einen weitestgehend konfliktvermeidenden Kurs. Ministerpräsident Orbán 

unterstrich schon im März 2015 auf einer Sonderkonferenz der ungarischen Botschafter in 

Budapest, dass obwohl die Autonomie der ungarischen Minderheiten ein zentrales Ziel der 

ungarischen Außenpolitik sei, sollte man aktuell aber auf die wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und die gemeinsamen Projekte mit den Nachbarländern konzentrieren (MTI.hu 2015b). Im 

November 2018 äußerte er auf der Sitzung der „Ungarischen Ständigen Konferenz“ die 

Hoffnung, dass Ungarn und seine Nachbarländer gerade nicht nur einige guten Jahre gehabt 

haben, sondern nach einem schwierigen Jahrhundert die ersten Jahre einer neuen 

hundertjährigen Ära erleben (Riba 2018: 16). Die größte Herausforderung der konsequenten 

Konfliktvermeidung bedeutete das runde 100. Jubiläum des Friedensvertrags von Trianon, aus 

dessen Anlass ein nicht geringer Teil des ungarischen Regierungslagers großangelegte 

Massenveranstaltungen und den Bau eines riesigen Denkmals erwartet hätte. Der Fidesz strebte 

diesbezüglich sichtbar ein von ihm innenpolitisch erwartete „Minimum“ an und als aufgrund 

der Covid-Pandemie am 4. Juni 2020 gerade keine großen öffentlichen Veranstaltungen erlaubt 

waren, konnte er den symbolträchtigen Jahrestag im Gegensatz zu 2010 ohne bedeutende 

Auseinandersetzungen mit den Nachbarländern „absolvieren“ (Hamvay 2020; Gergely – Tóth 

2020). 

Die während der Covid-Pandemie erfolgte solidarische ungarisch-slowakische 

Zusammenarbeit verstärkte die Partnerschaft weiter. Worauf die slowakische Seite, besonders 

die Vertreter der gegenüber dem illiberalen Kurs der ungarischen Regierung skeptischen 

politischen Kräfte, weiterhin regelmäßig empfindlich reagierte, waren die Maßnahmen, mit den 
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die ungarischen Regierung versuchte, die Organisationen der ungarischen Minderheit in der 

Slowakei außer den Rahmen der bilateralen Strukturen zu unterstützen und ihr Handeln aus 

Budapest zu beeinflussen (Czímer 2021).  
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5.4.2. Allgemeiner politischer Kontext und die grundlegenden Determinanten der 

Versöhnungspolitik (2015-2022) – die slowakische Seite 

 

Der Smer gelang es, auch die Wahlen im März 2016 zu gewinnen, dieses Mal konnte sie aber 

keine Alleinregierung bilden. Es kam zu einer Viererkoalition der Smer, der ins Parlament 

erfolgreich zurückgekehrten SNS, der Most-Híd sowie der kleinen Mitte-Rechts-Partei #Sieť 

(#Netzwerk). Nach der bald erfolgten Spaltung des #Sieť regierten die Smer, die SNS und die 

Most-Híd mit einigen ehemaligen #Sieť-Abgeordneten weiter. Im März 2018 dankte 

Ministerpräsident Fico ab. Als neuer Regierungschef folgte ihm Peter Pellegrini. Die nächste 

Wahl am Ende Februar 2020 bedeutete einen großen Sieg der bunten „Anti-Smer“ Oppositon. 

Unter Igor Matovič wurde eine Viererkoalition seiner korruptionsbekämpfenden Protestpartei 

namens OĽaNO (Obyčajní ľudia a nezávislé osobnosti – Gewöhnliche Menschen und 

unabhängige Persönlichkeiten), der rechtspopulistischen SR (Sme Rodina – Wir sind eine 

Familie), und zwei liberalen Parteien, der SaS und der Za ľudí (Für die Menschen). Aufgrund 

bedeutender Koalitionskonflikte wurde Ministerpräsident Matovič ab April 2021 durch Eduard 

Heger ersetzt (Halász 2016; Lang - Walther 2020; Tuba 2022). 

 Wie bereits erwähnt, war das Hauptthema der Wahlkampagne vor März 2016 die 

europäische Flüchtlingskrise und Ministerpräsident Fico stand demonstrativ auf der Seite des 

ungarischen Regierungschefs. Er wiederholte mehrmals, die Slowakei wollte keine solchen 

Problemen haben, welche Westuropa aufgrund der massenhaften muslimischen Einwanderung 

hatte. Als Zeichen der Solidarität der Visegrád-Gruppe wurden nicht nur polnische und 

tschechische, sondern auch 50 slowakische Grenzpolizisten an die Südgrenze Ungarns 

geschickt. Die Smer deklarierte, die Ablehnung der verbindlichen Flüchtlingsquoten sei von 

allen möglichen Koalitionspartnern erwartet und die Partei hatte landesweit zahlreiche 

Wahlplakate mit der Aufschrift: „Wir schützen die Slowakei!“ (Tuba 2016; Visegrad Group 

2021). 

Auch die anderen Parteien, sogar die vorher als markant ungarnfeindlich bekannte SNS 

spielten 2016 die alte „ungarische Karte“ nicht mehr aus. Anstelle der Ungarn waren schon die 

illegalen Einwanderer, die Europäische Union oder die im Gegensatz zu den Ungarn188 sich 

wachsende Roma Minderheit viel überzeugende „Bedrohungen“ für die Wähler. Nach März 

2016 wurden gleichzeitig sowohl die unter seinem neuen Vorsitzenden Andrej Danko betont 

 
188 Nach den Daten der Volkszählung 2021 gab es nur 422 065 Personen in der Slowakei, die ihre primäre nationale 

Zugehörigkeit als ungarisch bezeichneten. Damit machten die ethnischen Ungarn zu diesem Zeitpunkt nur 7,75% 

der Bevölkerung aus (Horbulák – Demeter 2023: 221). 
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moderat auftretende SNS als auch die ungarisch-slowakische Most-Híd Koalitionspartner der 

Smer von Robert Fico, was viele Beobachter wenig früher noch für praktisch ausgeschlossen 

gehalten hatten. In der Koalition bauten Andrej Danko und Most-Híd-Vorsitzender Béla Bugár, 

der bekannteste ungarische Politiker des Landes bald sogar ein demonstrativ freundschaftliches 

persönliches Verhältnis auf (G. Fehér 2016).189 

Den schon 2012 eingeschlagenen, gegenüber Ungarn die Konfliktvermeidung und die 

pragmatische Zusammenarbeit anstrebenden Kurs konnten die Smer-Regierungen ab Herbst 

2015 noch markanter fortsetzen und mit der Fidesz-Regierung sogar eine vertiefte politische 

Kooperation auf Dauer aufbauen. Um die Beziehungen möglichst konfliktfrei zu halten, achtete 

auch die slowakische Seite darauf, die potenziellen Konfliktthemen öffentlich nicht 

anzusprechen oder falls unvermeidbar, nur kurz und gemäßigt zu reagieren (Halász 2020). 

Diesen Kurs setzte ab 2020 auch die OĽaNO, die führende Kraft der neuen 

Viererkoalition fort. Als 2020 nach der SMK auch die Most-Híd unter der 5%-Hürde blieb, und 

somit die ungarische Minderheit zum ersten Mal seit der Wende ohne von ihnen gewählten 

Parteien im Parlament blieb, sah die OĽaNO, auf deren Liste auch ethnisch ungarische Politiker 

zu Abgeordneten gewählt worden waren, in einer ungarnfreundlichen Politik eine potenzielle 

Möglichkeit, ohne einen bedeutenden Verlust an Stimmen aus der slowakischen Mehrheit, auch 

unter den Ungarn in der Slowakei zahlreiche neue Anhänger zu finden. Die unerwartete und 

bemerkenswerte Geste von Ministerpräsident Matovič anlässlich des runden Jahrestags von 

Trianon ist, wie zu zeigen sein wird, in diesem Kontext zu bewerten. 

Während der Covid-Krise wurde das gutnachbarschaftliche Verhältnis symbolisch noch 

verstärkt. Die kleineren liberalen Koalitionspartner, vor allem die SaS, die die neue Führung 

des Außenministeriums stellte und den stark Orbán-kritischen Teil der slowakischen 

Wählerschaft an sich binden wollte, waren jedoch von Anfang an gegenüber der deklariert 

illiberalen ungarischen Regierung wesentlich zurückhaltender und kritischer und sahen die 

Aktivitäten und den potenziellen politischen Einfluss der ungarischen Regierung in der 

Südslowakei gar nicht gerne (Czímer 2021). Die Konflikte der SaS-Politiker mit der durch die 

OĽaNO freundschaftlich betrachteten Fidesz-Regierung wurden parallel zu den zahlreichen 

heftigen Auseinandersetzungen zwischen der OĽaNO und SaS in anderen Fragen, die die 

slowakische Koalition später letztendlich sprengten, immer ausgeprägter. 

  

 
189 Landesweit bekannt wurde z. B. die freundschaftliche Szene, als Béla Bugár dem neuen Parlamentspräsidenten 

Danko vor einer Parlamentssitzung bei der richtigen Aussprache der Namen der ungarischen Abgeordneten half 

(G. Fehér 2016: 18). 
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5.4.3. Die bedeutendsten versöhnungspolitischen Entwicklungen (2015-2022) 

 

Am 22. September 2015 eröffneten die beiden Präsidenten János Áder und Andrej Kiska eine 

feierliche Konferenz im ungarischen Aggtelek aus dem Anlass, dass die einzigartigen 

Tropfsteinhöhlen Aggtelek-Domica im ungarisch-slowakischen Grenzgebiet vor 20 Jahren als 

UNESCO-Weltkulturerbe anerkannt worden waren. Beide Präsidenten würdigten die 

langjährige erfolgreiche Zusammenarbeit im Bereich des Umweltschutzes, enthüllten eine 

Gedenksäule zum Jubiläum in Aggtelek und besichtigten gemeinsam einen Teil der Höhlen auf 

der slowakischen Seite der Grenze (MTI.hu 2015e). 

 Der ungarische Innenminister Sándor Pintér begrüßte am 20. Oktober 2015 persönlich 

die angekommenen 50 slowakischen Grenzpolizisten in Budapest und überreichte ihnen 

symbolische „V4-Armbinden“. Der Minister betonte, die Zusammenarbeit der Visegrád-

Länder bezüglich der Sicherung der EU-Außengrenzen sei vorbildhaft und bedankte sich für 

die Solidarität der Slowakei, deren Grenzpolizisten auf Ungarns Südgrenze auch ihre eigene 

Heimat und die EU schützen würden (MTI.hu 2015g). 

 Anlässlich des 10. Jahrestags des tragischen Unfalls des slowakischen militärischen 

Flugzeugs bei nordungarischen Hejce nahmen Präsident Áder und Präsident Kiska am 19. 

Januar 2016 an einer gemeinsamen Gedenkveranstaltung am Ort der Katastrophe sowie bei 

deren Denkmal im Dorf Hejce teil. Beide hielten kurze Ansprachen und legten Kränze nieder 

(MTI.hu 2016a). 

 Am 15. Februar 2016, also gerade 25 Jahre nach der Gründung der Visegrád-Gruppe 

hielten die Regierungschefs der Visegrád-Länder einen außerordentlichen Gipfel in Prag, zu 

dem auch die Ministerpräsidenten Bulgariens und Mazedoniens eingeladen wurden. Die 

Regierungschefs bestätigten ihren weiteren Kooperationswillen und forderten mehr EU-

Unterstützung für die Balkanländer, um ihre Grenzen erfolgreich sichern zu können (MTI.hu 

2016b). 

 Die beiden Kultusminister Zoltán Balog und Marek Maďarič eröffneten am 21. April 

2016 gemeinsam die internationale Buchmesse von Budapest, bei der die Slowakei das 

Gastland des Jahres war. Beide Minister unterstrichen die kulturelle und historische Nähe der 

beiden mitteleuropäischen Länder und würdigten die guten ungarisch-slowakischen 

Beziehungen, in den auch die Rolle der Literatur wichtig sei (MTI.hu 2016c). 

 Am 29. August 2016 nahmen alle Außenminister der Visegrád-Gruppe an der 

Budapester Konferenz der ungarischen Botschafter teil. In seiner Eröffnungsrede unterstrich 

Gastgeber Péter Szijjártó, dass die Visegrád-Gruppe zu einem wichtigen Faktor in Europa 
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geworden sei. Die Gruppe sei bereit, anstatt politisch korrekten und heuchlerischen Worten auf 

die bestehenden Probleme ehrlich hinzuweisen und richtige Lösungen anzubieten. Eine 

Grundlage des Erfolgs der Gruppe sei der gegenseitige Respekt, der in der aktuellen 

europäischen Lage einen „historischen Frieden“ innerhalb Mitteleuropas ermöglicht habe. Er 

forderte die ungarischen Botschafter auf, an ihren Stellen eine enge Zusammenarbeit mit ihren 

V4-Kollegen anzustreben und den Standpunkt Ungarns und Mitteleuropas entschlossen zu 

vertreten. Das wichtigste Ziel sei, die Sicherheit in Europa zu garantieren. Es sei nicht 

akzeptabel, jemanden in der EU zu kritisieren, weil er die Regeln einhält. In seiner Ansprache 

plädierte der slowakische Außenminister Miroslav Lajčák, dessen Land gerade die EU-

Ratspräsidentschaft innehatte, für eine noch engere Zusammenarbeit der Visegrád-Gruppe und 

für eine pragmatische europäische Politik, die die Bedürfnisse der europäischen Bürger beachtet 

(MTI.hu 2016d). 

 Am 7. Oktober 2016 stattete Ministerpräsident Orbán einen Besuch bei Amtskollege 

Fico in Bratislava ab. Ein Schwerpunkt der Gespräche war die europäische Flüchtlings- bzw. 

Migrationspolitik. Ministerpräsident Fico, der gerade auch die EU-Ratspräsidentschaft vertrat, 

meinte, die verbindlichen Flüchtlingsquoten seien „politisch tot“ und die EU-Außengrenzen 

müssten effektiv gesichert werden. Hinsichtlich der ungarisch-slowakischen bilateralen 

Beziehungen bemerkte er, sie seien gerade im „historisch besten“ Zustand (MTI.hu 2016e). 

 Der slowakische Präsident Kiska reiste am 5. Dezember 2016 zu einem offiziellen 

Besuch nach Budapest. Auf der gemeinsamen Pressekonferenz mit Amtskollege Áder 

würdigten beide Staatsoberhäupter die dynamische Entwicklung der pragmatischen 

Zusammenarbeit beider Länder und waren sich einig, dass das bilaterale Verhältnis gerade 

besser denn je sei. Hierbei sei wichtig, über die Streitfragen miteinander zu reden und nicht 

Botschaften über die Medien zu senden. Der ungarische Präsident plädierte für eine verstärkte 

Kooperation bezüglich der als gemeinsames Projekt konzipierten Renovierung des in der 

Slowakei liegenden Schloss im Dorf Borša (ung. Borsi), dem Geburtsort des Fürsten Rákóczi. 

In Budapest besuchte Präsident Kiska auch die einzige slowakischsprachige Schule der Stadt 

(MTI.hu 2016f). 

 Am 1. März 2017 reiste Außenminister Szijjártó anlässlich der Unterzeichnung eines 

neuen Projektvertrags im Bereich der Energetik nach Bratislava. Nach einem Gespräch mit 

Amtskollege Lajčák besuchte er auch den Sitz der seit 2010 nicht mehr im slowakischen 

Parlament vertretenen, der sich als die Partei der ethnischen Ungarn in der Slowakei 

verstehenden SMK. Hier betonte der ungarische Außenminister, dass das enge und 

vertrauensvolle Verhältnis der beiden Regierungen auch für die ungarische Minderheit in der 
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Slowakei positiv sei. Aus ungarischer Seite sei wichtiges Interesse, die strategische Allianz mit 

der Slowakei weiterhin zu bewahren. Deswegen seien weitere gemeinsamen 

Erfolgsgeschichten erwünscht. Eine Verstärkung der SMK wäre aus ungarischer Sicht positiv, 

er wünsche der Partei viel Erfolg und es würde bald mit ihrer Beteiligung ein Programm mit 

ungarischen finanziellen Mitteln für die wirtschaftliche Entwicklung der von den Ungarn 

bewohnten Regionen der Slowakei vorbereitet werden (MTI.hu 2017a). 

 Auf Initiative von Robert Fico fand am 2. März 2017 ein außerordentliches Treffen der 

Regierungschefs der Visegrád-Gruppe in Warschau statt. Das Hauptthema war das sog. 

„Lebensmittelskandal“, die durch Untersuchungen zuerst in slowakischen Laboratorien, dann 

auch in Forschungsinstituten der weiteren Visegrád-Länder bestätigte Praxis der großen 

multinationalen Firmen, dass sie unter dem gleichen Namen und in der gleichen Verpackung 

Produkte von geringerer Qualität in den östlichen EU-Staaten verkauften. Die 

Ministerpräsidenten waren sich einig, dass diese diskriminierende und beleidigende Praxis 

unzulässig sei und dringende Maßnahmen seitens der EU erforderlich seien (MTI.hu 2017b). 

 Anlässlich des 70. Jahrestags des erzwungenen tschechoslowakisch-ungarischen 

Bevölkerungsaustausches fand am 5. August 2017 eine Gedenkveranstaltung im 

südostungarischen Tótkomlós, in einer damals besonders stark betroffenen Kleinstadt statt. 

Zsolt Németh, der Präsident des Auswärtigen Ausschusses des ungarischen Parlaments betonte 

in seiner Gedenkrede, dass obwohl die ungarisch-slowakischen Beziehungen seit der Wende 

schon bedeutend verbessert wurden, müsste man auf eine vollständige Versöhnung noch 

warten. Ein gutes Vorbild sei die gemeinsame Erinnerung der ungarischen und serbischen 

Präsidenten im Juni 2013 an die Opfer der Massenmorde in der Vojvodina während und nach 

dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Eine gemeinsame Geste sei auch im ungarisch-

slowakischen Kontext erwünscht. Letztendlich gehe es um zwei Brudervölker im 

Karpatenbecken. Bezüglich der von beiden Regierungen entschieden abgelehnten 

verbindlichen Flüchtlingsquoten bemerkte er, dass der erzwungene Transfer von Menschen 

auch heute keine gute Lösung sei (MTI.hu 2017c). 

 Am 13. Oktober 2017 fand auf Einladung der slowakischen Regierung eine 

großangelegte Veranstaltung zum Thema der gleichen Qualität der Lebensmittel mit 

hochrangigen Vertretern der EU und der Mitgliedstaaten in der Burg von Bratislava statt. Eine 

Eröffnungsrede hielt der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán, der die Diskriminierung 

der mitteleuropäischen Verbraucher, die auch durch ungarische Untersuchungen bestätigt 

wurde, erneut klar verurteilte und der Slowakei und Tschechien die vollständige Unterstützung 

seines Landes in dieser Angelegenheit versprach (MTI.hu 2017d). 

10.15772/ANDRASSY.2024.001



326 
 

 Die beiden Regierungschefs Orbán und Fico trafen sich am 17. Oktober 2017 anlässlich 

des Baubeginns der neuen Donaubrücke zwischen Komárno und dem kleineren ungarischen 

Komárom auf der südlichen Seite der Donau. Auf der gemeinsamen Pressekonferenz würdigte 

Robert Fico die erfolgreiche Zusammenarbeit mit Amtskollege Orbán. Die neue Brücke sei ein 

Symbol der Verbesserung der bilateralen Beziehungen, die noch nie so gut gewesen seien. Eine 

weitere Vertiefung der ungarisch-slowakischen Kooperation sei beiderseits angestrebt (MTI.hu 

2017e). 

 Am 28. März 2018 kündigten Außenminister Szijjártó und der slowakische 

Wirtschaftsminister Peter Žiga gemeinsam den Bau einer neuen Brücke über dem Grenzfluss 

Ipoly / Ipeľ zwischen Ipolydamásd und Helemba vor Ort an und würdigten die erfolgreiche 

bilaterale Zusammenarbeit. Außenminister Szijjártó unterstrich, die Beziehungen seien noch 

nie so gut gewesen (MTI.hu 2018a). 

 Der neue slowakische Ministerpräsident Peter Pellegrini stattete am 12. Juni 2018 einen 

Besuch bei Amtskollege Orbán in Budapest ab. Aus diesem Anlass bestätigten die beiden 

Regierungschefs, dass sie die betont freundschaftlichen bilateralen Verhältnisse weiterhin 

aufrechterhalten wollten. Die verstärkte Kooperation sei auch im Rahmen der Visegrád-Gruppe 

angestrebt (MTI.hu 2018b). Am 24. Juni 2018 waren die beiden Ministerpräsidenten 

gemeinsame Gäste eines slowakischen Fernsehprogramms. In ihrem Gespräch waren sie sich 

einig, dass die Visegrád-Gruppe in der europäischen Migrationskrise eindeutig Recht gehabt 

habe und die EU-Außengrenzen stets gesichert werden müssten. Westeuropa müsste 

akzeptieren, dass die postkommunistischen Länder nicht immer die westliche Meinung teilen. 

Das bilaterale Verhältnis bezeichneten beide Regierungschefs als problemfrei und ausdrücklich 

gut. Mit Orbáns Worten erfolge gerade eine „erfolgreiche Vertrauensbildung zwischen den 

zwei Ländern“ (MTI.hu 2018c). 

 Am 17. Oktober 2018 reiste Außenminister Szijjártó nach Bratislava, wo er mit 

Amtskollege Miroslav Lajčák und Parlamentspräsident Andrej Danko Gespräche führte. Die 

Gesprächspartner waren sich einig, dass das bilaterale Verhältnis sehr gut sei und die 

bedeutenden grenzüberschreitenden Verkehrs- und Energieprojekte erfolgreich vorangebracht 

werden sollten. Der ungarische Außenminister und der slowakische Parlamentspräsident 

betonten, es sei gemeinsam angestrebt, in den europäischen Zukunftsdebatten die nationalen 

und christlichen Werte gegen die Idee einer postnationalen und postchristlichen Föderation zu 

vertreten (MTI.hu 2018d). 

 Der slowakische Außenminister Lajčák war am 25. Februar 2019 der Gast der 

Konferenz der ungarischen Botschafter in Budapest. Aus diesem Anlass würdigten beide 
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Außenminister den Stand der bilateralen Beziehungen, die noch nie so gut gewesen seien. 

Sowohl die Fortsetzung der bedeutenden gemeinsamen Projekte als auch der intensiven 

politischen Kooperation im Rahmen der Visegrád-Gruppe bzw. auf EU-Ebene seien weiterhin 

beiderseits erwünscht. Die zwei Länder lehnen die illegale Einwanderung und die verbindliche 

Aufnahmequoten von Flüchtlingen weiterhin entschieden ab (MTI.hu 2019a). 

 Ende März 2019 wurde das slowakische Gesetz über die Symbole des Staates auf 

Initiative der SNS novelliert. Als im Sinne der Novellierung das Singen der Nationalhymnen 

anderer Staaten an öffentlichen Veranstaltungen zukünftig nur in Anwesenheit von offiziellen 

Delegationen aus den gegebenen Ländern erlaubt sein sollte, protestierten zahlreiche 

ungarischen Organisationen in der Slowakei. Nach einem Veto des Präsidenten wurde das 

Gesetz im Mai wieder verabschiedet und der kritisierte Abschnitt über die ausländischen 

Hymnen geändert. Am 24. Mai 2019 stellte der ungarische Außenminister Szijjártó fest, das 

Problem sei gelöst, und die ungarische Seite sei natürlich weiterhin bereit, die bilateralen 

Beziehungen auf Grund des „gegenseitigen Respekts“ zu entwickeln (MTI.hu 2019b). 

 Das ungarische Parlament traf am 18. Juni 2019 einen Beschluss, in dem es das Jahr 

2020 zum „Jahr der nationalen Zusammengehörigkeit“ erklärte. Im Gedenkjahr der vor 100 

Jahren erfolgten Unterzeichnung des Friedensvertrags von Trianon, in dessen Sinne ein Drittel 

der ungarischen Nation unter die Hoheit anderer Staaten gestellt und somit zahlreiche sogar bis 

heute nicht gelöste Probleme verursacht worden waren, sollten würdige Gedenkveranstaltungen 

unterstützt werden, die das Zusammengehörigkeitsgefühl der Ungarn stärken. Das slowakische 

Außenministerium reagierte am 21. Juni 2019 mit einer kurzen Erklärung, die den ungarischen 

Beschluss höflich kritisierte. Aus slowakischer Sicht gebe es keine ungelösten Probleme wegen 

des Friedensvertrags vor 100 Jahren und das Wachrufen der alten Traumata sei schädlich für 

das gegenseitige Vertrauen und das gutnachbarschaftliche Verhältnis. Dessen Grundlage seien 

der ungarisch-slowakische Grundlagenvertag, die Mitgliedschaft in den EU und NATO sowie 

die Zusammenarbeit der Visegrád-4 (MTI.hu 2019c). 

 Am 11. Juli 2019 reiste die neue slowakische Präsidentin Zuzana Čaputová zu einem 

offiziellen Besuch nach Budapest. Sie empfingen sowohl Amtskollege Áder als auch 

Ministerpräsident Orbán. Es wurde bestätigt, die bilateralen Beziehungen seien gut, die beiden 

Länder seien füreinander wichtige Partner. Die eventuellen Meinungsunterschiede müssen stets 

offen und ehrlich angesprochen werden. Die slowakische Präsidentin, die auch in seiner 

Wahlkampagne betont hatte, sie möchte als Präsidentin auch die ethnisch ungarischen Bürger 

der Slowakei vertreten, unterstrich die Bedeutung der Grundwerte der liberalen Demokratie, u. 
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a. die Schätzung der Minderheitenrechte. Als Teil ihres Budapester Programms suchte sie auch 

das Grab des 2015 verstorbenen Altpräsidenten Árpád Göncz auf (MTI.hu 2019d). 

 Am 1. September 2019, am Tag der slowakischen Verfassung erfolgte ein feierlicher 

Fahnenappell vor dem slowakischen Parlament in Bratislava, wobei der auf Initiative des 

Parlamentspräsidenten Andrej Danko errichtete neue 30 Meter hoche Fahnenmast zum ersten 

Mal benutzt wurde. Der Fahnenmast, der nach Absicht Dankos bewusst etwas höher als der 

Fahnenmast vor dem Budapester Parlament sein sollte, wurde durch Spenden der 

Regierungspolitiker finanziert. In seiner Rede anlässlich der Übergabe des Fahnenmastes 

betonte Andrej Danko, die slowakische Fahne in den schönen Nationalfarben sei ein Symbol 

der slowakischen Staatlichkeit, die man nun auch von ferne sehen würde, als man aus Ungarn 

oder aus Österreich zurückkehrt (Antalik 2019; Radi 2019). 

 Das am 9. September 2019 erfolgte ungarisch-slowakische Qualifikationsspiel für die 

Fußball-EM sahen Ministerpräsident Orbán, Parlamentspräsident Kövér, Außenminister 

Szijjártó und der slowakische Parlamentspräsident Danko gemeinsam in der VIP-Zone des 

Budapester Stadions. Danko war ausdrücklich freundschaftlich, würdigte die Atmosphäre und 

gab dem ungarischen Ministerpräsidenten, mit dem er auch ein gemeinsames Foto machen ließ, 

eine traditionelle vergoldete slowakische Spitzhacke. Als es während und nach dem Spiel zu 

verbalen und sogar physischen Atrozitäten gegen die Fans aus der Slowakei gekommen war, 

wurde der ungarische Botschafter am 12. September 2019 ins Außenministerium in Bratislava 

einbestellt. Am folgenden Tag bezeichnete der ungarische Außenminister die Reaktion des 

slowakischen Außenministeriums als übertrieben und hysterisch. Würde auch er nach allen 

ähnlichen Fällen in der Slowakei den slowakischen Botschafter einbestellen, müsste der 

Botschafter stets im Ministerium sein, meinte Außenminister Szijjártó (MTI.hu 2019e). 

 Am 7. November 2019 wurde die internationale Buchmesse von Bratislava mit Ungarn 

als Gastland eröffnet. In ihren Eröffnungsreden würdigten der Staatssekretär des ungarischen 

Außenministeriums Tamás Menczer, die slowakische Kultusministerin Lubica Laššáková und 

die slowakische Ministerin für Unterricht, Wissenschaft und Sport Martina Lubyová die 

vertiefte ungarisch-slowakische Zusammenarbeit. Nach Menczer sei die Slowakei ein 

außerordentlich wichtiger Freund und Partner Ungarns, der auch die wichtigsten europäischen 

Zukunftsfragen ähnlich beurteile (MTI.hu 2019f). 

 Der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán nahm am 17. November 2019 auf 

Einladung ihrer tschechischen und slowakischen Amtskollegen an den Gedenkfeierlichkeiten 

zum 30. Jahrestag der „samtenen Revolution“ in Prag und Bratislava teil. Aus diesem Anlass 

würdigte er vor der Presse die Ereignisse vor 30 Jahren, die damals auch die Ungarn inspiriert 
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hatten sowie die aktuelle ausgezeichnete Zusammenarbeit mit Peter Pellegrini, der „ein guter 

Freund Ungarns“ sei (MTI.hu 2019g). 

 Auf einer Budapester Pressekonferenz am 9. Januar 2020 betonte Ministerpräsident 

Orbán, dass er sich bezüglich des angefangenen nationalen Gedenkjahres eine „kluge 

Mäßigkeit“ wünsche. Die Erinnerung an die Geschichte sollte die gegenwärtige 

mitteleuropäische Zusammenarbeit nicht zurückhalten (Nyilas 2020). 

 Am 11. Mai 2020 trafen sich Außenminister Szijjártó und der neue slowakische 

Wirtschaftsminister Richard Sulík in Komárno, wo sie sich über die Bauarbeiten der neuen 

Donaubrücke informierten und ein Gespräch im Rathaus führten. Vor der Presse würdigten sie 

beide die Entwicklung der Beziehungen mit zahlreichen laufenden Projekten sowie die 

solidarische Zusammenarbeit beider Staaten unter den Umständen der Covid-Pandemie, 

besonders die gegenseitige Hilfe bei der dringenden Rückreise ihrer Staatsbürger aus 

unterschiedlichen Ländern (Matus – Kolek 2020). 

 Der neue slowakische Außenminister Ivan Korčok reiste am 2. Juni 2020 nach 

Budapest. Nach einem Gespräch mit Amtskollege Szijjártó waren sich die beiden Minister 

einig, dass die Beziehungen noch nie so gut gewesen seien. Die weitere Entwicklung der 

Partnerschaft sei beiderseits erwünscht. Hinsichtlich des aktuellen Trianon-Jahrestags wurde 

der gegenseitige Respekt unterstrichen. Die unterschiedliche Beurteilung der Geschichte sollte 

die Zusammenarbeit nicht hindern. Der ungarische Minister bezeichnete die Absicht des neuen 

slowakischen Ministerpräsidenten Igor Matovič, anlässlich des aus ungarischer Sicht 

schmerzhaften Jahrestags die Vertreter der ungarischen Minderheit zu empfangen als eine 

Geste, die die ungarische Regierung schätze (MTI.hu 2020a). 

 Igor Matovič hatte schon am 29. Mai 2020 unter dem Motto „Die Vergangenheit haben 

nicht wir geschrieben, die Zukunft ist in unserer Hand“ etwa hundert in der Slowakei lebende 

ethnisch ungarische Politiker und Intellektuellen zu einem „freundschaftlichen Treffen“ am 

Abend 2. Juni 2020 in die Burg von Bratislava eingeladen. In Anwesenheit der Mitglieder seiner 

Regierung sowie der Abgeordneten der OĽaNO hielt der Regierungschef eine Rede, mit der er 

ausdrücklich die Ungarn in der Slowakei ansprechen wollte. Nach einer informellen Anrede in 

ungarischer Sprache190 las er den Text auf Slowakisch vor. Zum runden 100. Jahrestag des 

Friedensvertrags von Trianon betonte er, dass er menschlich verstehe, dass er für viele 

Menschen immer noch ein trauriger Tag sei. Es sollte aber auch daran erinnert werden, dass vor 

dem Ersten Weltkrieg auch die damalige ungarische Elite Fehler gemacht hatte und der Verlust 

 
190 „Sziasztok, kedves magyar barátaim”, auf Deutsch etwa „Hallo, meine lieben ungarischen Freunde”. 
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der einer Seite eine Chance und Möglichkeit für die andere gewesen sei. Das alte Königreich 

Ungarn (Uhorsko) sei ein gemeinsamer Staat der Ungarn, der Slowaken und weiteren 

Nationalitäten, die das Land gemeinsam verteidigten und entwickelten, gewesen sei. Die 

ungarische Gemeinschaft mit ihrem bedeutenden kulturellen Erbe in der heutigen Slowakei sei 

eine Bereicherung für das ganze Land. Wie am Ende des 19. Jahrhunderts zahlreiche ethnisch 

slowakische Menschen am Aufbau der Hauptstadt Budapest beteiligt waren, höre man heute 

oft ungarische Wörter bei den Baustellen in Bratislava. Die Slowakei sollte gemeinsam weiter 

gebaut werden. Für die Probleme der Ungarn in der Slowakei sollten gemeinsam Lösungen 

gefunden werden. Anlässlich des aktuellen Jahrestages sei nun die Hand zum gemeinsamen 

Handeln ausgereicht werden (Matovič 2020a). Das Programm wurde mit Musik und einem 

Empfang abgerundet. Als die eingeladenen SMK-Politiker dem überraschten Regierungschef 

gleich ein, deklariert nach dem Vorbild des 1861 geschriebenen, die sprachlich-politischen 

Erwartungen der Slowaken im Königreich Ungarn zusammenfassenden Memorandum 

zusammengestelltes „ungarisches Memorandum“ mit den politischen Wünschen der 

ungarischen Minderheit überreicht hatten, wurde die freundschaftliche Atmosphäre gleich 

gestört. In den folgenden Tagen kritisierten das Memorandum der SMK, in dem u. a. mehr 

sprachliche Rechte und die Möglichkeit der doppelten Staatsbürgerschaft gefordert wurde, der 

ehemalige Ministerpräsident Pellegrini sowie Außenminister Korčok als unnötig bzw. 

unbegründet. Der Ministerpräsident selbst sprach über einen Missbrauch der frustrierten SMK-

Politiker (MTI. hu 2020b). 

 Am 4. Juni 2020, am runden 100. Jahrestag des Friedensvertrags hielt das ungarische 

Parlament eine Gedenksitzung, auf der Präsident Áder der Redner war. Der Präsident 

bezeichnete die Entscheidung der Großmächte vor 100 Jahren als falsch und für die ganze 

Region dauerhaft schädlich. Heute sei die Zusammenarbeit mit den Nachbarländern auf Grund 

des gegenseitigen Respekts erwünscht. Ungarn sei Partner für einen ehrlichen Dialog und die 

nützliche Zusammenarbeit, aber nicht für Geschichtsfälschung und Verleugnen der 

Auslandsungarn (MTI.hu 2020c). Am runden Jahrestag erinnerte auch das Präsidium des 

slowakischen Parlaments. Parlamentspräsident Boris Kollár und die Vizepräsidenten, u. a. der 

ehemalige Ministerpräsident Peter Pellegrini legten einen Kranz am durch Ministerpräsident 

Fico vor 10 Jahren enthüllten „Denkmal für die Friedensverträge“ am Donauufer in Bratislava 

nieder. In seiner kurzen Ansprache betonte Parlamentspräsident Kollár, der Friedensvertrag vor 

100 Jahren sei ein wichtiger Grund des tschechoslowakischen Staates gewesen. Es sei gut, dass 

die ungarisch-slowakischen Beziehungen in den letzten 10 Jahren wesentlich verbessert 

wurden. In der Zukunft sollten die alten Konflikte allmählich überwunden werden. Peter 
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Pellegrini meinte, die zwei Länder sollten dem deutsch-französischen Vorbild folgen und die 

historischen Probleme hinter sich lassen (Ma7.sk 2020). Später an diesem Tag wurde ein 

slowakisch-ungarischer zweisprachiger Beitrag auf der Facebook-Seite der slowakischen 

Präsidentin Čaputová veröffentlicht. Darin wurde betont, dass die beiden Völker, obwohl sie 

die gemeinsame Geschichte oft unterschiedlich beurteilen, durch viele Erlebnisse, familiäre 

Bindungen, gemeinsame Werte und Ergebnisse verbunden seien. Die Erfolge der Slowakei, wie 

die demokratische Wende oder die EU- und NATO-Mitgliedschaft seien ohne die aktive 

Mitbeteiligung der Ungarn in der Slowakei nicht möglich gewesen (Németh Takács 2020). 

Kurz danach, in der Morgenfrühe am 5. Juni 2020 reagierte auch Ministerpräsident Matovič in 

einem Facebook-Beitrag auf der eigenen Seite. Er sprach die Ungarn in der Slowakei anlässlich 

des runden Jahrestags wieder an und bestätigte seinen Respekt für sie, den er auch mit der durch 

die SMK-Politiker gestörte Veranstaltung in der Burg zum Ausdruck bringen wollte. Im neuen 

Facebook-Beitrag bat der Ministerpräsident um Vergebung für alle Beleidigungen, die die 

Ungarn in der Slowakei aufgrund ihrer Muttersprache erleiden mussten. Diesbezüglich bat er 

auch um Verständnis für die Slowaken, die ähnliche Beleidigungen in der zweiten Hälfte des 

19. Jahrhunderts im Königreich Ungarn erlebt hatten. Nun sollte man in der Slowakei 

gemeinsam, unabhängig von der Muttersprache ein Land bauen, in dem man gerne lebt 

(Matovič 2020b; Kollai 2021: 212). 

 Am 5. Juni 2020 wiedereröffneten der ungarische stellvertretende Ministerpräsident 

Zsolt Semjén und der slowakische Ministerpräsident Matovič symbolisch die aufgrund der 

Covid-Krise für mehrere Monate geschlossenen ungarisch-slowakischen Grenzübergänge an 

der Grenze bei nordwestungarischen Vámosszabadi und würdigten die solidarische 

Zusammenarbeit in der Krisensituation. Der ungarische Politiker bedankte sich bei Matovič für 

seine „mutige und sehr korrekte“ Geste anlässlich des Trianon-Jahrestags. Die aktuelle Aufgabe 

sei nun, die Zukunft im Sinne des „ungarisch-slowakischen Schicksalsgemeinschaft“ zu 

gestalten. Der slowakische Ministerpräsident bestätigte, er wollte den Ungarn in der Slowakei 

signalisieren, dass sie „für uns wichtig sind“ und rief das Motto der Veranstaltung in Erinnerung 

(MTI.hu 2020d). 

 Ministerpräsident Orbán, der am runden Jahrestag keine Rede im Parlament gehalten 

hatte, reiste am 6. Juni 2020 nach Sátoraljaújhely im Nordostungarn an der Grenze zur 

Slowakei, wo in der Zwischenkriegszeit eine große revisionistische Gedenkstätte, der sog. 

„ungarische Kreuzweg“ mit 14 Stationen aufgebaut worden war, enthüllte ein neues Denkmal 

zum 100. Jahrestag und hielt eine Gedenkrede. Darin betonte er die Verantwortung des Westens 

für die nationale Tragödie vor 100 Jahren, die man nie vergessen würde. Die traurige Ära der 
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„hundert Jahre ungarischen Einsamkeit“ sei aber schon vorbei, Ungarn, die Slowakei, Serbien, 

Kroatien und Slowenien haben heute die historische Chance, gemeinsam aufzusteigen (MTI.hu 

2020e). 

 Kurz nach seinem ersten Auslandsbesuch in Prag, reiste Ministerpräsident Matovič am 

12. Juni 2020 nach Budapest. Nach einem Gespräch mit Amtskollege Orbán würdigten die 

beiden Regierungschefs die durch zahlreiche laufende Projekte geprägte enge Partnerschaft der 

zwei Länder. Bezüglich des runden Trianon-Jahrestags betonte der ungarische 

Ministerpräsident, dass die Geschichte die aktuelle Kooperation nicht hindern sollte und 

bedankte sich beim slowakischen Amtskollegen für seine Gesten an die Ungarn in der 

Slowakei. Igor Matovič bestätigte, er finde es natürlich, dass Ungarn an der Lage der 

Auslandsungarn interessiert sei. Die Anwesenheit der Ungarn und ihrer Kultur in der Slowakei 

sei eine Bereicherung des Landes (Varga 2020). 

 Am 30. Juni 2020 reiste auch der neue slowakische Parlamentspräsident Boris Kollár 

nach Budapest, den Amtskollege László Kövér und Ministerpräsident Orbán empfingen. Die 

Atmosphäre war auch dieses Mal betont freundschaftlich. Es wurde bestätigt, dass die beiden 

Parteien die Zusammenarbeit, auch im Rahmen der Visegrád-Gruppe, weiter vertiefen und in 

zahlreichen internationalen Fragen einen gemeinsamen Standpunkt vertreten sollten (MTI.hu 

2020f). 

 Als am 4. Juni 2020 aufgrund der aktuellen Covid-Situation keine großangelegten 

Veranstaltungen in Budapest erlaubt waren, erfolgte die feierliche Übergabe des neuen 

Budapester zentralen Trianon-Denkmals gegenüber dem Parlamentsgebäude erst am 20. 

August 2020, am ungarischen staatlichen Feiertag des Staatsgründers. Aus diesem Anlass hielt 

Ministerpräsident Orbán eine Rede vor den neuen Offizieren der ungarischen Armee, die ihren 

Eid traditionell an diesem Tag leisten. Der Regierungschef wiederholte auch dieses Mal, dass 

die „hundertjährige Einsamkeit der Ungarn“ schon vorbei sei. Die Kooperation der Völker 

Mitteleuropas, die im Gegensatz zu den Völkern Westeuropas ihre nationalen und religiösen 

Traditionen bewahren und keine Experimente mit „offenen Gesellschaften“ machen, sei heute 

eine außerordentliche Chance, um das Schicksal der Region mit polnischer Führung aus eigener 

Kraft der hier lebenden Nationen bestimmen zu können (MTI.hu 2020g).191 

 
191 Auch das moderne Denkmal selbst wurde ziemlich zurückhaltend konzipiert. Obwohl es sehr groß ist und alle 

Ortsnamen des Königreichs Ungarn nach dem Stand 1913 enthält, wurde großenteils unterirdisch und ohne die 

traditionellen, in bedeutenden Teilen des Regierungslagers wahrscheinlich gerne gesehenen, revisionistischen 

Symbole errichtet. Das Denkmal blieb in den Nachbarländern praktisch unkommentiert (Gergely – Tóth 2020). 
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 Die beiden Ministerpräsidenten Orbán und Matovič eröffneten am 17. September 2020 

gemeinsam die angefertigte neue Donaubrücke zwischen Komárno und Komárom. Beiderseits 

wurde der neue gemeinsame Erfolg gewürdigt. Die zwei Länder sollten durch weitere Projekte 

und auch im Rahmen der Visegrád-Kooperation immer enger verbunden werden (MTI.hu 

2020h). 

 Für das Wochenende am 31. Oktober und 1. November 2020 bereitete die slowakische 

Regierung eine landesweite Covid-19-Test-Möglichkeit für die ganze Bevölkerung der 

Slowakei vor. Bei der Durchführung halfen dem slowakischen Personal neben 50 Österreichern 

auch etwa 200 Freiwilligen, großenteils Medizinstudenten, aus Ungarn, die in den teilweise von 

Ungarn bewohnten Gebieten des Landes eingesetzt wurden. Ministerpräsident Matovič und 

Innenminister Roman Mikulec besuchten am 1. November 2020 eine Stelle bei Komárno, wo 

zwei ungarische Studentinnen tätig waren, und bedankten sich bei ihnen persönlich für ihren 

Dienst und im Allgemeinen für die Hilfe aus Ungarn, die sie als einen Ausdruck der wahren 

Freundschaft würdigten (Index.hu 2020). 

 Anlässlich des 30. Jubiläums der Gründung der Visegrád-Gruppe trafen sich die 

Regierungschefs der Visegrád-Länder am 17. Februar 2021 in Krakau, wo sie ihren weiteren 

Kooperationswillen feierlich bestätigten und über eine bedeutende Erhöhung der Unterstützung 

für den Internationalen Visegrád Fund entschieden (MTI.hu 2021a). 

 Am 24. Februar 2021 traf die slowakische Regierung die Entscheidung, das Gesetz über 

die Staatsbürgerschaft in dem Sinne zu ändern, dass diejenigen ehemaligen slowakischen 

Staatsbürger, die ihre Staatsbürgerschaft aufgrund der Annahme einer anderen verloren hatten, 

auch die slowakische Staatsbürgerschaft wieder beantragen könnten, falls sie seit zumindest 

fünf Jahren in dem Land leben, dessen Staatsbürgerschaft sie besitzen. In einem abendlichen 

Fernsehprogramm beurteilte der zum liberalen Koalitionspartner SaS gehörende Staatssekretär 

im Außenministerium Martin Klus diese Entscheidung als geeignet, währenddessen der 

ethnisch ungarische Abgeordnete der OĽaNO György Gyimesi über eine diskriminierende 

Entscheidung sprach, weil die in der Slowakei lebenden Ungarn weiterhin über keine doppelte 

Staatsbürgerschaft verfügen können. Staatssekretär Klus sprach sich entschieden gegen die 

Möglichkeit der doppelten Staatsbürgerschaft der Ungarn in der Slowakei aus. Es sei gar nicht 

erwünscht, dass ungarische Politiker regelmäßig Wahlkampagne in der Südslowakei machen, 

wie sie es unter den Ungarn in der Ukraine tun. Später argumentierte er auch mit einem 

unerwünschten geopolitischen Risiko und verwies in diesem Zusammenhang auf die russischen 

Staatsbürger in Abchasien und im Donbass. Die Aussagen von Klus wurden in der 

ungarischsprachigen Öffentlichkeit heftig kritisiert (Index.hu 2021). 
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 Der ungarische Außenminister Péter Szijjártó reiste am 3. März 2021 nach Komárno, 

wo er Gespräche mit ethnisch ungarischen Politikern, u. a. dem Bürgermeister der Stadt und 

Abgeordneten György Gyimesi führte. Angesprochen waren die regionalen Entwicklungspläne 

um Komárno, die auch die ungarische Regierung unterstützen möchte sowie die Lage in der 

Slowakei bezüglich des Gesetzes über die Staatsbürgerschaft. Der ungarische Minister kündigte 

an, dass die ungarische Regierung 27 Beatmungsgeräte für Krankenhäuser in der Slowakei 

spende. Er rief die ungarischen Bürger der Slowakei dazu auf, bei der aktuellen Volkszählung 

ihre ungarische Identität zu deklarieren. Zum Thema der aus ungarischer Seite erwünschten 

doppelten Staatsbürgerschaft drückte er die Hoffnung aus, dass sie zu einem späteren Zeitpunkt 

noch ermöglicht werde. Die obigen Aussagen von Staatssekretär Klus bezeichnete er als 

Provokationen. Die Darstellung der Ungarn als destabilisierender Faktor sei unannehmbar 

(MTI.hu 2021b). 

 Am folgenden Tag wurde der ungarische Botschafter ins Außenministerium in 

Bratislava einbestellt. Außenminister Ivan Korčok (ebenfalls SaS) stellte in einer Erklärung 

fest, dass das slowakische Gesetz über die Staatsbürgerschaft kein Thema der bilateralen 

Beziehungen sei. Es sei verständlich, dass die ungarische Regierung ihre Wählerbasis noch 

erweitern wollte, die Slowakei sei aber ein souveräner Staat und die Ungarn in der Slowakei 

seien slowakische Staatsbürger. Abgeordneter Gyimesi habe gar kein Mandat, über dieses 

Thema im Namen der Slowakei zu verhandeln (MTI.hu 2021c). 

 Ministerpräsident Matovič (OĽaNO) bedankte sich am 5. März 2021 auf seiner 

Facebook-Seite öffentlich beim ungarischen Außenminister Szijjártó für seine freundliche 

Hilfe, auch für die Slowakei zwei Millionen Sputnik-V Covid-Impfungen aus Russland zu 

sichern. Der ungarische Außenminister beweise mit Taten, dass er ein Freund der Slowakei sei, 

deswegen sei es nach Matovič nicht gut, wenn „gewisse Personen in der Slowakei“ gerade das 

Gegenteil behaupten (MTI.hu 2021d). 

 Der inzwischen als Ministerpräsident abgelöste und zum stellvertretenden 

Ministerpräsidenten und Finanzminister gewordene Matovič reiste am 9. April 2021 nach 

Budapest, wo ihn Ministerpräsident Orbán und Außenminister Szijjártó empfingen. Die 

ungarischen Gastgeber bestätigten, dass Ungarn bereit sei, die für die Slowakei durch Matovič 

aus Russland bestellten Impfungen in einem ungarischen Laboratorium zu prüfen, als der nötige 

technische Hintergrund in der Slowakei nicht zur Verfügung steht. Vor der Presse würdigten 

beide Parteien die freundschaftliche und solidarische Zusammenarbeit in der Krisensituation. 

Auf seiner Facebook-Seite veröffentlichte Matovič sogar eine kurze Videobotschaft, in der er 

und Viktor Orbán über ihr freundschaftliches Gespräch über die aktuelle Herausforderung 
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berichteten und der ungarische Regierungschef allen Bürgern der Slowakei viel Erfolg bei der 

Beseitigung der Covid-Pandemie wünschte (MTI.hu 2021e). 

 Am 29. April 2021 trafen sich Péter Szijjártó und Igor Matovič an der Grenze beim 

nordwestungarischen Gönyű, um die zwei Länder verbindende neue Überlandleitung 

gemeinsam zu übergeben. Aus diesem Anlass würdigten beide Minister die guten bilateralen 

Beziehungen, die immer durch neue Verbindungen verstärkt werden (MTI.hu 2021f). 

 Die beiden Präsidenten Áder und Čaputová eröffneten am 19. Juni 2021 gemeinsam die 

neue Ausstellung im vollständig renovierten Schloss im ostslowakischen, großenteils von 

Ungarn bewohnten Dorf Borša, dem Geburtsort des Fürsten Ferenc Rákóczi. Die beiden 

Staatsoberhäupter würdigten die erfolgreiche Zusammenarbeit an diesem Projekt und das 

Schloss als ein Symbol der gemeinsamen Geschichte im alten Königreich Ungarn. Die 

slowakische Präsidentin unterstrich, dass Fürst Rákóczi, wie der Staatsgründer König Stephan 

oder Matthias Corvinus eine gemeinsame historische Persönlichkeit der Ungarn und der 

Slowaken gewesen sei und die jahrhundertelange gemeinsame Geschichte die beiden heutigen 

EU-Ländern nicht trennen, sondern verbinden sollte (MTI.hu 2021g). 

 Am 25. Juni 2021 wurde eine Statue des mittelalterlichen Königs Béla, den Vierten im 

Stadtzentrum von Banská Bystrica feierlich enthüllt. Im Namen des ungarischen Staates, der 

die Statue teilweise finanziert hatte, betonte Staatssekretär Árpád Potápi, dass es auch neben 

König Béla, der damals dem heutigen Banská Bystrica die ersten königlichen Privilegien 

gegeben hatte, zahlreiche historische Persönlichkeiten gebe, die die Ungarn und die Slowaken 

verbinden. Ein gutes Beispiel sei Fürst Rákóczi, dessen renovierte Geburtsort die beiden 

Staatsoberhäupter vor kurzem eröffnet hatten. Für die Erneuerung und den Aufstieg der Region 

sollten die zwei Völker wieder gemeinsam handeln (MTI.hu 2021h). 

 Der neue slowakische Ministerpräsident Eduard Heger besuchte seinen ungarischen 

Amtskollegen Orbán am 29. Juni 2021 in Budapest. Beide würdigten die durch zahlreiche 

Großprojekte geprägte ausgezeichnete Zusammenarbeit. Ministerpräsident Heger bedankte 

sich bei Orbán für Ungarns wertvolle Hilfe während der Pandemie. Ministerpräsident Orbán 

unterstrich, die Beziehungen seien so gut wie nie zuvor. Diesbezüglich sei auch die Tatsache 

wichtig, dass die Slowakei nach Deutschland und Österreich allmählich zum drittgrößten 

Handelspartner Ungarns geworden sei. Die erfolgreiche Kooperation sollte auch im Rahmen 

der Visegrád-Gruppe verstärkt fortgesetzt werden (MTI.hu 2021i). 

 Außenminister Szijjártó und der slowakische Verkehrsminister Andrej Doležal legten 

am 2. Juli 2021 feierlich den Grundstein der vorgesehenen neuen Brücke zwischen 
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Ipolydamásd und Helemba und würdigten die symbolische und praktische Bedeutung der neuen 

Verbindungen zwischen den beiden Nachbarländern (MTI.hu 2021j). 

 Am 2. August 2021 wurde in der mehrheitlich von Ungarn bewohnten Kleinstadt 

Šamorín (ung. Somorja) bei Bratislava ein neues Denkmal für die im Sinne der Beneš-Dekrete 

vertriebenen Ungarn enthüllt. Aus diesem Anlass hielt der ungarische Parlamentspräsident eine 

Rede vor dem Denkmal, in der er für eine offizielle Vergebungsbitte des slowakischen Staates 

plädierte, die für die endgültige Heilung der historischen Wunden nötig wäre. Zwei Tage später 

kritisierte Außenminister Korčok den Besuch des ungarischen Parlamentspräsidenten mit 

starken Worten und schickte sogar eine Note. Aus seiner Sicht sei nicht annehmbar, dass 

ungarische Politiker es nötig finden, die Slowakei über die gemeinsame Geschichte zu dozieren 

und ihr Geschichtsbild in der Slowakei zu präsentieren. Auch die Vertreter der Slowakei 

könnten dasselbe tun. Sie tun es jedoch nicht, weil sie zum einen Ungarn respektieren, zum 

zweiten die Nachkriegsordnung als ein endgültig geschlossenes Thema betrachten und auf die 

Gegenwart und die Zukunft der Beziehungen konzentrieren wollen. Der slowakische 

Parlamentspräsident Boris schloss sich an die Kritik des Außenministers an und rief die Ungarn 

zur Selbstbeschränkung in den historischen Themen auf, da für die guten Beziehungen ein 

gegenseitiger Respekt nötig sei (Parameter.sk 2021).  

 Am 5. Oktober 2021 reiste Außenminister Szijjártó nach Bratislava, wo er ein Gespräch 

mit der Führung der vor wenigen Tagen gegründeten neuen einheitlichen Partei der Ungarn in 

der Slowakei führte. Die neue Partei unter dem Namen Szövetség (slowakisch: Aliancia, 

deutsch: Allianz) wurde nach zähen Verhandlungen ehemaliger SMK- und Most-Híd-Politiker 

sowie Vertreter anderer ungarischen Organisationen in der Slowakei gegründet, mit dem 

deklarierten Ziel, bei der nächsten Wahl wieder eine eigene Vertretung der ungarischen 

Minderheit im Parlament erreichen zu können. Außenminister Szijjártó begrüßte die Gründung 

der Partei, wünschte ihr viel Erfolg und bestätigte das Interesse der ungarischen Regierung an 

einer zukünftigen Kooperation sowie die Fortsetzung der ungarischen staatlichen 

Hilfsprogramme, die u. a. Projekte von Unternehmen und Kirchen in der Südslowakei fördern 

und schon bedeutende Erfolge erzielt haben (MTI.hu 2021k). Nach dem Besuch bei den 

ungarischen Politikern erfolgte ein Treffen auch mit Amtskollege Korčok. Auf der 

gemeinsamen Pressekonferenz kritisierte Außenminister Korčok die vielschichtigen 

Aktivitäten des ungarischen Staates in der Südslowakei unerwartet stark. Es sei aus 

slowakischer Sicht nicht in Ordnung, dass ein anderer Staat mehrere Zehnmillionen Euro für 

verschiedene Zwecke (Förderung von Unternehmen, Renovation von Kirchen, Kauf von 

wertvollen historischen Gebäuden etc.) in der Slowakei ausgibt und darüber die slowakischen 
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Behörden nur teilweise und nachträglich oder gar nicht informiert. Der noch im Sommer 

gegründete, aber noch nicht tätige ungarische Fonds, der mit großenteils ungarischen 

staatlichen Krediten den Kauf von Ackerboden in den Nachbarländern fördern sollte, wäre in 

der Slowakei nicht gerne gesehen. Korčok überreichte vor den Kameras sogar eine ganze 

schriftliche Problemliste. Außenminister Szijjártó sicherte, die ungarische Seite nehme die 

slowakischen Erwartungen ernst, und sei zur freundschaftlichen Kooperation weiterhin gerne 

bereit. Nach dem Treffen der Außenminister würdigten mehrere slowakische Spitzenpolitiker, 

u. a. Parlamentspräsident Boris Kollár und Ex-Regierungschef Robert Fico, dass Ivan Korčok 

die slowakischen Interessen entschlossen verteidigt habe und waren sich einig, dass es 

keinesfalls erlaubt sein sollte, dass andere Staaten den slowakischen Ackerboden aufkaufen. 

Igor Matovič meinte, der Außenminister könnte diplomatischer sein, ungarische finanzielle 

Unterstützungen in der Slowakei sollen aber nur mit Einbeziehung der slowakischen Seite 

verteilt werden (Czímer 2021; Tárnok 2021). 

 Anlässlich der Feier des 20. Jahrestags der Übergabe der wiederaufgebauten Mária-

Valéria-Brücke trafen sich die beiden Regierungschefs Orbán und Heger am 11. Oktober 2021 

auf der Brücke, wo sie auch Ansprachen hielten. Ministerpräsident Orbán unterstrich die 

Schicksalsgemeinschaft der Ungarn und der Slowaken. Es gebe kein erfolgreiches Ungarn ohne 

eine erfolgreiche Slowakei und dies gelte auch umgekehrt. Es sei nicht akzeptabel, dass die 

Mitteleuropäer in der EU oft als zweitrangig behandelt, bzw. ihnen fremde Sitten und Werte 

aufgezwungen werden. Um die gemeinsamen Interessen erfolgreich vertreten zu können, sei 

eine weitere enge Zusammenarbeit der Visegrád-Gruppe notwendig. Diese Region sei die 

Zukunft Europas und man dürfe es nicht lassen, dass „die Brücken zwischen uns“ erneut 

zerstört werden. Ministerpräsident Heger war wesentlich zurückhaltender, er sprach 

hinsichtlich der Brücke über eine inspirierende Erfolgsgeschichte zwischen zwei guten 

Nachbarn, die seitdem noch weitere wichtige Verbindungen ausgebaut haben. Die zwei Länder 

haben viele gemeinsame Interessen, die gemeinsam vertreten werden sollten. Wenig später 

wurde der ungarische Beschluss über den Fonds, der den Kauf von Ackerboden in den 

Nachbarländern ermöglichen sollte, offiziell gestrichen. Die aus ungarischer Seite 

unkommentierte Entscheidung bezeichneten sowohl Außenminister Korčok als auch 

Ministerpräsident Heger als gut, die die bilateralen Beziehungen positiv beeinflusse (MTI.hu 

2021l; MTI.hu 2021m; Tárnok 2021). 

 Vor dem Anfang des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine im Februar 2022 

erfolgten keine weiteren bedeutenden bilateralen Treffen auf höchster Ebene. Im Rahmen der 

EU und der Visegrád-Gruppe wurde aber allmählich immer deutlicher, dass die zwei 
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Regierungen die russische Politik ganz anders beurteilen. Als die Fidesz-Regierung auch nach 

dem Kriegsausbruch weiterhin im europäischen Vergleich auffallend gute Kontakte zum Putins 

Russland pflegte, sahen viele slowakischen Politiker ihre bedeutende Skepsis gegenüber der 

ungarischen Regierung weitgehend bestätigt und nahmen das Putin-freundliche südliche 

Nachbarland verstärkt als eine potenzielle Bedrohung für den slowakischen Staat wahr. Somit 

kam eine Ära auch im ungarisch-slowakischen Verhältnis zu Ende. 
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5.4.4. Ergebnisse der Meinungsumfragen zum Nachbarland (2015-2022) 

 

Das ungarische Meinungsforschungsinstitut Nézőpont Intézet führte Anfang 2016 im Auftrag 

der Charta XXI Bewegung zum ersten Mal eine Umfrage darüber durch, wie die Ungarn die 

Beziehungen Ungarns zu den Nachbarländern beurteilen. Das ungarisch-slowakische 

Verhältnis fanden 48% der Befragten „eher gut“ und somit etwas schlechter als die Kontakte 

zu Österreich (58%), Slowenien (53%) und Kroatien (52%) aber eindeutig besser als zur 

Ukraine (39%), Serbien (36%) und Rumänien (35%) (Nézőpont Intézet 2016). 

Ab 2017 führte das als der Fidesz-Regierung nahestehende Einrichtung bekannte 

Nézőpont Institut jedes Jahr mit Partnern aus allen Nachbarländern (mit der Ausnahme der 

Ukraine) repräsentative Umfragen durch, die dem Thema der gegenseitigen Wahrnehmung 

gewidmet waren. Der Anteil der Ungarn, die eine „eher gute, als schlechte“ Meinung über die 

Slowakei hatten, wechselte sich von 2017 bis 2022 zwischen 58% und 54%. Der höchste Wert 

war 62% im Jahre 2020. Der Anteil der Slowaken, die eine „eher gute“ Meinung über Ungarn 

ausdrückten, wechselte sich von 2017 bis 2022 zwischen 59% und 71%. Der höchste Wert war 

in diesem Fall 78%, ebenfalls im Jahre 2020 (Mráz 2022).192 

Vergleicht man diese Zahlen zu den Daten über bzw. aus den anderen Nachbarländern 

Ungarns, findet man jedes Jahr eine stabile vierte Position der Slowakei, was die Beliebtheit in 

Ungarn angeht. Das beliebteste Nachbarland der Ungarn ist Österreich (70% „eher gute“ 

Meinung im Jahre 2022), das zweite ist Kroatien (65%), und das dritte ist Slowenien (58%). 

Serbien (45%) und Rumänien (39%) stehen deutlich hinter der Slowakei. Diese Zahlen zeugen 

von einer besonderen Position der Slowakei. Sie ist einerseits noch nicht so beliebt, wie 

diejenigen Nachbarländer, in den nur einige Tausende Ungarn leben und deren gemeinsame 

Vergangenheit mit Ungarn nicht so stark belastet war. Andererseits ist die Slowakei markant 

beliebter als Serbien und Rumänien, die über große ungarische Minderheiten verfügen, in der 

Geschichte große Konflikte mit Ungarn hatten und die die Ungarn als mehrheitlich orthodoxe 

Länder auch kulturell nicht so ähnlich finden. Die Slowakei ist das Land, das Ungarn kulturell 

vielleicht am ähnlichste ist. Aufgrund der Geschichte und der Anwesenheit der großen 

ungarischen Minderheit ist das Verhältnis aber nicht so problemfrei wie zu den ersten drei 

Nachbarländern. Was Ungarns Beurteilung in seinen Nachbarländern angeht, ist sie ab 2020 

gerade in der Slowakei am besten. Korrigiert man die Daten mit dem Anteil der dortigen 

 
192 Bei den slowakischen Daten soll man nicht vergessen, dass etwa 8-10% der Befragten eigentlich ethnische 

Ungarn sind, die logischerweise wahrscheinlich eine positivere Meinung über Ungarn haben. 
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ungarischen Minderheiten, ist dann Ungarns Beurteilung praktisch immer noch gleich gut in 

Serbien, wo seine Beurteilung zwischen 2017 und 2019 am besten war (Mráz 2022). 

 Anlässlich des 30. Jubiläums der Gründung der Visegrád-Gruppe wurde im Frühjahr 

2021 im Auftrag des Internationalen Visegrád Funds erneut eine umfangreiche Umfrage in den 

vier Ländern der Gruppe durchgeführt. Auch dieses Mal wurden die Menschen über ihr 

Vertrauen zu gegebenen Völkern gefragt. 2021 bekundeten schon 50% der Befragten in Ungarn 

Vertrauen gegenüber den Slowaken und 20% waren misstrauisch. Somit vertrauten bedeutend 

mehr Ungarn den Slowaken als den Ukrainern (16% Vertrauen und 53% Misstrauen), aber 

deutlich weniger als den Österreichern (68% Vertrauen und 8% Misstrauen). Unter den 

Befragten in der Slowakei deklarierten 51% Vertrauen und 22% Misstrauen gegenüber den 

Ungarn. Den Ukrainern vertrauten nur 33% der Slowaken (Misstrauen: 29%), aber den 

österreichischen (Vertrauen: 62%, Misstrauen: 12%), polnischen (Vertrauen: 65%, Misstrauen 

12%) und tschechischen (Vertrauen: 84%, Misstrauen: 5%) Nachbarn vertrauten sie wesentlich 

mehr als den Ungarn. Über zumindest einen Aufenthalt im jeweils anderen Land als Touristen 

berichteten dieses Mal 67% der Befragten in Ungarn und 75% in der Slowakei (Gyárfášová - 

Mesežnikov 2021: 33-39). 

Insgesamt betrachtet galt Ungarn nach den obigen Daten in der Slowakei, was die 

allgemeine Akzeptanz angeht, weiterhin als viertes aus den fünf Nachbarländern und die 

Slowakei stand in Ungarn auf dem vierten Platz aus sieben Ländern. 
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5.4.5. Zwischenfazit (2015-2022) 

 

Der Zeitraum zwischen der großen Flüchtlingskrise 2015 und dem Ausbruch des Kriegs in der 

Ukraine war zweifelsohne die beste Zeit der ungarisch-slowakischen bilateralen Beziehungen 

nach 1989, in dem eine rapide Annäherung erfolgte und die Regierungen einander meistens als 

wichtige Verbündeten betrachteten. Beide Seiten waren motiviert, zusammen mit Polen und 

Tschechien ihre Interessen als neue östliche EU-Mitglieder koordiniert erfolgreicher vertreten 

zu können. Das gemeinsame Handeln, vor allem bezüglich der lautstarken Ablehnung der 

Merkelschen Flüchtlingspolitik, wurde sogar mit einer neuen „mitteleuropäischen Ideologie“ 

begründet, in deren Sinne diese Ländergruppe quasi eine „Insel der Normalität“ sei, wo im 

Gegensatz zu Westeuropa die traditionellen nationalen und religiösen Werte noch geschätzt 

werden und die auch wirtschaftlich einen bedeutenden Aufstieg erlebe. Um diese praktische 

regionale Allianz unnötig nicht zu gefährden, war die Konfliktvermeidung das offensichtliche 

versöhnungspolitische Hauptziel beider Seiten. Die Versöhnungspolitik dieser Jahre kann 

insgesamt als vorsichtig positiv eingestuft werden. Die empfindlichsten Themen wurden in der 

Regel lieber gar nicht angesprochen, im Allgemeinen wurde aber die historische Ähnlichkeit 

der beiden Länder und deren aktuelle freundschaftliche Partnerschaft immer ausdrücklicher 

hervorgehoben. 

 Für die Fidesz-Regierungen Ungarns, die praktisch in einem rhetorisch als „nationalen 

Freiheitskampf“ interpretierten Dauerkonflikt mit den meisten westlichen Partnern standen, 

waren die guten Kontakte zu den ähnlichen Ländern der Region von so großer Bedeutung, dass 

diesem Ziel sogar das im ungarischen rechten Lager traditionell als eine zentrale Aufgabe der 

jeweiligen Budapester Regierungen wahrgenommene entschlossene Auftreten im Interesse der 

Auslandsungarn offen untergeordnet wurde. Nicht nur das ganze „Jahr der nationalen 

Zusammengehörigkeit“ wurde gemäßigt und moderiert durchgeführt, sondern blieben z. B. 

auch die aus ungarischer Sicht äußerst problematische aktuelle Anwendung der Beneš-

Dekrete193 seitens der ungarischen Regierung und in den regierungsnahen Medien kaum 

angesprochen. 

 Auch im Falle der slowakischen Regierungen ist eine weitgehende Selbstbeschränkung 

bezüglich der traditionellen Streitthemen zu sehen. Solche ungarischen Aktionen, wie die 

 
193 Slowakische staatliche Behörden wollten in den letzten Jahren beim Bau einer neuen Autobahn bei Podunajské 

Biskupice (ung. Pozsonypüspöki) in einem damals mehrheitlich von Ungarn bewohnten Vorort von Bratislava 

wertvolle Grundstücke ohne Gegenwert mit der Argumentation enteignen, dass sie aufgrund der Beneš-Dekrete 

eigentlich seit 1945 im staatlichen Besitz sein müssten. Dasselbe erfolgte auch im Falle einer ethnisch ungarischen 

Privatperson, die über ein Forstrevier in der Nordslowakei verfügte. Die Betroffenen reichten Klagen beim 

Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ein (Kollai 2021: 199-200). 

10.15772/ANDRASSY.2024.001



342 
 

Erinnerung an die Vertreibung der Ungarn nach dem Zweiten Weltkrieg, die um 2010 

höchstwahrscheinlich zu schwelenden Auseinandersetzungen geführt hätten, blieben in diesem 

Zeitraum meistens völlig unkommentiert. Auch in den Wahlkampagnen 2016 und 2020 waren 

„die Ungarn“ praktisch kein Thema. Die ungarische Minderheit, die 2020 ohne eine eigene 

Vertretung im Parlament blieb, wurde sogar als eine potenzielle Erweiterung der eigenen 

Wählerbasis um einige wertwolle Prozenten, vor allem seitens der OĽaNO entdeckt. 

 Wenn man die öffentlichen Äußerungen über das Nachbarland aus diesen Jahren 

betrachtet, ist eine bis Frühjahr 2021 praktisch ununterbrochene konsequente 

Freundschaftsrhetorik zu beobachten, die stark an die Kommunikation über das deutsch-

polnische Verhältnis zwischen 2007 und 2015 erinnert. Es wurde regelmäßig betont, dass die 

Beziehungen noch nie so gut gewesen seien und dass die Zusammenarbeit einfach 

ausgezeichnet sei. Und im Vergleich zu den früheren Konfliktsituationen wurden 2021 auch 

die unerwartet konfrontativen Botschaften seitens der Führung des slowakischen 

Außenministeriums höflich und mit der Betonung des Kooperationswillens formuliert. 

 Die bedeutendste explizite Versöhnungsgeste im ungarisch-slowakischen Verhältnis 

nach 1989 war ohne Zweifel die Rede (und der sie kurz danach ergänzende Facebook-Beitrag 

mit der Vergebungsbitte für alle Beleidigungen wegen der Muttersprache der ungarischen 

Minderheit) des damaligen slowakischen Ministerpräsidenten Igor Matovič im Juni 2020 

anlässlich des 100-jährigen Trianon-Jahrestags. Diese ausdrücklich empathische Geste zu 

diesem aus ungarischer Sicht so traurigen Jubiläum des amtierenden Ministerpräsidenten der 

Slowakei, die anlässlich des 90. Jahrestags vor 10 Jahren gerade am feindlichsten reagiert hatte, 

galt als die große Überraschung des ganzen Gedenkjahres. 

Einen großen symbolischen Wendepunkt der Beziehungen bildete diese Geste aber aus 

mehreren Gründen gar nicht. Zuerst waren die Umstände selbst ziemlich problematisch. 

Matovič wollte die Ungarn in der Slowakei anlässlich des runden Jahrestags feierlich 

ansprechen, aber die slowakische Mehrheit nicht. Zur Veranstaltung, bei der er die seitdem viel 

zitierte Rede hielt, wurden die Vertreter der Presse nicht eingeladen, sie wurde also nicht live 

übertragen. Es erschienen nur spätere Berichte, in den vor allem die Aktion der SMK-Politiker 

hervorgehoben wurde, die das oben erwähnte Memorandum überreicht hatten (MTI.hu 2020b). 

Wäre die Veranstaltung von Anfang an als medienöffentlich konzipiert gewesen, und die 

eventuelle scharfe nationalistische Kritik bewusst in Kauf genommen, hätte sie vielleicht einen 

größeren und dauerhafteren Einfluss auf die slowakische Gesellschaft haben können. Nach der 

Veranstaltung in dieser Form erfolgten praktisch nur kritische slowakische Kommentare in dem 

Sinne, dass die Ungarn mit ihrer Lage in der Slowakei vollkommen zufrieden sein sollten. Es 
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kam zu keinem bedeutenden gesellschaftlichen Dialog über die Probleme der ungarischen 

Minderheit, die, wie Matovič vorgeschlagen hatte, nun gemeinsam gelöst werden sollten. Das 

zweite Problem war die Persönlichkeit von Matovič selbst. Er fing seine politische Karriere als 

ein ausdrücklich ungarnfeindlicher Politiker an (Hamberger 2011) und war im slowakischen 

politischen Leben als ein besonders unverträglicher und eitler Mensch bekannt, der seinen 

landesweiten Ruf als Oppositionspolitiker mit grob regierungskritischen Reden, die oft mit 

geschmacklosen visuellen Effekten begleitet worden waren, begründet hatte. Diese 

entschlossene und impulsive Person wollte nach seinen Kritikern anlässlich des aktuellen 

runden Jahrestages einfach etwas spektakuläres tun, die dann immer mit seinem Namen zu 

verbinden sei und die ihn auch unter den Ungarn in der Slowakei auf einem Schlag beliebt 

machen könnte (Hunčík 2020).194 Diese insgesamt ziemlich negative Einschätzung bestätigt 

nachträglich auch die Tatsache, dass er als Regierungschef nur ein knappes Jahr im Amt 

verbringen konnte, obwohl die Koalition ursprünglich über eine große Mehrheit verfügte. 

Drittens kann auch die auf seiner Facebook-Seite erfolgte Vergebungsbitte ziemlich kritisch 

beurteilt werden. Hätte er sie wirklich ernst gemeint, sollte sie lieber als Teil seiner Rede 

erfolgen und auch auf die Frage der Beneš-Dekrete offen eingegangen werden. Als Matovič 

später, z. B. in einem Interview während seines Besuchs in Budapest über die Dekrete gefragt 

wurde, vermied er, konkrete Antworte zu geben und bezeichnete dieses alte Thema als nicht 

mehr aktuell (Vörös 2020). 

Im Schatten der großen „Matovič-Geste“ blieben die ebenfalls versöhnliche Botschaften 

der slowakischen Präsidentin und des slowakischen Parlamentspräsidiums in beiden Ländern 

praktisch unbekannt, aber auch diese erfolgten im Geiste der Überwindung der alten Konflikte, 

die man in Ungarn unbedingt schätzen sollte. 

Aus diesem Zeitraum sind auch zahlreiche kleinere Gesten erwähnenswert, als die 

beiden Parteien die positiven Aspekte der gemeinsamen Geschichte hervorhoben und ihren 

gegenwärtigen Kooperationswillen öffentlich bestätigten. Solche Gelegenheiten waren die u. a. 

die Übergabe des renovierten Schlosses in Borša. der neuen Donaubrücke bei Komárno, sowie 

die Feier des 20-jährigen Jubiläums der Mária-Valéria-Brücke oder die Teilnahme von 

Außenminister Lajčák auf der Konferenz der ungarischen Botschafter. Die nach 1990 

regelmäßig angesprochene Idee einer großer gegenseitigen Versöhnungsdeklaration der beiden 

 
194 Ein Jahr später war Ungarns ehemaliger Außenminister Géza Jeszenszky der Meinung, dass in der Geste von 

Igor Matovič eine wohlwollende Bestrebung und das realpolitische Ziel, ethnisch ungarische Wähler zu gewinnen, 

sich gemischt haben. Es war auf jeden Fall erfreulich, dass er sich in seiner Rede noch eindeutiger zu einer 

positiven Lesart der gemeinsamen Geschichte bekannte als Parlamentspräsident Hrušovský in seiner Neujahrsrede 

2003 (Interview mit Géza Jeszenszky, Budapest, 23. 07. 2021). 

10.15772/ANDRASSY.2024.001



344 
 

Parlamente fand aber in dieser Zeit keine weitere Erwähnung. Diese alte Vorstellung schien 

offensichtlich nicht mehr aktuell. 

Was die Frage der gemeinsamen Institutionen angeht, wurden auch in diesen Jahren der 

betonten politischen Freundschaft keine gemeinsamen, der Aufarbeitung der historischen 

Lasten bzw. der Annäherung der Gesellschaften gewidmeten Institutionen gegründet. Die 

Zusammenarbeit im Rahmen der Visegrád-Kooperation wurde jedoch mit mehr Mitteln 

gefördert und auch die eigenen nationalen Einrichtungen und die zivilgesellschaftlichen 

Akteure, die sich auch mit den offenen Fragen der ungarisch-slowakischen Beziehungen 

beschäftigen, erhielten mehrmals relativ großzügige staatliche Unterstützung. Die ungarischen 

und die slowakischen Verlage konnten z. B.  vor der Budapester Buchmesse 2016 bzw. der 

Buchmesse von Bratislava 2019, bei denen das jeweils andere Land das Gastland war, dank der 

Unterstützung des Staates zahlreiche Werke aus dem Nachbarland übersetzen lassen und 

herausgeben. 

Wird die Veränderung der gegenseitigen Wahrnehmung in diesen Jahren betrachtet, 

sieht man insgesamt eine bedeutende Verbesserung.  Nach den Daten des Nézőpont Intézet 

hatte die absolute Mehrheit der Bevölkerung seit 2017 ununterbrochen eine zumindest „eher 

gute“ Meinung über das andere Land. Betrachtet man auch die Daten der Umfrage anlässlich 

des 30. Jubiläums der Visegrád-Gruppe, muss festgestellt werden, dass auch das gegenseitige 

Vertrauen deutlich höher geworden ist. Nach den früheren Werten zwischen 20% und 40% 

erreichte der Anteil der gegenüber dem anderen Volk Vertrauen deklarierenden Bürger die 

absolute Mehrheit in beiden Ländern. Diese deutliche Annäherung kann nach den Forschern 

großenteils auf die ständige Freundschaftsrhetorik und die grundlegend konfliktvermeidende, 

auf die ungestörte Gutnachbarschaft ausgerichtete Haltung der Regierungen beider Länder 

zurückgeführt werden (Gyárfášová – Mesežnikov 2021: 28-29). Hierbei soll kurz auch die sich 

wieder rapid wachsende wirtschaftliche Bedeutung füreinander Erwähnung finden. Bis zum 

Ende dieses Zeitraums wurden die beiden Länder wieder zu zumindest so wichtigen 

Wirtschaftspartnern, wie sie vor dem Zusammenbruch des Ostblocks gewesen waren. Wie 

Ministerpräsident Orbán im Juni 2021 anlässlich des Budapester Besuchs von Amtskollege 

Heger betonte, war die Slowakei zu diesem Zeitpunkt schon der drittgrößte Handelspartner 

Ungarns (MTI.hu 2021i).195 

 
195 Da die Statistiken den Export und den Import bzw. den Warenhandel und die Dienstleistungen separat 

registrieren, wäre es kompliziert, einen genauen Platz für jedes Jahr zu bestimmen. Die beiden Länder sind aber 

füreinander sicherlich stets unter den TOP-10 Partnern in allen möglichen Bereichen der Wirtschaft.  
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„Similis simili gaudet” oder „Gleich und gleich gesellt sich gern”, heißt der alte Spruch. 

Dass die Regierungen des ungarischen Fidesz von Viktor Orbán und der slowakischen Smer 

von Robert Fico nach 2012 eine immer engere und betont gutnachbarschaftliche Partnerschaft 

und allmählich sogar eine Art strategische Allianz etablieren können, hatte vorher praktisch 

niemand erwartet. Nachträglich findet man diese Tatsache schon ziemlich logisch. Wie schon 

ausführlicher dargestellt, verlor die „ungarische Karte“ im Laufe der Jahre ihre 

Glaubwürdigkeit und Bedeutung in der slowakischen Innenpolitik. Gleichzeitig wurden die 

grundlegend ähnliche Lage der beiden relativ kleinen postkommunistischen neuen EU-Staaten 

und somit auch die potenziellen Vorteile des synchronisierten politischen Handelns den 

erfolgreichen Populisten sowohl in Budapest als auch in Bratislava bewusst. Um die gegenseitig 

vorteilhafte Kooperation nicht zu stören, wurden die alten Streitthemen meistens einfach nicht 

mehr öffentlich angesprochen. Mit der Flüchtlingskrise 2015 erhielt die bisherige pragmatische 

Zusammenarbeit auch eine starke ideologische Dimension, die die sich als entschiedene 

Verteidiger der nationalen Souveränität und kulturellen Identität profilierende ungarische und 

slowakische Partner einander noch näher rückte. 

Nach dieser Vorgeschichte und als die immer noch fast 8 Prozent der slowakischen 

Wählerschaft ausmachende ungarische Minderheit in der Slowakei aufgrund ihrer politischen 

Spaltung ohne eigene Vertreter im Parlament blieb, war der neue slowakische Regierungschef 

Mitte 2020 sogar zu einer vorher kaum vorstellbaren symbolischen Öffnung gegenüber den 

ethnisch ungarischen Bürgern des Landes bereit und trat sichtbar als Freund des auch unter den 

Ungarn in der Slowakei beliebten ungarischen Ministerpräsidenten Orbán auf. Im Jahre 2021 

wurde aber schon deutlich, dass die offen Fidesz-skeptischen Liberalen in der bunten „Anti-

Smer-Koalition“ sich keine enge Partnerschaft mit der deklariert illiberalen ungarischen 

Regierung wünschen und auch die in den vorigen Jahren stillschweigend tolerierte bedeutende 

Aktivität des ungarischen Staates in der Südslowakei, die auch die Beliebtheitswerte der im 

Oktober 2021 nach mehr als zehn Jahren Zersplitterung wieder vereinten ethnisch ungarischen 

Partei deutlich verbessern könnten, nicht mehr dulden würden. Die eventuelle Rückkehr „der 

Fidesz-nahen Ungarn“ ins Parlament bei der nächsten Wahl und ihr potenzieller großer Einfluss 

bei der Zusammenstellung der folgenden Koalition wäre eine Entwicklung, worüber auch die 

gegenüber der Budapester Regierung weniger skeptischen slowakischen Politiker gar nicht 

freuen würden. 

Vor diesem Hintergrund ist der Angriffskrieg des russischen Präsidenten auf die 

Ukraine auch im ungarisch-slowakischen Verhältnis von außerordentlicher Bedeutung. Die 

Tatsache, dass Ungarn Viktor Orbáns als das einzige östliche EU- und NATO-Mitglied seine 
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bedeutenden russischen Kontakte auch nach 24. Februar 2022 praktisch nicht reduzieren wollte 

und die EU-Sanktionen regelmäßig lautstark kritisierte bzw. mit seinen Veto-Bedrohungen 

sogar milderte, verstärkte wesentlich das im Hinterkopf der Slowaken sowieso behaltene 

historische Misstrauen, dass Ungarn gegebenenfalls immer noch gefährlich sein könne. Nach 

dem Ausbruch des Kriegs in der Ukraine scheint das Schreckensbild eines „Donbasses in der 

Südslowakei“ nicht mehr völlig ausgeschlossen. Wie die Entwicklungen nach Februar 2022 

zeigen, ist das bisherige, seit mehr als zehn Jahren von beiden Seiten gerne angewandte Modell 

der „konfliktvermeidenden Annäherung“ unter den neuen Umständen wahrscheinlich nicht 

mehr haltbar. 

Der aktuelle Stand (Mitte 2023) und die Aussichten des bilateralen Verhältnisses 

werden kurz und vorsichtig im Schlusskapitel bewertet. 
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6. Schlussfolgerungen und Ausblick 
 

Nach der langen Reise durch mehr als 30 Jahre, sollten nun die wichtigsten Einsichten noch 

einmal kurz zusammengefasst werden. 

 Zunächst sollte auf das parallele versöhnungspolitische Handeln der Regierungen der 

untersuchten Länder in den vier Phasen nach 1989 eingegangen sowie die nachweisbaren 

Gründe der markanten Unterschiede der diesbezüglichen Policy-Outputs erklärt werden. 

 Zwischen 1989 und 1998 wurde die bilaterale Versöhnungspolitik zwischen den beiden 

Länderpaaren völlig anders gestaltet. Im deutsch-polnischen Fall waren beide Seiten schon im 

Herbst 1989 gleich motiviert, ihre historisch belasteten Beziehungen dauerhaft zu verbessern. 

Für die Bundesregierungen war die konsequent versöhnliche Haltung gegenüber den 

ehemaligen Opfern NS-Deutschlands mit Rücksicht auf die internationale Beurteilung des 

Landes stets enorm wichtig und auch die erfolgreiche Westbindung Polens stand eindeutig im 

Interesse der Bundesrepublik. Aus polnischer Sicht war das gute Verhältnis zum sich 

vereinigenden Deutschland bezüglich der als strategisches Ziel betrachteten „Rückkehr nach 

Europa“ einfach unabdingbar. Dank des eindeutigen politischen Willens kam es zu einer 

ununterbrochenen Freundschaftsrhetorik, erfolgten bedeutende Gesten auf höchster Ebene, wie 

die Kreisauer Versöhnungsmesse 1989 oder die Warschauer Rede Roman Herzogs im August 

1994, wurden am Ende 1990 die Grenzen bestätigt und im Juni 1991 ein auch im internationalen 

Vergleich besonders umfangreicher Nachbarschaftsvertrag unterzeichnet sowie bedeutende 

bilaterale Institutionen nach deutsch-französischem Muster etabliert. Die 

versöhnungspolitischen Aktivitäten im deutsch-polnischen Verhältnis waren bald so 

spektakulär geworden, dass es schon 1994 vor einem „Versöhnungskitsch“ gewarnt wurde. 

Gleichzeitig blieben die ungarisch-slowakischen Beziehungen in diesen Jahren 

dauerhaft belastet. Der auffällige Unterschied ist auf mehrere Faktoren zurückzuführen. Erstens 

war der Problemdruck in diesem Fall eindeutig geringer, in beiden Ländern war vor allem die 

Verstärkung der Beziehungen zu westlichen Partnern angestrebt, das nachbarschaftliche 

Verhältnis war nicht strategisch wichtig. Zweitens wurden in der Slowakei, in der auch eine 

große ungarische Minderheit gerade entlang der Grenze lebte, die alten Ängste und 

Ressentiments gegenüber Ungarn, besonders vor dem bedrohenden Hintergrund der 

gewaffneten Konflikte im Ex-Jugoslawien, sowohl spontan als auch innenpolitisch motiviert 

wieder wachgerufen. Drittens war im ungarisch-slowakischen Verhältnis (im Gegensatz zum 

deutsch-polnischen Fall) gar nicht eindeutig, welche Seite die größere historische 

Verantwortung für die Belastungen der Beziehungen hatte. Deswegen scheiterten auch die 
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Versuche, eine gegenseitige große Vergebungsbitte der beiden Parlamente gemeinsam 

auszuarbeiten. Im praktisch nur auf entschiedenem westlichem Druck unterschriebenen 

Grundlagenvertrag 1995 wurden alle historisch sensiblen Themen einfach ausgeklammert. 

In den Jahren zwischen 1998 und 2004 waren die grundlegenden Tendenzen in beiden 

bilateralen Verhältnisse schon ziemlich ähnlich. Die deutschen und polnischen Regierungen 

hatten eine ununterbrochen markant versöhnliche Haltung und betrachteten Polens EU-

Integration als gemeinsames Hauptziel, die einen Höhepunkt der Annäherung bedeuten sollte. 

Im ungarisch-slowakischen Fall waren die ungarischen und die (durch die Vertreter der 

ungarischen Minderheit ergänzten neuen) slowakischen Regierungen als EU-

Beitrittskandidaten ebenso motiviert, eine sichtbare Annäherung aufweisen zu können. Die 

früheren lautstarken Konflikte wurden also meistens vermieden und die Absicht, stets als gute 

Nachbarn zu kooperieren, betont. Der sichtbarste Moment der Annäherung in dieser Phase war 

zweifelsohne die Übergabe der nach der Kriegszerstörung wiederaufgebauten Donaubrücke 

zwischen Esztergom und Štúrovo im Oktober 2001. Im Gegensatz zum deutsch-polnischen 

Paar kam es aber im ungarisch-slowakischen Fall weiterhin zu keinen großen expliziten 

Versöhnungsgesten oder Institutionsgründungen. 

Die dritte Phase, die praktisch das erste gemeinsame Jahrzehnt dieser Länder in der EU 

bis Herbst 2015 umfasst, war eine besonders wechselvolle Zeit. Sie weist aber eine 

bemerkenswerte Gemeinsamkeit der Entwicklung beider Verhältnisse auf. Mit dem polnischen 

Regierungswechsel 2005 und dem slowakischen im Jahre 2006, als es zum ersten Mal nach 

dem EU-Beitritt solche Kräfte an die Macht kommen konnten, die die für Nationalismus 

anfällige Wähler ansprechen wollten, erfolgte eine rapide Klimaverschlechterung in beiden 

bilateralen Verhältnissen. Diese Entwicklung zeugt davon, dass die dafür anfälligen Parteien 

die „deutsche Gefahr“ bzw. die „ungarische Karte“ ohne die starke konfliktmildernde 

Motivation der Perspektive der EU-Mitgliedschaft auch vorher gerne ausgespielt hätten und 

dass viele Wähler die Annäherung ans historisch problematische Nachbarland in der Tat noch 

gar nicht gerne sahen. Nach dem schnellen Sturz der ersten PiS-Regierung im Herbst 2007 kam 

es im deutsch-polnischen Verhältnis erneut zu einer gegenseitig betonten Freundschaftsrhetorik 

und bedeutenden Gesten auf höchster Ebene. Im ungarisch-slowakischen Fall wurde ein 

konfliktvermeidender, die pragmatische Gutnachbarschaft betonender neuer Kurs erst ab Mitte 

2010, nachdem die markant ungarnfeindliche slowakische Dreierkoalition die Macht verloren 

hatte, eingeschlagen. Trotz der bedeutenden Annäherung und der verstärkten Zusammenarbeit 

erfolgten im ungarisch-slowakischen Verhältnis weiterhin keine großen Gesten und auch die 

2009 einmal schon vorgeschriebene bilaterale Institutionsgründungen blieben aus. 
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In der vierten Phase, zwischen der Flüchtlingskrise bzw. dem polnischen 

Regierungswechsel 2015 und dem Ausbruch des Angriffskriegs des russischen Präsidenten 

gegen die Ukraine im Februar 2022, wurden die Rollen aus der ersten Phase praktisch 

getauscht: während die deutsch-polnischen Beziehungen ihre schwerste Krise seit der Wende 

erlebten, die Vergangenheitsdebatten erneut zum wichtigen politischen Thema wurden und die 

bisherige Versöhnungspolitik nur stark eingeschränkt und distanziert fortgesetzt werden 

konnte, erfolgte im ungarisch-slowakischen Verhältnis ein seit 1989 präzedenzloser 

Schulterschluss der Regierungen, die sich vor dem Hintergrund einer konsequenten, ein starkes 

„Wir-Gefühl“ strahlenden Freundschaftsrhetorik als (in Allianz mit Polen und Tschechien) 

tapfere Verteidiger der „normalen“ Mitteleuropäer gegen die Erwartungen der „dekadenten“ 

Westeuropäer, besonders was die Migrationspolitik angeht, profilierten. 

Betrachtet man die ausgewählten drei Indikatoren einzeln, ist festzustellen, dass im Falle 

der nachbarlandbezogenen öffentlichen Äußerungen und Formulierungen in Dokumenten 

(Indikator 1) in beiden Relationen zu großen Schwankungen kam. Auffällig ist, dass während 

die Bundesregierungen in der Öffentlichkeit konsequent betont versöhnlich kommunizierten 

und auch die jeweiligen ungarischen Regierungen sogar in Konfliktfällen stets höflich blieben, 

erlaubten sich die Vertreter von deutschland- bzw. ungarnskeptischen Regierungen und 

Regierungsparteien in Polen bzw. in der Slowakei regelmäßig auch offen feindliche und 

aggressive Aussagen über das historisch problematische Nachbarland. Dieser Unterschied 

verweist auf ein bedeutenderes innenpolitisches Mobilisierungspotenzial der historischen 

Konflikte in den jeweils kleineren Ländern, wo die größeren Nachbarländer überzeugender als 

potenzielle Bedrohung dargestellt werden können. 

Nimmt man die staatlichen Versöhnungsgesten (Indikator 2), ist ein grundlegender 

Unterschied zwischen den beiden Länderpaaren festzustellen. Als im deutsch-polnischen Fall 

die enormen historischen Belastungen schon während der Kreisauer Versöhnungsmesse 1989 

offen angesprochen wurden und seitdem immer wieder gemeinsame Gedenkveranstaltungen 

erfolgten, wurde allmählich eine bedeutende Tradition des gemeinsamen Erinnerns auf höchster 

Ebene etabliert. Die runden Jahrestage des Warschauer Aufstands 1944, des Kriegsausbruchs 

1939 sowie des Kniefalls Brandts 1970 und der Unterzeichnung des Nachbarschaftsvertrags 

1991 wurden regelmäßig gemeinsam bei den Warschauer Gedenkstätten, auf der Westerplatte 

und an weiteren symbolträchtigen Orten begangen. Aus verschiedenen Anlässen kam es 

mehrmals zu expliziten Vergebungsbitten aus deutscher Seite und zurückhaltender, aber auch 

Vertreter des polnischen Staates sprachen ihr Bedauern über das Schicksal der 

Zivilbevölkerung der ehemaligen deutschen Ostgebiete aus. Medienwirksame Bilder, wie die 
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des Friedensgrußes zwischen Helmut Kohl und Tadeusz Mazowiecki oder die Umarmung von 

Präsidenten Gauck und Komorowski auf der Westerplatte, sind in beiden Ländern bekannt 

geworden. Im ungarisch-slowakischen Fall blieben die großen expliziten Versöhnungsgesten, 

abgesehen von dem ziemlich späten und widersprüchlichen Versuch des slowakischen 

Ministerpräsidenten Matovič im Juni 2020, vollständig aus. Es kam nur zu impliziten und 

vorsichtigen Gesten, die in den beiden Gesellschaften praktisch unbekannt blieben.196 

Gemeinsam wurden im ungarisch-slowakischen Verhältnis nur die runden (10. und 20.) 

Jahrestage der Übergabe der wiederaufgebauten Mária-Valéria-Brücke begangen. Insgesamt 

betrachtet, blieb im ungarisch-slowakischen Fall eine große gegenseitige, allgemein bekannte 

Versöhnungsgeste auf höchster staatlicher Ebene letztendlich aus, obwohl es, wie bereits 

angesprochen, nach der Wende noch eindeutig beabsichtigt gewesen war und mehrmals 

versucht wurde. Dass die diesbezüglichen Anstrengungen auch in den weniger angespannten 

Perioden zwischen 1998 und 2006 oder nach 2010 erfolglos blieben, ist höchstwahrscheinlich 

mit der Schuldvermeidung (blame avoidance) der jeweiligen Regierungspolitiker zu erklären. 

Als die Mehrheit der Wähler eine große ungarisch-slowakische Deklaration nicht für unbedingt 

nötig hielt und die konkreten Formulierungen in beiden Gesellschaften potenziell stark kritisiert 

werden würden, war es am Ende einfacher, auf diesen Plan lieber zu verzichten.197 

Was die gemeinsamen, ausdrücklich der Förderung der historischen Versöhnung und 

der Annäherung der Gesellschaften gewidmeten Institutionen (Indikator 3) angeht, sieht man 

wieder einen wesentlichen Unterschied zwischen den beiden Fällen. Im deutsch-polnischen 

Verhältnis wurde kurz nach der Wende eine Reihe von bilateralen staatlichen bzw. großenteils 

staatlich geförderten bedeutenden Institutionen (Jugendwerk, Förderstiftungen usw.), in der 

Regel nach deutsch-französischen Vorbildern, eingerichtet und seitdem kontinuierlich 

finanziert. Eine solche Institutionalisierung der bilateralen Kontakte erfolgte im ungarisch-

slowakischen Fall gar nicht. Auch diesbezüglich war entscheidend, dass die beiden 

Regierungen sowie die beiden Gesellschaften, wie oben erwähnt, nach der Wende in erster 

Linie an der Vertiefung der Kontakte zu den westlichen Partnern interessiert waren und das 

 
196 Ein gutes Beispiel: Die betont freundschaftliche Rede des slowakischen Präsidenten Kováč vom Juni 1996 im 

ungarischen Parlament wurde später sogar in der außenpolitischen Fachliteratur gar nicht wahrgenommen. Sein 

Budapester Besuch wurde mehrmals kurz erwähnt, aber den Text seiner Rede habe ich im Webarchiv des 

Parlaments ganz zufällig gefunden, als ich mehr über sein Programm in Ungarn erfahren wollte.  
197 Géza Jeszenszky, Ungarns erster Außenminister nach der demokratischen Wende, der damals die ungarisch-

slowakische historische Versöhnung eindeutig befürwortet hatte, war 30 Jahre später bezüglich einer „großen 

Deklaration“ ziemlich skeptisch. Ein feierliches Dokument hätte in seiner Meinung keinen großen 

gesellschaftlichen Einfluss gehabt: „Man vergisst es, auch wenn wir jedes fünfte Jahr eine Gedenkfeier halten 

würden“. Die eventuellen neuen Versuche, eine konkrete Fassung gemeinsam vorzubereiten, könnten sogar zu 

neuen politischen Debatten führen. Die Durchführung der ebenfalls gescheiterten Vorbereitung gemeinsamer 

Lehrmaterialen wäre jedoch sinnvoll und wünschenswert (Interview mit Géza Jeszenszky, Budapest, 23. 07. 2021). 
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Nachbarland nicht für besonders wichtig hielten. Später wurde dann auch ein gemeinsamer 

Fonds der Visegrád-Gruppe eingerichtet, damit die staatliche Förderung der sowieso eher 

bescheidenen ungarisch-slowakischen Initiativen praktisch ermöglicht wurde. 

Betrachtet man die in dieser Arbeit an den obigen Beispielen untersuchten 

Versöhnungspolitik aus der Perspektive der Parteiendifferenzthese, muss man feststellen, dass 

diese Beispiele die Erklärungskraft bzw. die Prognosefähigkeit der These weitgehend 

bestätigen, die aber keinesfalls deterministisch sind. 

Markante Parteieneffekte in der Versöhnungspolitik waren vor allem in Polen und der 

Slowakei zu beobachten. Nimmt man die polnischen Regierungen 2005-2007 und nach 2015 

auf der einen und die Regierungen zwischen 2007 und 2015 auf der anderen Seite, sind die 

Unterschiede im Bereich der Versöhnungspolitik nach den Parteifarben offensichtlich. 

Dasselbe gilt in der Slowakei, wenn man die Regierungen 1994-1998 und 2006-2010 auf der 

einen und die Regierungen 1998-2006 auf der anderen Seite vergleicht. Im Falle Deutschlands 

waren solche Unterschiede ganz gering und auch im ungarischen Fall weniger ausgeprägt. Auch 

dieser Unterschied ist wahrscheinlich auf die völlig unterschiedliche innenpolitische Bedeutung 

der Gestaltung der Beziehungen zum historisch problematischen Nachbarland zurückzuführen. 

Wenn es um ein größeres Nachbarland geht, das als potenzielle Bedrohung dargestellt werden 

kann, ist das bilaterale Verhältnis ein wichtigeres Thema für die Wähler. Die Parteieneffekte 

im Bereich der Versöhnungspolitik waren also in den jeweils kleineren betroffenen Ländern 

nachweisbar bedeutender. 

Auffällig ist, dass die Parteieneffekte in der Versöhnungspolitik der Regierungen im 

deutsch-polnischen Fall (im Gegensatz zum ungarisch-slowakischen Verhältnis) vor 2004 noch 

gar nicht ausgeprägt waren. Dieser Unterschied deutet, wie oben erwähnt, 

höchstwahrscheinlich darauf hin, dass das gute Verhältnis zu Deutschland aus polnischer Sicht 

schon 1989 als strategisch wichtig betrachtet und deswegen auch so behandelt wurde. Nach der 

Parteiendifferenzthese sind Parteieneffekte vor allem in denjenigen Politikbereichen zu 

beobachten, die mit Rücksicht auf die Wiederwahlinteressen der regierenden Parteien 

besonders wichtig bzw. für die Wähler im Allgemeinen besonders interessant sind. Wenn die 

überwiegende Mehrheit der Wähler ein politisches Ziel, wie in diesem Fall die erfolgreiche 

Westintegration Polens als höchste Priorität beurteilen, wäre es für die Regierenden sinnlos, 

mit solchen Aktivitäten zu punkten, die das Erreichen dieses Ziels hemmen, auch wenn sie es 

sonst gerne tun würden. In diesem Sinne ist es logisch, dass markante versöhnungspolitische 

Parteieneffekte in den polnischen Regierungskoalitionen erst nach 2004 zu beobachten sind. 
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Diesbezüglich sei kurz darauf hingewiesen, dass die nachträgliche starke, oben schon 

ausführlicher beschriebene Versöhnungskritik seitens führender PiS-Politiker, dass die 

Versöhnung mit den Deutschen nach 1989 große Naivität bzw. gegen die Interessen Polens 

gewesen sei, aus Sicht des Verfassers dieser Arbeit völlig unbegründet ist. Wie Theo 

Mechtenberg und Robert Żurek überzeugend darstellen, wäre ein deutsch-polnischer 

Kollisionskurs nach 1989 auch rein pragmatisch gesehen eine viel schlechtere Alternative für 

Polen gewesen, denn ohne Deutschlands Zustimmung wäre Polens westliche Integration, die 

dann auch zum rapiden wirtschaftlichen Aufstieg des Landes wesentlich beitrug, politisch 

einfach ausgeschlossen gewesen (Mechtenberg 2018: 6; Żurek 2018: 26-27). Man kann die 

Ehrlichkeit des Versöhnungswillens konkreter Politiker in gewissen Situationen sicherlich in 

Frage stellen, naiv waren die polnischen Politiker aber auf keinen Fall. Wäre Ungarn aus 

irgendwelchem Grund schon 1994 zum EU-Mitglied geworden, wäre höchstwahrscheinlich 

auch ein Ministerpräsident Mečiar ausdrücklich freundschaftlich und betont 

konfliktvermeidend gegenüber dem Nachbarland gewesen, das die Integration der Slowakei 

dauerhaft torpedieren könnte. 

Hierbei sollte auch die Bedeutung der kleineren Koalitionspartner betont werden. Sind 

die Unterstützung radikaler Akteure für die Regierungsmehrheit nötig, können sie die 

Regierungspolitik überproportional stark beeinflussen, wie es der Fall der slowakischen 

Regierung 2006-2010 deutlich macht. Als der damalige Ministerpräsident Fico 2012 an der 

Spitze einer Alleinregierung erneut zum Regierungschef wurde, war er gleich bereit, anstatt des 

früheren Kollisionskurses eine konfliktvermeidende pragmatische Partnerschaft mit Ungarn zu 

betreiben. 

Hinsichtlich der Frage nach dem Policy-Impact, also der messbaren gesellschaftlichen 

Wirkung des sich wechselnden versöhnungspolitischen Handelns der Regierungen nach den 

diesbezüglichen Umfragedaten, muss man zuerst feststellen, dass die zur Verfügung stehenden 

unterschiedlichen deutsch-polnischen und die wesentlich wenigeren ungarisch-slowakischen 

Daten leider nur begrenzt vergleichbar waren. Die letzten Daten aus 2022 zeugen aber ziemlich 

eindeutig davon, dass die gegenseitige Wahrnehmung der Ungarn und der Slowaken am Ende 

des untersuchten Zeitraums 1989-2022 gerade besser war, als die der Deutschen und der Polen. 

Nach den schon ausführlicher dargestellten Daten der Umfragen des Deutsch-Polnischen 

Barometers (Kucharczyk – Łada-Konefał 2022) und der Umfrage des ungarischen Nézőpont 

Intézet (Mráz 2022) hatten 54% der Ungarn und 71% der Slowaken eine „eher gute“ Meinung 

über das jeweils andere Nachbarland. Im selben Jahr empfanden nur 43% der Deutschen 

Sympathie für die Polen und 50% der Polen für die Deutschen. 
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Betrachtet man den Anteil der ungarischen und slowakischen Bürger, die zumindest 

über einen Aufenthalt (egal, wann) im jeweils anderen Nachbarland berichten konnten, sieht 

man die folgenden Zahlen aus 2021: 75% der Slowaken waren schon in Ungarn und 67% der 

Ungarn in der Slowakei. Nach ähnlichen Daten aus 2022 waren nur 50% der Polen und lediglich 

33% der Deutschen seit 1989/1990 zumindest einmal im jeweils anderen Land (Gyárfášová – 

Mesežnikov 2021; Kucharczyk – Łada-Konefał 2022). 

Diese Zahlen deuten darauf hin, dass die gegenseitige Akzeptanz bzw. die Intensität der 

Kontakte drei Jahrzehnten nach der Wende zwischen den Ungarn und den Slowaken deutlich 

höher war, als im Falle der Deutschen und der Polen. In diesem Sinne wurde die Annahme nicht 

bestätigt, dass die gegenseitige Wahrnehmung im deutsch-polnischen Fall dank der 

bedeutenden versöhnungspolitischen Aktivitäten der Regierungen nach 1989 messbar besser 

als im ungarisch-slowakischen Verhältnis werden sollte. Wegen Mangel an den vergleichbaren 

Daten für den ganzen Untersuchungszeitraum blieb es aber leider unbekannt, ob die 

gegenseitige Wahrnehmung im deutsch-polnischen Verhältnis insgesamt bedeutender 

verbessert wurde als im ungarisch-slowakischen. Betrachtet man die rapide Verbesserung der 

Wahrnehmung der Deutschen in den 1990er Jahren in Polen nach den jährlichen Daten des 

CBOS, ist es wohl möglich, dass die damaligen großen medienwirksamen Versöhnungsgesten 

und die Tätigkeit der vor kurzem gegründeten Förderstiftungen, des Jugendwerks etc. dazu ganz 

stark beigetragen hatten und dass die deutsch-polnische gegenseitige Wahrnehmung z. B. im 

Jahre 1997 besser gewesen sei als die damalige ungarisch-slowakische. In den 2000er Jahren 

und später, als die deutsch-polnische Versöhnung für die beiden Gesellschaften schon keine 

Neuheit war, verloren die versöhnungspolitischen Aktivitäten der Regierungen wahrscheinlich 

allmählich an gesellschaftlichen Einfluss. Gleichzeitig entdeckten die Politiker sowie die 

Bürger in Ungarn und der Slowakei, aber auch in der ganzen Visegrád-Gruppe ihre 

grundlegende Ähnlichkeit, was sowohl die politische und wirtschaftliche Lage innerhalb der 

EU als auch das kulturelle Erbe und die allgemeine Mentalität und die (im Vergleich zu 

Westeuropa gesellschaftspolitisch markant konservative und ethnozentrische) Weltanschauung 

angeht, die in Bezug auf die gegenseitigen Sympathiewerte auf lange Sicht von größerer 

Bedeutung sein kann, besonders wenn sie stets betont wird, als die intensive und wohlwollende 

staatliche Auseinandersetzung mit den historischen Lasten der Beziehungen. 

Aus den obigen Untersuchungsergebnissen sind mit einer vorsichtigen Generalisierung 

die folgenden allgemeinen Aussagen abzuleiten: 

Die Frage der historischen Versöhnung mit einem Nachbarland betrachten die 

jeweiligen Regierungen weitgehend pragmatisch. Falls die (weitere) Annäherung an ein 
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historisch problematisches Nachbarland keine konkreten Vorteile verspricht bzw. 

diesbezüglich kein bedeutender internationaler Druck ausgeübt wird, wird auf sie einfach 

verzichtet oder die alten Konflikte in den innenpolitischen Kämpfen sogar bewusst zugespitzt. 

Die Kritiker, die die persönliche Überzeugung der Politiker hinter den großen 

Versöhnungsgesten bezweifeln, haben wahrscheinlich oft Recht. Unabhängig davon können 

diese Gesten aber eine bedeutende moralische Aussage und eine positive 

handlungsnormierende Wirkung haben. 

Die bilateralen Vergangenheitsthemen haben meistens in dem jeweils kleineren Land 

eine größere innenpolitische Bedeutung, in den viele Menschen das größere Nachbarland als 

potenzielle Bedrohung wahrnehmen können. Aufgrund dieser größeren gesellschaftlichen 

Empfindlichkeit hängt die jeweilige Entwicklung der bilateralen Versöhnungspolitik stärker 

von den Regierungen des kleineren Landes ab. Wenn sie in der Innenpolitik gerade mit einem 

harten Kollisionskurs punkten wollen, können die Regierungen im größeren Land die Konflikte 

nur mildern. Auch die Ergebnisse dieser Arbeit bestätigen die Grundannahme der Fachliteratur 

(vgl. Phillips 1998: 66; Phillips 2001: 172), dass die historische Versöhnung nur im 

Einverständnis der beiden Parteien vorangebracht werden kann. 

Falls sie für die Sicherung der Regierungsmehrheit unbedingt nötig sind, können auch 

die kleineren Koalitionspartner die Gestaltung der Versöhnungspolitik nach ihren Erwartungen 

wesentlich beeinflussen.198 

Ziemlich stark beeinflusst das versöhnungspolitische Handeln des Staates auch der 

persönliche Hintergrund der jeweiligen Spitzenpolitiker. Wenn jemand, wie Ministerpräsident 

Tusk in Polen oder Präsident Schuster in der Slowakei, die Sprache des Nachbarlandes 

ausgezeichnet spricht und gerne benutzt und starkes Interesse am Nachbarland hat, wird diese 

Person auch in der Politik wahrscheinlich markant versöhnungsorientiert auftreten. Und auch 

umgekehrt: wenn jemand, wie PiS-Parteichef Kaczyński, aus einem gegenüber dem 

Nachbarland ausgeprägt skeptischen Milieu kommt und das Nachbarland aus eigener Erfahrung 

praktisch gar nicht kennt, wird er höchstwahrscheinlich überdurchschnittlich 

versöhnungsfeindlich handeln. 

Die runden Jahrestage wichtiger historischer Ereignisse sind im Bereich der 

Versöhnungspolitik von grundlegender Bedeutung. Sie gelten, wie im Theorieteil bereits 

 
198 Diesbezüglich sollte hier wieder kurz auf den sog. Portfolio-Allocation-Ansatz verwiesen werden. Die 

Ergebnisse dieser Arbeit deuten darauf hin, dass kleinere nationalpopulistische Parteien wie die SNS in der 

Slowakei oder die LPR in Polen in den Koalitionen gerne Kultus- und Unterrichtsminister stellen. Im Sinne des 

Ansatzes sind diese Bereiche besonders logische Wahlen für kleinere Parteien, die die Gesellschaft vor allem mit 

symbolischen Themen bzw. ideologisch beeinflussen wollen.   
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dargelegt, als Gelegenheitsfenster (window of opportunity) für die politischen Akteure. Daten, 

wie z. B. der 50. Jahrestag des Warschauer Aufstands 1944 oder der 100. Jahrestag des 

Friedensvertrags von Trianon 2020, wann die damaligen Ereignisse die Öffentlichkeit 

besonders stark beschäftigen, sind exzellente Anlässe für Politiker für Gesten und neue 

Initiativen oder aber für eine markante Bestätigung der tradierten Narrativen. Die bedeutendsten 

versöhnungspolitischen Aktionen sind meistens mit runden Jahrestagen verbunden. Und das 

wird höchstwahrscheinlich auch in Zukunft so sein. Mit ziemlich großer Sicherheit kann man 

also im Juni 2023 beispielsweise vorhersagen, dass am 1. August 2024 der Bundespräsident 

oder der Bundeskanzler oder zumindest die Bundesaußenministerin eine Gedenkrede in 

Warschau halten wird und deren Inhalt als Indiz des aktuellen Stands der deutsch-polnischen 

Beziehungen in den Medien (vor allem in Polen) sorgfältig analysiert wird. 

Die gesellschaftliche Wirkung der bilateralen Versöhnungspolitik ist zahlenmäßig nur 

begrenzt nachzuweisen. Insgesamt kann man davon ausgehen, dass die positive staatliche 

Kommunikation über das jeweils andere Nachbarland und die medienwirksamen Gesten auf 

höchster Ebene sicherlich eine nicht geringe handlungsnormierende Wirkung haben, denn sie 

verbreiten die Botschaft, dass die Überwindung der alten Konflikte seitens des Staates 

angestrebt und gewissermaßen auch erwartet sei. Die gegensätzliche Botschaft hat 

logischerweise auch eine gegensätzliche Wirkung. Die Tätigkeit eines Jugendwerks oder 

gewisser Stiftungen hat verständlicherweise eine wesentlich begrenztere 

gesamtgesellschaftliche Wirkung, nur die Einstellungen der Teilnehmer und ihrer Familien und 

Freundeskreise können sie dauerhaft und bedeutend beeinflussen und mehrere Zehn- oder sogar 

Hunderttausende von gegenüber dem Nachbarland engagierten Menschen machen in Prozenten 

einen eher geringen Anteil der Gesellschaft aus. Diese Personen, die dank der staatlichen 

Unterstützung eine gewisse Zeit im jeweils anderen Land verbringen und hoffentlich sogar die 

Sprache und Kultur kennenlernen, sind als potenzielle Multiplikatoren, die die erfolgreiche 

Zusammenarbeit in den verschiedensten Bereichen vertiefen können, enorm wichtig. Hierbei 

ist sogar das wirtschaftliche Interesse der Staaten eindeutig. Will man z. B. in Ungarn 

intensivere Wirtschaftsbeziehungen mit der Slowakei, sollten mehr Menschen in den 

Budapester Zentralen der auch in der Slowakei tätigen Großfirmen das nördliche Nachbarland 

aus erster Hand kennenlernen. Das Interesse für ein traditionell eher unbeliebte Nachbarland zu 

wecken, sollte zumindest teilweise sicherlich auch seitens des Staates gefördert werden. 

Diesbezüglich ist die Einbeziehung der jüngeren Generationen eine besondere 

Herausforderung. Als sie in der Regel wesentlich weniger geschichtsbewusst sind, beeinflussen 

sie auch die alten Ressentiments weniger, gleichzeitig haben sie aber auch gar kein Interesse 
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fürs Nachbarland, das noch dazu in der Vergangenheit irgendwie schon problematisch war. Wie 

Dieter Bingen in Bezug auf das deutsch-polnische Verhältnis betonte, sei für die Jugend nicht 

mehr eine historische Versöhnung, sondern das Wecken des Interesses bzw. der Neugier nötig 

(Bingen 2016c). Anlässlich des 50. Jahrestags des Warschauer Kniefalls Willy Brandts warf 

Peter Oliver Loew die Frage auf, ob es 50 Jahre nach dem Kniefall nicht aktuell wäre, „ein 

neues Kapitel symbolischer Politik aufzuschlagen, ein Kapitel mit neuen Gesten“. In diesem 

Zusammenhang unterstrich er die symbolische Bedeutung des zukünftigen Berliner Polen-

Ortes und plädierte u. a. dafür, dass auch Spitzenpolitiker ihren Urlaub einmal im Nachbarland 

verbringen und eine deutsch-polnische, die für die Beziehungsgeschichte wichtigen Orte in 

beiden Ländern berührende touristische Route etabliert werden sollten (Loew 2020: 8). 

Der Tourismus bzw. die durch das Reisen ermöglichten persönlichen (und gleich online 

mit Fotos und Videos geteilten) Erlebnisse können sicherlich von enormer Bedeutung sein, 

wenn die Neugier junger Menschen fürs Nachbarland geweckt werden sollte. Diesbezüglich 

könnten die Staaten aus meiner Sicht noch viel aktiver werden. In der heutigen Welt der starken 

visuellen Impulse und kurzen Youtube-Videos, die Millionen fast live anschauen, wäre 

definitiv wünschenswert, wenn die Staatsoberhäupter in kurzen freundschaftlichen 

Videobotschaften unmittelbar an die Bürger des Nachbarlands wenden würden und sie zu einem 

Besuch in eigenem Land (möglichst in der Sprache des anderen Landes) einladen würden. Auch 

angefragte bekannte Persönlichkeiten sollten dasselbe tun. Außerdem sollten die für die 

Besucher aus dem Nachbarland besonders relevanten schon vorhandenen 

Informationsmaterialen (z. B. illustrierte Bücher von Historikern über die slowakischen 

Gedenkstätten in Budapest) mit staatlicher finanzieller Unterstützung von den kleinen Verlagen 

gekauft und kostenlos auf einer gehaltvollen touristischen Webseite für die Besucher aus dem 

Nachbarland zur Verfügung gestellt und auch die Vorbereitung neuer Materialien ermöglicht 

werden. 

Auch das intensive Lernen der Sprache des Nachbarlandes sollte jedes Jahr für 

zumindest 20-50 Personen zwischen 18 und 30 Jahren staatlich finanziert ermöglicht werden. 

Die ausgewählten Bewerber sollten die Möglichkeit haben, ein ganzes Jahr im Gastland zu 

verbringen und an einem intensiven Sprachkurs teilzunehmen. Am Ende des Aufenthalts sollte 

ein gutes B2 Niveau sicherlich erreicht werden. Auch im Rahmen des Erasmus+ und anderen 

Mobilitätsprogramme sollten ausdrücklich den Sprachkenntnissen gewidmete Aufenthalte 

nicht nur für zukünftige Lehrer und Sprachwissenschaftler ermöglicht werden. Einem 

zukünftigen deutschen Juristen aus Dresden kann es auf lange Sicht vielleicht mehr Vorteile 

bringen, wenn er während eines akademischen Jahres in Krakau die polnische Sprache auf 
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gutem Niveau aneignet, und nicht, wie es in der Regel passiert, alle Fächer auf Englisch hat und 

nur an einer Polnischstunde pro Woche teilnimmt. Regelmäßig sollte auch staatlich finanziert 

ermöglicht werden, dass die interessierten Studierenden im Nachbarland unabhängig von der 

Fachrichtung an einer dem allgemeinen Kennenlernen dienenden Programmreihe teilnehmen 

können. Im ungarisch-slowakischen Fall wäre z. B. gut, jedes Jahr einige ungarnbezogene 

öffentliche Vorträge an den Universitäten in Bratislava zu halten, einen Botschaftsbesuch zu 

organisieren sowie einen Essaywettbewerb auszuschreiben, dessen Gewinner dann ein kurzes 

Praktikum in Ungarn absolvieren und an einem kostenlosen Sprachkurs teilnehmen könnten. 

Am Ende der Arbeit sollte zuletzt noch ein kurzer Ausblick bzw. einige vorsichtige 

Prognosen gegeben werden. Betrachtet man die wichtigsten Tendenzen nach 24. Februar 2022, 

ist bei beiden Länderpaaren eher eine Klimaverschlechterung zu beobachten. Hierbei ist ganz 

wichtig, dass in Polen die nächsten ordentlichen Wahlen im Spätherbst 2023 stattfinden und 

inzwischen auch in der Slowakei vorgezogene Wahlen, ebenso im Herbst 2023, konkret für den 

30. September 2023 ausgeschrieben, nötig wurden. Es erfolgen also Wahlkampagnen in den 

jeweils kleineren und somit bezüglich der Altlasten der bilateralen Beziehungen 

empfindlicheren Ländern. 

Sieht man die Lage in Polen, ist die aktuelle Regierung weiterhin ausgeprägt 

deutschlandskeptisch und würde ihr Lager auch mit antideutschen Parolen gerne mobilisieren. 

In Bezug auf den Krieg in der Ukraine wurde und wird eine nicht geringe Mitverantwortung 

der langjährigen deutschen Russlandpolitik hervorgehoben und Deutschland für ihre im 

Vergleich zu Polen ganz zögerliche Haltung bezüglich der Unterstützung der Verteidigung des 

östlichen Nachbarlands Polens mit starken Worten kritisiert.  Auch die im Oktober 2022 schon 

auch offiziell überreichten, von deutscher Seite offiziell abgelehnten Reparationsforderungen 

sowie die andauernden Rechtsstaatlichkeitsdebatten sind weiterhin zentrale Streitthemen. 

Insgesamt betrachtet ist davon auszugehen, dass im Falle eines eventuellen Wahlsiegs der 

polnischen Opposition wieder eine Annäherung, jedoch wahrscheinlich wesentlich 

zurückhaltender als zwischen 2007 und 2015 erfolgen würde, mit sichtbaren Folgen auch im 

Bereich der Versöhnungspolitik. Bleibt die aktuelle Regierung im Amt, ist eine Fortsetzung des 

Kollisionskurses wahrscheinlich (DW.com 2022; Lang 2022; Vetter 2023). 

 Im ungarisch-slowakischen Verhältnis wurden nach dem Ausbruch des Kriegs in der 

Ukraine die alten slowakischen Ängste, nicht zuletzt aufgrund der in der Region auffällig 

russlandfreundlichen Haltung der ungarischen Regierung, wieder ganz offen angesprochen und 

die ungarische Minderheit in der Slowakei als ein bedeutendes sicherheitspolitisches Risiko 

wahrgenommen. Im April 2022 sprach Parlamentspräsident Kollár in einem Fernsehinterview 
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darüber, dass der ungarische Ministerpräsident, der Immobilien in der Slowakei aufkaufen lässt 

und ungarische Pässe den Angehörigen der ungarischen Minderheit geben will, würde mit Putin 

die Slowakei gerne aufteilen. Der zwischen September 2022 und Mai 2023 tätige slowakische 

Außenminister Rastislav Káčer sprach mehrmals öffentlich darüber, dass Ungarn nach 

geheimen Informationen die Interessen Russlands in der EU vertrete und wenn Putin in der 

Ukraine gesiegt hätte, hätte es territoriale Ansprüche gegenüber der Slowakei gestellt. Die 

ungarischen Reaktionen waren ziemlich gereizt. Dem slowakischen Parlamentspräsidenten 

wurde vom ungarischen Staatssekretär Tamás Menczer vorgeworfen, dass er einen falschen 

Kalender habe, denn es sei schon das 21. Jahrhundert. Dem slowakischen Außenminister schlug 

der Vorsitzende des auswärtigen Ausschusses des ungarischen Parlaments Zsolt Németh im 

Februar 2023 vor, mit seinen Problemen an einen Psychiater zu wenden (Index.hu 2022; Tóth 

2023). 

Mittlerweile zerfiel die slowakische Regierungskoalition aufgrund heftiger Konflikte 

der teilnehmenden Parteien endgültig. Vor den vorgezogenen Wahlen ist in der slowakischen 

Innenpolitik eine extreme Fragmentierung zu beobachten. Die Beliebtheitswerte der 

zahlreichen kleineren Parteien sind ganz niedrig. In dieser Situation (Stand: Mitte Juni 2023) 

wird wahrscheinlich wieder eine Koalition mehrerer Parteien nötig sein und es ist wohl 

möglich, dass Robert Fico, der sich als Vorsitzender der relativ stärksten Partei gerade auf den 

Spuren des alten politischen Freunds Orbán als „Russlandversteher“ profiliert, erneut 

Ministerpräsident wird. Die neue 2021 vereinigte ungarische Partei ist jedoch weiterhin weit 

unter 5%. Es ist ganz unwahrscheinlich, dass sie Sitze im Parlament erringen könnte (Balizs 

2023). 

Würde die ungarische Partei aber letztendlich jedoch ein Ergebnis über 5% erzielen und 

zu einem nötigen Koalitionspartner für Robert Fico werden, würde höchstwahrscheinlich eine 

Rückkehr zum zwischen 2012 und 2020 gesehenen markanten ungarisch-slowakischen 

Freundschaftskurs erfolgen. Würde Fico ungarnskeptische kleinere Partner benötigen oder 

wieder eine „Anti-Fico-Koalition“ mehrerer kleinen Parteien gegründet werden, dann können 

die bilateralen Beziehungen zu Ungarn ziemlich angespannt bleiben bzw. mit neuen Debatten, 

auch über die alten Streitthemen, belastet werden. 

All dies bestätigt, dass die parteipolitische Zusammensetzung der Regierungen auch im 

Bereich der Versöhnungspolitik immer noch von großer Bedeutung ist, also „Parties Matter“.199 

 
199 Ähnlich konzipierte Untersuchungen wären meines Erachtens auch mit anderen Beispielen, wie Deutschland-

Tschechien und Österreich-Slowenien oder Polen-Ukraine und Ungarn-Rumänien sozialwissenschaftlich 
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Als letzter Punkt zum untersuchten Thema sei noch die Bedeutung der Faktor Zeit kurz 

angesprochen. Obwohl die alten Streitthemen, wie oben dargestellt, auch mehr als 30 Jahre 

nach der Wende immer noch von nicht geringer politischer Bedeutung sind, ist die Tendenz 

unverkennbar, dass diese Themen einen immer kleineren Anteil aller Wähler beschäftigen. Ein 

ehemals gegnerisches Nachbarland verlor als Feindbild allmählich gut sichtbar an 

„Glaubwürdigkeit“. Es vergehen die Jahre, man hat eine intensive Zusammenarbeit als 

Verbündeten innerhalb der EU und NATO. Auch die ökonomischen und kulturellen 

Verhältnisse werden immer ähnlicher.200 Ab Ende 2007 sind sogar die Grenzen (abgesehen von 

der Covid-Krise) geöffnet und trotz allen lautstarken nationalpopulistischen Warnungen kamen 

immer noch gar keine deutschen bzw. ungarischen Panzer über die Oder- und Donaubrücken. 

Für ein Großteil der Wähler sind angeblich böse internationale Organisationen oder illegale 

Einwanderer schon überzeugendere Gefahren als ein historisch problematisches Nachbarland. 

Hierbei lohnt es sich kurz wieder die Assmansche Unterscheidung der kommunikativen 

bzw. kulturellen Gedächtnisse wachzurufen. Die Erinnerung an konkrete wichtige Ereignisse 

bleiben grundsätzlich für 80-100 Jahre bzw. für 3-4 Generationen lebendig (Assmann 1999: 

57). Zeitgenossen können ihre erlebten Erfahrungen mit ihren Kindern und Enkelkindern noch 

unmittelbar teilen (kommunikatives Gedächtnis) und diese Erfahrungen können dann aufgrund 

der Erzählungen dieser Kinder und Enkelkinder auch für die vierte Generation noch persönlich 

wichtig und relevant sein. Danach werden die Geschichten nur schriftlich bewahrt und 

organisiert an sie erinnert werden (kulturelles Gedächtnis) oder endgültig in Vergessenheit 

geraten. Pál Hatos, ein anerkannter ungarischer Historiker ist der Meinung, dass für die 

ungarische Gesellschaft das Jahr 1918 die wichtigste zeitliche Scheidelinie ist, was das 

historische Gedächtnis angeht. Ereignisse vor 1918 sind schon Geschichte, die späteren 

Entwicklungen sind aber immer noch lebendig und wichtig (Hatos, nach Ablonczy 2020: 8). 

Dieser etwa 100-jährige zeitliche Abstand ist auch deswegen logisch, weil auch die praktischen 

Konsequenzen gewisser Ereignisse so lange persönlich bekannt sind. Wenn der Großvater in 

der Zwischenkriegszeit als Unternehmer reich worden war, dann aber nach 1945 sein Eigentum 

verstaatlicht wurde, prägt diese Entwicklung wahrscheinlich auch die Lebensverhältnisse und 

politischen Präferenzen der schon nicht allzu jungen Enkelkinder nach der Wende 1989, und 

auch die Urenkel kennen noch zumindest oberflächlich das Schicksal des armen Urgroßvaters. 

 
interessant und vielleicht auch praktisch relevant. Würde diese Arbeit einige Leser eventuell zu ähnlichen 

Forschungsarbeiten motivieren, wäre es dem Autor eine große Ehre.  
200 In einem großen Einkaufzentrum könnte ein fremder Beobachter ohne die Aufschriften in den lokalen Sprachen 

im Jahre 2023 eigentlich kaum sagen, ob man gerade in Rostock, Katowice, Győr oder Košice ist. 
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Auch in Bezug auf die historischen Konflikte mit einem Nachbarland, ist davon 

auszugehen, dass diese für die damals besonders betroffenen Menschen und ihre Nachkommen 

für etwa 100 Jahre wichtig bleiben. Und diese emotionale Betroffenheit kann auch 

innenpolitisch mobilisiert werden. Wenn diese Altlasten die Entscheidung nur von 3-5% der 

Wähler stark beeinflussen, können sie ggf. sogar wahlentscheidend. Die in dieser Arbeit 

untersuchte Versöhnungspolitik bleibt in diesem Sinne noch für lange Jahrzehnte praktisch 

relevant. Geht man aber optimistisch davon aus, dass auch im Jahre 2150 noch eine Zivilisation 

besteht, ist es wohl möglich, dass die Deutschen und die  Polen, die Ungarn und die Slowaken 

sowie die anderen Völker dieser Region sich nach den langen Jahrhunderten des aus ethnischer 

Sicht eher friedlichen Zusammenlebens im Mittelalters erneut als Teile einer größeren 

kulturellen Einheit namens Europa betrachten und die schmerzhaften Konflikte im 19. und 20. 

Jahrhundert als eine seit langem überwundene Phase einer längeren Geschichte beurteilen 

werden. 

Dass ein solcher Geschichtsverlauf gar nicht ausgeschlossen ist, macht das Beispiel der 

ungarisch-türkischen Beziehungen ganz deutlich. Die osmanischen Eroberer des 16. und 17. 

Jahrhundert führten eine Reihe von Feldzügen gegen das Königreich Ungarn. Viele Tausende 

Menschen wurden ermordet bzw. als Sklaven nach Istanbul gebracht und verkauft. Die 

wunderbaren, mit der Krakauer Wawel oder der Prager Burg vergleichbaren königlichen 

Residenzen, sogar die Gräber der alten Könige wurden in den langen Kriegen praktisch 

vernichtet. Die noch 1541 eingenommene alte Hauptstadt Buda wurde erst 1686 befreit. Später 

war ein Großteil der Ungarn mit der Herrschaft der Habsburger aber so unzufrieden, dass sogar 

Freiheitkämpfe geführt wurden, die aber erfolglos blieben. Deren Führer mussten sowohl 1711 

als auch 1849 gerade ins Osmanische Reich fliehen, wo sie freundschaftlich empfangen 

wurden. Als 1878 die russischen Truppen auf dem Balkan gegen die Türken kämpften, forderte 

die ungarische öffentliche Meinung schon lautstark, dass Österreich-Ungarn auf der türkischen 

Seite gegen die Russen, die 1849 den Habsburgern geholfen hatten, den Freiheitskampf in 

Ungarn niederzuschlagen, ins Feld ziehen sollte (Kozári 2009: 37). Auch seitdem sind die 

Beziehungen (auch ohne die aktuelle „illiberale Allianz“ auf höchster Ebene) betont 

freundschaftlich. In Ungarn stehen heute die wenigen nicht gleich nach der Befreiung des 

Landes am Ende des 17. Jahrhunderts abgebauten Baudenkmäler der einstigen Eroberer unter 

strengem Denkmalschutz und werden den Touristen aus ganzer Welt als historische Kuriosa 

gerne gezeigt. 

Sei diese, dem Thema der historischen Versöhnung gewidmete Arbeit mit der auf lange 

Sicht letztendlich ganz beruhigenden alten slowakischen (in ähnlichen Formen natürlich auch 
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in anderen Sprachen verwendeten) Volksweisheit beendet: Čas všetko napraví [Die Zeit bringt 

alles in Ordnung]. 
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